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Editorial: Umkämpfte Arbeit 


Arbeit ıst in Deutschland wieder ins Zent- 
rum gesellschaftlicher und politischer Aus- 
einandersetzungen gerückt. Die Debatte um 
Mindestlöhne, der Streik der Lokombotiv- 
führer, die Konflikte um die Umsetzung des 
Entgeltrahmenabkommens in der Metallin- 
dustrie, die Proteste gegen die geplante 
Schließung des Nokia-Werks in Bochum - 
all dies zeigt, dass sich die Erwerbsarbeit 
und ihre Einbindung in nicht erwerbsför- 
mige Arbeit in den letzten beiden Jahrzehn- 
ten weitreichend verändert haben, damit 
aber auch die Formen und die Ziele der 
Kämpfe um sie. 

Da ist zum einen die zunehmende Erosi- 
on des tarıfrechtlichen Schutzes. Nicht nur 
die Kräfteverhältnisse in den Unternehmen 
haben sich verschoben, sondern diese 
Entwicklung wurde zudem von einer Poli- 
tik zugunsten der Interessen der Kapitalan- 
eger wohlwollend begleitet. Unisono for- 
derten „Wirtschaft“ und „Politik“, das Ge- 
bot der „Flexibilität“ in der Arbeit durch- 
zusetzen und die Aushandlung der Ent- 
ohnung auf die Unternehmensebene zu- 
rückzuführen. Flankiert und gefördert von 
Veränderungen ım Arbeits- und Sozial- 
recht mutierten die Flächentarifverträge 
daher immer stärker zu einem mehr oder 
weniger lockeren Rahmen für betrieblich 
ausgehandelte Sonderregelungen. Daneben 
sind erhebliche tarifvertragsfreie oder von 
„gelben Gewerkschaften“ ım Interesse der 
Unternehmensführungen vertretene Zonen 
entstanden, und zwar vor allem im Nied- 
uglohnbereich. 

Dies hat nicht nur die Arbeits- und Le- 
bensbedingungen der meisten Lohnab- 
hängigen verschlechtert, sondern schließ- 
lich auch eine wichtige Funktion kollekti- 


ver Regelungen für die Kapitalseite unter- 
miniert - die Dämpfung der Konkurrenz 
durch Lohn- und Arbeitszeitstandards. Die 
Kämpfe um einen Mindestlohn haben da- 
her mindestens zwei Seiten. Von gewerk- 
schaftlicher Seite handelt es sich um Versu- 
che, die Politik ins Spiel zu bringen, um die 
schwächsten Kategorien der Lohnabhängi- 
gen vor einem freien Fall ihrer Einkommen 
zu schützen. In bestimmten Branchen 
scheint es aber auch eın zunehmendes In- 
teresse an einer Schadensbegrenzung 
durch Teile des Kapitals zu geben, die ın 
der verschärften Unternehmenskonkurrenz 
zu Verlierern zu werden drohen. 

Zum anderen stellt sich das politische 
Problem, die Einheit der Lohnabhängigen 
bzw. der subalternen Gruppen gegen Aus- 
beutung und Herrschaft herzustellen, auf 
neue Weise, weil sich die Formen ihrer 
Differenzierung verändert haben. So sind 
in den letzten Jahrzehnten z.B. neue Tä- 
tigkeits- und Berufskategorien entstanden, 
die eher auf andere Formen der Vernet- 
zung als die gewerkschaftliche setzen, um 
mit den Unsicherheiten ihrer Arbeitsmög- 
lichkeiten und -bedingungen fertig zu wer- 
den. Dazu gehört die wachsende Gruppe 
der zwischen Lohnabhängigkeit und Selb- 
ständigkeit angesiedelten „Alleinselbstän- 
digen“. Da sich die Zugriffsmöglichkeiten 
und Zugriffsweisen der Unternehmen auf 
die Arbeitskräfte verändert haben, nehmen 
auch dıe Konflikte um Lohn und Leistung 
neue Formen an und verbinden sich auf 
neue Weise mit Fragen der Kontrolle über 
die Arbeit und ihre Ergebnisse. 

Nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs 
haben sich in der Bundesrepublik Verhält- 
nisse herausgebildet, die später vielfach als 
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„fordistisch“ bezeichnet wurden. Gemeint 
war damit die Durchsetzung tayloristischer 
Arbeitsorganisation verbunden mit fort- 
schreitender Mechanisierung und Bürokra- 
tisierung des Arbeitsprozesses. Konzepte 
dieser Art gingen in erster Linie auf die 
USA zurück, wo Frederick Taylor bereits 
vor dem Ersten Weltkrieg hoffte, mit Hilfe 
seiner „wissenschaftlichen Betriebsfüh- 
rung“ den Eigensinn der Arbeiterschaft zu 
brechen und sie mit Hilfe von autoritati- 
ver Anleitung und Lohnanreizen auf die 
Ziele des Kapitals zu verpflichten. Mit er- 
heblich größerem praktischen Erfolg als 
Taylor setzte Henry Ford, der im übrigen 
jeden Verweis auf Taylor peinlichst ver- 
mied, das Konzept der strikten Trennung 
zwischen planender und ausführender Ar- 
beit in die industrielle Realität um und er- 
gänzte es um Spezialmaschinen und 
Fließbänder. Seine Arbeiter wurden somit 
dem Tempo des Fließbands bzw. des Ma- 
schinensystems unterworfen - mit dem 
Ergebnis einer ungeheuren Intensivierung 
der Arbeit, aber auch gewaltiger Produkti- 
vitätssteigerungen. Diese wurden zum Teil 
dazu genutzt, die produzierten Automobr- 
le zu niedrigeren Preisen und damit auch 
an die Arbeiter zu verkaufen. Die Arbeits- 
bedingungen der mechanisierten Massen- 
produktion - meisterhaft karikiert in Char- 
lie Chaplins Modern Times - wurden von 
der Arbeiterschaft jedoch erst dann akzep- 
tiert, als das Unternehmen erhebliche 
Lohnerhöhungen zugestand. Der legendä- 
re Five.Dollar-Day schränkte die starke 
(und für das Unternehmen extrem teure) 
Fluktuation ein, war allerdings auch mit 
der Anforderung unbedingter Loyalität ge- 
genüber dem Arbeitgeber verbunden. 

Was Henry Ford selbst grandios als „Weı- 
ßen Sozialismus“ verkündete, wurde nicht 
nur von deutschen Unternehmern, son- 
dern selbst von Gewerkschaftlern der Zwi- 
schenkriegszeit ehrfürchtig bestaunt - 
schien doch hier ein Gesellschaftsmodell 
heraufzudämmern, das eine Versöhnung 
von Arbeit und Kapital und somit ein 
Ende der unseligen Klassenkämpfe ver- 
sprach. Kritisierte Lenin den Taylorısmus 
zunächst als „Schweißauspressung nach al- 


len Regeln der Wissenschaft“ (LW 18, 589) 
und „Versklavung des Menschen durch die 
Maschine“ (LW 20, 145), so wollte er ihn 
später selbst zum Aufbau des Sozialismus 
einsetzen (vgl. LW 27, 2496 LW 33, 3541). 
In Deutschland wurden in den 1920er und 
1930er Jahren ganze Bibliotheken mit Li- 
teratur zur Rationalisierung gefüllt, Taylors 
und Fords Konzepte jedoch nur ansatz- 
weise verwirklicht. Die durchschlagendste 
Neuerung war die Einführung des REFA- 
Mannes, der die Akkorde mit der Stopp- 
uhr in der Hand festlegte, während dies 
bis dahin die Meister nach Gefühl und Er- 
fahrung gemacht hatten. (Das bis heute 
gebräuchliche Akronym REFA bezeichnet 
den Reichsausschuss für Arbeitszeitermite- 
lung - eine der zahllosen Kommissionen, 
die noch während des Ersten Weltkriegs 
gegründet worden waren, um die Ziele der 
Rationalisierung voranzubringen). 

Der Siegeszug des tayloristisch-fordisti- 
schen Produktionsmodells setzte in West- 
deutschland mit den 1950er Jahren ein 
und ebenso wie in den USA fand er sein 
ideales Terrain in der Automobilindustrie 
vor: Der VW-Käfer, eine Konstruktion 
Ferdinand Porsches und ein Lieblingspro- 
jekt Adolf Hitlers, trat während des Krie- 
ges zwar lediglich als „Kübelwagen“ in Er- 
scheinung, wurde aber dann in der Bun- 
desrepublik zum Inbegriff des Autos für 
den „kleinen Mann“. Nun erst griff das 
fordistische Konzept, standardisierte Pro- 
dukte in großen Serien herzustellen, sol 
cherart die Produktionskosten zu senken 
und der Arbeiterschaft über gestiegene 
Löhne den Kauf dieser Produkte zu er- 
möglichen (bis dahin hatte dies allenfalls 
für Rundfunkgeräte funktioniert). Im ge- 
waltigen Aufschwung der Jahre des west- 
deutschen „Wirtschaftswunders“ konnte 
das Produktionsmodell auch auf andere 
Gegenstände des täglichen Bedarfs ausge- 
weitet werden. So kam die deutsche Haus- 
frau zu ihrer ersten Constructa-Vollwasch- 
maschine, die Familie versammelte sich 
mit den Nachbarn vor dem Schwarzweiß- 
Fernseher von Grundig oder ging aus, um 
im Wienerwald die ersten massenprodu- 
zierten Hühner zu verspeisen. 
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Was es bedeutet, die ersten drei Jahrzehnte 
der Bundesrepublik als „fordistisch“ zu 
bezeichnen, bleibt dennoch umstritten. 
Bei näherem Hinsehen zeigt sich, dass die 
Landschaft des damaligen Arbeitslebens 
doch wesentlich vielfältiger war. So gab es 
Bereiche, in denen zwar eine taylorıstische 
Arbeitsteilung und somit monotone und 
belastende Arbeitsbedingungen vor- 
herrschten, diese aber keine Kompensation 
in relativ hohen Löhnen fanden - und 
zwar dann, wenn nicht Arbeiter, sondern 
Arbeiterinnen das Gros der Arbeitskräfte 
stellten, wie bei vielen Montagetätigkeiten 
in der Elektroindustrie oder in dem (da- 
mals noch weit verbreiteten) Textil- und 
Bekleidungsgewerbe. Im Übrigen war die 
Degradierung der männlichen Arbeiter 
selbst in der Automobilindustrie nie so 
umfassend, wıe es Ford in seinem River 
Rouge-Werk vorgemacht hatte, wo die 
ganz große Mehrzahl aller Tätigkeiten an- 
gelernt oder ungelernt war. In der Bundes- 
republik existierte demgegenüber - auch 
bei den Unternehmern - traditionell eine 
Hochschätzung der Facharbeit, an deren 
Ausgestaltung im Rahmen des dualen Sys- 
tems der Berufsausbildung Arbeitgeber wie 
Gewerkschaften mitwirkten. 

In den Industrien, die standardisierte Mas- 
sengüter herstellten, behielten die Gelern- 
ten daher erhebliche Bedeutung, und um 
so mehr galt dies in solchen, für die kleine 
Serien, Auftragsfertigung und stetige Inno- 
vationen typisch waren, wie in Teilen des 
Maschinenbaus. Im Übrigen war ohnehin 
nur eine Minderheit aller Arbeitskräfte in 
den Fabriken der großen Unternehmen 
wie Volkswagen, Ford, Opel, Siemens, 
Bosch oder Mannesmann beschäftigt. Für 
die Mehrheit fand der Arbeitsalltag in 
kleinen und mittelgroßen Unternehmen 
statt, für viele davon in handwerklichen 
Betrieben, deren Bedeutung bis zum heu- 
tigen Tag kaum abgenommen hat. Der be- 
liebteste Ausbildungsberuf für junge Män- 
ner blieb über Jahrzehnte hinweg derjenige 
des KfZ-Mechanikers. 

Dennoch wurden die Verhältnisse in den 
großen Unternehmen prägend für die al- 
lermeisten Beschäftigten. Denn dort wur- 


den insbesondere von der IG Metall als 
Vorreiterin Verbesserungen durchgesetzt, 
die nach und nach zum allgemeinen Stan- 
dard wurden: insbesondere regelmäßige 
Tarifverhandlungen, über die die Löhne 
im Großen und Ganzen an die Produkti- 
vitätsfortschritte gekoppelt wurden, und 
Verkürzungen der täglichen und der wö- 
chentlichen Arbeitszeit. Einer der erfolg- 
reichen IG Metall-Slogans dieser Zeit lau- 
tete: „Samstags gehört Vati mir“. Dazu 
kam - über lange Jahre unter der Ägide 
konservativer Regierungen - eine sich aus- 
weitende sozialstaatliche Absicherung, 
darunter die Dynamisierung der Renten, 
der Ausbau der verschiedenen Zweige der 
Sozialversicherung und die Einführung der 
Sozialhilfe als Rechtsanspruch. 
Kennzeichnend für diese Periode war so- 
mit die Herausbildung eines „Normalar- 
beitsverhältnisses“, das allerdings erst dann 
so bezeichnet wurde, als es für viele, vor 
allem für die Berufseinsteiger/innen, gera- 
de nicht mehr selbstverständlich war. Ty- 
pisch dafür waren die unbefristete Voll 
zeitbeschäftigung mit gesetzlich und kol- 
lektivvertraglich geregelten Arbeitszeiten, 
steigendem Lohn sowie Absicherungen für 
Krankheiten, Unfälle, Invalidität, Arbeits- 
losigkeit und Alter. Nicht alle Beschäftigen 
waren gleichermaßen Nutznießer dieses 
Arrangements: erwerbstätige Männer mehr 
als erwerbstätige Frauen, Qualifizierte 
mehr als An- und Ungelernte, kontinuier- 
lich Beschäftigte mehr als Arbeitskräfte 
mit Brüchen in ihrer Biographie, Inländer 
mit beruflichen Aufstiegschancen mehr als 
Migranten in beruflichen Sackgassen. 

Was vielen heute als goldene Ära eines 
endgültig krisenfreien und sozial ausgewo- 
genen Kapitalismus vorkommt, wies be- 
reits Ende der 1960er Jahre erste Risse auf. 
Die Produktivitätszuwächse, die auf der 
Basıs der tayloristischfordistischen Ar- 
beitsorganisation erzielt wurden, waren 
rückläufig, da der Arbeitsprozess sich über 
eınen bestimmten Punkt hinaus nicht weiter 
zerstückeln ließ. Auch die Intensivierung der 
Arbeit stieß an Grenzen und die Kosten für 
die fortschreitende Mechanisierung des Ar- 
beitsprozesses nahmen zu. Überdies kam es 


zu (wilden) Streiks, Absentismus und Sa- 
botage, also zu Widerstandsaktionen der 
Arbeiterschaft, deren Möglichkeit man 
mittlerweile schon fast vergessen hatte und 
die als überholt und einer anderen Zeit 
zugehörig schienen. Häufig waren gerade 
Migranten, die sogenannten „Gastarbei- 
ter“, an ihnen beteiligt. Im Ergebnis er- 
reichten sie noch einmal erhebliche Lohn- 
steigerungen, einen weiteren Ausbau des 
Sozialstaats (nunmehr unter sozialliberalen 
Vorzeichen), eine faktische Verstetigung 
des Aufenthalts der migrantischen Arbei- 
ter/innen und liberalere Regeln des Fami- 
lienzuzugs. Es sah aus, als säße die Arbei- 
terschaft am längeren Hebel. 

Den Unternehmen drohte jedoch auch 
von anderer Seite Ungemach, da sich die 
wirtschaftlichen Machtpositionen zwi- 
schen den kapitalistischen Zentren zu- 
nehmend verschoben. So wurde mit der 
nachholenden Entwicklung in Westeuropa 
und Japan und dem Krieg in Vietnam die 
bis dahin unbestrittene Hegemonie der 
USA fraglich, dazu kam aber auch der un- 
übersehbare Aufstieg mehrerer „Schwellen- 
länder“, die man nicht mehr einer weit 
abgeschlagenen „Dritten Welt“ zurechnen 
konnte, sondern die, wie die asiatischen 
„Tigerstaaten“, zunehmend zu industriel- 
len Konkurrenten der europäischen Län- 
der und der USA wurden. Für besonders 
lohnintensive Industriezweige wie die 
deutsche Texti- und Bekleidungsindustrie 
wurde es lohnend, bestimmte Fertigungs- 
schritte in „Billiglohnländer“ auszulagern. 
Im Zuge der sich verschärfenden weltwei- 
ten Konkurrenz bildeten sich in vielen Be- 
reichen Überkapazitäten heraus. 

Durch den Rückgang der Produktivitäts- 
zuwächse verengte sich zum einen der Ver- 
teilungsspielraum zwischen den Klassen. 
Zum anderen blieben die Produktivitäts- 
zuwächse im Verhältnis zu den mittlerwei- 
le mäßigen Wachstumsraten des Sozial 
produkts jedoch so hoch, dass eine wach- 
sende strukturelle Arbeitslosigkeit ent- 
stand. Diese neuartige Situation verwies 
die bisher selbstbewussten Gewerkschaften 
in die Defensive, da sich das Kräftever- 
hältnis zwischen Arbeit und Kapital seit 


Mitte der 1970er Jahre deutlich zu Un- 
gunsten der Lohnabhängigen verschob. 
Dadurch wurden schließlich auch die Vor- 
aussetzungen für den Übergang vom zu- 
nächst noch eher keynesianisch geprägten 
Krisenmanagement zu neoliberalen Kon- 
zepten geschaffen. Unter dem Druck der 
Hochzinspolitik sahen sich die Unter- 
nehmen gezwungen, die Restrukturierung 
der Produktion voranzutreiben. Dabei 
wurden freilich sehr unterschiedliche Wege 
beschritten. 

Zum einen ergab sich mit der Entwicklung 
der Mikroelektronik die Möglichkeit, die 
Automation zu forcieren. Die Vision von 
der menschenleeren Fabrik erwies sich je- 
doch schnell als Illusion. In den 1980er 
Jahren entstanden sprichwörtliche „Rur- 
nen“ des Computer Integrated Manufac- 
turing (CIM). Gleichwohl hat der Einsatz 
der Computer die Arbeitsprozesse in vie- 
len Bereichen umgewälzt, insbesondere bei 
den white collar- oder Angestelltenarbei- 
ten, also bei Forschung und Entwicklung, 
in der Verwaltung und in der Distribution, 
wo Prozesse der Rationalisierung in den 
Jahren zuvor eher marginal geblieben wa- 
ren. Mit Hilfe von Informations- und 
Kommunikations-Technologien wurde die 
Büroarbeit nun sehr viel stärker normiert, 
kleinräumiger kontrolliert und intensiviert, 
teilweise auch in Fließprozesse umgewan- 
delt oder auslagerbar gemacht. Die 
schrittweise Verallgemeinerung und Verbil- 
ligung der Computertechnologie bedeute- 
te eine „Verwohlfeilerung der Elemente 
des konstanten Kapitals“ (Marx), die zur 
Wiederherstellung der Profitabilität des 
Kapitals beitrug. 

Die andere Antwort auf die Krise bestand 
ın Experimenten mit einer veränderten 
Arbeitsorganısation. Teils reagierten die 
Unternehmer damit auf den Widerstand 
der „Massenarbeiter“ und erwarteten 
gleichzeitig Produktivitätssteigerungen, 
teils gab es gewerkschaftlich initiierte ar- 
beitspolitische Strategien der „Humanisie- 
rung der Arbeit“, bei denen die Vertreter 
der Arbeiterschaft hofften, an ıhre frühe- 
ren Erfolge anzuknüpfen, um auch gegen 
den Widerstand des Kapitals Alternativen 
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zum Taylorısmus durchzusetzen. So ka- 
men Maßnahmen wie job enrichment, job 
enlargement, teilautonome Arbeitsgruppen 
und andere auf die Tagesordnung. Als 
Höhepunkt dieser Entwicklung kann das 
in den 1980er Jahren geplante Montage- 
werk von Volvo ın Uddevalla gelten, in 
dem das Fließband abgeschafft und durch 
die quasi „handwerkliche“ Fertigung von 
Fahrzeugen durch kleine Teams in Mon- 
tagewerkstätten ersetzt wurde. 

Seit Ende der 1980er Jahre wurden in ver- 
schiedenen Ländern, aber auch in einzel- 
nen Unternehmen durchaus unterschiedli- 
che Pfade der Restrukturierung der Arbeit 
beschritten, die sich in einem Spannungs- 
verhältnis von defensiver und offensiver 
Flexibilisierung, von Neotaylorismus und 
Formen der „ausgehandelten Einbindung“ 
und „verantwortlichen Autonomie“ der Ar- 
beitskräfte bewegten (vgl. Leborgne/Lipietz 
1992). Reformorientierte politische Strate- 
gien visierten demzufolge einen neuen 
Klassenkompromiss an, der auf die high 
road der kapitalistischen Rationalisierung, 
die Verbindung von Produktivitätssteige- 
rungen und erweiterten Autonomiespiel- 
räumen der Lohnabhängigen zielte. 
Allerdings konnte von einem „Ende der 
Arbeitsteilung“ (Kern/Schumann 1984) 
schon damals keine Rede sein. Die Mus- 
terbeispiele der „Humanisierung der Ar- 
beit“, die Volvo-Montagewerke in Kalmar 
und Uddevalla, 1974 und 1988 in Betrieb 
genommen, fielen der Krise Anfang der 
1990er Jahre zum Opfer. Auch in 
Deutschland setzte nach der Euphorie be- 
züglich der „Humanisierung“ der Arbeit 
eine gewisse Ernüchterung ein. Wenn es 
ein Leitbild gab, so war es Anfang der 
1990er Jahre nicht der „Kalmarismus“, 
sondern der „Toyotismus“, der von US- 
amerikanischen Forschern zum Modell der 
„schlanken Produktion“ verallgemeinert 
worden war (vgl. Womack u.a. 1990) und 
vor allem unter Kostensenkungsgesichts- 
punkten angewandt wurde. Auch das Pro- 
duktionssystem von Toyota stellte in 
mancher Hinsicht eine Abkehr vom taylo- 
ristischfordistischen Modell dar. Der für 
den Fordismus charakteristische „gescho- 


bene Produktionsfluss“ wurde durch einen 
„gezogenen Produktionsfluss“ ersetzt: just- 
in-time-Produktion, vorbeugende statt 
nachgelagerter Qualitätskontrolle, „konti- 
nuierlicher Verbesserungsprozess“. Die 
kurzzyklische Arbeit am Fließband wurde 
im Toyota-Produktionssystem jedoch kei- 
neswegs aufgehoben, vielmehr wurde die 
Arbeit weiter intensiviert. Parallel dazu war 
seit den 1990er Jahren auch eine Rückkehr 
zu klassischen Formen des Taylorısmus in 
der Automobilmontage zu diagnostizieren 
(Jürgens 1997, Springer 1999). 

Die meisten Industriesoziologen wie auch 
ihre Kritiker konzentrierten ihr Interesse 
damals weiterhin vorrangig auf die Auto- 
mobilindustrie, doch zeigte sich spätestens 
seit den 1970er Jahren, dass die Mehrzahl 
der Beschäftigten nicht mehr traditionelle 
shop floor-Tätigkeiten an Drehbänken 
oder Fließbändern ausführte, sondern 
mehr und mehr Dienstleistungsarbeit leis- 
tete: sei es in den Büros der Industrieun- 
ternehmen in Rechnungswesen und Cont- 
rolling, in Vertrieb und Marketing, ın Per- 
sonalwesen oder Forschung und Entwick- 
lung, sei es in expandierenden Sektoren 
wie den unternehmensbezogenen oder 
haushaltsbezogenen Dienstleistungen. In 
der Tat hatten Unternehmen einen zu- 
nehmenden Bedarf an den Diensten von 
(gut bezahlten) Steuer- und Unterneh- 
mensberater/innen, „kreativen“ Werbe- 
fachleuten oder Software-Entwicklern, aber 
auch (schlecht bezahlten) Call-Center- 
Agent/inn/en, Reinigungskräften und 
Wachdiensten. Demgegenüber sahen sich 
Haushalte oder Konsument/inn/en zwar 
häufig ın der Situation des „arbeitenden 
Kunden“, wenn frühere Bedienungsleis- 
tungen im Einzelhandel, bei Banken oder 
Tankstellen wegrationalisiert wurden. Aber 
auch für sie entstanden zahlreiche neue 
(oder wiederbelebte alte) Dienstleistungen 
- vom Pizzaservice bis zur Mediation, von 
der Finanz- bis zur Lebensberatung, von 
der Tagesmutter bis zum Hundeausführ- 
dienst. Einige davon - wie die Arbeıt ın 
Call-Centern oder die „Montage“ von 
Hamburger-Bratlingen in der Systemgast- 
ronomie - erwiesen sich als ebenso taylo- 


Editorial 


7 


ristisch organisierbar wie Industriearbeit. 
Den meisten anderen fehlte dagegen das 
Merkmal der rigiden Standardisierung, der 
kurzen Taktzeiten und der strikten Vor- 
schreibung von einzelnen Handgriffen. 
Aber selbst wenn sie eher Züge der „ver- 
antwortlichen Autonomie“ hatten, bedeu- 
tete dies häufig alles andere als selbstbe- 
stimmtes Arbeiten. Ob es sich um Ange- 
stellte in kleineren oder größeren Unter- 
nehmen, um Selbständige oder um Schein- 
Selbständige handelte: Sie alle gerieten di- 
rekt oder indirekt unter den Druck der 
shareholder value-Ökonomie und des da- 
mit verbundenen unerbittlichen Gebots 
des cost cutting. 

Die weltwirtschaftlichen Rahmenbedin- 
gungen änderten sich durch die zuneh- 
mende Globalisierung der Finanzmärkte 
und die wachsende Dominanz des „fikti- 
ven Kapitals“, so dass Kapitalanlagen eı- 
nem verstärkten branchenübergreifenden 
Rendite und Konkurrenzdruck unterwor- 
fen wurden und werden - dies betrifit 
Stahlwerke wie Hotelketten, Autoprodu- 
zenten wie Finanzinvestitionen. Börsenno- 
tierte Aktiengesellschaften werden nun- 
mehr tagtäglich in ihrer performance ver- 
glichen und Konzernchefs sehen ihr Pres- 
tige abhängig von den Voten der Analys- 
ten und rating-Agenturen, für die sie 
Quartals-Berichte vorlegen müssen. Die 
Zeitschrift Economist, linker Neigungen 
zweifellos unverdächtig, diagnostizierte be- 
reits 1990 besorgt, der Kapitalismus habe 
sich weitgehend zu einem Punter’s Capıta- 
lisım entwickelt, also zu einem System, das 
nach dem Geist der Pferdewetten funktio- 
niere: „To hold equity in a company is to 
own part of it... Behind the legal front, 
however, the functional reality of equity 
has been transformed. To shareholders ın 
a typical public company in America or 
Britain - call it Anglo-Saxon Inc - a share 
is now little more than a betting slıp. It ıs 
bought at what a shareholder thinks are 
good odds, to provide winnings that he 
hopes will be large. The notion that he 
owns part of Anglo-Saxon Inc makes as 
much sense to him as it would for the av- 
erage gambler to imagine that he owns 


part of Lucky Lady, running in the 2.30 
tomorrow afternoon.“ (May 5 1990: 8). 
Abhilfe gegenüber einer Orientierung, die 
nur noch auf kurzfristige Gewinnabschöp- 
fung setzt, sah das Blatt in einer Wiederbe- 
lebung des Eigentümer-Unternehmers. Die- 
sem Typus billigte das Blatt zu, auch länger- 
fristige Ziele verfolgen zu können, bei denen 
eventuell mit Ressourcen pfleglicher umge- 
gangen und Arbeitskräften Entwicklungs- 
möglichkeiten zugestanden wurden. 

Die Erwartung nicht nur hoher, sondern 
stetig steigender Renditen hat unmittelbar 
zu einem Druck auf Löhne und Arbeits- 
zeiten geführt. Drohten Unternehmen in 
den vergangenen Jahren mit Produktions- 
verlagerungen mit der Begründung, sie 
hätten sonst Verluste zu befürchten, so 
scheuen sie heutzutage nicht mehr davor 
zurück, solche Maßnahmen auch bei üp- 
pig sprudelnden Gewinnen für legitim zu 
erklären, wie die geplante Schließung des 
Nokia-Werkes in Bochum beispielhaft 
zeigt. Die von den Finanzinvestoren er- 
warteten Gewinnspannen können unter 
der Bedingung verschärfter Konkurrenz 
nicht mehr per mark-up-pricing auf stei- 
gende Kosten aufgeschlagen werden. Viel- 
mehr kalkulieren die Unternehmen heute 
häufig zunächst, zu welchem Preis ihr 
Produkt im Markt noch absetzbar ist. Von 
diesem Preis wird dann die erwartete Ge- 
winnspanne abgezogen, und daraus erge- 
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schritten werden dürfen. Durch diese 
Kombination der Konzepte des sharehol- 
der value und des target costing werden 
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hängigen Variable. 

Dass dies durchsetzbar ist, liegt nicht zu- 
letzt daran, dass der „stumme Zwang der 
ökonomischen Verhältnisse“ seit der 
Transformation des „realexistierenden So- 
zialismus“ in Osteuropa und Ostasien 
weltweit wieder sehr viel stärker zur Gel 
tung kommt. Mit der Öffnung dieser Län- 
der zum Weltmarkt ist das dem Kapital zur 
Verfügung stehende globale Heer von Ar- 
beitskräften schlagartig angewachsen. 

In den 1980er Jahren schien es zwei gegen- 
läufige und unvereinbare Strategien der 
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Arbeitsorganisation zu geben: den Neotay- 
lorısmus einerseits und die „verantwortli- 
che Autonomie“ der Arbeitskräfte - heute 
als „Subjektivierung von Arbeit“ (vgl. 
Moldaschl/Voß 2002) diskutiert - anderer- 
seits. Doch mittlerweile wurde deutlich, 
dass sich Momente der Subjektivierung 
von Arbeit und des Taylorismus bzw. der 
Standardisierung von Arbeit sehr wohl 
kombinieren lassen, wie in dem Beitrag 
von Ingo Matuschek, Frank Kleemann 
und G. Günter Voß gezeigt wird. Demge- 
genüber untersuchen Nick Kratzer, Wolf 
gang Menz, Sarah Nies und Dieter Sauer 
die Folgen der beschriebenen Veränderun- 
gen auf die Leistungspolitik. 
Bereits der durch Foucault inspirierte Beg- 
riff der Subjektivierung von Arbeit ver- 
weist darauf, dass es hier nicht nur bzw. 
nicht vorrangig um mehr Autonomie der 
Arbeitenden geht. Im Französischen be- 
deutet subjectivation auch Unterwerfung, 
ist also ein hertschaftskritischer Begriff. 
Die Autonomie der Arbeitenden bleibt 
auch bei der Subjektivierung von Arbeit 
begrenzt, weil der beschränkte Zweck der 
kapitalistischen Produktion, die Verwer- 
tung des Werts, in Form der indirekten 
Steuerung (vgl. Peters/Sauer 2005) durch 
Vorgabe von Renditezielen gesetzt wird. 
Selbst wenn der Markt im Innern der Un- 
ternehmen nur simuliert ist, bedeutet 
„Vermarktlichung“, dass den Beschäftigten 
Ziele vorgesetzt werden, die sich ständig 
weiter fortbewegen, je mehr sie sich ihnen 
annähern. Offen bleibt, wie sich die inne- 
ren Widersprüche der Subjektivierung von 
Arbeit artikulieren. Denn wenn die Sub- 
jektivität der Beschäftigten mobilisiert 
wird, um die Produktivität zu steigern 
(oder auch, um die Arbeit zu intensivic- 
ten), kann dies durchaus mit anderen As- 
pekten der Nutzung der Arbeitskraft oder 
ihrer Ausbeutung kollidieren. 
Auch im Bereich der Arbeitszeitpolitik ist 
es zu einem Trendbruch gekommen. Seit 
dem 19. Jahrhundert waren der Kampf um 
den „Normalarbeitstag“ und die Verkür- 
zung der Arbeitszeit nicht nur Vorausset- 
zung für eine geregelte Reproduktion der 
Arbeiterklasse, sondern ebenso für die zu- 


nehmende Dominanz der relativen Mehr- 
wertproduktion und den Übergang von 
der vorwiegend extensiven zur vorwiegend 
intensiven Akkumulation (vgl. Aglietta 
1979). Der vorläufige Höhepunkt in dieser 
langfristigen historischen Bewegung wurde 
mit dem Kampf um die 35-Stundenwoche 
erreicht. Doch in den letzten Jahren hat 
sich dieser Trend offenbar umgekehrt. 
Schon die 35-Stundenwoche konnte als 
Norm nicht gesellschaftlich verallgemei- 
nert werden, und dort wo sie eingeführt 
wurde, wurde sie mit der Ausdehnung der 
Maschinenlaufzeiten und der Flexibilisie- 
rung der Arbeitszeiten bezahlt. Inzwischen 
drängt das Kapital auf eine Rückkehr zur 
40-Stundenwoche, während der öffentliche 
Dienst Vorreiter einer Arbeitszeitverlänge- 
tung über die 40-Stundenwoche hinaus ist. 
Einen breiten Überblick über die Arbeits- 
zeitentwicklung gibt Christoph Hermann, 
mit gewerkschaftlichen Reaktionen setzt 
sich der Beitrag von Sophie Jänicke, Kay 
Ohl und Hilde Wagner auseinander. 
Aber nicht allein die Arbeitszeit wird ver- 
längert. Hinzu kommt, dass das „Normal- 
arbeitsverhältnis“ immer mehr durch di- 
verse Formen der „atypischen Beschäfti- 
gung“ bzw. der Prekarisierung von Arbeit 
ausgehöhlt und verdrängt wird. Auffallend 
zugenommen haben in den letzten Jahren 
die Leiharbeit, die ungesicherte Teilzeitar- 
beit bzw. „geringfügige“ Beschäftigung, au- 
ßerdem niednge, nicht existenzsichernde 
Löhne und die Zahl der „neuen“ oder „S0- 
lo-Selbständigen“ (vgl. zu letzteren den Bei- 
trag von Mario Candeias). Die geläufige 
Rede von den Kern- und Randbelegschaften 
verdeckt, dass die „Ränder“ nicht nur im- 
mer größer werden, sondern auch auf die 
Arbeitsbedingungen, das Bewusstsein und 
das Verhalten des kleiner werdenden 
„Kerns“ der Beschäftigten im „Normalar- 
beitsverhältnis“ abstrahlen. Die normierende 
Kraft des Normalarbeitsverhältnisses wird 
somit immer geringer. Sie macht sich inzwi- 
schen vor allem negativ bemerkbar: als Aus- 
schluss der Prekansierten aus den über- 
kommenen Systemen der sozialen Siche- 
rung, die immer noch weitgehend an das 
Normalarbeitsverhältnis gekoppelt sind. 


Es bleiben die Fragen, wie Herrschaft un- 
ter diesen widersprüchlichen Bedingungen 
funktioniert, wie - jenseits des „stummen 
Zwangs“ der ökonomischen Verhältnisse - 
Konsens hergestellt wird, aber auch, wo 
Widersprüche aufbrechen und Möglich- 
keiten für die Artikulation von gemeinsa- 
men Interessen derer entstehen, die sich 
immer mehr an den Rand gedrängt sehen. 
Vielfach wird der Klassenkampf gleichsam 
ins Innere der Individuen verlagert. So 
stellt Mario Candeias die Widersprüche 
zwischen Unternehmergeist und Prekarıtät 
dar, in denen sich die neuen „Solo- 
Selbständigen“ bewegen. Ingrid Artus zeigt 
in ihrem Beitrag, wie die „repressive Integ- 
ration“ in die „Betriebsfamilie“ auch bzw. 
gerade unter den Bedingungen prekärer 
Arbeit in multinational operierenden 
Dienstleistungsunternehmen mehr oder 
minder funktioniert. Der Kampf um eine 
kollektive Interessenvertretung erscheint 
unter diesen Bedingungen als „verrückt“ - 
und findet dennoch manchmal mit Erfolg 
statt. 
Nicht unwesentlich verschieden sind auch 
die gewerkschaftlichen Handlungsbedin- 
gungen in Ostdeutschland. Zu lange wur- 
de hier versucht scheinbar erfolgreiche 
Muster gewerkschaftlicher Arbeit einfach 
zu übertragen. Demgegenüber plädiert 
Robert Hinke dafür die neuen Bundeslän- 
der als eigensinniges Handlungsterrain an- 
zuerkennen. 
Die gegenwärtigen Kämpfe in und um Ar- 
beit sind in einem hohen Maße politisiert. 
Beispielhaft dafür sind die Auseinan- 
dersetzungen um einen Mindestlohn, um 
neue Formen der sozialstaatlichen Absi- 
cherung angesichts brüchiger und prekärer 
Erwerbsbiographien oder auch um die eu- 
ropäische Dienstleistungsrichtlinie. Damit 
wird die Frage nach gesellschaftlichen Inte- 
ressenkoalitionen zentral. Die tiefgreifen- 
den Veränderungen in den Arbeits- und 
Beschäftigungsverhältnissen haben die ge- 
sellschaftlichen Ungleichheiten neu kontu- 
riert. Robert Castel hat dafür das Bild der 
drei „Zonen“ vorgeschlagen, die sich nach 
dem Grad der Stabilität und Qualität des 


Zugangs zur Erwerbsarbeit, der sozialstaat- 


lichen Absicherungen und der Reichweite 
und Tragfähigkeit sozialer Einbindungen 
unterscheiden: die Zonen der „Integrati- 
on“, der „Verwundbarkeit“ und der „Ab- 
koppelung“ oder sozialen Ausgrenzung. 
Die Erfahrungen zunehmender Intensivie- 
rung und Unsicherheit der Erwerbsarbeit, 
von fremdbestimmter Flexibilität, Ab- 
stiegsängsten und sozialer Ungerechtigkeit 
reichen gegenwärtig bis weit in die „Zone 
der Integration“ hinein, obwohl dort tarif- 
vertragliche Regelungen noch Bestand ha- 
ben und sozialstaatliche Absicherungen 
der Erwerbsposition bislang noch greifen. 
Entscheidend wird daher sein, inwieweit es 
gelingt, um die Themen der Verbindung 
von Sicherheit und Autonomie in und 
jenseits der Erwerbsarbeit Interessenkoal- 
tionen zwischen den Lohnabhängigen der 
verschiedenen „Zonen“ zu schaffen. Sonst 
drohen Entsolidarisierung und weitere 
Niederlagen bei den Kämpfen in der und 
um die Arbeit. 
Umkämpfte Arbeit konnte in diesem Heft 
nur schlaglichtartig beleuchtet werden - 
wir verstehen dies als den Beginn einer ak- 
tuellen Bestandsaufnahme bzw. als Mo- 
ment einer fortlaufenden Beschäftigung 
mit dem Thema, die die PROKLA von 
Beginn an gekennzeichnet hat. Daher la- 
den wir dazu ein, uns auch in Zukunft 
Manuskripte zu diesem Themenkreis zu- 
zusenden, und zwar keineswegs nur bezo- 
gen auf Arbeit in Deutschland. Industrie- 
soziologische und arbeitspolitische Analy- 
sen sollten unserer Ansicht nach wieder 
stärker in den Kontext der Kritik der poli- 
tischen Ökonomie bzw. kritischer Gesell- 
schaftstheorie gestellt werden, als es in den 
letzten Jahren üblich war. 


Gegenwärtig sind die US-amerikanische 
Immobilienkrise und ihre Auswirkungen 
auf das internationale Finanzsystem in al- 
ler Munde. Genau vor einem Jahr veröf- 
fentlichten wir in PROKLA 146 (März 
2006) „Das Ende der Immobilienblase in 
den USA“, einen Artikel von Trevor E- 
vans, der auch heute noch lesenswert ist. 
Mit dem Finanzsystem und der Rolle von 
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Finanzinvestoren beim Umbau der deut- 
schen Wirtschaft beschäftigt sich in die- 
sem Heft (außerhalb des Schwerpunkts) 
der Artikel von Martin Beckmann. 

Zwei Artikel in den beiden letzten Num- 
mern der PROKLA regten zum Wider- 
spruch an. Raimund Feld wirft einen kriti- 
schen Blick auf die Analyse der Präsident- 
schaftswahlen von Kolja Lindner in PRO- 
KLA 148 (September 2007) und Klaus Le- 
derer antwortet auf Henrik Lebuhns Un- 
tersuchung der Berliner Stadtpolitik und 
der Rolle der Linkspartei in PROKLA 149 
(Dezember 2007). In kurzen Beiträgen 
setzten sich die beiden kritisierten Autoren 
mit ihren Kritikern auseinander. 
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PROKLA 151 (Juni 2008): Gesellschaftstheorie nach Marx | 


und Foucault 


Nachdem in den 1960er und 70er Jahren kritische Gesellschaftstheorien vor allem 
im Anschluss an Marx formuliert wurden, ist in den 1980er und 90er Jahren Fou- 
cault zu einem entscheidenden Stichwortgeber geworden. Dabei blieb das Verhäkt- 
nis von Marx und Foucault allerdings recht unklar: Foucault, der sich selbst kei- 
neswegs als Marxist verstand, knüpfte in wichtigen Feldern an Marx an, wurde in 
der Debatte aber auch immer wieder gegen Marx in Stellung gebracht. Ob die 
Formation der „Diskurse“ gegen die „Materialität“ der gesellschaftlichen Verhältnis- 
se stehen oder deren Bestandteil sei, blieb genauso unklar wie das Verhältnis der 
Foucaultschen „Mikrophysik der Macht“ 
und Ausbeutung. Allerdings soll es in die 
Aufarbeitungen gehen, vielmehr soll unters 
Anschluss an Marx und/oder Foucault ges 
lysiert und der Widerstand dagegen konzip 


zum Marxschen Begriff von Herrschaft 
sem Heft nicht um werksgeschichtliche 
ucht werden, auf welche Weise heute, im 
ellschaftliche Herrschaftsverhältnisse ana- 
iert werden kann. 


Nick Kratzer, Wolfgang Menz, Sarah Nies, Dieter Sauer 


Leistungspolitik als Feld „umkämpfter Arbeit” 


In den 1990er Jahren des letzten Jahrhunderts ist die Krise des Fordismus in 

eine neue Phase eingetreten - und mit ihr auch die Kämpfe und Konflikte um 

Arbeit. Während in den 1970er Jahren gewissermaßen die Krise entdeckt wird, 

zeichnen sıch die 1980er Jahre vor allem durch Suchprozesse aus, neue Kon- 

zepte werden lediglich partiell realisiert. Erst in den 1990er Jahren beginnen 

sich neue Rationalisierungsleitbilder und -konzepte flächendeckend durchzu- 

setzen und zu einem neuartigen Übergangsregime zu verdichten, dessen Kern 

eine marktzentrierte Produktionsweise bildet (vgl. Dörre 2001; Sauer 2005.). 

Die Herausbildung eines neuen, marktzentrierten Rationalisierungsregimes 

lässt sich als Ausdruck eines tiefgehenden gesellschaftlichen Umbruchprozes- 
ses interpretieren. Wir befassen uns im Folgenden mit denjenigen Konfliktfel- 
dern von Arbeit, die vor dem Hintergrund dieses Umbruchprozesses von Be- 
deutung sind. Vor allem lenken wir unser Augenmerk auf einen Politikbereich, 
der gerade nicht umkämpft zu sein scheint, jedenfalls nicht im Sinne manifes- 
ter Auseinandersetzungen auf betrieblicher oder kollektivvertraglicher Ebene: 
das Feld der Arbeits- bzw. konkreter: der Leistungspolitik. 

Im Mittelpunkt unserer Überlegungen stehen drei Entwicklungstendenzen: 
Prekarisierung, Subjektivierung und Standardisierung - sowie ihre Folgen für 
betriebliche Arbeits- und Leistungspolitik. Diese Entwicklungstendenzen sind 
in der gegenwärtigen Debatte mehr als nur unterschiedliche Perspektiven auf 
den Umbruch in der Entwicklung von Arbeit. Sie sind oft konkurierende 
Deutungsangebote für zentrale Entwicklungstendenzen - und damit auch für 
die arbeitspolitischen Herausforderungen und Konflikttelder: Angesichts der 
Kämpfe um Beschäftigungs- und Entgeltsicherung erscheinen leistungspoliti- 
sche Fragestellungen nicht Wenigen als Luxusfragen, und neue Steuerungsfor- 
men von Arbeit, die auf die erweiterte „Inbetriebnahme“ des Subjekts setzen, 
scheinen durch eine Renaissance des Taylorismus konterkariert zu werden oder 
nach dem Ende der New Economy überholt zu sein. 

Wenn wir hier die betriebliche Leistungspolitik als Feld (noch nicht) „um- 
kämpfter Arbeit“ ins Zentrum stellen, dann geht es uns auch um die Über- 
wındung solcher nicht nur oft fruchtlosen, sondern auch falschen Gegenüber- 
stellungen. Der gegenwärtige Umbruchprozess besteht nicht zuletzt darin, dass 
unter dem Druck einer radikalisierten Marktökonomie die Klaviatur betriebli- 
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die arbeitspolitischen Herausforderungen und Konflikttelder: Angesichts der 
Kämpfe um Beschäftigungs- und Entgeltsicherung erscheinen leistungspoliti- 
sche Fragestellungen nicht Wenigen als Luxusfragen, und neue Steuerungsfor- 
men von Arbeit, die auf die erweiterte „Inbetriebnahme“ des Subjekts setzen, 
scheinen durch eine Renaissance des Taylorismus konterkariert zu werden oder 
nach dem Ende der New Economy überholt zu sein. 

Wenn wir hier die betriebliche Leistungspolitik als Feld (noch nicht) „um- 
kämpfter Arbeit“ ins Zentrum stellen, dann geht es uns auch um die Über- 
wındung solcher nicht nur oft fruchtlosen, sondern auch falschen Gegenüber- 
stellungen. Der gegenwärtige Umbruchprozess besteht nicht zuletzt darin, dass 
unter dem Druck einer radikalisierten Marktökonomie die Klaviatur betriebli- 


PROKLA. Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft, Heft 150, 38. Jg., 2008, Nr. 1, 11-26 


12 Nick Kratzer, Wolfang Menz, Sarah Nies, Dieter Sauer 


Leistungspolitik als Feld „umkämpfter Arbeit“ 13 


cher Leistungspolitik deutlich erweitert ist. Vielerorts geht es nicht mehr um 
Prekarisierung oder Subjektivierung oder Standardisierung, sondern um neue 
arbeitspolitische Arrangements, in denen diese Entwicklungstendenzen in 
komplementärer Weise ineinander greifen und dadurch spezifische leistungs- 
politische Disziplinierungs- und Motivationswirkungen entfalten. 

Unsere Perspektive auf Leistungspolitik zielt daher nicht nur auf ein Themen- 
feld, das zwar teilweise als gesellschaftlicher Problembereich (etwa als gestörte 
„work-iife balance“) anerkannt wird, aber noch nicht als etabliertes Feld „um- 
kämpfter Arbeit“ im Sinne offen ausgetragener konfliktorischer Auseinander- 
setzungen mit definierten Konfliktarenen, Kontrahenten und Kampfregeln. Sie 
richtet sich zugleich auf eine systematische Zusammenführung verschiedener 
Entwicklungstendenzen von Arbeit in der „marktzentrierten Produktionswei- 
se“ und damit auf den Wandel der Leistungspolitik selbst. 

Wir stellen die leistungspolitische Perspektive zunächst in den übergeordneten 
Kontext dieser sich herausbildenden marktzentrierten Produktionsweise. Im 
Anschluss daran befassen wir uns eingehender mit den (eben auch) leistungs- 
politischen Implikationen der Prekarisierung, bevor wir uns der „eigentlichen“ 
leistungspolitischen Debatte rund um die Tendenzen Subjektivierung und Stan- 
dardisierung widmen. Abschließend führen wir die verschiedenen Diskussions- 
stränge zusammen und fragen nach ihren arbeitspolitischen Implikationen. 


1. Vermarktlichung 


In der sozialwissenschaftlichen Diskussion ist inzwischen weitgehend unstrit- 
tig, dass sich in den letzten 30 Jahren in den entwickelten kapitalistischen 
Ländern eine grundlegende Veränderung im Verhältnis von Markt und Pro- 
duktion vollzogen hat. Der Bruch mit dem Fordismus findet seinen Ausdruck 
vor allem in einer neuen historischen Dominanz der Märkte gegenüber der 
Produktion. 

- Die Ausrichtung der unternehmensinternen Prozesse auf die Absatzmärkte, 
die Kunden, die Spezifika des Produkts und den Preis setzt sich bereits in 
den 1980er Jahren durch (vgl. Piore/Sabel 1985; Döhl et al. 1989). 

- Die Ausrichtung auf die Finanzmärkte, auf die Erwartungen der Investo- 
ren, ihre Renditemargen und den Kurswert auf den Aktienmärkten voll- 
zieht sich in Deutschland seit Mitte der 1990er Jahre (Menz et al. 1999; 
Sablowski/Alnasseri 2001). Die Differenz zwischen dem industriellen Pro- 
fit, der von der Effizienz der Produktionsfaktoren abhängt, und den davon 
abgelösten Renditeerwartungen der Investoren auf den Finanzmärkten er- 
zeugt einen „maßlosen“ Verwertungsdruck, der in einer permanenten Re- 
organisation der Unternehmen seinen Ausdruck findet. Hierin liegen we- 
sentliche Gründe für eine neue Qualität der Unbeherrschtheit in der Or- 
ganisation von Unternehmen und der Steuerung von Arbeit. 


- Auch die Ressource Arbeitskraft wird in Herstellungsprozessen als Kosten- 
bestandteil zur abhängigen Variable. Das Einkommen wird zu einer Rest- 
größe, der Gewinn als Renditemarge zum Ausgangspunkt. Die Entsiche- 
rung von Arbeitskraft, der Bruch mit der fordistischen betrieblichen und 
sozialstaatlichen Regulierung ist dabei zugleich Folge und Voraussetzung 
dieser Verkehrung. Die zuvor erreichte Dekommodifizierung von Arbeits- 
kraft wird tendenziell rückgängig gemacht, die flexibilisierten Arbeitsver- 
hältnisse verschaffen dem Mechanismus der Reservearmee auf den Ar- 
beitsmärkten wieder verstärkt Geltung. 

In den Betrieben schlagen sich diese Tendenzen als Öffnung der Organisation 

gegenüber dem Markt und als radikalisierte Vermarktlichung der internen 

Steuerungs- und Koordinationsmechanismen nieder (Sauer/Döhl 1997). Wäh- 

rend es im fordistischen Unternehmen darum ging, die konkreten Produkti- 

onsabläufe gegenüber den Unwägbarkeiten des Marktes abzuschotten, setzen 
neue Konzepte darauf, den Markt zum Motor der permanenten Reorganisati- 
on der Binnenstrukturen zu machen. Der Markt wird in seiner Kontingenz 
und Dynamik zum Strukturierungsmoment der betrieblichen Organisation. 

Marktprozesse werden zugleich instrumentalisiert und inszeniert und die Unbe- 

stimmtheit und Dynamik des Marktes auf diese Weise auch strategisch genutzt. 

Am Konzept der Vermarktlichung ist verschiedentlich Kritik geübt worden. Es 

beinhalte teleologische Einschläge, so dass die wachsende ökonomische und 

organısationale Dominanz des Marktes als naturhaft zu erscheinen drohe 

(Brinkmann 2003; Lehndorff/Voss-Dahm 2006; Becker et al. 2007). Vermarkt- 

lichung ist selbstredend auch aus unserer Perspektive nicht als kapitalistische 

Naturgesetzlichkeit zu verstehen, die sich irgendwie bruch- und friktionslos in 

den Betrieben durchsetzen würde (Sauer 2007). Die fordistische Betriebsorga- 

nisation mit ihrer relativen Entkopplung von Produktions- und Marktökono- 
mie war keinesfalls „weniger kapitalistisch“ als andere Abschnitte der ökono- 
mischen Entwicklung der letzten 200 Jahre, und der Post-Fordismus ist kein 
zu „sich selbst gekommener Kapitalismus“, der nach einer Ausnahmephase 
fordistischer Zügelung nun wieder sein wahres Gesicht zeigt. Vielmehr ist die 
Vermarktlichung Bestandteil eines strategischen Neu-Arrangements der betrieb- 
lichen Steuerungsformen, der Austauschbeziehungen zwischen Arbeit und Ka- 
pital und der industriellen Beziehungen. Vermarktlichung ist eine Strategie, die 
neue Nutzungsformen von Arbeitskraft in Einklang mit den gewandelten öko- 
nomischen Verwertungsbedingungen zu bringen sucht. Insofern ist Vermarkt- 
lichung immer umkämpft, sie ist immer (auch) das Ergebnis des Handelns 
von Interessengruppen und konkreten Akteuren. Gleichwohl sind die Kämpfe 
um die Durchsetzung einer post-fordistischen Produktionsweise komplexer, als 
sie sıch in der Vorstellung einer strategischen „Verschiebung von Marktgren- 
zen“ (Brinkmann 2003) fassen lassen. Die Vermarktlichung ist selbst wieder 
folgenreich für die Strukturierung von sozialen Auseinandersetzungen in der 
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Arbeits- und Leistungspolitik. Die Vermarktlichungsstrategie zielt gerade dar- 
auf, betriebliche und gesellschaftliche Aushandlungsprozesse systematisch zu 
begrenzen. Ist „der Markt“ als letzte Begründungsinstanz von Leistungsanfor- 
derungen und als Ungleichheit legitimierendes Prinzip dauerhaft ideologisch- 
diskursiv etabliert, so schrumpfen die Räume des Verhandelbaren. Leistungs- 
politische Auseinandersetzungen werden von Konflikten um eine „gerechte“ 
Verteilung von Anforderungen und Erträgen zwischen Beschäftigten und Be- 
trieb transformiert in divergierende Interpretationen des ökonomisch Nützli- 
chen und Unvermeidlichen. Konflikte erscheinen damit nicht länger als inte- 
ressenbasierte Auseinandersetzungen zwischen zwei Tausch- und Konfliktpart- 
nem, sondern als Differenz in ökonomischen Sachfragen. Vermarktlichung 
dient der sozialen Produktion von Naturhaftigkeit und Sachgesetzlichkeit 
auch dort, wo sie Ergebnis strategischen Handelns ist. Insofern sind Verschie- 
bungen im Verhältnis von Markt und Organisation nicht einfach nur der 
Ausdruck bestimmter Kräfteverhältnisse von Arbeit und Kapital; vielmehr 
greift die Vermarktlichung selbst systematisch in diese Verhältnisse ein. 

Die Vermarktlichung der Unternehmen als Gegenstand und Ergebnis sozialer 
Auseinandersetzungen ist nicht nur ein prinzipiell offener Prozess, sie setzt 
sich auch in unterschiedliche Prinzipien des Umgangs mit und der Nutzung 
von Arbeitskraft um. Zwar besteht eine systematische Beziehung zwischen 
Vermarktlichung und dem Versuch, den wachsenden Rendite- oder Kosten- 
druck in Form von Entgeltverzicht und flexibler Beschäftigung auf die Be- 
schäftigten abzuwälzen - kurz: Vermarktlichung als Prekarisierung von Arbeit 
umzusetzen. Darüber hinaus kann sich die Vermarktlichung aber auch in ver- 
änderte Strategien der Rationalisierung von Arbeit umsetzen: einerseits als 
Standardisierung von Strukturen, Prozessen und Arbeitsabläufen sowie als „Re- 
Taylorisierung“ des Arbeitshandelns, andererseits als Subjektivierung von Ar- 
beit, d.h. als erweiterter Zugriff auf die Arbeitskraft als Person und ihre Poten- 
zıale und Kompetenzen. 


2. Prekarisierung von Arbeit und ihre leistungspolitischen Folgen 


Prekarisierung von Arbeit bedeutet das Herauslösen der Arbeitskraft aus ihren 
institutionellen Bindungen und Sicherungen. Betriebliche und wohlfahrtsstaat- 
liche Flexibilisierungs- und Entsicherungstenzenden verstärken sich wechselsei- 
tig, so dass die Arbeitskraft re-kommodifiziert wird (Bechtle/Sauer 2003). Zwar 
bleibt die für den deutschen Fordismus typische enge Koppelung von Lohn- 
arbeit und sozialen Sicherheitsgarantien der Struktur nach bestehen. Individu- 
elle Sicherheit ist ohne Lohnarbeit kaum zu erlangen. Allerdings reichen 
Lohnarbeit und die aus ihr erworbenen Sozialversicherungsansprüche allein 
häufig nicht (mehr) aus, um dauerhafte gesellschaftliche Teilhabe und soziale 
Basissicherheiten zu erreichen (vgl. u.a. Castel 2000; Kraemer/Speidel 2005; 
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Dörre 2007). Die „Zone der Verwundbarkeit“ (Castel 2000) ist zudem größer 
geworden und reicht nun bis ın die Mitte der (Erwerbs-)Gesellschaft, also bis 
zu den Qualifizierten und Hochqualifizierten. Prekarisierung betrifft damit 
nicht mehr nur die Randbereiche von Arbeit, die den fordistischen Kern von 
Normalarbeit auch vorher schon umgeben haben. Prekarisierungsgefahren 
werden für immer breitere Kreise von Beschäftigten unmittelbar erlebbar. Die- 
se Entwicklung gewinnt zunehmend an Dynamik, da mıt der Vermarktlichung 
der Unternehmen auch eine Redefinition von „Krise“ einhergeht. Eine gute 
Auftragslage, eine positive Umsatzentwicklung oder stabile Gewinne sind 
längst kein Garant mehr für den Erhalt des Betriebs oder die Sicherheit des 
Arbeitsplatzes - sei es, weil die Kapitalrendite hinter internationalen Bench- 
marks zurückbleibt oder weil Geschäftsfelder umstrukturiert und dabei ganze 
Betriebseinheiten outgesourct werden. Leitendes Kriterrum für die Entschei- 
dung über Standorterhalt oder -schließung sind nicht allein Fragen „lokaler“ 
Profitabilität, sondern strategische Fragen der globalen Situierung der Produk- 
tions- und Dienstleistungsstandorte. Betriebsschließungen und -verlagerungen 
werden von einer ultima ratio der Unternehmenspolitik zu einer andauernden 
Option. Die permanente Prüfung von Standortentscheidungen stellt die Unsi- 
cherheiten der Beschäftigten hinsichtlich Beschäftigungsdauer, Lohnhöhe und 
Arbeitsplatz auf Dauer. Mit der Durchsetzung von Vermarktlichungstenden- 
zen verändert sich somit die Form der gesellschaftlichen Thematisierung von 
Prekarisierungsmomenten. Sıe werden nun zunehmend im Sinne von Flexibili- 
sierungsanforderungen diskutiert: Themen wie Leiharbeit, Flexibilisierung des 
Kündigungsschutzes, Werkverträge etc. werden in der gesellschaftlichen Dis- 
kussion weniger in ihren arbeits- und lebensweltlichen Konsequenzen für die 
Betroffenen thematisiert denn als Flexibilisierungschance und -notwendigkeit 
für Unternehmen. 

Auch innerbetrieblich führt die Verbreitung prekärer Beschäftigung kaum zu 
Auseinandersetzungen, sondern übt im Gegenteil eher einen disziplinierenden 
Effekt auf die Belegschaften aus (vgl. Bourdieu 1998; Castel 2000; Dörre 
2007). Dieser beruht vor allem darauf, dass Prekarisierung keinen Zustand, 
sondern einen offenen Prozess beschreibt. Diese Offenheit führt auf Seiten der 
prekär Beschäftigten häufig zu (Re-)Integrationsbemühungen, auf Seiten der 
Beschäftigten in stabilen Arbeitsverhältnissen ist sie mit „Prekarisierungs- 
ängsten“ (Kraemer/Speidel 2005) verbunden. Die Ausweitung prekärer Arbeits- 
formen erschwert im Betrieb wie auf tariflicher Ebene dıe Auseinandersetzung 
um Arbeitsbedingungen und -inhalte. Die Thematisierung von Leistungsdruck, 
Belastungen und Gesundheit tritt angesichts existenzieller Ängste um das Be- 
schäftigungsverhältnis in den Hintergrund. In einer historischen Phase, in der 
die Errungenschaften des überkommenen Produktions- und Sozialmodells, wie 
z.B. die Arbeitszeitverkürzung, existenzsichernde Einkommen, aber auch die 
Institution des Tarifvertrages, brüchig werden, bleibt qualitative Arbeitspolitik 
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nachgeordnet und steht immer im Zeichen eines Abwehrkampfes (Sauer 
20055). 

Die Prekarisierung hat darüber hinaus spezifische Auswirkungen auf die Ar- 
beits- und Leistungsbedingungen. Prekarisierung wird zu einem neuen Mo- 
ment betrieblicher Leistungssteuerung. Zum einen führen Arbeitsplatzabbau 
und restriktive Personalpolitik häufig zu einer systematischen Überlastung der 
(verbliebenen) Beschäftigten. Zum anderen schafft die Prekarisierung ein Be- 
drohungsszenario, das - in einem negativen Sinne - als Motivationsfaktor 
wirkt und auch gezielt so eingesetzt wird (vgl. Kratzer 2003). Die Integrations- 
oder Bewährungsbemühungen von prekär Beschäftigten werden häufig als 
(neuer) Maßstab für die „richtige“ Leistungsorientierung eingesetzt - etwa, 
wenn es um die Bereitschaft zur Schicht- oder Wochenendarbeit geht. Hinzu 
kommt, dass mit dem zunehmenden Einsatz von zum Beispiel Leiharbeitern 
die Primärmachtpotenziale der Festangestellten faktisch oder zumindest sym- 
bolisch sinken: „Festangestellte, die Leiharbeiter zunächst als wünschenswerten 
‚Flexibilisierungspuffer” betrachten, beschleicht ein diffuses Gefühl der Ersetz- 
barkeit, wenn sie an die Leistungsfähigkeit der Externen denken [...] Wenn- 
gleich Leiharbeiter und befristet Beschäftigte betrieblich meist nur kleine 
Minderheiten sind, wirkt ihre bloße Präsenz disziplinierend auf die Stammbe- 
legschaften zurück“ (Dörre 2007, S. 23). Zusammengenommen entsteht eine 
leistungspolitisch hoch wirksame „neue Ökonomie der Unsicherheit“ 
(Marrs/Boes 2003) und ein „System der permanenten Bewährung“ (Bultemeier 
2007), unter dem Beschäftigte zunehmenden Leistungsdruck ausgesetzt sind. 
„selbstausbeutung“ ist damit nicht nur die Kehrseite der Selbstentfaltung im 
Rahmen der Subjektivierung von Arbeit, sondern kann auch in weitgehend 
standardisierten Arbeitsprozessen auftreten, wenn die Leistungsanforderungen, 
vermittelt über Beschäftigungsunsicherheit, dynamisiert werden. 


3. Leistungspolitik zwischen Subjektivierung und Standardisierung 


Mit der Krise des Fordismus ist - so eine weitgehend übereinstimmende Di- 
agnose - ein fortgesetzter Prozess der Subjektivierung von Arbeit verbunden.! 
Leistungspolitisch lässt sich dies zunächst als eine Erweiterung des betriebli- 
chen Zugriffs auf das Leistungsvermögen der Beschäftigten fassen, beruhend 
auf einer Neubestimmung der Kriterien für angemessene und von betrieblicher 
Seite erwartbare Leistung. Im Vergleich zur tayloristischen Leistungsdefinition, 
die den Mengenoutput pro feste Zeiteinheit als Indikator des menschlichen 
Aufwands ansicht, ist bereits seit den 1980er Jahren eine Tendenz zu stärker 
qualitativen und verhaltens- bzw. persönlichkeitsortentierten Leistungskriterien 


1 Einen Einblick in die aktuellen Subjektivierungsdiskussionen bieten neben der Literaturstu- 
die von Kleemann et al. 2002 insbesondere die Sammelbände von Moldaschl/Voß 2002; 
Schönberger/Springer 2003 und der Arbeitsgruppe SubArO 2005. 


zu beobachten (Menz 2008a). Die Diversifikation der Produktmärkte mit ih- 
ren veränderten Anforderungen an die Betriebe bestärkt eine komplementäre 
Tendenz zu ganzheitlicheren Aufgabenzuschnitten und erhöhten Flexibilitäts- 
anforderungen an die Beschäftigten. Gefragt ist eine neue Beweglichkeit der 
Arbeitskräfte, etwa das Wechseln zwischen unterschiedlichen Tätigkeiten und 
Arbeitsplätzen, und die flexible Anpassung an veränderliche Produktionsziele. 
Dafür notwendige „subjektive“, beispielsweise kommunikative Fähigkeiten 
werden betrieblicherseits mehr und mehr offiziell anerkannt und eingefordert. 
Als Leistung gilt nun weniger ein vorab definiertes, quantitativ-statisch festge- 
legtes materielles Produktionsergebnis, sondern eine allgemeine Verhaltensdis- 
position, eine abstrakte Bereitschaft zur Arbeitskraftverausgabung. Ihre kon- 
krete Form ergibt sich aus den wechselnden Notwendigkeitsstrukturen zu- 
nehmend absatzmarktorientierter Arbeitsanforderungen (vgl. Menz/Siegel 
2002). Dabei wurde zunächst noch weitgehend an einem aufwands- bzw. ar- 
beitskraftbezogenem Leistungsbegriff festgehalten. Die neuen Anforderungen 
wurden gleichsam in den überkommenen Leistungsbegriff inkludiert. Marktin- 
duzierte Flexibilitätsleistungen wurden als neues Element einer (erweiterten) 
menschlichen Leistungsfähigkeit definiert (Menz 2008a). 

Mit der radikalisierten Vermarktlichung seit den 1990er Jahren gewinnt die 
Subjektivierung von Arbeit eine neue Qualität. Dies betrifft vor allem die Di- 
mension von Subjektivierung als erweiterte (Selbst-)Steuerungsleistung der Be- 
schäftigten. Die Erfüllung von marktorientiert definierten Ergebniszielen er- 
setzt tendenziell die leistungspolitische Detailsteuerung qua Hierarchie und 
Bürokratie. An ihre Stelle tritt eine Indirekte Steuerung, bei der das Manage- 
ment sich darauf „beschränkt“, den weiteren Rahmen festzulegen (z.B. Kopf- 
zahlen als Begrenzung der Belegschaft, technische Ausstattung, strategische 
Prioritäten etc.), spezifische Ziele vorzugeben (Umsatzziele, Erträge, Kosten, 
Termine u.a.) und die konkrete Bearbeitung weitgehend dezentralen Einheiten 
und in letzter Konsequenz den Beschäftigten selbst zu überlassen (Pe- 
ters/Sauer 2005). Damit zeigt sich eine klare Abkehr vom arbeitskraftbezoge- 
nen Leistungsbegriff: Leistung bestimmt sich immer weniger von Seiten des 
menschlichen Aufwands, sondern wird gleichsam „rückwärts“ vom Marktpro- 
zess ausgehend redefiniert. 

Subjektivierungs- und Vermarktlichungstendenzen stehen in einem vielschich- 
tigen Spannungsverhältnis zueinander (vgl. Marrs 2007), denn mit der Aufwer- 
tung subjektiver Steuerungsleistungen werden andere Dimensionen von Sub- 
jektivität wiederum relativiert. Waren die Leistungsdefinitionen zunächst im- 
mer mehr durch subjektive Elemente angereichert und diversifiziert worden, so 
setzt die Vermarktlichung tendenziell wieder ein singuläres Kriterium als do- 
minant. Der subjektiv erweiterte Leistungsbegriff wird unter den Vorbehalt ge- 
stellt, dass sich die Resultate des Leistungshandelns auf den kontingenten 
Märkten für Produkte und Dienstleistungen als rentabel erweisen. Gleichzeitig 
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ergänzen beide Prozesse einander wiederum, da die Marktorientierung ver- 
langt, flexibel in turbulenten Umwelten zu agieren, und „subjektivierte“ Leis- 
tungspolitik genau jene Fähigkeiten und Eigenschaften honoriert, die notwen- 
dig sind, um diese Anforderung zu erfüllen. 

Im Hinblick auf die betriebliche Leistungssteuerung bedeutet „Subjektivierung 
von Arbeit“, dass in größerem Ausmaß als zuvor auf lebensweltlich begründe- 
te Motivationsressourcen rekurriert werden kann. Den Betrieben steht ein er- 
weitertes Spektrum des Leistungsvermögens der Beschäftigten zur Verfügung, 
das sie parasitär nutzen können, ohne es betrieblicherseits reproduzieren zu 
müssen - durchaus ım Gegensatz zur anerkennenden Aufwertung „subjektiver“ 
Fähigkeiten und Leistungsanteile. War dem taylor-fordistischen Arrangement 
zufolge Leistungspolitik als interner Äquivalententausch organisiert - die Be- 
schäftigten erhalten für ihren Aufwand eine betriebliche Gegenleistung in 
Form von Lohn als monetärer Anerkennung der Arbeit -, so werden Ansprü- 
che auf „angemessene“ Honorierung brüchig, wenn die Verwirklichung der 
subjektiven Ansprüche an die Arbeit selbst zum Belohnungsprinzip wird. 
Vermarktlichung im Unternehmen setzt sich aber nicht nur in neue Rationalı- 
sierungsformen um, deren Kern flexible und selbstorganisierte Arbeitsarrange- 
ments sind, sondern auch in die Kontinuität oder sogar Renaissance einer 
Standardisierung von Arbeit. Unter diesen Begriff fassen wir drei zentrale Ent- 
wicklungstendenzen: die Re-Taylorisierung von Produktionsarbeit, die zuneh- 
mende „Industrialisierung“ von Dienstleistungsarbeit sowie Standardisierungs- 
prozesse auf der Ebene der Organisation von Unternehmen und Wertschöp- 
fungsprozessen. 

Schon früh, mitten in der Debatte um Lean Production und neue Produkti- 
onskonzepte, wurde erkannt, dass sich der Taylorismus in der Produktion als 
beharrlicher erwies als zunächst angenommen. Was von Schumann et al. im 
„Irendreport Rationalisierung“ zunächst noch als „Strukturkonservatismus“ 
und „zäher Wandel“ interpretiert wird (Schumann et al. 1994), weicht einige 
Jahre später einer etwas deutlicheren Enttäuschung: Ende der 1990er ist nun 
die Rede von „Versuchen einer Re-Etablierung konventioneller Technik- und 
Organisationsgestaltung“ (Schumann 1998, S. 24). Zur These der Beharrlich- 
keit von taylorıstischen Organisationsstrukturen und Arbeitsformen tritt somit 
die These einer Re-Taylorisierung hinzu, bezogen auf Bereiche, in denen be- 
reits mit neuen Arbeitsformen experimentiert worden war (vgl. zur Diskussion 
auch Kurz 1998; Dörre 2001; Pfeiffer 2007). 

Demgegenüber galten die dispositiven oder planenden Tätigkeiten vieler Ange- 
stellter in Industrieunternehmen ebenso wie personenbezogene Dienstleis- 
tungstätigkeiten lange als nicht standardisierbar und gerade deshalb auch nicht 
rationalisierbar (vgl. Berger/Offe 1984a, b). Spätestens mit den Anfängen der 
Computerisierung veränderte sich aber das Bild, und Visionen von der Auto- 
matısierung von Büroarbeit machten nun die Runde. In der Tat sind die letz- 


ten 20 Jahre auch durch eine zunehmende Tendenz der Standardisierung - 
oder auch „Industrialisierung“ - von Dienstleistungsarbeit gekennzeichnet, 
wobei allerdings die spezifische - immaterielle, interaktive, gewährleistende - 
Natur dieser Tätigkeiten der Standardisierung ein besonderes Gepräge verleiht: 
Während der klassische tayloristische Rationalisierungsansatz sich auf die Tä- 
tigkeit bezieht, bleibt diese bei der Rationalisierung von Dienstleistungsarbeit 
- nolens volens - gerade ausgeklammert. Versucht wird dagegen, die Arbeits- 
prozesse und das Zusammenspiel der verschiedenen Funktionen zu standardisie- 
ren und zu optimieren (vgl. Pohlmann et al. 2003; Lehndorff/Voss-Dahm 2006). 

Neben den klassischen Rationalisierungsansatz einer Standardisierung bzw. 
Taylorısierung der Arbeit selbst tritt so seit längerem eine neue Qualität in der 
Standardisierung von Strukturen, Systemen und Prozessen auf der Organisati- 
onsebene. Damit werden Rationalisierungs- und Reorganisationsansätze wei- 
tergeführt, die bereits in den 1980er Jahren identifiziert und analysiert wurden 
(vgl. die Konzepte zur systemischen Rationalisierung von Altmann et al. 1986 
sowie von Baethge/Oberbeck 1986). Das eigentlich Bemerkenswerte, die neue 
Qualität der Standardisierung besteht daher nicht so sehr in der Standardisie- 
rung von Prozessen, Arbeitsabläufen, Tätigkeiten an sich, sondern im Ineinan- 
dergreifen verschiedener Standardisierungstendenzen in einer prozessbezoge- 
nen Perspektive: Es handelt sich eben nicht so sehr um ein Nebeneinander 
von Re-Standardisierung der Produktionsarbeit, indirekter Tätigkeiten und or- 
ganisatorischer Abläufe, sondern um den Versuch einer prozessbezogen- 
ganzheitlichen Standardisierung, die einerseits produktive und indirekte Berei- 
che und andererseits Markt- und Produktionsökonomie integriert und verbin- 
det. Dabei ist diese Entwicklung weniger als Gegenentwurf zur Dezentralisie- 
rung und Flexibilisierung zu deuten, sondern eher als komplementäre Strategie 
der zentralen (indirekten) Steuerung und Kontrolle dezentral und flexibel or- 
ganisierter Prozesse sowie teil-selbstständiger Einheiten. 

Entscheidende Voraussetzung hierfür ist die informatorische Durchdringung 
der gesamten Organisation und aller Wertschöpfungsprozesse (Boes/Pfeiffer 
2006) als Basis neuer Controlling- und Steuerungsstrategien. Die Informatiste- 
rung stellt nicht nur eine Verbindung zwischen der stofflichen Ebene und ih- 
rer „Doppelung“ auf der Informationsebene her, sondern verkoppelt Kapital- 
markt- und Konzernstrategien unmittelbar mit einzelnen Arbeitsplätzen oder 
Arbeitsprozessen. Eine zentrale Bedeutung kommt dabeı den Integrierten Be- 
triebswirtschaftlichen Systemen (wie etwa SAP) als „informationstechnisch 
vermittelten Standardisierungsinstanzen“ zu (Pfeiffer 2003: 10), die unmittelba- 
re Auswirkungen auf die Arbeitsorganisation und die Tätigkeiten haben. SAP 
strukturiert nicht nur Abläufe und Verfahren vor und stellt umfassende Trans- 
parenz über die jeweiligen Tätigkeiten her, sondern wird selbst für viele Be- 
schäftigte zur „eigentlichen“ Arbeitsumgebung. Nicht zuletzt wird der Um- 
gang mit dem System selbst und seinen Erfordernissen (und Unzulänglichkei- 
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ten) zu einer wesentlichen Leistungsanforderung. Die prozess- und organisati- 
onsbezogene Standardisierungstendenz geht mit einem zweiten wichtigen Ele- 
ment einher: Für die Steuerung und Kontrolle von Arbeit spielen nicht nur in 
quantitativer, sondern auch in qualitativer Hinsicht (kapital-Jmarktbezogene 
Kennzahlen eine wachsende und neue Rolle (vgl. Peters/Sauer 2005). Diese 
bilden sozusagen den abstrakten Inhalt der informationstechnischen Standar- 
disierung und Vermittlung von Organisations- und Arbeitsebene. 

Die Folgen gegenwärtiger Standardisierungstendenzen für die Arbeits- und 
Leistungsbedingungen der Beschäftigten sind viel offener, als es bei tayloristi- 
scher Standardisierung der Fall war. Durch den integrativen und ganzheitli- 
chen Charakter der gegenwärtigen Standardisierung werden offensichtlich alle 
Arbeitsbereiche in der einen oder anderen Weise einbezogen und erfasst: Sie 
werden einer Standardisierung unterzogen, ohne deshalb notwendigerweise 
selbst als Arbeitsvollzug standardisiert zu werden. Die Standardisierung der ge- 
genwärtigen Entwicklungsphase verringert nicht die Heterogenität von Arbeit, 
sondern bezieht sich auf diese und reproduziert oder verstärkt sie sogar.” Des- 
halb lässt sich gerade kein einfacher Rückschluss von der Standardisierung auf 
die Arbeitssituationen ziehen. Unabhängig von der Heterogenität der ver- 
schiedenen Arbeitsbereiche dürfte aber der Umgang mit Standardisierung zu 
einer übergreifenden Anforderung werden - und dies umso mehr, je wider- 
sprüchlicher der Standardisierungsansatz letztlich ist. So gerät beispielsweise 
der Versuch, über Standardisierung die ökonomische Effizienz zu erhöhen, 
häufig in Widerspruch zu dem Versuch, die qualitativen Bedürfnisse von 
Kunden möglichst umfassend zu befriedigen - mit dem Resultat widersprüch- 
licher Arbeitsanforderungen an die Beschäftigten. Aber nicht nur im Aufein- 
andertreffen von Kunden- und Marktorientierung bei personen- bzw. kunden- 
bezogenen Dienstleistungstätigkeiten liegen aus unserer Sicht wesentliche Wi- 
dersprüche, sondern auch im Aufeinandertreffen von abstrakten kapitalmarkt- 
orientierten Kenzahlen und standardisierten Ablaufschemata mit den Spezifika 
und Eigenheiten der jeweiligen stofflichen Zusammenhänge, der vorhandenen 
Ressourcen oder auch nur der eingeübten Abläufe. Deshalb ist die Standardi- 
sierung eben auch nicht - jedenfalls nicht per se - das Gegenteil zur Subjekti- 
vierung, sondern eher als komplementäre Strategie zu verstehen, die Subjekti- 
vierungstendenzen teils begrenzt, teils überformt, teils aber auch geradezu er- 
zeugt (vgl. Pfeiffer 2004). 


2 Dieser Sachverhalt ist bereits in den Konzepten zur „systemischen Rationalisierung“ be- 
schrieben worden (Altmann et al. 1986; Sauer/Döhl 1994). 
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4. Arbeits- und Leistungspolitik zwischen Widerstands- 
und Aneignungsperspektive 


4.1 Heterogene Entwicklungen als Momente eines 
widersprüchlichen Transformationsprozesses 


Im letzten Jahrzehnt spielte die Leistungspolitik als explizites Feld „umkämpf- 
ter Arbeit“ eine eher untergeordnete Rolle. Nicht die Arbeit selbst, ihre be- 
triebliche Organısation, die Bedingungen, unter denen sie verrichtet wırd und 
die sie hervorbringt, waren und sind das Thema offener Konflikte, sondern ih- 
re - wenn man so will - Rahmenbedingungen: das Beschäftigungsverhältnis 
und seine institutionelle Ausgestaltung, die Lohnhöhe und - schon weniger 
häufig - die Arbeitszeit. So wird das letzte Jahrzehnt - arbeitspolitisch - gera- 
dezu als verlorenes Jahrzehnt, als Phase einer weitgehenden „De-Thematisie- 
rung von Arbeit“ (Dunkel/Sauer 2006) verstanden (vgl. auch Wagner 2002). In 
jüngster Zeit geraten leistungspolitische Fragen durch steigenden Leistungs- 
druck in den Betrieben, zunehmende In- und Extensität von Arbeit, den 
wachsenden Übergriff der Arbeit auf die Lebenswelt (Stichwort „work-life ba- 
lance“) und nicht zuletzt die erhöhten gesundheitlichen Belastungen neuer 
Arbeitsformen allerdings wieder mehr in den Fokus des öffentlichen Interesses 
und werden zunehmend auch Gegenstand gewerkschaftlicher Handlungsstra- 
tegien, wie beispielsweise die Projekte und Initiativen „Arbeiten ohne Ende?“, 
„Gute Arbeit“ (beide IG Metall) und „Faire Arbeit“ (ver.di) deutlich machen. 
Die Thematisierung von Leistungspolitik in der wissenschaftlichen Debatte er- 
scheint uns aber nicht nur aufgrund der gestiegenen öffentlichen Beachtung 
leistungspolitischer Fragen wichtig: Wenn sich in der Entwicklung von Arbeit 
zentrale gesellschaftliche Umbrüche manifestieren, dann lassen sich diese - in- 
klusive ihrer Kampffelder und Konfliktstrukturen - nur unter Einbeziehung 
einer arbeits- und leistungspolitischen Perspektive umfassend deuten. Dann 
gilt es auch, sich mit den genannten unterschiedlichen und widersprüchlichen 
Entwicklungstendenzen - Prekarisierung, Standardisierung, Subjektivierung - 
und den mit ihnen verbundenen konkurrierenden Aussagen, Prognosen und 
Gestaltungsansätzen auseinanderzusetzen. Dabei geht es nicht nur um eine 
mehr oder weniger akademische Diskussion über unterschiedliche Einschät- 
zungen der Entwicklung von Arbeit, sondern ebenso um Schwerpunktsetzun- 
gen und Weichenstellungen in der Arbeitspolitik und nicht zuletzt um eine 
strategische Neuausrichtung von Betriebs- und Gewerkschaftspolitik. 

Wird die Diagnose einer verschärften „Prekarisierung“ von Arbeit in den Mit- 
telpunkt gerückt, so tritt die Frage nach guten Arbeitsbedingungen und ange- 
messenen Leistungsanforderungen zugunsten einer Politik der Reinstitutionalt- 
sierung von sozialen Sicherheiten in den Hintergrund. Stellt man die Re- 
Taylorisierungsthese ins Zentrum, so ergibt sich die Notwendigkeit, an die 
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Prinzipien der klassischen Humanisierungspolitik wieder anzuknüpfen und 
diese - nach der Ernüchterung, die der mit neuen Produktionskonzepten und 
partizipativen Managementstrategien verbundenen „Win-win-Euphorie“ der 
1980er Jahre folgte - auch wieder stärker konfliktorisch durchzusetzen. Wird auf 
die Subjektivierungstendenz fokussiert, müssen arbeits- und leistungspolitische 
Handlungsansätze entwickelt werden, die bislang kaum erprobt sind: Wie kön- 
nen die Beschäftigten vor der betrieblichen Vereinnahmung, dem Verschleiß ih- 
rer motivationalen Ressourcen und den damit einhergehenden Risiken - Selbst- 
überforderung, psychische Belastungen - effektiv geschützt werden, ohne von 
Betriebsrat und Gewerkschaft stellvertretend bevormundet zu werden? 

Unsere These ist, dass die aktuelle Arbeitspolitik gerade heute vor besonderen 
Herausforderungen und Schwierigkeiten steht, weil die drei Entwicklungsten- 
denzen der Prekarisierung, Standardisierung und Subjektivierung nicht einfach 
als alternative Entwicklungsszenarien zu begreifen sind, die verschiedenen so- 
zialwissenschaftlichen Perspektiven entsprechen oder jeweils nur einzelne be- 
stimmte Tätigkeitssegmente betreffen. Vielmehr sind sie als unterschiedliche 
Elemente ein und desselben Entwicklungsprozesses zu begreifen - der Durch- 
setzung einer marktzentrierten Produktionsweise. Wir gehen davon aus, dass es 
sich bei den benannten Tendenzen in der Entwicklung von Arbeit um wider- 
sprüchliche, aber zusammengehörige Dimensionen der zunehmenden Ver- 
marktlichung der betrieblichen und gesellschaftlichen Sozialbeziehungen han- 
delt. Im Feld der Leistungspolitik wird deutlich, wie die Folgen von Prekarisie- 
rung, Standardisierung und Subjektivierung direkt ineinander greifen und sich 
aufeinander beziehen, denn so wie der Transformationsprozess selbst wider- 
sprüchlich ist, so sind es auch seine Resultate in der Entwicklung von Arbeit. 
Dies gilt in einer doppelten Perspektive: Zum einen zeigen sich wachsende 
Ungleichheiten, ın denen sich eine Spaltung der Arbeitswelt entlang der be- 
nannten Entwicklungstendenzen - wachsende Prekarität einerseits, subjekti- 
vierte Arbeit andererseits - andeutet. Zum anderen verschränken sich die Ent- 
wicklungstendenzen immer enger miteinander. Die charakteristische Hetero- 
genität und Widersprüchlichkeit tritt nicht nur zwischen Tätigkeiten, sondern 
innerhalb ein und desselben Tätigkeitssegments auf. War Prekarität zu fordisti- 
schen Zeiten vor allem Kennzeichen von gering qualifizierter, zumeist weitge- 
hend standardisierter Arbeit mit geringen „subjektiven“ Gestaltungs- und Ent- 
faltungschancen, so finden sich prekäre Beschäftigungsverhältnisse heute zu- 
nehmend auch dort, wo „subjektivierte“ Arbeitsformen mit hohen Anteilen an 
Selbstorganısation und Eigenverantwortung dominieren. Selbst Standardisie- 
rung und bestimmte Formen von Arbeitssubjektivierung schließen einander 
nicht grundsätzlich aus, etwa dort, wo im Kontext tayloristischer Arbeitsstruk- 
turen mit hohem emotional-motivationalem Engagement gearbeitet werden 
muss (etwa bei der Arbeit im Call-Center, vgl. Kleeman/Matuschek 2003 und 
den Beitrag von Matuschek, Kleemann und Voß in diesem Heft). 
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Für zunächst verwirrend erscheinende Phänomene wie diese ist in der politi- 
schen und wissenschaftlichen Diskussion das Schlagwort ‚paradox’ in Mode 
gekommen. Allerdings handelt es sich nicht selten um ganz handfeste Wider- 
sprüchlichkeiten - etwa zwischen der strategischen Nutzung und gleichzeitigen 
Missachtung von Beschäftigtensubjektivität. Dialektisch gefasst, folgt daraus 
die Unmöglichkeit, dass es sich dabei um bleibende, stabile Zustände handeln 
könnte. Die Widersprüchlichkeit ist dann nur ein anderer Ausdruck für die in 
en liegende Dynamik, die über den gegenwärtigen Zustand hinaus- 
treibt. 


4.2 Arbeitspolitische Antworten auf die radikalisierte 
Marktökonomie finden 


In einer solchen Übergangsphase angemessene arbeitspolitische Antworten 
oder gar Strategien zu entwickeln stößt auf einige Schwierigkeiten. Weder die 
Orientierung und das einfache Festhalten an den einmal erreichten sozialen 
Errungenschaften der vergangenen fordistischen Phase noch die (erzwungene) 
Anpassung an eine radikalisierte Marktökonomie der Gegenwart verspricht ei- 
ne Lösung der aufgeworfenen Probleme. Das Prinzip der Maß- und Schran- 
kenlosigkeit, das die Tendenz der radikalen Vermarktlichtung in ihrem Kern 
charakterisiert, setzt auf die Warenförmigkeit von Arbeitskraft und negiert die 
in der Natur und in der Soziabilität von Arbeit liegenden Grenzen, „vergisst“, 
dass der Träger dieser Ware eine natürliche Person, ein Mensch ist. Daraus be- 
gründet sich sowohl Widerstand gegen die aktuellen unternehmerischen Stra- 
tegien der Entsicherung und Prekarisierung von Arbeit ebenso wie gegen die 
maßlose Überforderung in der Arbeit, die beide die Reproduktion von Ar- 
beitskraft und damit die individuelle Existenz gefährden. Aus dieser Wider- 
standsperspektive einer Arbeitspolitik, die die notwendige Reproduktion von 
Arbeitskraft gegen die maßlose Verwertung von Kapital setzt, geht es zunächst 
um die Formulierung von Mindeststandards (wie z.B. Mindesteinkommen) 
und von Widerstandslinien (z.B. in der Frage der Begrenzung von Arbeitszei- 
ten) - also um die unmittelbare Sicherung der Reproduktion von Arbeitskraft. 
Es gilt, die Qualität der Arbeit in ihrer Eigensinnigkeit gegenüber marktzent- 
rierten Ansprüchen und Steuerungsformen in Stellung zu bringen - und damit 
auch den Eigensinn und die eigensinnige Perspektive der Arbeitssubjekte ge- 
gen die Ansprüche und Forderungen einer radikalisierten Marktökonomice. 

Gleichzeitig aber setzt die marktzentrierte Produktionsweise auf die Nutzung 
der subjektiven Potenziale lebendiger Arbeit, die Autonomie und das unter- 
nehmerische Handeln der individuellen Beschäftigten. Sie ist angewiesen auf 
die Entfaltung dieser Potenziale und gleichzeitig vereinnahmt sie sie - immer 
mit dem Risiko, sie wieder zu zerstören. Neben die Widerstandsperspektive 
tritt deswegen ebenso bedeutsam eine Aneignungsperspektive: Mit Vermarktli- 
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chung.und Indirekter Steuerung, d.h. mit der Ablösung direkter, prozessbezo- 
gener Steuerung durch indirekte Steuerungselemente wie Benchmarks und 
Kennziffern, gerät der individuelle Beschäftigte in ein widersprüchliches Ver- 
hältnis zu sich selbst. Sein Interesse an der Sicherung seiner Existenz und der 
Entfaltung seiner Individualität gerät in Gegensatz zu seinem unternehmeri- 
schen Interesse am betriebswirtschaftlich definierten Erfolg. Das Kapitalver- 
hältnis verwandelt sich in ein unmittelbares persönliches, alltäglich erfahrenes 
Problem. Wo diese Widersprüche konkret erlebbar werden, bestehen zentrale 
Ansatzpunkte für Arbeitspolitik. Allerdings werden solche Widersprüche häu- 
fig nicht als grundsätzlicher Herrschaftskonflikt - zwischen Arbeit und Kapital 
- wahrgenommen, sondern als Gegensatz zwischen unterschiedlichen indivi- 
duellen, persönlichen Interessen und Zielsetzungen. 

Die Bestimmung von Arbeitnehmerinteressen wird darum in Zukunft durch 
das Nadelöhr einer solchen Auseinandersetzung des Einzelnen mit sich selbst 
und seinen widersprüchlichen Arbeitsbedingungen gehen müssen. Er ist ge- 
zwungen, sein individuelles Interesse, seinen „eigenen Sinn“ zu finden und zu 
entwickeln. Diese Auseinandersetzung kann von niemandem stellvertretend er- 
ledigt werden. Gleichwohl benötigt sie politische Anstöße - nicht zuletzt von 
Betriebsräten und Gewerkschaften. Die Auseinandersetzungsprozesse politisch 
produktiv zu machen setzt die Verständigung mit anderen voraus. Aber eben 
diese Verständigung wird von der marktzentrierten Produktionsweise okku- 
piert. Der Kampf um den Raum für Verständigungsprozesse wird deswegen von 
uns als eine zentrale politische Aufgabe verstanden. Für Beschäftigte gilt es, 
sich die Verständigungsprozesse zurückerobern, sich nicht nur über Unterneh- 
mensprozesse miteinander zu verständigen, sondern auch über sich selbst, d.h. 
über das, was mit ihnen selbst unter diesen Bedingungen geschieht, und dar- 
über, wo unter diesen Bedingungen ihre eigenen Interessen liegen. Dies könn- 
te die Basis für eine breite Mobilisierung werden. Eine solche Mobilisierung 
findet natürlich nicht im luftleeren Raum statt, sie entwickelt sich in konkre- 
ten Handlungsfeldern; sie entzündet sich an den aufbrechenden Widersprü- 
chen und Konflikten um die neuen Formen von Arbeits- und Leistungspolitik. 
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Prekäre Vergemeinschaftung 
und verrückte Kämpfe 
Repressive Integration als Herrschaftsmodus 
im prekären Dienstleistungsbereich' 


Seit etwa Mitte der 90er Jahre sind ın Deutschland prekäre Beschäftigungsver- 
hältnisse wieder massiv im Kommen. Eine neoliberale staatliche Deregulie- 
rungspolitik (etwa beim Thema Befristung und Leiharbeit), massiv verschärfte 
Zumutbarkeitskriterien für Arbeitslose sowie generell eine starke Konkurrenz 
auf dem Arbeitsmarkt sorgten dafür, dass Lohnabhängige sich immer häufiger 
gezwungen sehen, in befristeten und sozialversicherungsrechtlich ungenügend 
abgesicherten Formen von Teilzeitarbeit einen Lohn zu verdienen, der nicht 
zum Überleben reicht. Der Anteil atypischer Beschäftigungsformen wird in- 
zwischen auf gut ein Drittel aller abhängig Beschäftigten geschätzt (Kel- 
ler/Seifert 2006). Über eine Million ‘working poor” beziehen zusätzlich zu ih- 
rem Arbeitslohn ergänzende Sozialleistungen nach dem SGB II. Prekäre Be- 
schäftigung? ist v.a. im Handel, im Hotel- und Gaststättengewerbe sowie ım 
personenbezogenen und sonstigen Dienstleistungsbereich weit verbreitet. Sie 
kann als „Arbeit in Häppchen für wenig Geld“ (Jaehrling et al. 2006) bezeich- 
net werden oder auch als „Beschäftigungsbrösel“ (Angeloff 1999). Typisch 
sind unfreiwillige sowie hochflexible Formen von Teilzeitarbeit, die marktbe- 
dingte Flexibilitätsanforderungen als Zumutungen an die Belegschaft weiterge- 
ben. Überdurchschnittlich häufig sind die Arbeitsverhältnisse befristet und 
werden sukzessive verlängert - oder auch nicht. Diese Praxis impliziert für die 
Beschäftigten eine permanente Zukunftsunsicherheit, für die Unternehmen die 
Möglichkeit einer kontinuierlichen Selektion nach Kriterien der Leistungsfä- 
higkeit und -bereitschaft. In Frankreich werden die einschlägigen Beschäfti- 
gungsverhältnisse daher als Arbeit „faute de mieux“ (Puech 2004) bezeichnet: 


1 Für wertvolle Anregungen zu dem vorliegenden Text danke ich Thomas Sablowski, Rudi 
Schmidt und Gudrun Trautwein-Kalms. 

2 Der Begriff prekärer Arbeit ist nicht identisch mit dem Begriff der atypischen Beschäftigung 
(Keller/Seifert 2006). Letzterer umfasst z.B. auch individuell erwünschte Formen von Teil- 
zeitarbeit. Um den Begriff der Prekarität nicht überzustrapazieren, werden im Folgenden 
damit ausschließlich strukturelle Merkmale von Beschäftigungsverhältnissen bezeichnet, 
nicht das subjektive Empfinden einer prekären Lebenslage. 
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zum Überleben reicht. Der Anteil atypischer Beschäftigungsformen wird in- 
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Möglichkeit einer kontinuierlichen Selektion nach Kriterien der Leistungsfä- 
higkeit und -bereitschaft. In Frankreich werden die einschlägigen Beschäfti- 
gungsverhältnisse daher als Arbeit „faute de mieux“ (Puech 2004) bezeichnet: 


1 Für wertvolle Anregungen zu dem vorliegenden Text danke ich Thomas Sablowski, Rudi 
Schmidt und Gudrun Trautwein-Kalms. 

2 Der Begriff prekärer Arbeit ist nicht identisch mit dem Begriff der atypischen Beschäftigung 
(Keller/Seifert 2006). Letzterer umfasst z.B. auch individuell erwünschte Formen von Teil- 
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man - oder häufig frau - arbeitet in prekären Segmenten, weil bessere Alterna- 
tiven fehlen. Häufig werden die wenig attraktiven Arbeitsplätze zudem nur als 
Übergangslösung angesehen (v.a. von SchülerInnen und StudentInnen). Die 
unterdurchschnittlichen Arbeitsmarktchancen prekär Beschäftigter liegen oft 
nicht daran, dass sie über besonders geringe Qualifikationen verfügen. Studien 
belegen, dass fast zwei Drittel der Niedriglohn-EmpfängerInnen in Deutsch- 
land eine qualifizierte Berufsausbildung oder höhere Qualifikationen besitzen 
(Schäfer 2006). Typische Handicaps der prekär Beschäftigten sind vielmehr 
mangelnde räumliche oder zeitliche Flexibilität (etwa aufgrund von Familien- 
arbeit oder beschränkter Arbeitserlaubnis), eine mangelhafte Beherrschung der 
Sprache des Aufenthaltslandes, diskontinuierliche Erwerbsbiographien, die Nicht- 
Anerkennung von ausländischen Bildungs- und Berufsabschlüssen, körperliche 
Einschränkungen des Arbeitsvermögens sowie die gesellschaftliche Bewertung 
von Frauen- und MitgrantInnenarbeit, also Sexismus und Rassismus. 

In Arbeitsverhältnissen, die angenommen werden „faute de mieux“, liegt es 
nahe, einen stark instrumentellen Bezug der Beschäftigten zu ihrer konkreten 
Tätigkeit zu vermuten. Von modernistischen Vorstellungen einer ‘Subjektivie- 
rung von Arbeit’, in denen Erwerbsarbeit zum identitär besetzten Projekt eines 
eigenverantwortlich agierenden „Selbstunternehmers“ (Gorz 2004) oder 
„Intrapreneurs“ (Brinkmann/Dörre 2006) wird, scheinen die Verhältnisse 
Lichtjahre entfernt. Die Transformation von Arbeitskraft in Arbeitsleistung 
wird nicht über positive Anreize, sondern primär über direkte Kontrollmetho- 
den und repressive Führungsstile durchgesetzt (vgl. Artus 2007a). Die meist 
hohe Fluktuation unter den Beschäftigten scheint Managementstrategien einer 
vergemeinschaftenden Personalpolitik (Krell 1994) von vorneherein ad absur- 
dum zu führen. Wie sollen Unternehmenskulturkonzepte, die den Betrieb als 
„Gemeinschaft“ stilisieren, eine Chance haben in einem offensichtlich repres- 
siv strukturierten Umfeld sowie angesichts einer permanent wechselnden Be- 
legschaft, die ohnehin nur aufgrund struktureller Zwänge ım Betrieb anwesend 
ist? So paradox dies auf den ersten Blick wirken mag, im Folgenden wird ge- 
zeigt, dass Kontrollmethoden, die an der Subjektivität der Beschäftigten anset- 
zen, sowie vergemeinschaftende Formen der Personalpolitik auch im Segment 
prekärer Dienstleistungsarbeit einen originären Anwendungsbereich besitzen. 
Erklären lassen sich diese Strategien sicherlich zunächst als Versuche des Ma- 
nagements die Leistungsbereitschaft der prekär Beschäftigten über vergleichs- 
weise kostengünstige Maßnahmen zu erhöhen. Zugleich geht es darum, die 
Kosten individueller Widerstandsstrategien der Beschäftigten (etwa die Aufbes- 
serung niedriger Löhne über die illegale Aneignung von Betriebseigentum) zu 
vermindern. Einschlägige Managementpolitiken finden sich oft in Bereichen 
prekärer Beschäftigung, in denen ein Höchstmaß individueller Leistung abge- 
fordert wird. Rein ‘negative Formen’ der Kontrolle mögen hier als Arbeitsan- 
reize nicht ausreichend erscheinen. Überraschend ist daher vielleicht weniger, 
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dass das Management sich auch mit prekär Beschäftigten die Mühe’ einer 
vergemeinschaftenden Personalpolitik macht; überraschend ist eher, dass diese 
wirksam ist, d.h. dass sie real vergemeinschaftende Effekte zeitigt. Dies liegt in 
erster Linte daran, dass sie an virulenten Bedürfnissen der Beschäftigten an- 
setzt. Im Folgenden wird gezeigt, dass auch, und vielleicht gerade prekär Be- 
schäftigte trotz eines instrumentellen Arbeitsbezugs empfänglich sind für ver- 
gemeinschaftende Formen der Personalpolitik. Diese implizieren nämlich typi- 
scherweise ausgeprägte Strategien symbolischer Anerkennung - einem kostba- 
ren Gut, das gerade prekär Beschäftigten in weiten Bereichen ihres Lebens 
vorenthalten bleibt. Weiterhin entpuppt sich die Vorstellung ‘der Belegschaft’ 
als einer mehr oder weniger homogenen Entität im Licht der Empirie als eine 
Chimäre (vgl. auch Schmidt 2007). Es existieren vielmehr differente Grade der 
Einbeziehung der Beschäftigten in eine managementseitig dominierte Corpo- 
rate Identity-Politik. 

Der ım Folgenden beschriebene Herrschaftsmodus prekärer Dienstleistungs- 
arbeit kombiniert repressive Kontrollmethoden mit Elementen einer verge- 
meinschaftenden Sozialintegration. Zwar gelingt es typischerweise nur in be- 
trieblichen Teilsegmenten, die Vorstellung des Betriebs als einer Gemeinschaft 
- „in Abgrenzung von der Vorstellung der Organisation als Maschine“ sowie 
„von der Vorstellung der Organisation als politische Arena“ (Krell 1994: 27) 
durchzusetzen; dies genügt jedoch, um die Artikulation abweichender Beleg- 
schaftsinteressen in besonders nachhaltiger und effizienter Weise zu verhin- 
dern. Insofern stellt der Herrschaftsmodus repressiver Integration eine beson- 
ders zukunftsträchtige Form arbeitspolitischer Steuerung dar. Ihn zu analysie- 
ren und seine Wirksamkeit zu verstehen, scheint essentiell für den Kampf ge- 
gen menschenverachtende Arbeits- und Entlohnungsbedingung. 

Im Folgenden werden zwei international angelegte Betriebsfallstudien darge- 
stellt. Es handelt sich um zwei global agierende Konzerne, einer aus dem Be- 
reich der Systemgastronomie, der andere aus dem Transportsektor (Paket- 
dienst). Beide Unternehmen zeichnen sich durch weithin prekäre Beschäfti- 
gungsbedingungen sowie ausgeprägte Strategien einer vergemeinschaftenden 
Unternehmenskultur aus. Die Fallstudien basieren auf einer Vielzahl von In- 
terviews mit Managementvertretern, betrieblichen InteressenvertreterInnen so- 
wie Beschäftigten in deutschen sowie französischen Niederlassungen. In ei- 
nem ersten Abschnitt werden die Arbeitsbedingungen und die Funktionsweise 


3 Die Interviews in Deutschland wurden zwischen 2003 und 2005 im Rahmen eines von der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft geförderten Projekts zum Thema „Betriebe ohne Be- 
triebsrat“ gemeinsam mit Sabine Böhm, Stefan Lücking und Rainer Trinczek durchgeführt 
(vgl. www.wi.tum.de/sociology/research/bob). Die französischen Interviews erfolgten wäh- 
rend eines Forschungsstipendiums der Maison des Sciences de ’Homme am Institut de Re- 
cherches Economiques et Sociales zwischen Herbst 2005 und Frühjahr 2006 (vgl. 
www.wi.tum.de/sociology/research/sirp). 
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des Herrschaftsmodus repressiver Integration beschrieben (1). Anschließend 
geht es um die subjektiven Verarbeitungsformen der Beschäftigten (2). Es wird 
deutlich, dass die individuelle wie kollektive Interessenvertretung der Beschäf- 
tigten unter ausgesprochen rigiden Bedingungen stattfindet (3). Dennoch gibt 
es Ansatzpunkte für Brüche im System prekärer Vergemeinschaftung (4). Ein 
abschließendes Resümee zieht ein etwas allgemeineres politisches Fazit zum 
Thema ‘prekäre Kämpfe’ (5). 


1. Der Herrschaftsmodus: Repressive Integration 
in die Betriebsfamilie 


Der Systemgastronomiekonzern, der im Folgenden ‘Fast Food’ genannt wird‘, 
beschäftigt weltweit etwa 1,5 Millionen Beschäftigte in weit über 100 Ländern. 
In Deutschland sind etwa 50.000 Menschen in rund 1.200 Fast-Food- 
Restaurants tätig; in Frankreich sind es fast ebenso viele. Der im Folgenden 
‘Transport’ genannte Paketdienst hat weltweit etwa 370.000 MitarbeiterInnen, 
davon einen Großteil in den USA. Deutschland bildet mit rund 14.000 Mit- 
arbeiterInnen an 80 Standorten einen Schwerpunkt seiner europäischen Ge- 
schäftstätigkeit. Das Engagement in Frankreich ist mit etwa 1.400 Beschäftig- 
ten deutlich schwächer. Beide Konzerne sind US-amerikanischer Provenienz, 
was im Hinblick auf die besonders prononcierten Managementstrategien ver- 
gemeinschaftender Personalpolitik nicht ganz zufällig scheint.’ Gemeinsam 
sind beiden Konzernen zudem ausgeprägte Externalisierungsstrategien (bei 
Fast Food: Franchising-Restaurants; bei Transport: Paketausfahrer als Subun- 
ternehmer). Diese gehorchen der Logik, Kernbereiche der Wertschöpfung un- 
ter eigener Regie zu behalten, während man weniger profitträchtige Bereiche 
an Unterauftragsnehmer auslagert und damit strategisch flexibel auf Markt- 
schwankungen reagieren kann. Damit einher geht zugleich eine Fragmentie- 
rung der gesetzlichen Interessenvertretungsinstitutionen und ein beträchtliches 
Drohpotential in betrieblichen Konflikten. 

Sowohl bei Fast Food als auch bei Transport sind die Arbeits- und Beschäfti- 
gungsbedingungen der einfachen Beschäftigten im oben beschriebenen Sinne 
als prekär einzustufen. Bei Fast Food liegt die Entlohnung der einfachen Ar- 
beiterInnen in Frankreich im Bereich des gesetzlichen Mindestlohns (aktuell: 
8,44 Euro pro Stunde), in Deutschland noch unter diesem Wert. Transport 


4 Die Namen der Untersuchungsbetriebe wurden verändert. Obwohl aufgrund der Größe der 
Konzerne eine tatsächliche Anonymisierung kaum zu bewerkstelligen ist, verweist dies auf 
das Anliegen der Verfasserin, weniger die Einzigartigkeit der Bedingungen bei einem be- 
stimmten Konzern darzustellen, sondern die typischen Strukturmerkmale repressiver Integra- 
tion ım prekären Dienstleistungsbereich. 

5 Einen Einblick in die besonders ausgeprägten, einschlägigen US-amerikanischen Traditionen 
geben z.B. Colvin 2001, Meyer 2002 und Behrens 2006. Allerdings werden ähnliche Strate- 
gien seit langem auch in europäischen Unternehmen mit Erfolg angewendet. 
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zahlt für die „körperlich extrem anstrengende“ Tätigkeit (Transport-Arbeiter) 
im Bereich der Paketsortierung einen Stundenlohn von über 10 Euro plus 
Schichtzulagen; es handelt sich jedoch überwiegend um Abend- und Nachtar- 
beit mit teilweise extrem ungünstigen Schichten (z.B. von 4.00 Uhr bis 7.00 
Uhr morgens). Die Hauptanforderung an die Beschäftigten besteht in ihrer 
„Schnelligkeit und Genauigkeit“ (Fast Food-Schichtführer) sowie in der Viel- 
seitigkeit bei der Ausführung diverser, bis ins Detail vorgeschriebener Tätigkei- 
ten. In beiden Unternehmen hat ein Großteil der ArbeiterInnen Teilzeitverträ- 
ge. Die vertraglich garantierten Arbeitszeitvolumina haben sich in den letzten 
Jahren sukzessive verkürzt: Vollzeitverträge wurden in Teilzeitverträge verwan- 
delt; Teilzeitarbeit in geringfügige Beschäftigung oder Zeitarbeit. Häufig wissen 
die Beschäftigten nicht im Voraus, wie lange ihre tägliche Arbeitszeit sein 
wird. Diese richtet sich nach dem jeweiligen Kundenaufkommen bzw. dem 
Paketanfall. Die Frage der Stundenzahl der Arbeitsverträge ist das vermutlich 
konfliktträchtigste Thema in den Betrieben: Beförderungen wie Strafmaßnah- 
men drücken sich in der Gewährung oder Reduktion von Arbeitsstunden aus. 
Nur wenige Beschäftigte sind fähig und willig, eine solche Arbeitssituation, die 
sich als flexibles Hochleistungsarrangement ım prekären Niedriglohnsektor 
bezeichnen lässt, auf Dauer zu ertragen. Die Fluktuation ist enorm hoch: 


„Die Arbeit ist körperlich sehr anstrengend. Man muss sehr schnell arbeiten, manchmal auch 
mehrere Aufgaben gleichzeitig erledigen. Das ist nicht jedem zumutbar, diese Tätigkeit zu ma- 
chen. Von den sieben Kolleginnen, mit denen ich angefangen habe, bin ich als einzige übrig 
geblieben. Die ersten fünf haben schon in den ersten paar Wochen wieder aufgehört.“ (Trans- 
port-Vorarbeiterin) 

Dennoch gelten beide Unternehmen sowohl bei den eigenen Beschäftigten als 
auch ın Gewerkschaftskreisen als „der Mercedes der Branche“. Sie gewähren 
gewisse Sozialleistungen und Vergünstigungen, die nicht selbstverständlich 
sind, und bemühen sich dezidiert um ein positives Image in der Öffentlich- 
keit. So fördert Transport etwa Kindergärten und Behinderteneinsichtungen. 
Fast Food erhielt durch einige werbewirksam vermarktete personalpolitische 
Programme (z.B. für die Vereinbarkeit von Familie und Erwerbsleben oder 
zum Thema Chancengleichheit) diverse Preise bei Rankings ‘guter Arbeitge- 
ber’. Dass beide Unternehmen viel Wert auf ihre Außendarstellung legen, ist 
auch eine Reaktion darauf, dass sie in den 90er Jahren im Kreuzfeuer öffentli- 
cher Kritik standen. Als kundennahe Dienstleister ist ıhnen jedoch viel an der 
Wahrung eines positiven Images gelegen. Sowohl die extrem hohen Leistungs- 
anforderungen an die Beschäftigten als auch das Bemühen um ein positives 
Unternehmensimage sind Begründungen dafür, weshalb die Arbeitspolitik der 
Unternehmen nicht ausschließlich auf Methoden direkter Kontrolle und Dis- 
ziplinierung setzt. 

Sowohl bei Fast Food als auch bei Transport finden sich komplexe personal- 
politische Strategien, die auf eine Integration der Beschäftigten in eine auf 
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Vergemeinschaftung angelegte Organisationskultur zielen. Es existiert eine em- 
phatische Betriebskultur, in der das Unternehmen als “Team” oder auch als 
‘Familie’ firmiert und die ein Ethos wechselseitiger Verpflichtung und ausge- 
prägter Unternehmensloyalität beinhaltet. Zentral ist dabei eine monolithische 
Konzeption von im Wesentlichen gemeinsamen Interessen aller Beschäftigter - 
vom Vorstand bis zum Hamburgerbrater -, in der das kollektive Wohl mit 
dem Betriebsinteresse identisch ist. Die „absolute Identifikation mit dem Un- 
ternehmen“ (Transport-Führungskraft) ist personalpolitisches Ziel. Die Kehr- 
seite oder auch konsequente Folge dieser strikten Verpflichtung auf das ge- 
meinschaftliche Betriebswohl ist die rigorose Ausgrenzung von Kräften, die 
sich nicht in die Gemeinschaft integrieren oder abweichende Interessen gel- 
tend machen. Beschäftigten, die sich negativ über das Unternehmen äußern, 
kann es passieren, dass sie zu einem Vier-Augen-Gespräch mit dem Vorgesetz- 
ten zitiert werden und eine Abmahnung erhalten. Für befristet Beschäftigte 
oder Leute in der Probezeit kann dies sogar zur Entlassung führen. 


„Jeder weiß, wenn er schlecht über die Firma redet, kann das Konsequenzen haben.“ (Transport- 
Betriebsrat) 

Ein wesentlicher Faktor für die Schaffung der emphatischen Gemeinschafts- 
kultur ist die professionelle und intensive Schulung des Managements. Ein 
Großteil der Führungskräfte wird intern rekrutiert. Sie besitzen typischerweise 
zu Beginn ihrer Karriere nur beschränkte formale Qualifikationen und durch- 
laufen eine lange Reihe vorgegebener, unternehmensinterner Schulungen, in 
denen ihnen in standardisierter Weise firmenspezifisches Wissen sowie organı- 
sationskulturelle Normen und Werte vermittelt werden. Die äußerst umfassen- 
de und professionelle Sozialisierung des Managements wird von kritischen 
KommentatorInnen als „Gehirnwäsche“ (Transport-Arbeiter) beschrieben. Be- 
schäftigte, die ein überdurchschnittliches Maß an Leistungsbereitschaft sowie 
Betriebsloyalität an den Tag legen, und die gewillt sind, sich im Rahmen der 
vorgegebenen Aufstiegswege zu engagieren, haben reale Aufstiegschancen - so- 
gar dann, wenn es sich um Frauen und MigrantInnen handelt. In der Konse- 
quenz wird ein Potential von MitarbeiterInnen selektiert und systematisch 
trainiert, das die Normen der Vergemeinschaftung in starkem Maße verinner- 
licht und von diesem Prozess zugleich profitiert. Ihre relativ erfolgreichen Be- 
rufskarrieren - gemessen an ihrer Herkunft und formalen Bildung - verdanken 
die Führungskräfte ihrer Treue zum Unternehmen. Jener Organisation, die ih- 
nen einen gehobenen betrieblichen Status zuerkennt, gehört dementsprechend 
ihre unbedingte Loyalität. Die real existierenden Aufstiegsspielräume werden 
häufig deutlich überzogen wahrgenommen. Es gibt ausgeprägte Mythen, wo- 
nach man und frau von der Tellerwäscherin oder vom Paketausfahrer zum 
Millionär oder Europachef aufsteigen könne. Der Suggestion bestehender Auf 
stiegschancen dient auch die in beiden Unternehmen fein gestaflelte betriebli- 
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che Hierarchie. Ein Set von Privilegien und Statuskennzeichen sorgt für die 
kostengünstige Vermittlung symbolischer Anerkennung gegenüber besonders 
leistungsfähigen und -willigen Beschäftigten. Hierarchische Distinktionsprozes- 
se werden etwa durch eine abgestufte Kleiderordnung erreicht: Bei Fast Food 
wecken Namensschilder in Plastik, Bronze, Silber und Gold den Eindruck ei- 
nes differenten betrieblichen Status. Bei Transport drückt sich der Aufstieg be- 
reits der Vorarbeiter „ins Management“ dadurch aus, dass sie - wie das gesam- 
te Transport-Management - der Krawattenpflicht unterliegen und sich damit 
visuell von den einfachen Beschäftigten absetzen. Die Wirkung dieser Maß- 
nahme schildert ein ehemals in dieser Position Tätiger: 


„Man hat mir die Krawatte um den Hals gebunden und zehn, zwölf Leute gegeben, dann war ich 
halt die ersten sechs Monate nicht mehr runterzuholen. So im Nachhinein, sag ich mal, Trans- 
port weiß schon genau, was sie tun. Allein schon jemandem eine Krawatte um den Hals hängen 
und denjenigen springen zu lassen, und wenn ich dann sehe, dass 18-, 20-jährige Jungs das ma- 
chen, die plötzlich für zehn, zwölf Leute was zum Sagen haben, die reißen sich den Arsch auf, 
die schaffen für drei.“ (Ehemaliger Transport-Gruppenleiter) 

In beiden Konzernen gibt es eine Reihe von Kollektivritualen, die alle Füh- 
rungskräfte ab einer bestimmten Ebene normativ auf die Organisation ein- 
schwören. Die Bedeutung, die der Schaffung einer kollektiven Identität beige- 
messen wird, lässt sich daran ablesen, dass sich die Unternehmen dies einiges 
kosten lassen: Bei Fast Food werden alle zwei Jahre die Managementmitarbei- 
terlInnen eine Woche lang in einem Luxushotel beherbergt. Bei etwa 2.500 
TeilnehmerInnen in Deutschland kostet dies mehrere Millionen Euro. Für das 
höhere Management finden ähnliche Festivitäten auf internationaler Ebene 
statt. Bei Transport werden alle neuen Führungskräfte im Rahmen einer festli- 
chen Veranstaltung in ihre neue Funktion eingeweiht. Dabei werden sie durch 
persönlichen Handschlag vom nationalen Geschäftsführer begrüßt, erhalten 
ein Exemplar des unternehmensinternen Leitfadens mit den Management- 
grundsätzen des Firmengründers sowie diverse Devotionalien mit Firmenlogo. 
Sie müssen allerdings noch eine Stufe in der Unternehmenshierarchie aufstei- 
gen, um einen Teil ihres Gehaltes in der Form von Unternehmensaktien zu 
erhalten. Die intensive Pflege der Corporate Culture zeitigt im Bereich der 
Führungskräfte eindeutige Wirkung: 

„Ich glaube, für die [das Management] ist es ein wichtiges Kriterium, dass die Leute, die nach 
oben kommen, Transport lieben sollen. Und zwar nicht unbedingt nur so tun sollen. Also bei 
denen gibt’s genug kranke Leute, die tun nicht nur so, die lieben die Firma wirklich. Bei anderen 
Firmen, denke ich, ist das seltener. (...) Bei Transport, da stimmt das Bild auf der Management- 
ebene, mit der Familie schon. Deswegen wird’s, denk ich, auch recht häufig mit 'ner Sekte vergli- 
chen.“ (Transport-Arbeiter) 

Doch die unternehmensseitig gepflegte Corporate Identity zielt nicht nur auf 
ManagementmitarbeiterInnen, sondern auf die gesamte Belegschaft - wenn 
auch ın abgestuftem Ausmaß. Allgegenwärtig ist in beiden Unternehmen das 
Bild der Familie, zu der angeblich alle Beschäftigten ın egalitärer Weise gehö- 
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ren. Es wird ein Gründungsmythos inszeniert, d.h. die Figur der Unterneh- 
mensgründer ist omnipräsent und dient als „Heldenfigur“ der innerbetriebli- 
chen Kohäsionsstiftung (vgl. Brinkmann/Dörre 2006: 144). Die Zusammenge- 
hörigkeit wird symbolisch durch einheitliche Betriebsuniformen und die All- 
gegenwart von Firmenlogos zum Ausdruck gebracht. Neben der Familienme- 
tapher spielt die Begrifflichkeit des „Teams“, der „Teamarbeit“ und des 
„Teamgeistes“ ideologisch eine große Rolle. 

„ja, das ist der Kern. Ohne Team kann man eben auch nicht das arbeiten, weil kommen wir auf 
unseren Firmengründer zurück, [James. Cormack] (Name verändert) hat irgendwann einmal ge- 
sagt: Im Team sind wir stark und im Team können wir mehr leisten als jeder einzelne alleine. 
Das ist eben so ‘n Spirit und das ist so die Philosophie, die eben auch gelebt wird. Und die wird 
wirklich gelebt.“ (Transport-Führungskraft und -Betriebsrat) 

Nicht nur die Managementmitglieder, sondern möglichst alle Beschäftigten 
sollen über systematische Kommunikations- und Partizipationsmechanismen 
in die Corporate Identity eingebunden werden. Mitarbeiterstammtische und 
Informationszirkel gibt es bis auf die Ebene der einfachen ArbeiterInnen hin- 
unter. In regelmäßigen Beschäftigtenbefragungen wird die Zufriedenheit mit 
der Arbeitssituation und den Vorgesetzten eruiert. Diese teils aufwendigen Ver- 
fahren durchleuchten systematisch die sozialen Beziehungen im Betrieb. Im 
Fall von Konflikten steht den Beschäftigten - zumindest dem Anspruch nach 
- permanent die Tür des Vorgesetzten offen und es gibt systematisierte Versu- 
che, diesen Anspruch auch in der Praxis zu realisieren. Alternativ können die 
Beschäftigten auch eine anonyme Beschwerdehotline nutzen, die von Gewerk- 
schaftsvertretern allerdings als ‘Denunziationshotline’ abgelehnt wird. Eben- 
falls möglich ist es, sich direkt an die Personalabteilung in der räumlich ent- 
fernten Unternehmenszentrale zu wenden. Insgesamt wurde in den Beschäftig- 
teninterviews jedenfalls nicht selten versichert, dass es reale Möglichkeiten und 
Spielräume gebe, um individuellen Problemen Gehör zu verschaffen. So lange 
die Beschäftigten die vorgesehenen systemloyalen Wege des Inputs ihrer indi- 
viduellen Interessenlagen in die unternehmensinternen Vermittlungsprozesse 
einhalten, so lange sie sich gleichsam mit guten Gründen vertrauensvoll an die 
Unternehmenshierarchie wenden, so lange gewähren die beschriebenen Me- 
thoden direkter Partizipation selbst den einfachen Beschäftigten gewisse “Ge- 
rechtigkeitsgarantien’. Allerdings gilt dies nur unter der Voraussetzung, dass 
Problemlagen als individuell zu lösende definiert werden, dass der Glaube an 
die Legitimität und unbedingte Autorität der Unternehmenshierarchie nicht in 
Frage gestellt wird und diesen gleichsam das ‘Gerechtigkeitsmonopol’ zuer- 
kannt wird. Initiativen kollektiver Interessenvertretung und Ansätze gewerk- 
schaftlicher Organisierung, die in machtpolitischer Weise abweichende Inte- 
ressen artikulieren, haben hingegen mit der geballten Repressionsgewalt der 
Unternehmenszentrale zu rechnen. Das Gleiche gilt für Vertretungsinitiativen 
jeglicher Art, welche die Legitimität und Gerechtigkeit der Verhältnisse bei 
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Transport und Fast Food in Frage stellen, d.h. die mit dem Dogma der Be- 
triebsloyalität brechen. 


2. Zur subjektiven Prägekraft prekärer Vergemeinschaftung 


Zunächst ist festzuhalten, dass kollektive Interessenvertretung und gewerk- 
schaftliche Organisierung in prekären Dienstleistungsbereichen generell ein 
schwieriges Unterfangen ist - egal ob die Beschäftigten systematisch in eine 
vergemeinschaftende Betriebskultur eingebunden sind oder nicht. Es handelt 
sich in Deutschland überwiegend um tarifschwache sowie mitbestimmungs- 
schwache Bereiche (vgl. Bosch/Kalina 2005, Artus 2007a,b). Dass in den ein- 
schlägigen Branchen gewerkschaftliche Organisierung schwierig ist, hat nicht 
nur mit gewerkschaflichen Vertretungstraditionen zu tun, die sich v.a. an 
männlicher, inländischer Facharbeit orientieren, sondern auch mit strukturel- 
len Rahmenbedingungen: Die ausgeprägte Fragmentierung der Beschäftigten 
erschwert die Organisierung kollektiven Handelns. Typisch für die einschlägi- 
gen Branchen sind relativ kleine betriebliche Einheiten, in denen wenige Be- 
schäftigte mit reduzierten Stundenkontingenten in permanent wechselnden 
Schichten tätig sind. Zugleich ist die Fluktuation in der Belegschaft enorm 
hoch. Unter diesen Bedingungen ist die Herstellung solidarischer kollegialer 
Beziehungen oder gar die Formierung einer kollektiven Identität als Grundlage 
gemeinsamen Interessenhandelns äußerst schwierig. Weiterhin ist das Macht- 
ungleichgewicht zwischen Kapital und Arbeit besonders ausgeprägt. Den an 
Arbeitsmarktmacht ausgesprochen schwachen Beschäftigten stehen internatio- 
nal agierende potente Konzerne gegenüber. Diese besitzen ein umfassendes 
arbeitsrechtliches Know-How und einen sehr langen Atem in juristischen Aus- 
einandersetzungen; sie können bei Bedarf nicht nur einzelne Beschäftigte 
leicht abstrafen, sondern ganze Filialen umstrukturieren, schließen, verlagern, 
fusionieren oder (im Rahmen von Subunternehmertum oder Franchising) ex- 
ternalisieren. Wenn die meisten Beschäftigten bei Fast Food und Transport of- 
fen konflikthaft sowie managementkritisch angelegten Initiativen der Interes- 
senvertretung skeptisch gegenüberstehen, so ist dies daher nicht umstandslos 
als positive Integration in die vergemeinschaftende Unternehmenskultur zu 
werten. Hier wie in anderen Unternehmen handelt es sich vielmehr häufig um 
den Widerschein der stark asymmetrisch strukturierten Machtverhältnisse am 
Arbeitsplatz: 


„Einschüchtern der Mitarbeiter, Angst schüren. Sie nehmen zwei, drei, hängen sie auf. (...) Jeder 
hat seine Scheuklappen. Jeder sagt: ‘Einen von uns vier wird’s treffen, aber jeder glaubt, ich will’s 
nicht sein.’ Ich will so gut es geht, unauffällig sein.“ (Transport-Betriebsrat) 

Die Beschäftigten gehen sozusagen “in Deckung’ vor der Allgewalt der Unter- 
nehmensleitung - eine Art pragmatischer Überlebensreflex angesichts oft sehr 
schwieriger persönlicher Lebensumstände. Die verbreitete Distanz prekär Be- 
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schäftigter gegenüber offenen Auseinandersetzungen mit der Unternehmenslei- 
tung ist dabei vermutlich nur selten Ergebnis eines rationalen Kosten-Nutzen- 
Kalküls und bewusster Interessenabwägung. Ebenso wenig drückt sich in ihr 
allerdings eine Zufriedenheit mit den Verhältnissen aus. Am ehesten lässt sich 
diese Haltung vielleicht mit dem Bourdieu’schen Begriff des ‘sens pratique’ 
(Praxissinn) umschreiben: Auf einer halb bewussten, halb unbewussten Ebene 
verfestigen sich ritualisierte Verhaltensweisen, in denen die Logiken „des Laufs 
der Welt“ festgeschrieben sind (Bourdieu 1987: 21). Sie sind das verinnerlichte 
Eigebnis konkreter Erfahrungen. Für das Segment des prekären Dienstleis- 
tungsbereichs und die Lebenslage vieler prekär Beschäftigter existieren kaum 
Erfahrungen bezüglich der Sinnhaftigkeit und Erfolgsmöglichkeit offensiver 
Widerstandsstrategien. Es existieren hingegen viele Beispiele, die eher das Ge- 
genteil nahe legen. Angesichts der machtpolitischen Überlegenheit der Ge- 
schäftsleitung und ihres vielfach dokumentierten Repressionswillens gegenüber 
Kräften, die diese Überlegenheit in Frage stellen, lässt es der ‘sens pratique’ ge- 
raten erscheinen, lieber die von den Mächtigen angebotene Vergemeinschaf- 
tung zumindest offiziell akzeptieren, eventuell auf verdeckte Widerstandshand- 
lungen der ‘Machtlosen’ zu setzen (krank feiern, Diebstahl, kleinere Sabotage- 
handlungen), aber jedenfalls keinen offenen Konflikt der Ohnmächtigen zu 
riskieren. 

Sowohl bei Fast Food wie bei Transport existiert zudem das typische Problem 
kollektiver Organisierung im prekären Dienstleistungsbereich: die heterogene 
Zusammensetzung und fragmentierte Arbeitssituation der Beschäftigten. In 
den einschlägigen Belegschaften wird eine Vielzahl von Sprachen gesprochen. 
Zuverdienende Ehefrauen arbeiten neben allein erziehenden Müttern, Jobbe- 
tInnen, SchülerInnen und StudentInnen neben ehemaligen Dauerarbeitslosen, 
MigrantInnen mit hoher, jedoch nicht anerkannter Qualifikation neben sol- 
chen, die zum ersten Mal Lohnarbeit verrichten und kaum oder überhaupt 
nicht Lesen und Schreiben können. Mit der Diversität persönlicher Lebensläu- 
fe ist eine große Heterogenität individueller Normen und kultureller Orientie- 
rungsmuster verknüpft. Die prekäre Beschäftigungssituation ist mit prekären 
Familiensituationen assoziiert. Dies konstituiert nicht nur erhebliche Probleme 
der Verständigung, sondern auch reale Interessenunterschiede. Es ergibt sich 
das Bild sozial stark heterogener sowie tendenziell schwacher Beschäftigter auf 
der Shop-Floor-Ebene, die zudem unter massivem Leistungsdruck stehen und 
deren Zusammensetzung häufig wechselt. In dieser Situation verlaufen die 
primären Konfliktlinien oft nicht zwischen Beschäftigten und Vorgesetzten 
oder gar zwischen Arbeit und Kapital - vielmehr sind die Beziehungen unter 
den Beschäftigten ausgesprochen heikel: Trotz proklamierter Familienideologie 
und Corporate Identity wird von heftigen persönlichen Auseinandersetzungen 
berichtet. Gefragt nach Konflikten, nennen viele InterviewpartnerInnen Strei- 
tigkeiten innerhalb der Belegschaft an erster Stelle. Zuweilen kommt es sogar 
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zu handgreiflichen Auseinandersetzungen. Konflikte um Arbeitsbedingungen 
oder mit den Vorgesetzten werden hingegen nur selten offen ausgetragen. 
Mobbing scheint weit verbreitet. 

Zu den vorab genannten Problemen kollektiver Organisierung, die für den 
prekären Dienstleistungsbereich in seiner Gesamtheit typisch sind, kommt bei 
Fast Food und Transport noch dazu, dass die unternehmensinternen Verge- 
meinschaftungsstrategien durchaus wirksam sind. Um es deutlich und summa- 
risch zu sagen: Die erläuterten personalpolitischen Strategien besitzen eine vi- 
rulente Prägekraft für die Subjektivität der Beschäftigten - obwohl oder gerade 
weil diese unter prekären Bedingungen arbeiten. Gerade ihre Situation gesell- 
schaftlicher Deklassierung und Marginalisierung macht viele prekär Lohnarbei- 
tende besonders empfänglich für die ungewohnte Kultur des Respekts und der 
Wertschätzung, die ihnen zumindest auf symbolischer Ebene entgegenge- 
bracht wird. Beschäftigte, die dazu gezwungen sind im Un- und Angelernten- 
segment des Arbeitsmarktes ıhr Brot zu verdienen, quittieren unternehmens- 
seitig betriebene Strategien symbolischer Anerkennung nicht selten mit be- 
sonderer Dankbarkeit und einer positiven sowie freiwilligen Integration in die 
verordnete Gemeinschaftskultur. Die Betonung von Teamarbeit und ein insge- 
samt legerer Umgangston führen manchmal gar zu einem Betriebsklima, in 
dem Arbeitsbeziehungen und persönliche Freundschaften eng verwoben sind 
(Weber 2005). Jene ArbeiterInnen, die den hohen Leistungsanforderungen 
dauerhaft gerecht werden können und innerbetrieblich eventuell kleinere Auf 
stiegsprozesse durchmachen, sind daher nicht selten in hohem Maße betriebs- 
loyal: 

„Also ich finde die amerikanische - dieses System finde ich sehr gut, empfehlenswert auch für 
andere deutsche Firmen, wenn die Mitarbeiter direkt in die Firma reingebracht werden, d. h. dass 
die auch 'n bisschen mehr erfahren von der Firma. (...) Man wird wirklich mit Respekt behan- 
delt. Man wird auch informiert.“ (Transport-Vorarbeiterin) 

Freilich existieren typischerweise differente Grade einer authentischen Identifi- 
kation mit der Unternehmenskultur. Relevante Differenzierungsmomente sind 
dabei der soziale und professionelle Hintergrund der Beschäftigten, ihre sub- 
jektiven Ambitionen im Unternehmen sowie ihre Stellung in der Hierarchie. 
Im Rahmen eher kurzfristiger Job-Perspektiven existieren nur geringe Anreize 
und wenig Zeit, um sich die Organisationskultur subjektiv anzueignen. Die Si- 
tuatıon verändert sich jedoch, sobald jemand dem Unternehmen länger ange- 
hört und zur Stammbelegschaft zählt. Im Regelfall sind damit kleinere Auf- 
stiegsprozesse ın den fein gestaffelten Hierarchien verbunden. Es entwickelt 
sich eine normative Verpflichtung auf jene Organisation, im Rahmen derer 
iman über kleine, jedoch hart erworbene Privilegien verfügt. 

Diese real wirksamen Integrationseffekte finden freilich ihre Grenzen an den 
prekären materiellen Arbeitsstandards, die systematisch auch entwürdigende 
Komponenten beinhalten. Insbesondere bei Fast Food bilden die niedrigen 
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Löhne bei hohen Leistungsanforderungen einen permanenten Stein des An- 
stoßes: 

„Normalerweise macht die Arbeit bei [Fast Food] keinen Spaß. (...) Der Grund dafür ist das Ar- 
beitsklima und dieser ganze Druck. Ich versteh’ auch manchmal, wenn du siehst die Leistung, 
was pro Stunde bezahlt wird. Ich, als Schichtführer, hab’ ich wirklich wenig zu tun. Und ich 
jammere auch wenig, wenn es auch nicht gerecht bezahlt wird. Aber manche, wenn sie sehen, 
dass sie 6 Euro pro Stunde bezahlt bekommen, aber wirklich, wenn sie 8 Stunden arbeiten, wirk- 
lich 8 Stunden arbeiten. Ich verstehe die Leute, die dann zu mir kommen und über den geringen 
Lohn klagen. Aber ich kann ja nichts daran ändern. Und wenn dann der Supervisor ins Restau- 
rant kommt, dann spricht der nur darüber: Wir sparen jetzt.“ (Fast-Food-Schichtführer) 


In der Konsequenz sind bei Fast Food Bestandsabweichungen in größerem 
Ausmaß ein permanentes Problem - ein Indiz dafür, dass die Beschäftigten ih- 
re niedrigen Löhne auf individuelle sowie illegale Weise aufbessern. Nicht sehr 
gemeinschaftsförderlich ist auch ihr alltägliches Erleben, dass sie als ‘Famili- 
enmitglieder” im Ernstfall recht umstandslos ersetzbar sind. Auf der untersten 
Shop-Floor-Ebene einer stark fluktuierenden Randbelegschaft mit rigiden Ar- 
beitsbedingungen ist die unternehmensinterne Corporate Identity somit recht 
beschränkt: 


A:„Die Unzufriedenheit bei Transport ist konstant, würd’ ich sagen, und auch verbreitet. Und es 
liegt nicht an der Kohle. Die meisten wissen sehr wohl, dass sie woanders als Hilfsarbeiter nicht 
so viel verdienen würden. Wollen aber für die extrem harte Arbeit, die sie da leisten, also es ist 
wirklich viel härter als alles andere was ich kenn’, wolln se auch fair behandelt werden“ (...) 

l: „Das heißt, dass sie irgendwie missachtet werden, also sie werden nicht als Personen, als Ge- 
genüber...“ 

A: „Doch, das sogar schon. Das ist ja Transport-Politik, genau das den Leuten zu vermitteln. Der 
Typ mit der Krawatte vor ihnen, der Manager, der duzt sie und sie duzen ihn. Das ist 'ne ganz 
wichtige Geschichte bei Transport, eben, wir sind ‘ne Familie. Das bringt er auch so rüber, also 
der ist weder herablassend, also in der Regel, manche sind’s schon, kommt vielleicht auch tat- 
sächlich und erzählt einem, wie super er arbeitet, oder so, aber gut, das ist Fassade und das ist 
natürlich dünne Fassade und das kriegen die Leute sehr schnell mit, also so blöd sind se nicht. 
Und wenn’s dann wirklich nur kleinere Konflikte gibt oder kleinere Kritikpunkte, dann gehen se 
damit normalerweise eben komplett unter. Da sehen se, dass hinter diesem ‘Wir sind ne Familie’, 
und “ihr könnt immer kommen” und ‘wir sind alle auf der gleichen Ebene mehr oder weniger” 
halt nix ist. (..) Dann gilt, dass ‘'n Mitarbeiter ersetzbar ist wie ein Stück Bandanlage, was ‘'n 
Spruch von 'nem Vorgesetzten ist.“ (Transport-Arbeiter) 


Die Kultur der Vergemeinschaftung wirkt somit typischerweise zwar bis auf die 
unterste Vorgesetztenebene sowie auf jene Beschäftigten, die dorthin aufstei- 
gen wollen; sie strahlt jedoch nur beschränkt auf die unterste Ebene des Shop 
Floors aus. Die dort beschäftigten einfachen ArbeiterInnen sind zwar häufig 
dankbar für die Ansätze einer symbolischen Anerkennungskultur, dennoch ist 
die Idee divergierender Interessen längst nicht so abwesend, wie die manage- 
mentseitig gepflegte Unternehmenskultur dies glauben machen möchte. Die 
Arbeitsbedingungen sind zu belastend, die Managementpraktiken letztlich zu 
rigide, die Löhne zu niedrig, damit die Vorstellung von ausschließlich gemein- 
samen Interessen weithin prägend sein könnte. Die Prekarität der Beschäfti- 
gungsbedingungen bedingt somit eine Fragilität der normativen Vergemein- 
schaftung. Dennoch machen die partiell stattfindenden Prozesse der „Inkorpo- 


Prekäre Vergemeinschaftung und verrückte Kämpfe 39 


ration in die Organisation“ (Weber 2005) eine Identifikation mit Interessen- 
gruppen, die von der Geschäftsleitung klar als ‘feindlich’ stigmatisiert werden, 
extrem schwierig. Das Projekt der Ftablierung gewerkschaftlicher Kerne oder 
einer durchsetzungsfähigen Belegschaftsvertretung gleicht unter diesen Bedin- 
gungen dem Versuch des Aufbaus einer kollektiven Identität, die sich inner- 
halb der Organisation offen gegen die dominante Organisationskultur richten 
muss. Angesichts der ausgeprägten Kontroll- und Hegemoniebestrebungen des 
Managements ist dies ein äußerst schwieriges Unterfangen und bedeutet eine 
Art ‘permanenten Kulturkampf.. 


3. Kollektive Interessenvertretung als ein Kampf für 'Verrückte’ 


Im Rahmen der Managementphilosophie von Fast Food sowie Transport sind 
unabhängige Institutionen kollektiver Interessenvertretung der Beschäftigten 
(d.h. Betriebsräte in Deutschland, Delegues Syndicaux und Delegu&s du Per- 
sonnel in Frankreich) systematische Fremdkörper. Solche Vertretungsinitiati- 
ven konkurrieren mit dem Repräsentationsmonopol der Geschäftsleitung, die 
sich als einzige legitime Vertretungsinstanz der Belegschaft sieht. Sie bedrohen 
zudem die Unternehmenskultur, die den Betrieb als Gemeinschaft mit grund- 
legend identischen Interessen sieht - und nicht als eine politische Arena, in der 
widersprüchliche Interessen machtpolitisch verhandelt werden. In der manage- 
rialen Weltsicht mag es zuweilen Vermittlungs- und Kommunikationsprobleme 
geben, die personalpolitisch zu bearbeiten sind. Es existieren jedoch keine 
dauerhaft oder strukturell unterschiedlichen Interessen. Die „absolute Identifi- 
kation“ der Beschäftigten mit dem Unternehmen gilt daher als ein realistisches 
und unbedingt anzustrebendes Ziel, das über eine entsprechende Personalpoli- 
tik technisch organısierbar gedacht wird. Die interviewten Transport-Manager 
bewerteten dementsprechend Betriebsräte sowie die französischen “Institutions 
Representatives du Personnel’ als „insgesamt nachteilig“.‘ Dass es dennoch 
teilweise Betriebsräte gibt, wurde im wesentlichen mit traditionellen und längst 
veralteten Gewohnheiten, Dummheit, egoistischen Eigeninteressen oder ideo- 
logischer Verblendung der InitiatorInnen erklärt - sowie mit der sachfremden 
Regelung des Betriebsverfassungsgesetzes, „dass drei, vier, fünf Leute reichen“, 
um eine solche Institution zu erzwingen. Der institutionelle Deckungsgrad ist 
in beiden Unternehmen lückenhaft: 

Beı Fast Food existieren in Deutschland nur ın einigen wenigen Restaurants 
Betriebsräte. Deren Wahl konnte typischerweise nur über juristisch ausgefoch- 
tene Konflikte sowie mit massiver gewerkschaftlicher Hilfe durchgesetzt wer- 
den. Es ist ein offenes Geheimnis, dass die Forderung nach einem Betriebsrat 


6 Der interviewte französische ‘Fast Food’-Personalleiter blieb als Spezialist für Außendarstel- 
lung in seinen Aussagen moderater. Mit dem deutschen ‘Fast Food’-Management konnte 
leider kein Gespräch geführt werden. 
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bei Fast Food schnell zur Kündigung oder Abfindung potentieller AktivistIn- 
nen führt und solche Wahlen immer Opfer kosten.” Das ‘Herauskaufen’ von 
BetriebsratsaktivistInnen ist eine systematische Strategie. Wiederholt wurden 
existierende Mitbestimmungsstrukturen vernichtet, indem eınem Großteil der 
Mitglieder beträchtliche Abfindungssummen geboten wurden (vgl. Royle 2000, 
Nölting 2004). Auch die Schließung von Restaurants und die Neuschneidung 
von Unternehmens- und Franchisestrukturen ist eine typische Praxis zur Er- 
schwerung von Mitbestimmungsinitiativen. In Frankreich existiert in den Re- 
staurants, die nıcht von Franchisenehmern geführt werden, flächendeckend 
das reguläre System der Beschäftigtenrepräsentation, dessen Einrichtung in 
Frankreich jedoch gesetzlich verbindlicher gestaltet ist als in Deutschland. Im 
Franchisebereich sind die Strukturen ebenfalls lückenhaft. 

Bei Transport gibt es in Deutschland an etwa einem Drittel der Standorte ei- 
nen Betriebsrat. Insbesondere an den größeren Standorten mit mehreren 
Hundert Beschäftigten konnten in den meisten Fällen - nach teilweise hefti- 
gen und juristisch ausgefochtenen Auseinandersetzungen - Betriebsräte etab- 
liert werden. Die kleineren Standorte sowie die Unternehmenszentrale mit 
mehreren Hundert Angestellten sind mitbestimmungsfreie Zonen. In Frank- 
reich ıst die Situation erneut weniger problematisch, u.a. da Transport hier in 
den 90er Jahren ein Unternehmen aufgekauft hat, in dem sehr solide gewerk- 
schaftliche Organisationsstrukturen existierten. 

Bereits die schiere Existenz gesetzlich vorgesehener Vertretungsinstitutionen 
der Belegschaft ist also bei Fast Food und Transport keineswegs eine Selbst- 
verständlichkeit. Auf dem Weg zu effizienten Belegschaftsvertretungen ist der 
mühsame Kampf um die Etablierung der gesetzlichen Gremien in den ver- 
streuten Betriebseinheiten allerdings nur die erste Hürde. Dieser folgt typi- 
scherweise ein zweiter Kampf, der häufig permanenten Charakter hat: der 
Kampf um die Unabhängigkeit der Institutionen von der unmittelbaren He- 
gemonie des Managements. Jene Mitbestimmungs- und Repräsentationsinitia- 
tiven, die das Management nicht komplett verhindern kann, versucht es sys- 
tematisch im Sinne der vergemeinschaftenden Unternehmenskultur zu beein- 
flussen. Das meint, dass unternehmensnah agierende Kräfte massiv gefördert 
bzw. initiiert werden; unternehmenskritische Akteure lässt man hingegen deut- 
lich spüren, dass sie unerwünscht sind. Verlässliche Mitglieder des unteren 
und mittleren Managements werden aufgefordert, sich als Belegschaftsreprä- 
sentantInnen zur Verfügung zu stellen. Und diese sind im Rahmen ihrer dezi- 


7 In Reaktion auf diese Verhältnisse findet sich die Gegenstrategie, nur dort Betriebsratsinitia- 
tiven voranzutreiben, wo einige Menschen dezidiert gewillt sind, ihren Arbeitsplatz „zu op- 
fern“. Das heißt, dass einige Beschäftigte, die ohnehin das Unternehmen verlassen wollen, 
als InitiatorInnen der Betriebsratswahl auftreten. Sie ‘decken’ damit jene Beschäftigten, die 
mit einer solchen Initiative einverstanden sind, ihren Arbeitsplatz jedoch nicht riskieren wol- 
len, und kommen im besten Fall noch in den Genuss einer Abfindungszahlung. 


dierten Unternehmensloyalıtät häufig vom originären Sinn einer solchen Akti- 
vität überzeugt - zumal dies ihrer innerbetrieblichen Karriere alles andere als 
schadet. Fallweise kann die Strategie auch umgekehrt funktionieren, d.h. be- 
reits gewählte VertreterInnen werden durch Einschüchterung und/oder Privile- 
gien dazu gebracht, sich kooperativ zu verhalten. Die Solidarisierung der Be- 
schäftigten mit den vom Management offen propagierten Kräften wird syste- 
matisch belohnt; die Unterstützung managementkritischer Strömungen nega- 
tiv sanktioniert. Als Illustration für die immensen Schwierigkeiten, unter die- 
sen Verhältnissen managementunabhängige Formen der Belegschaftsvertretung 
durchzusetzen, mag der Fall eines Transport-Standortes in Deutschland die- 
nen. 

In einer Transport-Niederlassung ın Süddeutschland wurden Ende der 90er 
Jahre einige Aktivisten in den bereits bestehenden Betriebsrat gewählt, die die 
gängigen Verwertungsstandards nicht mehr in allen Punkten einfach hinneh- 
men wollten. Besonders hartnäckige Auseinandersetzungen gab es um die 
Verwandlung von Teilzeitarbeitsverträgen in Vollzeitarbeitsverträge sowie um 
die bislang übliche, pauschale Genehmigung von Überstunden durch den Be- 
triebsrat. Endgültig erschöpft war die Geduld des Managements, als sich die 
Belegschaft des Standortes erstmals in der Geschichte des Unternehmens in 
Deutschland an Warnstreiks im Rahmen einer regulären Tarifauseinanderset- 
zung beteiligte. Daraufhin wurde zunächst das Management des Standortes 
ausgetauscht. Die neue Geschäftsleitung ließ Flugblätter verteilen, wonach der 
amtierende Betriebsrat mit seiner Politik den Standort gefährde. Mit dem Ar- 
gument mangelnder Profitabilität der betreffenden Filiale (infolge der Betriebs- 
ratspolitik) wurden die Beschäftigten von einer unternehmensweiten (übertarif 
lichen) Lohnerhöhung ausgenommen. Der Betriebsrat leitete daraufhin mehre- 
re erfolgreiche Rechtsklagen gegen die Geschäftsleitung ein (zum Thema Leis- 
tungserfassung sowie Mitbestimmung beim Thema Gewinnbeteiligung). Die 
Geschäftsleitung reagierte darauf, indem sie Tätigkeiten auf Subunternehmer 
verlagerte, Teile der Belegschaft entließ und eine Unterschriftenkampagne ın 
der Belegschaft gegen den Betriebsratsvorsitzenden initiierte. Alle Beschäftigten 
wurden von den Vorgesetzten angesprochen, ihre Unterschrift unter die Auf 
forderung zum Rücktritt des Betriebsratsvorsitzenden zu leisten - oder diese 
explizit zu verweigern. Schließlich stellte die Geschäftsleitung auch noch Straf- 
anzeige gegen den Betriebsratsvorsitzenden und seinen Stellvertreter. Ihnen 
wurden diverse Vergehen vorgeworfen, u.a. die Bedrohung von Betriebsrats- 
mitgliedern, die nicht regelgerechte Einberufung von Betriebsratssitzungen, 
Erpressung der Geschäftsleitung und illegaler Aufruf zum Streik. Verschiedene 
(managementloyale) Mitglieder des Betriebsrats traten in der Gerichtsversamm- 
lung als Zeugen der Anklage auf. Ziel war der Ausschluss des Betriebsratsvor- 
sitzenden aus dem Gremium wegen „grober Pflichtverletzung“. Mit Ausnahme 
des letzten Anklagepunktes (Aufruf zum Bummielstreik) wurde der Vorsitzende 
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jedoch freigesprochen, so dass er sein Amt beibehalten konnte. Die Geschäfts- 
leitung legte Beschwerde gegen das Urteil ein. In der Folgezeit kündigte sie 
ihm zudem sein Arbeitsverhältnis, mit dem Argument, er habe in der Ge- 
richtsverhandlung gelogen, als er bestritt, zum Streik aufgerufen zu haben; als 
das Betriebsratsgremium dieser Kündigung widersprach, leitete die Geschäfts- 
leitung eine Klage gegen diesen Beschluss des Betriebsrats ein. Zwischenzeit- 
lich gestaltete sich die Stimmung im Betriebsrat und in der Belegschaft ausge- 
sprochen angespannt. Es existierte eine massive Fraktionierung. Zwar gelang es 
dem Management letztlich nicht, eine Mehrheit gegen den Betriebsratsvorsit- 
zenden zu mobilisieren; dieser stand jedoch zwischenzeitlich persönlich so 
stark unter Druck, dass er einen Hungerstreik erwog und sich fragte, ob er die 
erheblichen Abfindungszahlungen der Geschäftsleitung, die man ihm in der 
Anfangsphase des Konflikts angeboten hatte, nicht besser hätte annehmen sol- 
len. Bei den Betriebsratswahlen 2006 traten insgesamt sieben Listen an, darun- 
ter diverse unternehmensnahe Listen, die so poetische Namen trugen wie 
„Miteinander - nicht gegeneinander“ oder auch „Fairness“. Die Liste des am- 
tierenden Betriebsratsvorsitzenden erhielt zwar mit Abstand die meisten 
Stimmen und stellt gemeinsam mit einer befreundeten Liste aktuell weiterhin 
eine Mehrheit im Betriebsrat, diese Mehrheit ist jedoch äußerst knapp, v.a. 
angesichts der anhaltenden Versuche der Geschäftsleitung einzelne Betriebs- 
ratsmitglieder “herauszukaufen’. 

Angesichts der massiven Einflussnahme der Unternehmensleitung auf demo- 
kratische Repräsentationsprozesse der Belegschaft ist es zumindest in Deutsch- 
land weithin gelungen, die betriebsverfassungsrechtlich vorgesehenen Vertre- 
tungsstrukturen ım Sinne der vergemeinschaftenden Unternehmenskultur zu 
beeinflussen. Das oben erläuterte Beispiel des süddeutschen Transport- 
Standortes ist alles andere als typisch für die betrieblichen Verhältnisse. Ein 
Großteil der amtierenden Betriebsräte interpretiert seine Rolle dezidiert nicht 
als unabhängige Belegschaftsvertretung, sondern eher als zusätzliche Vermitt- 
lungsinstanz im Rahmen der vergemeinschaftenden Betriebskultur, deren Exıs- 
tenz ım Grunde nicht wirklich notwendig ist (vgl. Artus 2007c). Ihr zentrales 
Anliegen ist weniger die repräsentative Vertretung von Beschäftigteninteressen 
gegenüber dem Management, sondern eher umgekehrt, die Vermittlung von 
betrieblichen Notwendigkeiten an die Belegschaft. Man sieht sich als „Mode- 
rator“, „Mediator“ oder auch - in der berufsspezifisch geprägten Perspektive 
eines Transport-Fahrers - als „Kupplung“, deren Hauptaufgabe es ist, ein rer 
bungsloses Miteinander im Unternehmen zu fördern: 


„Ich sag: Betriebsrat ist immer die Kupplung. Er ist die Kupplung zwischen Motor und Getrie- 
be. Man kann’s denen nicht Recht machen und denen kann man’s auch nicht richtig machen. 
Man muss es aber immer irgendwie verkaufen können.“ (Transport-Betriebsrat) 
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A, Brüche im System: Akteure und Strategien 


Es dürfte deutlich geworden sein, wie schwierig es ist, in Unternehmen des 
prekären Dienstleistungsbereichs generell, und insbesondere in solchen mit ei- 
nem Herrschaftsmodus repressiver Integration, durchsetzungsfähige Formen 
kollektiver Interessenvertretung der Beschäftigten zu initiieren. Und doch exis- 
tieren in beiden Untersuchungsunternehmen sowohl in Deutschland wie in 
Frankreich Beispiele für Brüche im System prekärer Vergemeinschaftung. Diese 
reichen von dem oben zitierten Fallbeispiel des süddeutschen Transport- 
Standortes bis hin zu jener öffentlich weithin bekannten Auseinandersetzung 
in einem französischen Fast-Food-Restaurant, in deren Verlauf die Beschäftig- 
ten ein erstes Mal 115 Tage lang und ein zweites Mal 363 Tage lang streikten 
und deren Arbeitskämpfe durch viele Aktionen sozialer Bewegungen eine brei- 
te Unterstützung erhielten (vgl. Tie-Internationales Bildungswerk 2003, Artus 
2007b, Perrin/Peroumal 2007). Zumindest in Einzelfällen gab und gibt es also 
erfolgreiche kollektive Gegenwehr. Woher kommen die Akteure? Was sind die 
Voraussetzungen, damit der Herrschaftsmodus repressiver Integration zumin- 
dest manchmal erfolgreich in Frage gestellt werden kann? 

Die Grundvoraussetzung für voice’-Optionen jeglicher Art ist zunächst der Ver- 
zicht bzw. die Verhinderung von ‘exit’. Diese organisationssoziologisch eher 
banale Feststellung ist für die Verhältnisse im prekären Dienstleistungsbereich 
fundamental.‘ Initiativen zur Etablierung kollektiver Widerstandsstrategien 
kommen typischerweise aus dem Bereich der Stammbelegschaft. Dabei lassen 
sich sowohl in Deutschland wie in Frankreich drei typische situative Akteurs- 
konstellationen sowie Motivationsstrukturen ausmachen, in denen die Me- 
chanismen der Kontrolle und der Integration ins System brüchig werden: 

Dies gilt erstens für Beschäftigte, die im Rahmen der vergemeinschaftenden 
Unternehmensideologie viel persönliche Energie und Leistungsbereitschaft in 
ihre Berufstätigkeit investiert haben, denen ihre Engagement jedoch entweder 
nicht „gedankt“ wird, oder die die hohen Loyalitäts- und Leistungsanforde- 
rungen nicht länger erfüllen wollen oder können. Hierbei handelt es sich typi- 
scherweise um Beschäftigte auf der unteren oder mittleren Vorgesetztenebene 
(z.B. Gruppenleiter, Filialleiter). In Reaktion darauf, dass ihnen etwas verloren 
zu gehen droht (nämlich ihr beruflicher Status oder gar ihr Arbeitsplatz), das 
sie sich in der Vergangenheit mit viel Mühe erkämpft haben, versuchen sie 
manchmal über ein gewerkschaftliches Engagement neue Machtressourcen in 


8 Eine äußerst lesenswerte Darstellung gewerkschaftlicher Kämpfe bei der Fast-Food-Kette ‘Piz- 
za Hut’ in Frankreich beginnt etwa mit den Worten des Autors, einem zentralen Aktivisten: 
„Ich bin Gewerkschafter geworden, weil ich kurzsichtig bin, sehr kurzsichtig* (Mabrouki 
2004: 17, Übers.d.Verf.). Seine Sehbehinderung zwang ihn, an der Geschirrspülmaschine zu 
arbeiten statt als Pizzaausfahrer. Diese Arbeitsstelle war wiederum der Grund, weshalb er eine 
ungewöhnlich lange Dauer der Betriebszugehörigkeit erwerben konnte - Grundvorausset- 
zung für sein gewerkschaftliches Engagement. 
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der betrieblichen Arena zu mobilisieren. Ihre Initiative für kollektive Wider- 
standsstrategien entspringt der realistischen Einschätzung, wonach die Durch- 
setzung ihrer individuellen Interessen im Alleingang kaum Aussicht auf Erfolg 
hat - zugleich jedoch auch der Erkenntnis, dass ihre individuelle Problemlage 
nicht wirklich individuell ist, sondern verallgemeinerbar. Initiativen, die von 
Beschäftigten auf einer gewissen Hierarchiestufe gestartet werden, besitzen zu- 
dem systematische Organisationsvorteile. Als Leitungskräfte haben sie im Re- 
gelfall ein umfassendes betriebliches Wissen. Zudem befinden sie sich bereits 
alltäglich in der Rolle von SprecherInnen und kollektiven OrganisatorInnen. 
Sie kennen alle ihre “*Untergebenen’ und haben systematisch Kontakt zu ih- 
nen. Dadurch ist es leichter, jene Vertrauensbasis herzustellen, die für das 
Wagnis einer kollektiven Organisierung unabdingbar ist. Das Risiko eines Auf- 
stands der Ohnmächtigen lässt sich gewöhnlich leichter eingehen, wenn zu- 
mindest einige Ein-Bisschen-Mächtige vorangehen. 

Bei einer zweiten Gruppe von Beschäftigten handelt es sich eher um solche, 
die das Risiko des machtpolitisch ungleichen Kampfes um durchsetzungsfähi- 
ge Vertretungsstrukturen eingehen, da sie mit ihrem prekären Beschäftigungs- 
verhältnis nicht allzu viel zu verlieren glauben.’ Dies gilt etwa für StudentIn- 
nen, die ın diversen Fällen eine zentrale Rolle für die konflikthafte Durchset- 
zung innerbetrieblicher Vertretungsstrukturen spielten, sowie generell für Be- 
schäftigte, dıe eine überdurchschnittlich gute formale Qualifikation besitzen und 
daher ihrer subjektiven Einschätzung nach über Erwerbsalternativen verfügen. 

Drittens lässt sich im Regelfall der machtpolitisch sehr ungleiche Kampf nicht 
durch im engeren Sinne materielle Zielstellungen begründen. Es handelt sich 
eher um eine Angelegenheit für „Verrückte“ (Transport-Betriebsrat), die gerade 
keine ausschließlich rationale Kosten-Nutzen-Kalkulation im materiellen Sinne 
verlangt, sondern eine ausgeprägte Orientierung an immateriellen Werten wie 
Gerechtigkeit, Solidarität und Würde. Ein typischer Auslöser für Konflikte, in 
deren Verlauf es zum unwahrscheinlichen Fall der Formierung eines hand- 
lungsfähigen Kollektivs in den einschlägigen Belegschaften kam, sind daher 
weniger Lohnforderungen o.ä.; häufig geht es vielmehr (zumindest anfänglich) 
um die Verteidigung von Einzelpersonen gegenüber moralisch diskriminieren- 
den Vorwürfen oder gegen eine Behandlung, die als unwürdig erlebt wird. Pa- 
radigmatisch ist hier das Zitat eines französischen Fast-Food-Beschäftigten, der 
an dem oben erwähnten, ungewöhnlich langen Streik in Frankreich beteiligt war: 


9 Vgl. hierzu die bereits erwähnte Darstellung der Kämpfe bei Pizza Hut. Der Autor be- 
schreibt seine Motivationsstruktur für gewerkschaftliches Engagement mit den Worten: „Es 
ist richtig, dass solche Kämpfe immer das Risiko beinhalten, seinen Arbeitsplatz zu verlieren. 
Nach zwei Kündigungen und Wiedereinstellungen, weiß ich das selbst sehr gut. Aber ganz 
offen, was haben wir zu verlieren? Finen befristeten Vertrag über 20 Stunden pro Woche, für 
die man 450 Euro im Monat bekommt? Unwürdige Arbeitsbedingungen? Einen Manager, 
der Ruhe in den Rängen fordert?“ (Mabrouki 2004: 15 f., Übers. d. Verf.) 


„Wir sind in den Streik gegangen, nicht für gewerkschaftliche Forderungen, so “was wie Lohner- 
höhungen oder gute Arbeitsbedingungen, nein, das war nicht der Grund, wir sind rausgegangen, 
weil unsere fünf Kollegen, die wir kannten, brutal als Diebe bezeichnet wurden. Das waren Leute, 
die neben uns waren, sie waren seit mindestens drei, vier Jahren da, und nur, weil sie Wahlen ge- 
fordert haben [für ein Comite d’entreprise] hat man sie beschuldigt, Geld entwendet zu haben.“ 
(Perrin/Peroumal 2007: 138, Übers. d. Verf.) 

Eine Beobachtung, die hier nur genannt, jedoch nicht wirklich analysiert wer- 
den kann, ist die Tatsache, dass es sich bei den „Verrückten“, die den unglei- 
chen Kampf gegen prekäre Ausbeutungsbedingungen aufnehmen, in überpro- 
portional vielen Fällen um Beschäftigte mit Migrationshintergrund handelt. 
Sowohl in Deutschland wie in Frankreich schien es so etwas wie einen ‘Ideal- 
typus des verrückten Interessenvertreters’ zu geben: Menschen mit Migrations- 
hintergrund, die jedoch vergleichsweise gut gesellschaftlich integriert sind. Sie 
wurden oft bereits im Aufenthaltsland geboren und sprechen sehr gut die 
Landessprache. Nicht wenige von ihnen stammen aus Familien, die im Her- 
kunftsland eine gehobene Position innehatten. Typisch ist auch ein politi- 
scher, gewerkschaftlicher oder christlicher Erfahrungshintergrund ım Familien- 
zusammenhang. Häufig besitzen sie ein abgeschlossenes Studium; ihre hohen 
formalen Qualifikation werden jedoch vom einheimischen Bildungssystem oder 
vom Arbeitsmarkt nicht anerkannt. Dieser Personenkreis gehört gewöhnlich 
zur Stammbelegschaft in den einschlägigen Dienstleistungsunternehmen und 
ist im Prinzip prädestiniert für interne Aufstiegswege, Im Fall von Konflikten 
zwischen diesen Beschäftigten und dem Unternehmen, tendieren sie jedoch 
nicht selten dazu, ıhr soziales und kulturelles Kapital für kollektive Wider- 
standsstrategien zu mobilisieren - durchaus mit Aussichten auf Erfolg. In die- 
sen Kämpfen geht es gewöhnlich nicht nur um die Durchsetzung betrieblicher 
Ziele, sondern sie sind eingeschrieben in einen umfassenderen Kontext, der 
sich als Kampf gegen alltägliche Diskriminierung und um gesellschaftliche An- 
erkennung beschreiben lässt. 


5. Resümee: Von der Problematik prekärer Kämpfe 


Der Herrschaftsmodus repressiver Integration zeichnet sich dadurch aus, dass 
er im betrieblichen Alltag einen Gemeinschaftsmythos inszeniert, auf den 
sämtliche Betriebsmitglieder normativ verpflichtet werden. Obgleich seine Prä- 
gekraft auf die Subjektivität prekär Beschäftigter beschränkt bleibt, sollte sie 
nicht unterschätzt werden. Die Integrationsangebote und symbolischen Aner- 
kennungspolitiken besitzen erhebliche Anziehungskraft gerade für Menschen, 
die gezwungen sind, ihre Arbeitskraft im wenig attraktiven Segment der Je 
dermenscharbeitsmärkte zu verkaufen. Die Vergemeinschaftungspolitiken. weı- 
den zudem über Strategien der Zwangsvergemeinschaftung abgesichert und in 
ihrer Wirksamkeit ergänzt. Für die Frage politischer Handlungsmöglichkeiten 
ist die Frage letztlich sekundär, ob die Vergemeinschaftungsideale aktiv geteilt 
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oder passiv akzeptiert werden. Im Betriebsalltag wirkt das Dogma der betrieb- 
lichen Interessengemeinschaft als totalitäre Ideologie, die individuelle oder kol- 
lektive Initiativen zur Durchsetzung abweichender Belegschaftsinteressen ım 
Keim erstickt oder fallweise auch offensiv erschlägt. Dies heißt freilich nicht, 
dass die prekär Beschäftigten sich deshalb freiwillig und enthusiastisch für die 
Betriebsgemeinschaft ‘selbst ausbeuten’ würden. Es bedeutet jedoch, dass ma- 
terielle Interessen, etwa an existenzsichernden Löhnen und guten Arbeitsbe- 
dingungen situativ zurückgestellt werden, da ihre Verwirklichung als irreal ein- 
geschätzt wird und die konkrete Arbeitssituation als - bezogen auf realistische 
Alternativen - relativ erträglich. Zu einem Bruch der prekären Vergemeinschaf- 
tungsideologie kommt es dennoch immer wieder, v.a. dann, wenn allgemeine- 
re Werte wie Moral, Gerechtigkeit, Respekt und Würde auf dem Spiel stehen. 
Kämpfe um ıhre Verwirklichung erscheinen jedoch häufig als ‘verrückt’, weil 
die Erfolgsaussichten ausgesprochen beschränkt sind. Ein kleiner David tritt 
hier gegen Goliath in der Form internationaler Multis an. Ohne eine Verlänge- 
rung solcher ‘verrückten Kämpfe’ über den beschränkten Rahmen des einzel- 
nen Standortes hinaus hat der kleine David dabei kaum eine Chance. Der 
Kampf der Geschäftsleitungen um die kulturelle Hegemonie in den Beleg- 
schaften wird gewöhnlich mit großer Energie sowie Härte geführt und besitzt 
einen langen Atem. Ansätze einer kollektiven Organisierung der Beschäftigten 
gleichen angesichts der hohen Fluktuation dem ‘Schwimmen gegen den 
Strom’ - wobei die Geschäftsleitung sowohl die Geschwindigkeit des Stroms 
kontrolliert als auch die Fische, die darin schwimmen. Die dauerhafte Etablie- 
rung kritischer Gegenkulturen ist daher eine kontinuierliche Sisyphosarbeit 
unter widrigen Bedingungen. In allen erfolgreichen Fällen kollektiven Wider- 
stands, die in den beiden untersuchten Konzernen existierten, war daher ein 
Bündnis der lokalen Initiativen mit Akteuren jenseits der einzelnen Standorte 
unabdingbar für ihre Stabilisierung. Die Solidarität zwischen verschiedenen 
Betriebseinheiten, zwischen betrieblichen AktivistInnen und überbetrieblichen 
Gewerkschaftsgliederungen oder auch die Unterstützung durch soziale Bewe- 
gungen und NGOs war essentiell. Vor diesem Hintergrund erscheint es be- 
sonders bedenklich, dass immer wieder von erheblichen Kommunikationsstö- 
rungen im Verhältnis zwischen prekären AktivistInnen und real existierenden 
Gewerkschaftsorganisationen berichtet wurde. Hierfür gibt es mehrere Ursa- 
chen: Die Verhältnisse prekärer Dienstleistungsarbeit weichen von den ge- 
wohnten Mustern gewerkschaftlicher Organisierung ab, sowohl was die Ar- 
beitsbedingungen, die Managementpolitiken als auch die Konfliktmuster be- 
trifft. Die fehlenden Kenntnisse über die betrieblichen Bedingungen schmälern 
den Nutzen der gewerkschaftlichen Beratungsarbeit. Eklatante Fehleinschät- 
zungen und strategisches Missmanagement’ von Gewerkschaftsfunktionärln- 
nen treten unter diesen Bedingungen gehäuft auf. Probleme entstehen auch 
dadurch, dass die prekären AktivistInnen in puncto Geschlecht, ethnische 


Herkunft und soziale Stellung kaum den gewerkschaftlichen Traditionen und 
Normen entsprechen. Und schließlich existiert ein systematisches Missver- 
hältnıs zwischen den hohen Anforderungen, die prekär Beschäftigte ım Rah- 
men ihrer existentiell geprägten, ‘verrückten’ Kämpfe um Anerkennung und 
Gerechtigkeit an die Gewerkschaften stellen, und einer gewerkschaftlichen Or- 
ganisationslogik, die den Erfolg der eigenen Politik häufig vor allem in Form 
einer Steigerung der Mitgliederzahlen misst. Die Beziehungen zwischen prekä- 
ren AktivistInnen und Gewerkschaften sind daher nicht selten von Missver- 
ständnissen und erheblichen wechselseitigen Irritationen geprägt. Um dies zu 
ändern, wäre eine verstärkte Öffnung der gewerkschaftlichen Kulturen für 
Handlungsentwürfe und Identitäten jenseits männlich geprägter, inländische 
Facharbeit notwendig, Zudem bräuchte es ein Verständnis von 
Gewerkschaftsarbeit, das allgemeine Zielstellungen von Gerechtigkeit und 
Würde im Bereich der Arbeitswelt nicht nur ideell proklamiert, sondern auch 
glaubhaft in ihren Vertretungsstrategien umsetzt - auch, oder gerade in 
besonders prekären Segmenten von Erwerbsarbeit, in denen sich 
gewerkschaftliche Unterstützungsleistungen vermutlich eher indirekt und 
mittelfristig in der Form erhöhter Beitragseinnahmen auszahlen. Und 
schließlich lassen sich menschenwürdige Arbeitsbedingungen sicherlich nur 
durchsetzen durch ein systematisches und dauerhaftes „empowerment“ lokaler 
Initiativen durch die Mobilisierung von Solidarität, die den Rahmen des 
Einzelbetriebs, des Unternehmens, nationaler Politikarenen und auch den der 
Gewerkschaften sprengt. 


Literatur 


Angeloff, T. (1999): Des miettes d’emploi: temps partiel et pauvrete, in: Travail genre et societes 
1, 5.43-70. 

Artus, Ingrid (2007a): Prekäre Interessenvertretung. Ein deutsch-französischer Vergleich von Be- 
schäftigtenrepräsentation im niedrig entlohnten Dienstleistungsbereich, in: Industrielle Bezie- 
hungen, 14.Jg., H.l, S.5-29. 

Artus, Ingrid (20075): Mitbestimmung versus ‘Rapport de force’. Deutsch-französische Perspekti- 
ven betrieblicher Interessenvertretung im prekären Dienstleistungsbereich, in: Lorenz, Frank, 
Schneider, Günter (Hg.), Ende der Normalarbeit? Hamburg: VSA, S.164-184. 

Artus, Ingrid (2007c): Unternehmenskulturen pro und contra Betriebsrat: ein interessen- 
theoretisch fundierter Zusammenhang, in: Benthin, R, Brinkmann, U. (Hg.), Unternehmens- 
kultur und Mitbestimmung. Frankfurt aM./New York: Campus. 

Behrens, Martin (2006): Konfliktschlichtung und Interessenvertretung in gewerkschaftsfreien Betrie- 
ben: Die Entwicklung des amerikanischen Nonunion-Sektors, in: Artus, Ingrid/Böhm, Sabine, 
Lücking, Stefan, Trinczek, Rainer (Hg.), Betriebe ohne Betriebsrat. Informelle Interessenvertre- 
tung in Unternehmen, Frankfurt a.M./New York, 5.395-414. 

Bosch, Gerhard, Kalina, Thorsten (2005): Entwicklung und Struktur der Niedriglohnbeschäftigung in 
Deutschland, in: Institut für Arbeit und Technik: Jahrbuch 2005, Gelsenkirchen, 5.2946. 

Bourdieu, Pierre (1987): Chose Dites, Paris (dt. Ausgabe: ders. (1992), Rede und Antwort, Franl«- 
furt a.M.). 

Brinkmann, Ulrich, Dörre, Klaus (2006): Die neue Unternehmerkultur - Zum Leitbild des 
„Intrapreneurs“ und seinen Implikationen. Io: Brinkmann, Ulrich, Krenn, Karoline, Schief, 
Sebastian (Hg.), Endspiel des kooperativen Kapitalismus? Wiesbaden: VS Verlag, S.136-168. 


48 Ingrid Artus 


Colvin, Alexander (2001): Gerechtigkeit ohne Gewerkschaft und Betriebsrat? Konfliktschlichtung 
in gewerkschaftsfreien Betrieben in den USA, in: WSI-Mitteilungen, 54.Jg., H.12, S.743- 749. 
Gorz, Andre (2004): Wissen, Wert und Kapital. Zur Kritik der Wissensökonomie, Zürich: Rot- 

punktverlag. 

Jaehrling, Karen, Kalına, Thorsten, Vanselow, Achim, Voss-Dahm, Dorothea (2006): Niedriglohnar- 
beit in der Praxis - Arbeit in Häppchen für wenig Geld. In: Sterkel, G., Schulten, T. Wiedemuth, 
J. (Hg.): Mindestlöhne gegen Lohndumping. Hamburg, $.114-141. 

Keller, Berndt, Seifert, Hartmut (2006): Atypische Beschäftigungsverhältnisse: Flexibilität, soziale Si- 

cherheit und Prekarität, in: WS/ Mitteilungen, 59. Jg., H.5, S.235-240. 

Krell, Gertraude (1994): Vergemeinschaftende Personalpolitik, München/Mering: Rainer Hampp. 

Mabrouki, Abdel (2004): Generation Precaire, Paris: le cherche midı. 

Meyer, Malte (2002): Neuanfang in der Defensive. US-Gewerkschaften unter Handlungsdruck, 

Hamburg: VSA. 

Nölting, Nils J. (2004): Betriebsratsarbeit im Niedriglohnsektor. Eine Fallstudie in der System- 

gastronomie. Eine Veröffentlichung der Kooperationsstelle Wissenschaft - Arbeitswelt im 

Landesinstitut Sozialforschungsstelle kowa, Dortmund, Juni 2004, www.kowa-dortmund.de/ 

docs/veroeff/br-arbeit.pdf. 

Perrin, E., Peroumal, F., avec la participation de Contrepois, S. (2007): Luttes et syndicalisme 
dans la restauration rapide parisienne, in: Bouffartigue, P., Pendaries, J.-R., Peroumal, F., Per- 
rin, E., Action collective et precarites. Le syndicalisme a P’öpreuve. Rapport final pour le 
compte de la DARES, Laboratoire d’Economie et de Sociologie du Travail. UMR n0.6123; 
CNRS- Universit€ de la Mediterranse-Universit& de Provence, Mars 2007, pp.125-181. 

Royle, Tony (2000): Working for McDonald’s in Europe. London/New York. 

Puech, Isabel (2004): Le temps du remue-menage. Conditions d’emploi et de travail de emmes de 
chambre, in: Sociologie du travail 46 (2004), S.150-167. 

Schäfer, Claus (2006): Der Niedriglohnsektor in der Verteilungsfalle, in: Sterkel, Gabriele, 
Schulten, Thorsten, Wiedemuth Jörg (Hg.), Mindestlöhne gegen Lohndumping. Hamburg: 
VSA, S.35-60. 

Schmidt, Rudi (2007): Belegschaft als Objekt. Unternehmerische Integrationsstrategien in 
interessentheoretischer Perspektive, in: Benthin, R., Brinkmann, U. (Hg.), Unternehmenskultur 
und Mitbestimmung. Frankfurt aM./New York: Campus. 

Tie-Internationales Bildungswerk e.V, AFP eV. express-Redaktion (Hg.) (2003): Das 
Solidaritätskollektiv: Eine Erfahrung der etwas anderen Art. Arbeitskämpfe und 
Organisationsversuche in gewerkschaftlich nicht organisierten Betrieben und Sektoren, Ränke- 
schmiede, Texte zur ArbeiterInnenbewegung, No.14, Oktober 2003, Offenbach 

Weber, Helene (2005): Les freins ä la mobilisation syndicale des salaries chez McDonald’s, Xes 
Jounees Internationales de sociologie du travail, Rouen 24 et 2 novembre 2005, Relations au 
travail, relations de travail, Vol.l, S. 355-366. 


Ingo Matuschek, Frank Kleemann, G. Günter Voß 


Subjektivierte Taylorisierung 
als Beherrschung der Arbeitsperson 


Die sozialwissenschaftliche Diskussion um Entwicklungen der Arbeitswelt 
setzt taylorisierte Arbeitsformen und vielfältige Modelle indirekt gesteuerter 
„post-tayloristischer“, „entgrenzter“ und „subjektivierter“ Arbeit zumeist in 
Opposition zu einander.! Als Belege werden weiterhin stark taylorisierte Tätig- 
keiten in der industriellen Produktion bzw. vor allem Dienstleister unter- 
schiedlicher Couleur, die zumeist anspruchsvolle Aufgaben weitgehend 
*selbstorganisiert’ bewältigen, angeführt. Es scheint, als seien die Arbeitsformen 
gleichsam voneinander abgeschottet. 

Nun ist „Selbstorganisation“ (Pongratz/ Voß 1997) bzw. „Selbsttätigkeit“ 
(Wolf 1999) der Arbeitenden, also die situationsadäquate, bisweilen (im Sinne 
Joas 1992) „kreative“ Auslegung formaler Vorgaben eine notwendige Leistung, 
um Produktionsprozesse (vgl. Weltz 1991) aufrecht zu erhalten. Sie war auch 
unter tayloristischen Vorzeichen immer schon vonnöten, wurde aber in der Li- 
teratur selten thematisiert (vgl. kritisch dazu Böhle 1998, Schumann 2000). 
Der Bedarf nach „subjekthaftem“ Arbeitshandeln (Baukrowitz/Boes 1996) 
steigt angesichts der fortschreitenden Informatisierung der Arbeit? weıter an: 
Informatisierung erfordert, wie jeder Technisierungsprozess, ergänzende kom- 
pensatorische und strukturierende Leistungen der Subjekte (Schimank 1986). 
Solche Prozesse einer Subjektivierung von Arbeit (vgl. Kleemann et al. 2002) 
erhalten auch bei nur gering qualifizierten Tätigkeiten erhöhte Bedeutung. Im 
Zuge der Vermarktlichung von Arbeit (Moldaschl/Sauer 2000) steht zuneh- 


1 Entgrenzung manifestiert sich u. a. in zeitlich, räumlich, sozial, sachlich und emotional 
wirksamen Folgen perforierter Begrenzungen und Regularien von Arbeit (vgl. dazu Gott- 
schall/Voß 2003; Kratzer 2003; Minssen 2000, Voß 1998). Damit geht die Subjektivierung 
von Arbeit einher. Dieser Begriff bezeichnet die verstärkte Einbeziehung personaler Qualitä- 
ten, zu denen etwa kommunikative Kompetenzen, die Fähigkeit zur Selbstorganisation etc. 
(vgl. den Überblick bei Kleemann et al. 2002; Kropf 2005) gehören. 

2 Informatisierung und Subjektivierung schließen einander keineswegs aus - gleichwohl wer- 
den beide Konzepte ım arbeits- und industriesoziologischen Diskurs überwiegend als (fal- 
sche) Opposition behandelt, indem Informatisierung einseitig als Formalisierung von Ar- 
beitsabläufen gesehen wird (vgl. dazu Kleemann/Matuschek 2008). Empirisch sind jedoch 
komplementäre Prozesse der systemischen Einbindung, Entqualifizierung und Formalısie- 
rung der Arbeit (Schmiede 1996) zu beobachten. 
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mend jeder einzelne Arbeitsplatz permanent zur Disposition und Marktzwän- 
ge werden auch in bislang mittelbar berührten ausführenden Bereichen direkt 
spürbar: Berufstätige sind vermehrt angehalten, die Erwerbssicherung als urei- 
genen Teil ihrer Arbeitsaufgabe zu verstehen. In der Praxis geht damit häufig 
die Erwartung an außergewöhnliche Motivation („Commitment“) einher bis 
hin zur Aufforderung, bei aller Unterordnung „unternehmerisch“ (Bröckling 
2007, ähnlich auch Voß/ Pongratz 1998) zu handeln. 

Der Taylorismus (Taylor 1977) als bisher vor allem in ausführenden Bereichen 
dominante Leitphilosophie für die Arbeitsgestaltung und die Nutzung von 
Arbeitskraft ist damit aber nicht passe: Aufgaben werden weiterhin mittels 
kennziffernbasierter Arbeitsorganisation minutiös vorgeformt, Arbeitsabläufe 
wie -ergebnisse gezielt kontrolliert und individuelle Arbeitsleistungen anhand 
unterschiedlichster Parameter informationstechnisch überaus detailliert erfasst. 

Im Ergebnis werden enge betriebliche Kontrolle und erweiterte "subjektivierte’ 
Selbsttätigkeit zu einem neuen Organisationsmodus von Arbeit (re-)kombi- 
niert, der auf einen kontrollierten Einsatz der Subjektivität der Arbeitenden 
abzielt. Diese Gemengelage einer Verbindung tayloristischer Formen rigider 
Fremdbestimmung mit Elementen selbstorganisierter und dadurch Subjektivi- 
tät verstärkt nutzender Arbeit wird im Folgenden als subjektivierte Taylorisie- 
rung begriffen. Nicht nur die bloße Arbeitskraft, sondern die ganze Arbeits- 
person mit ihren subjektiven Fähigkeiten wird arbeitsorganisatorisch interes- 
sant. Um trotz größerer Freiräume in der Arbeitsgestaltung die betrieblichen 
Herrschaftsbeziehungen zu sichern, sind flexibilisierte Formen der Standardi- 
sierung notwendig. Das betrifft betriebliche Arbeitszeitregelungen ebenso wie 
konkrete Arbeitsaufgaben, die Ausrichtung der betrieblichen Führungskultur 
und die Kontrollformen. Kennzeichen subjektivierter Taylorisierung ist nicht 
zuletzt eine auf die Einzelnen zielende Ideologie der Vermarktlichung, die nur 
(variabel definierbaren) Arbeitserfolg, nicht aber die Arbeitsleistung fokussiert. 

Ein paradigmatisches Exempel zugleich taylorisierter wie subjektivierter Arbeit 
bieten Call Center. Günter Wallraffs Reportage im ZEIT-Magazin (Wallraff 
2007) lenkte den Blick auf die nicht wenigen „Schwarzen Schafe“ der Branche, 
die, darın „Drückerkolonnen“ ähnlich, auf den Verkauf überteuerter Produkte 
zielen. Gleichwohl stellen seriöse Anbieter, zumeist gekoppelt an große und 
mittlere Unternehmen bzw. für diese tätig, den Kern der Branche dar. Solche 
Call-Center mit relativ umfangreichen Beratungsauftrag und In- wie Out- 
bound-Telefonie stehen im Mittelpunkt der folgenden Ausführungen. 

Am Beispiel qualifizierter Call-Center-Dienstleistungen von Unternehmen in 
der Finanzdienstleistungs- und Telekommunikationsbranche sowie Techni- 
schen Hotlines gehen wir der Frage nach, inwiefern die hier anzutreflenden 
Formen der Arbeitsorganisation und des Arbeitshandelns Ausdruck einer sub- 
jektivierten Taylorısierung sind und welche Spezifika diese neue Form betrieb- 
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licher Arbeitsorganisation aufweist.’ Dazu fokussieren wir zunächst sowohl or- 
ganisationale Prämissen und betriebliche Bedingungen wie sich eröffnende (re- 
latıive) Handlungsspielräume für die Subjekte (1). In einem zweiten Schritt er- 
örtern wir in der Perspektive der Subjektivierung von Arbeit die Folgen der 
hybriden betrieblichen Herrschaftsform subjektivierter Taylorısierung (2). Die 
gesellschaftlichen Folgen diskutieren wir im abschließenden Abschnitt des Bei- 
trags als forcierte Konkurrenz im Modus entfremdeter Selbstoptimierung (3). 


1. Das Management von Call-Center-Arbeit 


Call Center sind als Grenzstelle (vgl. Holtgrewe 2001) zwischen Unternehmen 
und Kunden eine Form der Rationalisierung von Dienstleistungsarbeit auf der 
Basis integrierter Informations- und Kommunikationstechnologien. Ihre Auf- 
gabe ist die Bearbeitung von Kundenanliegen, gewöhnlich im Telefonat zwi- 
schen Agents! und Kunden, und die parallele systemkompatible Bearbeitung 
von Kundendaten im Informationssystem des Unternehmens. Die Arbeitsleis- 
tung wird durch eine Vielzahl von quantitativen und qualitativen Parametern, 
die z.B. die Anzahl und die Dauer der Telefonate vorgeben, definiert und im 
Zuge einer informatisierten Kontrolle vermessen. 

Über die so vorstrukturierte technisch-dialogische Beziehung hinaus unterliegt 
der Dienstleistungsprozess weiteren, allgemein gültigen kommunikativen Re 
geln und sozial geteilten Erwartungen, die häufig zu Abweichungen von den 
idealtypisch vormodellierten Kommunikationssituationen führen: Kunden be- 
harren auf Beschwerden, haben Informationslücken oder wollen sich nicht so 
einfach mit schnellen Lösungen abspeisen lassen. Diese Situation erzeugt 
betrieblicherseits Probleme hinsichtlich Effizienz und Effektivität der Dienst- 
leistungsprozesse und des Personaleinsatzes. Hinreichende Kapazitäten (tech- 
nischer wie personeller Art) sind zu garantieren; das Personal muss fachlich 
versiert, kommunikativ kompetent und emotional belastbar sein. Solche per- 
sonalen Qualitäten sind zudem auftragsspezifisch stetig weiter zu entwickeln 
und müssen angesichts hoher Fluktuation auch Novizen angedient werden. 
Zusammengenommen stehen Call-Center-Manager also vor dem doppelten 
Problem, sowohl Quantität wie Qualität der offerierten Dienstleistung durch 
arbeitsorganisatorische Maßnahmen zu sichern. Dazu stehen mehrere Instru- 
mente zur Verfügung: 


3 Der Beitrag fußt auf dem DFG-Projekt „Autonomie und Standardisierung in medienvermit- 
telter Grenzstellenarbeit: Informatisierte Kommunikationsarbeit in Communication Cen- 
tern“ an der TU Chemnitz. Erhoben wurden 117 Interviews ın sieben Call Centern unter- 
schiedlicher Branchen an verschiedenen, städtisch geprägten Standorten. In Konzentration 
auf strukturelle Momente wird hier auf detaillierte Beschreibungen der Unternehmen ver- 
zichtet (vgl. dazu Matuschek u.a. 2007). 

4 „Call Center Agent“, kurz „Agent“, ist die übliche, ursprünglich englische, Bezeichnung für 
die unmittelbar am Telefon Arbeitenden in Call Centern. 
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Erstens. Hinsichtlich der Arbeitszeiten dominieren zentralistische Modelle in- 
formatisierter Kapazitäts- und Schichtplanung. Die Agents werden hier als 
prinzipiell während der gesamten Betriebszeit verfügbare Arbeitskraftäquivalen- 
te getaktet. Dieses Modell wird durch auf die einzelnen Arbeitssubjekte bezo- 
gene Nachsteuerung vor Ort optimiert: Dem operativ verantwortlichen Team- 
leiter obliegt die Administration individueller Arbeitszeiten, um aktuelles An- 
rufvolumen und Personaleinsatz zeitnah auszubalancieren. Telefonische Auf- 
forderungen an die Mitarbeiter, außerplanmäßig zur Arbeit zu kommen bzw. 
gegebenenfalls früher zu gehen, zeugen von dieser mikropolitisch häufig mit 
Sanktionen (Verweigerung von Benefits, Zuweisung ungünstiger Arbeitszeiten 
etc.) besetzten Praxis. Es handelt sich um einen einseitigen Flexibilitätsgewinn 
der Unternehmen, während auf Seiten der Agents cher Belastungen im Ver- 
hältnis von Arbeit und Leben zu verzeichnen sind: arbeitszeitbezogene Zuge- 
ständnisse des Unternehmens (z.B. Teilzeit) werden mit dauerhafter Flexibili- 
sierung der Arbeitssubjekte erkauft.° Tendenziell wird die nach Dienstplan ar- 
beitsfreie Zeit im eigenen Heim zur verlängerten Pause. 

Zweitens. Auch die Prozesse und Serviceangebote selbst werden zentral in da- 
mit befassten Fachabteilungen (Steuerungsgremien in Planung, Marketing und 
Technik) in Volumen und Inhalt vorbereitet und geformt. Die Call Center 
selbst sind ohne Mitspracherecht häufig bloße Empfänger von Anweisungen 
anderer Konzernteile. Mit sinkendem Grad der Komplexität der Dienstleistung 
steigt zudem generell die Regelungsdichte an. Zumeist ist in den Call Centern 
eine strikte Aufgabenspezialisierung der Arbeitstätigkeit vorherrschend, die nur 
gelegentlich durch Rotationsverfahren abgeschwächt wird. Formen des Job 
Enrichment (z.B. Delegation in Projekte) dienen intern als Motivationsinstru- 
ment und - angesichts einer strikt vertikalen Hierarchie und kaum vorhande- 
ner Aufstiegsmöglichkeiten - zugleich als Disziplinierungsinstrument: Das 
Management knüpft den Einsatz in solchen Projekten an die (jenseits des als 
selbstverständlich vorausgesetzten und informationstechnisch wie sozial kon- 
trollierten Abarbeitens der vorgegebenen Anrufvolumina vorgenommene) Be- 
wertung des Arbeitserfolgs, also z. B. anhand der mittels Vertragsabschlüssen 
belegbaren Rate der Transformation von Kundenkontakten in Dienstleis- 
tungskontrakte. Den unmittelbar vorgesetzten jeweiligen Teamleitern kommt 
in diesem Zusammenhang eine starke Stellung zu, womit sich nicht selten ein 
Verhältnis persönlicher Willfährigkeit der Agents zu ihnen einstellt. 

Drittens. Die Qualität des sozialen Zusammenhalts unter der üblicherweise ın 
Teams organisierten Belegschaft variiert zwischen rein formalen Zusammen- 
schlüssen auf der einen und gemeinschaftlichen Gruppenstrukturen auf der 
anderen Seite. In kleineren Call Centern und in räumlich eng verbundenen 


5 Diese Praxis fußt ganz wesentlich auf der Existenz von Kern- und teilzeitarbeitenden Rand- 
belegschaften und verstärkt die Tendenz zur weitergehenden Spaltung der Belegschaften. 
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Teams dominiert ein enger Zusammenhalt zwischen den Agents; der Teamlei- 
ter in diesen Teams ist ein primus inter pares. Bei rein formaler Teambildung 
herrschen stärker hierarchieorientierte Steuerungsmodelle vor. Die innerbe- 
triebliche Kommunikation passt sich diesen Strukturen an. Sie ist formal gene- 
rell top-down organisiert und fungiert als reines Informationsmedium, lässt 
aber in unterschiedlichem Maß informelle Strukturen zu, die einer interakti- 
ven Kommunikation förderlich und einem verbesserten Arbeitsklima dienlich 
sind. Zugleich erleichtert letzteres Vorgehen dem Management den Zugriff auf 
die Kommunikationserfahrung der Arbeitenden. 

Viertens. Im Hinblick auf die Zielvorgaben und die Kontrolle der Arbeitsleis- 
tung agiert das Management überwiegend vertriebsorientiert. Auch wenn die 
formale Arbeitsleistung der Einzelnen permanent anhand unterschiedlicher Pa- 
rameter überprüft wird, steht der Vertriebserfolg, also in der Regel Kauf von 
bzw. Vertragsabschlüsse über Dienstleistungen, letztlich im Zentrum der Be- 
wertung der Arbeitskraft. Die nicht unerheblichen variablen Lohnbestandteile 
sollen demgemäß eine Orientierung an hohen Abschlussraten befördern. Die 
Bemessungsgrundlagen dafür werden mit dem Verweis auf den Markt extern 
legitimiert und zugleich als Instrument des Konkurrenzkampfes betont. Leis- 
tungsanreize verwandeln sich so in permanenten Leistungsdruck (vgl. Pohl- 
mann/Grewer 2003). Dabei reduzieren sich die Vorgaben auf ein unbestimm- 
tes, gerade dadurch aber die Selbstkontrolle der Arbeitenden stimulierendes 
„immer mehr“. 


Nicht nur die reine Anzahl der Gespräche (bei der Telefonauskunft über 50 
Gespräche pro Stunde) legt nahe, im Zusammenhang mit Call Centern von 
einer „assembly line in the head“ (Taylor/Bain, 1999: 101) zu sprechen. Auch 
die arbeitsorganisatorischen Rahmenbedingungen zeigen Parallelen zu taylo- 
ristisch-fordistischen Prinzipien betrieblicher Herrschaft. Die Zerstückelung 
von qualitativ singulären Kundendialogen in durchschnittlich quantitativ be- 
messene Kommunikationseinheiten erlaubt es, die systemgerechte Standard- 
prozedur als Kern des Kundenservices zu etablieren und die Variabilität der 
Dienstleistung deutlich zu reduzieren.° Die bis auf den einzelnen Kundenkon- 
takt rückführbare Durchdringung mit quantitativen Messpunkten zeugt von 
einer hohen Kontrolldichte, die der oftmals beschworenen Autonomie in der 
Dienstleistungsarbeit entgegensteht. Häufig ausschließliche Single-Item- 
Interpretation der Kennziffern, die zudem selten über einen längeren zeitlichen 
Horizont verfügen, begründen dann als notwendig erachtete arbeitsorganisato- 
tische Veränderungen durch das Management, oftmals ohne die Erfahrung der 
front-line-worker zu berücksichtigen. 


6 Diese Logik befördert Tendenzen, Kunden in Konsumarbeiter zu verwandeln, die Teile der 
Dienstleistung selbst erbringen (vgl. Voß/ Rieder 2005). 
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Personenbezogene Dienstleistung gerinnt, bei aller Variabilität der Einzelge- 
spräche, zu einem ın den Planungsabteilungen weitgehend vorstrukturierten 
Produkt - auch dies eine Parallele zur konventionellen Fließbandproduktion. 
Standardisierung greift zunächst auf Seiten des Dienstleistungsproduktes, in der 
Folge aber auch in der Arbeitsausführung um sich. Arbeitende können lediglich 
auf Standardlösungen zurückgreifen, die kaum noch individuelle Bearbeitung er- 
lauben. Allenfalls verbale Kreativität wird zugelassen, soweit die Agents damit 
Standardlösungen rhetorisch in ein gutes Licht setzen können. Insoweit damit 
Authentizität, Hinwendung, Betreuung und ähnlich positiv konnotierte Ge- 
fühle erzeugt werden, handelt es sich offensichtlich um ein (lebensweltlich 
fundiertes) Korrektiv zur standardisierten Produktpalette. Den Kunden wird 
damit die Realität der prozessoptimierten Interaktion geschönt und die von 
ihnen erwartete Individualität des Services vorgegaukelt. Unter dem generellen 
Ziel rationalisierter Bearbeitung kontraktorientierter Interaktionen besteht da- 
mit ein funktional notwendiger betrieblicher Bedarf an subjektivierter Arbeit. 
Mit allgemeinen Leitlinien der Gesprächsführung in Verbindung mit Kennzif- 
fernsystemen wird die Dienstleistung managementseitig gerahmt, in Bezug auf 
die konkrete Ausgestaltung des einzelnen Gesprächs aber im Unbestimmten 
gehalten. Das Zugeständnis definierter Freiräume geschieht in der Erwartung 
eines flexiblen und der jeweiligen Situation angepassten Engagements der Ar- 
beitenden. Ihr faktisches Handeln ist, vor allem bei ausbleibendem Erfolg, al- 
lerdings immer ex post sanktionierbar. 

Neben den sprachlichen Freiheiten im direkten Dialog ist dies insbesondere 
im Hinblick auf das betriebliche Wissensmanagement bedeutsam: Tendenziell 
ziehen sich Betriebe aus Kostengründen auf die Bereitstellung der unbedingt 
erforderlichen Kontextinformationen zurück. Die Beschaffung von peripherem 
Kontextwissen obliegt damit allein den einzelnen Mitarbeitern. Die Sicherung 
beruflicher Expertise wie der Dienstleistungsqualität liegt so in weiten Teilen 
bei den Arbeitenden selbst. Technische wie soziale Kontrollmechanismen si- 
chern den unmittelbar auftragsbezogenen Erfolg dieser Form der Wissensan- 
eignung ab. Faktisch existiert damit ein reduziertes System betrieblicher Wei- 
terbildung, das einseitig notwendige Produkt- und Prozessinhalte, nicht aber 
darüber hinaus gehende Qualifikationsmaßnahmen fokussiert. 

Neben den bisher genannten Eigenheiten ist für viele Call Center insgesamt 
eine Führungskultur kennzeichnend, die weitgehende kennzifterndefinierte 
Globalziele voranstellt, ohne alle Einzelheiten des Arbeitsvollzugs zu berück- 
sichtigen. Funktional wird der Arbeitsprozess daher erst durch eigenständige 
strukturierende Leistungen der arbeitenden Subjekte (vgl. Kleemann et al. 
2002). Als Freisetzung der Subjekte aus fremdbestimmten Arbeitszusam- 
menhängen gepriesen, zieht sich das Management letzten Endes aus der ur- 
eigenen Aufgabe der Arbeitsorganisation bei Konzentration auf Ergebnis- 
vorgabe und -kontrolle zurück. Dass dabei konkrete Direktiven unterbleiben 
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und auf eine (gerahmte) Selbststeuerung gesetzt wird, erhöht die Flexibilität, 
indem statische Befehlsketten reduziert werden. Insofern handelt es sich um 
eine Freigabe von nur solchen Steuerungsbereichen, die top-down zu organi- 
sieren als kontraproduktiv gilt. 

Diese Managementpraktiken bedeuten eine Akzentverschiebung. Wurde schon 
vormals in funktionalistischer Manier mehr oder weniger am Regelwerk Tay- 
lors vorbei auf subjektive Fähigkeiten der Arbeitenden zurückgegriffen, so ge- 
schieht dies unter dem Zeichen subjektivierter Arbeit nun explizit und als 
ständige Anforderung: „die gezielte betriebliche Nutzung der Subjektivität der 
Arbeitenden wird offizialisiert“ (Kocyba 2005, 80). Dazu greift das Manage- 
ment auf unterschiedlichste motivationale Techniken zurück: von der kennzif- 
fernbasierten Kontrolle über variable Entgeltsysteme bis hin zu vergemein- 
schaftenden Techniken (vgl. Kleemann/Matuschek 2003). Neben Belobigun- 
gen wird auch auf Effekte wie Skandalisierungen (vermeintlich unzureichender 
Leistungen) und öffentliche Verpflichtungen der Mitarbeiter gesetzt, die re- 
pressiven Charakter haben. Angesichts volatiler Märkte versprechen Flexibili- 
tätsgewinne durch Subjektivierung einen Wettbewerbsvorteil. Den eindeutig 
erscheinenden Kennziffern steht die (kontrollierte) Unbestimmtheit des Ar- 
beitshandelns zur Seite - in der Tendenz interessiert nur, was als Arbeitserfolg 
abzurechnen ist; die Arbeitsleistung verschwindet dahinter. 

Im Mittelpunkt all dieser Bemühungen des Managementhandelns stehen avan- 
cierte Accounting-Konzepte (vgl. dazu Schmidt 2005; Vormbusch 2005). Dem 
liegt eine Rationalisierungsperspektive zu Grunde, mit der die marktzentrierte 
Ausrichtung einzelner Arbeitsplätze befördert wird. Partizipative Elemente, wie 
sie in Selbstverwirklichungs- bzw. Humanisierungs-Debatten noch zentral wa- 
ren, sind dieser Form der Vernutzung subjektiver Kompetenzen fremd. Indem 
das Management auf positiv besetzte Leitbilder (wie Eigenständigkeit, Authen- 
tızität, Kreativität) rekurriert, die aber im betrieblichen Interesse kanalisiert 
und instrumentalisiert werden, erfolgt eine ideologisch überhöhte selektive Ak- 
tivierung von Fähigkeiten der Arbeitenden (vgl. Kleemann et al. 2002). Sub- 
jektpotenziale sollen also zur Entfaltung gebracht und gleichzeitig zugerichtet 
werden. Letztlich vollzieht sich eine „entsubjektivierende Subjektivierung“ 
Mehr als bislang üblich sollen ausgewählte und eingrenzbare personale Quali- 
täten der Arbeitenden in die Arbeit eingebunden werden, die (ganze) Person 
des Arbeitenden mit ihren lebensweltlichen Bedürfnissen aber nach wie vor 
außerhalb der Erwerbssphäre verbleiben. 

Gleichwohl könnte diese modernisierte Form des Taylorismus, die eine ver- 
mehrte Eigenständigkeit der Subjekte induziert, auch emanzipatorisches Po- 
tenzial besitzen, und das Management könnte die Geister, die es rief, nicht 
wieder los werden: Möglich ist, dass die Arbeitenden die Leitlinien des Mana- 
gements wider Erwarten ernst nehmen, die Einhaltung der (rhetorischen) Ziel- 
setzungen hinsichtlich der Kundenzufriedenheit einfordern und auf einer ent- 
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sprechenden Arbeitsweise beharren, die dann auch dem eigenen emotionalen 
Haushalt zu Gute kommt. Allerdings sind solche Formen des impliziten Wi- 
derstands anders als offen ausgetragene Interessenkonflikte zwischen Kapital 
und Arbeit ihrerseits prinzipiell ausbeutbar - was wiederum auf die Wider- 
sprüchlichkeit des Prozesses der Subjektivierung von Arbeit verweist. Dem soll 
ım Folgenden ausführlicher nachgegangen werden. 


2. Selbstorganisation mit Folgen: Forderungen der Subjekte 


Dass die skizzierten Prozesse von den arbeitenden Subjekten internalisiert und 
in ihr alltägliches Handeln eingebettet werden, ist viel beschworene Erkenntnis 
in der arbeitssoziologischen Diskussion. Sie werden als eine in ihren Ergebnis- 
sen ambivalent einzuschätzende Entwicklung (vgl. Kocyba 2000) angesehen, 
die „riskante Chancen“ (Lohr/Nickel 2005) eröffnet. Die Prozesse der Interna- 
lisierung des Marktes (Moldaschl/Sauer 2000) und der Subjektivierung von 
Arbeit verlaufen jedenfalls nicht bruchlos und frei von Widersprüchen: 
Erstens. Call Center sind häufig Ausgründungen, in die zuvor im Mutterun- 
ternehmen beschäftigte Fachkräfte bei reduzierter Entlohnung verschoben 
werden. Angesichts der damit verbundenen Degradierung halten Betroffene 
strikt an ihrem erworbenen beruflichen Status und ihrer Berufsidentität fest. 
Zugleich legen sie in der Erwerbsdimension einen realitätsbezogenen Pragma- 
tismus an den Tag: Sie „wählen“ zwischen den Übeln der Erwerbslosigkeit und 
einer unterqualifizierten Tätigkeit Letzteres. Dabei werden innerbetriebliche 
und gesellschaftliche Wahrnehmungen von Call-Center-Arbeit reflektiert und 
die eigene Tätigkeit als Call-Center-Agent als Sackgasse, Sprungbrett oder Zwi- 
schenlösung bewertet. Der Rückgriff auf fachliche Expertise der grundständi- 
gen Ausbildung bezieht auch andere als marktförmige Kriterien (z.B. mora- 
lisch vertretbares Handeln als Techniker) ein. Dies kann (insbesondere in be- 
rufsbiographischer Langfristperspektive) zu einer eigenständigen Bewertung be- 
trieblicher Ziele führen, wenn die Arbeitenden ihre berufsfachlichen Standards 
in die Arbeit einbringen und mit dem langfristigen Bedarf der Kunden ent- 
sprechende Dienstleistungen als Qualitätsmerkmal der eigenen Arbeit rekla- 
mieren, die in the long run dem Unternehmen zu Gute kommen. Auch wenn 
ihre Durchsetzungsmacht beschränkt ist, erzeugen die gegensätzlichen Orien- 
tierungen (z. B. Kosteneffizienz vs. Nachhaltigkeit) latente Konflikte und set- 
zen das Management in ungewohnten Rechtfertigungszwang (zur Legitimation 
des Marktregimes vgl. Menz 2005). 

Zweitens. Für die Arbeitsorientierung der Agents spielt angesichts kommuni- 
kativer Zumutungen von Kundenseite die nachhaltige Sicherung der eigenen 
Würde und persönlichen Integrität eine große Rolle. Daran entzünden sich 
Auseinandersetzungen mit dem Management um die Qualitätskriterien der 
Dienstleistungserbringung, aber auch um die Belastungen der auf Dauer mo- 
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notonen Kommunikationsarbeit. Die von den Agents eingebrachten Qualı- 
tätsstandards beruhen häufig auf informellen Situationsdefinitionen gemein- 
sam mit den Kollegen des eigenen Teams und stellen kollektive Ansichten dar. 
Aufforderungen des Managements zur erhöhten Leistungsbereitschaft beziehen 
sich dagegen zumeist in vergleichsweise abstrakter und ideologisierender Ma- 
nier auf das Unternehmen als ganzes in seiner Marktposition. Damit existieren 
in gewisser Weise betriebliche Parallelwelten, die erst zu einer produktiven Ko- 
exıstenz finden müssen. Eine auf erhöhte Motivation zielende, aber bloß for- 
mal bleibende Vergemeinschaftung per Teambildung ist jedenfalls zum Schei- 
tern verurteilt (vgl. Kleemann/Matuschek 2003). 

Drittens. Die Arbeitspraktiken changieren zwischen dem Befolgen der arbeits- 
organisatorisch gesetzten Vorgaben und kreativen Abwandlungen (v.a. im 
Kundenkontakt), mit denen betriebliche, aber auch individuelle Ziele durch 
die Subjekte verfolgt werden. Insoweit informelle Übereinkünfte eigensinnige 
und zum Teil deviante Praktiken tolerieren, zieht sich „Herrschaft durch Au- 
tonomie“ (Moldaschl/Sauer 2000, vgl. auch Wolf 1999) auf eine beobachten- 
de, gegebenenfalls ex post sanktionierende Ebene zurück. Steht der betriebli- 
che Rahmen dermaßen als individuelles Handlungsfeld offen, weiten die Sub- 
jekte diese Autonomie über den vom Unternehmen intendierten Bereich aus. 
Indem sie auf diesem Wege ihren eigenen Arbeitsstil (vgl. Kleemann/Matu- 
schek 2001; Matuschek u.a. 2002) und eigene Werte und Vorstellungen ein- 
bringen, positionieren sich die Einzelnen gegenüber allen anderen Personen 
als eigenwillige Akteure im Handlungssystem betriebsförmiger Arbeit. Auch 
wenn sie dies nicht auf gleicher Augenhöhe mit Vorgesetzten vermögen (vgl. 
dazu Crozier/Friedberg 1993), zielt diese Positionierung darauf, unter den ge- 
gebenen Bedingungen ein auf sich selbst bezogenes stimmiges Verhältnis von 
betrieblichen Anforderungen und individueller Entäußerung zu finden. 
Viertens. Im Hinblick auf Dienstleistungsorientierung und Kommunikations- 
arbeit nutzen die Subjekte ihre exklusive Position an der Grenzstelle und set- 
zen in doppelter Hinsicht ihren Expertenstatus ein: Intern kommunizieren sie 
Ansprüche der Kunden in den Betrieb und nutzen diese zugleich als Argu- 
ment für eine veränderte (i.e.$. weniger vertriebsorientierte) Kommunikations- 
arbeit. Extern konstituieren sie die Kunden als Laien und etablieren so ein hie- 
rarchisches Gefälle zu den Kunden, um vor eventuellen Zumutungen ge- 
schützt zu sein. Gegenüber dem Management gelingt es ihnen, die eigene Ak- 
teursmacht auszudehnen und eigene Vorstellungen über gelungene Gespräche 
einzubringen. Zugleich erzielen sie so einen Schutz vor psychosozialen Belas- 
tungen. Die Kommunikation gewinnt dadurch für die Arbeitenden einen zu 
beiden Seiten wichtigen Wert, indem sie von einer Aufgabe zu einem strategi- 
schen Faktor aufgewertet wird. „Reden kann jeder - kommunizieren nicht“ 
könnte das Credo dieser elitären Auffassung von der eigenen Arbeit als Kom- 
munikationsexperten lauten. Damit definieren sich die Arbeitenden weniger 
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als Ausführende betrieblicher Vorgaben, sondern als flexible Interpreten des 
unternehmerischen Willens in wechselnden Situationen. 

Auf diese Situation hat das Management mit der Aussicht, Commitment zu 
produzieren, zu reagieren und entsprechende, die individuelle Befindlichkeit 
berücksichtigende Führungsstile zu etablieren. In der Perspektive der Subjekti- 
vierung von Arbeit (vgl. dazu Kleemann et al. 2002, Lohr/Nickel 2005; AG 
SubArO 2005) gewinnt damit im Hinblick auf die handelnden Personen ins- 
besondere die reklamierende Subjektivität (vgl. Kleemann et al. 2002) einen zent- 
ralen Stellenwert: die Arbeitenden erheben eigene Qualitätsmaßstäbe, übertragen 
Standards der Kundenkommunikation auf die eigene Situation und leiten dar- 
aus Ansprüche ab, pochen auf ihre authentisch erprobte Expertise ın der Kri- 
tik managementseitiger Entscheidungen u.a.m. Insgesamt zielen die Ansprüche 
darauf, als Person ernst genommen zu werden und die eigenen Erfahrungen in 
den Prozess des Arbeitens einbringen zu können, ohne als bloß Ausführende 
bewertet zu sein. 


3. Subjektivierte Taylorisierung 
Schlussfolgerungen zum Wandel der Arbeit 


Derartige Ansprüche sind von den Betrieben instrumentalisierbar. Es kann 
daher nicht verwundern, dass der Terminus Subjektivierung, von einer analytı- 
schen Kategorie zum positiven Leitbild umdefiniert, Eingang in die Manage- 
mentliteratur und den betrieblichen Alltag gefunden hat (vgl. Kocyba 2005). 
In der Praxis verschmelzen solche auf die Subjektivität der Arbeitenden zie- 
lenden Führungsstrategien des Managements mit ‘klassischen’ Prinzipien des 
Scientific Management: Die tayloristische Trennung von Planung und Ausfüh- 
rung und die rigide Überwachung der Arbeitsausführung durch das Manage- 
ment bleiben unverändert bestehen. Dagegen wird der klassische taylorıstische 
Modus der Kontrolle von Arbeit an einer zentralen Stelle geöffnet - und ge- 
wissermaßen auf höherer Ebene wieder geschlossen: Die Öffnung bezieht sich 
auf das tayloristische Prinzip der präzisen Vorgabe genauer Schritte des Ar- 
beitsvollzugs, das im Kontext der Kommunikationsarbeit nur begrenzt prakti- 
kabel erscheint und durch Rahmenvorgaben ersetzt wird. Diese sollen die Ar- 
beitenden in begrenzter Weise selbstorganisiert und individuell unter Einbrin- 
gung ihrer Subjektivität ausfüllen. Die Schließung auf höherer Ebene vollzieht 
sich über eine Kontrolle sowohl der Performanz der Call-Center-Agents ım 
Kundenkontakt (entlang vorgegebener Leitlinien der Kommunikation) als 
auch der objektivierbaren Arbeitsergebnisse (entlang von Kennziffern), die ge- 
währleistet, dass die Agents ihre Subjektivität im Sinne der Unternehmensziele 
einsetzen. Arbeitsprozesse in dieser Form zu organisieren ist mit dem Termi- 
nus subjektivierte Taylorisierung treffend charakterisierbar. 

Subjektivierte Taylorisierung beschränkt sich bezüglich der konkreten Ar- 


Subjektivierte Taylorisierung als Beherrschung der Arbeitsperson 59 


beitsausführung also auf die Formulierung von Globalzielen, die allerdings im 
Ergebnis noch individuell kontrollierbar und sanktionierbar sind. Den Arbei- 
tenden wird zwar das Handwerkszeug zur Verfügung gestellt’; wie sie damit 
umgehen, ist ihnen in einem begrenzten Rahmen selbst überlassen. Die Befä- 
higung, die aufgetragenen Aufgaben auch zufrieden stellend zu bewältigen, ist 
insofern ebenfalls von den Arbeitenden selbst aufrecht zu halten, als sie sich 
peripheres Produkt- wie Prozesswissen aus bereitgestellten Informationspools 
oder externen Quellen selbst beschaffen müssen. Steuerbar ist dıes alles durch 
kennzifferngestützte Kontrolle, die um soziale Kontrollmechanismen innerhalb 
der teamförmigen Struktur noch erweitert wird. Zusammen erzeugen sie ein 
ständiges Interventionsrecht des Managements. 

Dem Zwang, die zugemuteten Freiräume auszufüllen, steht bei Mitarbeitern 
der Wunsch danach zur Seite, 'interessante‘, d.h. weniger repetitive Tätigkeiten 
auszuführen, an arbeitsorganisatorischen Entscheidungen beteiligt zu werden 
und sich mit der Arbeit identifizieren zu können. Vor dem Hintergrund der 
eigenen beruflichen Erfahrungen werden entsprechende Forderungen, zum Teil 
aufgeladen mit moralischen Maßstäben, an die Arbeit an den Betrieb gestellt. 
Soweit diesen Anliegen aus subjektiver Sicht entsprochen wird, ist die Bereit- 
schaft groß, auch inhaltlich über den eigentlichen Aufgabenbereich hinaus ge- 
hende, qualifizierte Mehrarbeit zu leisten. Offensichtlich kompensiert die in 
den Augen der Belegschaften erhöhte Qualität die Motivation zur Arbeit, 
auch über vertraglich fixierte Volumina hinaus. Insgesamt ist dies als ein Pro- 
zess des Ausbalancierens eigener Ansprüche an die Arbeit zu verstehen, der 
ein hohes Maß an Sinnstiftung transportiert. 

Hier liegt nun auch eine Krux subjektivierter Taylorisierung: Indem subjektive 
Leistungen ın der Arbeitspraxis gefordert und gefördert werden, erscheint diese 
Entwicklung als tendenziell unwiderrufbar. Insoweit dies als Abbau reglemen- 
tierender Beschränkungen begrüßt und eine Bereitschaft entwickelt wird, im- 
mer weitere dieser Qualitäten dem Unternehmen zur Verfügung zu stellen, hat 
dies zwei Konsequenzen: Einerseits werden die Unschärfe der Arbeitsorganisa- 
tion ebenso wie die mannigfaltigen Kontrollen zunehmen; andererseits können 
die Arbeitenden positive Erfahrungen mit selbstorganisierter Arbeit nicht 
gänzlich negieren. Erzeugt wird eine Dynamik in Richtung subjektivierter Ar- 
beit, mit der zugleich zumindest implizit auf eine Entsolidarisierung und Ver- 
einzelung der Arbeitenden gesetzt wird. Im Zuge der Vermarktlichung des ein- 
zelnen Arbeitsplatzes kommt der individuellen Selbstoptimierung bei einem 
nicht geringen Teil der Belegschaften eine höhere Wertigkeit zu als kollektiven 


7 Integrierte Telefon- und Computertechnik strukturiert und kontrolliert die Arbeit dabei glei- 
chermaßen: Anliegen der Kunden werden generell in standardisierte Datenbanken übertra- 
gen, womit Kommunikationsinhalte, Merkmalsausprägungen und oft auch der Kommunika- 
tionsverlauf vorgeprägt ist. Zugleich erlauben Datenprotokolle eine minutiöse Kontrolle der 


Arbeitenden. 
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Interessen und werden letztere als der eigenen Produktivität hinderliche Be- 
grenzungen aufgefasst. 

Im soziologischen Diskurs ist umstritten, welche Arbeitenden und Branchen 
wıe von den Prozessen der Subjektivierung von Arbeit betroffen sind (vgl. zu- 
sammenfassend: Dörre/Röttger 2003) und wem sich dies cher als Verlust von 
Sicherheit oder als Zugewinn an Autonomie darstellt. Als relativ weit fortge- 
schritten werden Prozesse der Subjektivierung und Entgrenzung in höher qua- 
Iifizierten bzw. akademischen und künstlerischen Berufen eingeschätzt. Hier 
gehören Selbstorganisation und Eigenkontrolle seit langem zum Berufsbild, 
wenn auch in spezifischen Berufen unterschiedlich stark ausgeprägt und zum 
Teil mit Prekarisierungsfolgen behaftet. Andererseits werden Tendenzen der 
Re-Taylorisierung ausgemacht und insbesondere ein Abbau partizipativer Ele- 
mente beobachtet (vgl. Bosch 2000). Mithin ist davon auszugehen, dass es 
verfehlt wäre, eindeutige und unumkehrbare Trends anzunehmen. Dies heißt 
auch, überzogene Dramatisierungen zu vermeiden und die zum Teil wider- 
sprüchliche Pluralität von Entwicklungen zum Ausgangspunkt zu nehmen. 

Die Diagnose einer subjektivierten Taylorısierung fokussiert solche ambivalent 
anmutenden Prozesse, in denen vom Management probate Mittel der fremd- 
bestimmt-industriellen Arbeitsorganisation mit für die Betriebe positiven Ef 
fekten einer verstärkt selbstorganisierten Arbeit vereint werden. Es handelt sich 
hierbei um eine kontrollierte Öffnung, die gleichwohl wesentliche Leitlinien 
des Taylorismus beibehält. Kleinteilige Kontrollmechanismen wirken ebenso 
fort wie hoch arbeitsteilige Prozesse, die eingeforderten personalen Kompeten- 
zen der Person sind nur in ihrer für den Dienstleistungsprozess funktionalen 
Qualität relevant. Die damit einher gehende Flexibilisierung der Arbeitszu- 
sammenhänge stellt gleichsam eine modernisierte Betriebsführung dar. Flecker 
(2005) verweist darauf, dass dies nicht nur als eine Reaktion auf veränderte 
Bedingungen ın Käufer- und Absatzmärkten, sondern auch als Auswirkung ge- 
stiegener Renditeerwartungen von Aktionären und letztlich auch als Machtfra- 
ge in den Arbeitsbeziehungen zu verstehen ist. 

Sauers (2003) Perspektive entsprechend, dass die Entwicklungen im Bereich 
der Dienstleistungsarbeit nicht nur für diese selbst, sondern für einen Form- 
wandel der gesellschaftlichen Verfasstheit von Arbeit insgesamt stehen, zeigt 
das Phänomen subjektivierter Taylorısierung in Call Centern, dass sich auch 
in mittelqualifizierten Tätigkeiten zunehmend eine marktbezogene Öffnung 
für arbeitsorganisatorische Vorgaben vollzieht. Entsprechende Anforderungen 
erfassen immer mehr Beschäftigtengruppen. Die Qualität subjektivierter Taylo- 
risierung besteht nun nicht nur darin, den Subjekten mehr Freiräume (insbe- 
sondere kommunikativer Art) zuzugestehen oder teamförmige Rituale in die 
Führungskultur aufzunehmen. Die transformatorische Kraft, die dem subjekti- 
vierten Taylorısmus innewohnt, ist eher auf der ideellen Ebene zu erkennen: 
Ganz offensichtlich können Manager mit dem Hinweis auf erforderliche per- 
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sonale Kompetenzen erfolgreich an emanzipatorische Diskurse anschließen, 
faktisch damit aber erhöhten Anforderungen und einem erweiterten Zugriff 
auf das Privatleben der Beschäftigten den Weg bereiten. Zugleich findet in der 
Konzentration auf den Erfolg eine Entkopplung von Leistung und Entloh- 
nung statt, die den marktzentrierten Wettbewerbsgedanken bis auf den einzel- 
nen Arbeitsplatz herunter bricht. 

Dergestalt flexibilisierte, d.h. in der Regel ausgeweitete Verfügungsgewalt über 
den Faktor Arbeit manifestiert ein tiefer gehendes Herrschaftsverhältnis, das 
eine spezifische Form der Entfremdung hervor bringt: Indem personale Kom- 
petenzen entäußert werden, entfremden sich die Arbeitenden nicht nur vom 
Produkt und von der Tätigkeit, sondern partiell auch von ihren ureigenen in- 
dividuellen Qualitäten, die sie als Person ausmachen. Und paradoxer Weise 
gilt: je weiter sich die Arbeitenden einbringen, desto mehr laufen sie Gefahr, 
entfremdet zu werden. Die im Sinne von Einforderungen der Subjekte gegen- 
über der Arbeit gefasste „normative Subjektivierung der Arbeit“ (vgl. Baethge 
1991) wird zum expliziten normativen Anforderungsprofil: Der eigene 
Wunsch danach, bei der Arbeit Spaß zu haben, verkehrt sich nun in die Auf- 
forderung von außen, mit Spaß bei der Arbeit zu sein. 

Mit der vom Management geforderten (und kontrollierten) Selbstorganisation 
der Arbeitenden scheinen aber auch veränderte Erwartungen der Beschäftigten 
an Partizipation einher zu gehen. Die Beschäftigten beanspruchen etwa Mit- 
sprache bei Planung und Kontrolle oder fordern vom Unternehmen bei 
gleichzeitiger Akzeptanz seiner Flexibilitätsvorstellungen eine entsprechend 
flexible Berücksichtigung eigener individueller Wünsche. Hier deutet sich eine 
unintendierte Folge der unternehmensseitig forcierten partiellen Subjektivie- 
tung an: Freigesetzt wird tendenziell die ganze Persönlichkeit - zumindest aber 
mehr Anteile, als vom Management wirklich gewünscht. Der Prozess der Sub- 
jektivierung von Arbeit entwickelt also eine gewisse Eigendynamik, die sich 
nicht immer mit der manageriellen Zielsetzung, Subjektivität ausschließlich im 
betrieblichen Verwertungsinteresse zu nutzen, decken. Vielmehr eröffnet sich 
ein neuartiges „contested terrain“, über dessen konkrete Ausgestaltung implizi- 
te oder explizite Aushandlungen zwischen Management und Arbeitenden ent- 
scheiden. 

Die Beibehaltung des tayloristischen Grundgerüstes aus Kontrolle und Ent- 
lohnung ist in diesem Zusammenhang nicht als bloßes Überbleibsel über- 
kommener Managementpraktiken anzusehen. Vielmehr dient dieses als eine 
Art vorgezogener Schutzwall gegenüber den von Baethge (1991) vermuteten 
emanzipatorischen Potenzialen einer Subjektivierung von Arbeit: Qualitativ 
wie quantitativ belastende Arbeit unter den Bedingungen eines personalisier- 
ten Wettbewerbs dürfte es zumindest erschweren, kollektive Forderungen nach 
wirklicher Autonomie zu stellen. Die rigiden Vorgaben dienen so in gewisser 
Weise der Domestizierung subjektiviert Arbeitender. 
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Die Dominanz der Kennziffern als Kontrollinstanz in Verbindung mit direkter 
und bewusst als Sozialtechnologie eingesetzter Konkurrenz zwischen den Ar- 
beitenden sowie der Anforderung an eine permanente Optimierung und Stei- 
gerung der eigenen Arbeitsleistungen befördert tendenziell eine Vereinzelung 
der Arbeitenden, die sich dem schwerlich mit dem Verweis auf erbrachte „hin- 
reichende“ Arbeitsergebnisse entziehen können. Auch teamförmige Strukturen 
dienen als wechselseitige Kontrollinstanz der Arbeitenden. Etabliert hat sich 
eine vom realen Arbeitsprozess entkoppelte Ideologie der ständigen Optimie- 
rung (vgl. Bröckling 2007), die das Halten eines Niveaus als Stillstand abwer- 
tet. In dieser Kultur sind die Einzelnen aufgefordert, sich permanent selbst zu 
optimieren und an der Verbesserung ihrer Leistung zu arbeiten. Teile der Ar- 
beitenden haben sich diese Ideologie zu eigen gemacht und profitieren von 
Ausschüttungen, Sonderprämien etc., an denen der eigene Erfolg materiell 
spürbar wird. Andere bringen sich durch eigene Leistungsvorstellungen eın 
(vgl. dazu auch Menz 2005). Gelegentlich sind daher Entsolidarisierungsten- 
denzen zu verzeichnen, die von Konflikten zwischen Kollegen bis hin zur 
Infragestellung begrenzender betrieblicher Vereinbarungen reichen. Instanzen 
der Interessenvertretung sehen sich hier vor die Herausforderung gestellt, dı- 
vergierenden Interessen der Beschäftigten entsprechen zu müssen. Gelingt die- 
ses nicht, ist ein Machtverlust kollektiver Gremien zu Gunsten individualisier- 
ter Aushandlungen zu erwarten. Auf lange Sicht könnten damit Pfade hin zu 
einem atomisierenden Kapitalismus geebnet werden, in dem isolierte Einzel- 
kämpfer um Arbeitsaufträge ihres Arbeitgebers konkurrieren müssen und so 
zum „Spielball der Gelegenheitsstrukturen“ (Wagner 2005: 177) werden. Preka- 
rität dürfte dann zur Normalität subjektiviert Arbeitender gehören (vgl. Dörre 
2005). Dass damit Herrschaft stabilisierende Folgen einhergehen, dürfte evi- 
dent sein und von Managern als natürliche Begrenzung allzu subjektivierter 
(und mithin emanzipatorischer) Ansprüche durchaus begrüßt werden. Immer- 
hin könnte mittels solcher Konkurrenzen auch zukünftigen Entspannungen 
auf dem Arbeitsmarkt begegnet werden, dessen gegenwärtige Konstitution Ge- 
legenheit bietet, Deregulierungen und Flexibilisierungen durchzusetzen. 
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Mario Candeias 


Die neuen Solo-Selbständigen 
zwischen Unternehmergeist und Prekarität 


Eine selbständige Tätigkeit aufzubauen wird als „Existenzgründung“ bezeich- 
net, als ob die Betreffenden zuvor keine gehabt hätten. Der Austritt aus der 
Lohnarbeit, aus einer vermeintlich unverantwortlichen, abhängigen Existenz- 
weise, erscheint als Übernahme individueller Eigenverantwortung und Gewin- 
nung von Unabhängigkeit. Als (Mikro)Unternehmer - und sei es nur meiner 
Selbst - gelte ich als gesellschaftlicher Leistungsträger und schaffe potenziell 
Arbeitsplätze (wenn auch nur meinen eigenen), statt als ‘Arbeitnehmer‘ nur 
einen solchen zu besetzen. Selbst den abhängig Beschäftigten wird unterneh- 
merisches Denken eingebläut. Das Unternehmen wird ideologisch zum Zent- 
rum gesellschaftlicher Organisation, das als einziges produktive und zukunfts- 
weisende Arbeitsplätze schaffe (tatsächlich werden nahezu 50 Prozent des 
Bruttoinlandsproduktes nicht im privat-kapitalistischen Sektor produziert und 
nach UN-Schätzungen 50 Prozent des globalen Reichtums als unbezahlte Re- 
produktionsarbeiten erbracht, zumeist von Frauen). 

Nach Erhebungen des Sozialbeirats der Bundesregierung (Financial Times v. 
28.11.07) gibt es in Deutschland 2,3 Mio. Solo-Selbständige (was 50 Prozent 
aller Unternehmen entspräche). Hinter der Betonung des Unternehmerischen 
in der Debatte verschwinden die Tätigkeit und die Verhältnisse, in denen diese 
Selbständigkeit sich bewegt. Diese Verschiebung der selbständig Arbeitenden 
in die „symbolische und kulturelle Sphäre des kapitalistischen Unternehmens“ 
(Bologna 2006), statt in jene der gesellschaftlichen Arbeit und die damit ver- 
bundenen Widersprüche, fügt sich ın die große Erzählung vom Ende der Ar- 
beit - gemeint ıst: der Lohnarbeit. Durch die diskursive Eingemeindung brei- 
terer gesellschaftlicher Gruppen erscheinen politische Forderungen der Unter- 
nehmer nicht als partikulare Klasseninteressen.' Dagegen sollen hier Unter- 
schiede und Gemeinsamkeiten der sog. Neuen bzw. Solo-Selbständigen im 
Verhältnis zur Lohnarbeit bestimmt werden. Trotz Differenzen bewirken die 
Veränderungen von Arbeits- und Lebensweisen dabei eine Konvergenz prekä- 
rer Lagen, sowohl bei den Solo-Selbständigen wie abhängig Beschäftigten. 


1 Zur neoliberalen Umdeutung und Erweiterung des Unternehmerbegriffs vgl. Plehwe (2007). 
2 Spätestens seit der Studie aus dem Umkreis der Friedrich-Ebert-Stiftung (Müller-Hilmer 
2006) zu Fragen der Ausbreitung von Prekarität, ist das Problem zu einem politischen The- 
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1. Unterschiede der selbständigen zur unselbständigen Arbeit 


Die Kategorie der Neuen bzw. Solo-Selbständigen fasst ganz unterschiedliche 
Typen von nicht-lohnabhängig Erwerbstätigen zusammen. Im Unterschied zu 
den „alten“ selbständig tätigen ‘freien’ Berufen (z.B. Ärzte), Einzelhändler, oder 
Handwerker, geht es um jene, die im Zuge der Flexibilisierung kapitalistischer 
Produktion und öffentlicher Beschäftigung im Rahmen neoliberaler “Refor- 
men” freigesetzt wurden, oder die nie eine Stelle bekommen haben bzw. sich 
bewusst der Lohnarbeit entziehen wollten: hoch-qualifizierte Freelancer, ‘freie’ 
Journalisten und Medienschaffende mit Projektaufträgen, selbsttätige Masseu- 
re, Trainer oder Bildungsreferenten, alternative Fin-Personen-Betriebe und un- 
freiwillige Ich-AGs. Sie sind mit unterschiedlichen Qualifikationen ausgestat- 
tet, bewegen sich in unterschiedlichen sozialen Netzen und Marktverhältnis- 
sen, doch nur ein geringer Teil entspricht dem Typus der erfolgreichen 
‘Selbstmanager’, ein größerer Teil muss sich in äußerst unsicheren Verhältnis- 
sen zurecht finden, nicht Wenige sind von akuter Armut bedroht und/oder 
auf staatliche Hilfen angewiesen (z.B. ergänzende Leistungen zum Lebensun- 
terhalt im Rahmen von Hartz IV). Vor allem um die mittlere Gruppe in unsi- 
cherer Lage soll es im Folgenden gehen. Zunächst ist zu fragen, was die „Solo- 
Selbständigen“ von Lohnarbeitenden im „Normalarbeitsverhältnis“, wie es sich 
in der zweiten Hälfte des 20. Jh. - durch harte gesellschaftliche Auseinander- 
setzungen - durchgesetzt hatte, unterscheidet und wie sich ihre Lage den Be- 
dingungen der Prekarität annähert?’ 


1.1. Autonomie, Selbstorganisation und Selbstausbeutung 


Solo-Selbständige finden sich sowohl im Bereich der „niedrig“ qualifizierten 
Arbeit wie im Bereich der hoch qualifizierten. Betrachten wir die Branchen so 
finden sich die Solo-Selbständigen besonders im Bereich Medien und Journa- 
lismus, Werbung, in den I+K-Industrien, in der Kunst, Wissenschaft, im Trans- 
port, Versicherungen, Einzelhandel und externes Sales Management, aber auch 
im Non-Profit- oder Dritten Sektor bzw. in Bereichen öffentlicher Dienstleis- 


ma geworden. Allerdings wird in der medialen Debatte das ‘Prekariat’ meist mit der ‘Unter- 
schicht’ gleichgesetzt und übersehen, dass es sich dabei keineswegs um ein Phänomen han- 
delt, das nur kleine, wenn auch wachsende Randgruppen betrifft (Candeias 2004a). 

3 Die folgenden (vorläufigen) Ausführungen sind synthetisierende Ergebnisse aus eigenen In- 
terviews, Workshops mit prekären Selbständigen, teilnehmenden Beobachtungen (2003-07) 
und Analysen der Sekundärliteratur. Um Missverständnissen vorzubeugen: das fordistische 
Normalarbeitsverhältnis soll hier nicht als Maßstab dienen, von dem aus in verelendungs- 
theoretischer Manier Verschlechterungen durch die Prekarisierung identifiziert werden sollen 
- schließlich haben sich die Arbeitsverhältnisse durch die transnationale informationstech- 
nologische Produktionsweise, das Vordingen der Frauen auf den Arbeitsmarkt und genereller 
Verschiebung der Kräfteverhältnisse grundlegend geändert, der tayloristischen Zurichtung 
zum ‘dressierten Gorilla’ ein Ende gesetzt, hin zu erweiterter Autonomie bei zugleich ver- 
schärfter Kapitalherrschaft (vgl. Candeias 2004: 162). 
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tungen wie der Sozialarbeit (weniger in den vergleichsweise hoch organisierten 
Branchen der Metall- oder Chemieindustrie). Diese Bereiche bilden Schwer- 
punkte, die jedoch keinen qualitativen Unterschied zur Lohnarbeit markieren, 
die mit ihnen koexistiert. 

Der Inhalt der Tätigkeit mag in vielen Fällen ähnlich sein, die Form der Or- 
ganisation der Tätigkeit unterscheidet sich merklich. Zwar sind auch in einı- 
gen Bereichen der Lohnarbeit zur Ausschöpfung des unmittelbaren Produzen- 
tenwissens über neue Steuerungskonzepte und Gewährung größerer Autono- 
mie die Formen direkter, hierarchischer Arbeitsanweisungen zurück gedrängt 
worden. Doch ist der Grad an Autonomie zur Organisation der eigenen Tä- 
tigkeit bei den Solo-Selbständigen in der Regel deutlich höher. Denn die Über- 
tragung hinsichtlich Planung und Ausführung der Arbeit an die Selbständigen 
gehört zum Prinzip der Flexibilisierung durch Auftragsvergabe nach außen. 
Vorgegeben wird nur das Ziel oder die Art und Qualität der zu erbringenden 
Leistung sowie der (sanktioniert) einzuhaltende Termin. Die Solo-Selb- 
ständigen müssen weitergehende Fähigkeiten der Selbstorganisation entwi- 
ckeln. Die Erfahrung, keinen direkten Vorgesetzen unterstellt zu sein, „keinen 
Chef zu haben“, eigene Verantwortung zu tragen und damit relativ größere 
Freiheitsgrade leben zu können, ist eines der entscheidenden positiven Identi- 
tätsmerkmale der Solo-Selbständigen, die vor allem zu Beginn diesen Weg oft 
als attraktiver erscheinen lassen als die alte und neue Lohnarbeit mit ihren in- 
sofern engeren Fesseln. 

Doch ist dies verbunden mit einem wesentlich gesteigerten Aufwand der rela- 
tionalen Tätigkeiten. Die Solo-Selbständigen beklagen durchgängig, wie viel 
Zeit sie für die notwendige alltägliche Koordinations- und Kommunikations- 
arbeit an den Schnittstellen von Auftraggeber einerseits oder deren Kunden 
andererseits benötigen, für das Herstellen und Pflegen von Geschäftsbeziehun- 
gen, für das Einholen von Informationen über Marktentwicklung, Trends, 
Steuerrecht etc. - ohne dass dies irgendwo als geleistete Arbeitszeit anerkannt 
würde. Es sind Tätigkeiten, die in der Lohnarbeit nicht oder viel weniger dem 
Einzelnen obliegen, vielmehr spezialisierte Tätigkeiten innerhalb des Unter- 
nehmens bzw. der Organisation darstellen. Die Ausbeutung abhängig selb- 
ständiger Arbeitskraft durch das Kapital wird mittels Delegation erweiterter 
und zugleich durch die in der Regel ungünstige Position am Markt einge- 
grenzten Spielräume auf das tätige Subjekt in Richtung ‘Selbstausbeutung’ ver- 
schoben. 


1.2. Entgrenzung der Arbeitszeit 


Damit verbunden ıst die Entgrenzung der Arbeitszeit: durch vielfältige Anfor- 
derungen der Selbstorganisation, durch interessantere Tätigkeit, durch eine 
veränderte Motivation „auf eigene Rechnung“ zu arbeiten, durch Termindruck 
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etc. Auch die Arbeit der Lohnabhängigen wird intensiviert und verlängert sich 
formell und informell über den bisherigen Rahmen hinaus. Doch ist ihre Ar- 
beitszeit grundsätzlich geregelt, die der Selbständigen nicht. Nicht nur selb- 
ständige Projektarbeiter in der IT-Industrie, auch unabhängige LKW-Fahrer 
leisten durchschnittliche Arbeitszeiten von’ 60-65 Stunden die Woche. 

Das immanente Risiko eines wirtschaftlichen Scheiterns produziert einen Ha- 
bitus, „dessen herausragendes Merkmal die Unmöglichkeit ist, auf längere 
Sicht zu planen“ (Bologna 2006, 22, vgl. Candeias 2004: 399). Es genügt eine 
Krankheit, ein Unfall, ein unvorhergesehener Ausfall eines großen Kunden, 
um die Existenz zu gefährden. Daraus entwickelt sich ein privates Sicherheits- 
denken, permanent für alle Unwägbarkeiten und eventuell ausbleibende Auf 
träge vorsorgen zu wollen, v.a. als Familienversorger/in, was in vielen Fällen zu 
„Arbeitssucht“ und Überarbeitung führt. 


1.3. Kooperationsbeziehungen, räumliche Ausgliederung 
und Produktivität 


Die Solo-Selbständigen erfahren eine Ausgliederung aus betrieblichen bzw. 
kooperativen Zusammenhängen, die sie von z.T. einengenden betrieblichen 
Zwängen befreit, aber auch zur tendenziellen raum-zeitlichen Isolierung und 
Zerstörung von Sozialkontakten führt (nicht zuletzt durch überlange Arbeits- 
zeiten). Der größte Teil der Arbeit wird zu Hause oder in einem eigenen Büro 
oder Ladenlokal erledigt. Die Arbeit wird also auch räumlich entgrenzt in den 
Bereich des Privaten hinein (dies eröffnet neue Möglichkeiten der Auflösung 
scharfer Grenzen zwischen Produktion und Reproduktion, beschränkt jedoch 
allzu oft letztere, vgl. Huws 2003; Huws/Candeias 2003: 607fl). Sofern die Ar- 
beit in Kooperation mit Beschäftigten des Auftraggebers erbracht werden 
muss, gerät die notwendige Abstimmung und Kommunikation mit den be- 
trieblichen Akteuren zu einer oft spannungsreichen, erzwungenen punktuellen 
Kooperation, da diese externen Freelancer oder freien Mitarbeiter durchaus als 
Konkurrenz und Bedrohung der Festangestellten angesehen (bzw. vom Unter- 
nehmen gezielt also solche eingesetzt) werden. 

Dabei handelt es sich allerdings um einen widersprüchlichen Prozess, da der 
Versuch der Beherrschung der mit Flexibilisierung und externer Auftragsverga- 
be verbundene Komplexitätssteigerung und Unsicherheit durch das auftragge- 
bende Unternehmen (etwa durch zentralisierte Planung und detaillierte Vorga- 
ben) zugleich die arbeitsorganisatorische Gestaltungsautonomie dieser selb- 
ständigen Auftragnehmer konterkariert. Mehr Autonomie auf Seiten dieser 
speziellen Gruppe von Solo-Selbständigen bedeutet letztlich weniger Kontrolle 
durch das Unternehmen. Die damit potenziell verbundene Stärkung der Ver- 
handlungsmacht auf Seiten der Selbständigen wird jedoch durch ihre meist 
schwache Stellung am Markt als isolierte, individuelle Kleinstanbieter von 


Dienstleistungen wieder entkräftet.* 

Der höhere Grad an Autonomie und Selbstorganisation erlaubt es, ein größe- 
res kreatives Potenzial von Seiten dieser Selbständigen zu realisieren, Die ten- 
denzielle Ausgliederung aus Kooperationsstrukturen hemmt dies zugleich. Wir 
erleben mit diesen Solo-Selbständigen einen Trend gegen die Entwicklung der 
Produktivkräfte durch Vergesellschaftung der Produktion. Dies ist verbunden 
mit der ungeheuren Steigerung von Transaktionskosten durch immer wieder 
notwendige neue Abstimmungen und Verknüpfungen an den Schnittstellen 
von selbständiger und betrieblicher Arbeit, die Zerstörung sinnvoller Routinen 
sowie durch eine enorme Zunahme der relationalen Koordinations- und ‘Be 
ziehungsarbeit’. Wo es gelingt neue Routinen und flexible Netzwerke zu etab- 
hieren, lassen sich durchaus Produktivitätssprünge realisieren. Häufig jedoch, 
wie eigene Befragungen im Bereich von Datensystemen von Banken belegen, 
werden Transaktionskosten und Produktivitätsverluste den Selbständigen über- 
tragen. Die Flexibilität und Einbeziehung von Kreativitätspotenzialen der selb- 
ständigen Arbeit, also der Entwicklung des relativen Mehrwerts, wird profita- 
bel mit der Ausweitung des absoluten Mehrwerts, durch Übertragung zahlrei- 
cher Organısations- und Kommunikationsarbeiten in die Sphäre der unbezahl- 
ten Arbeit in der Verantwortung der abhängigen Selbständigen kombiniert 
(bzw. unbezahlter Überstunden der Festangestellten). - Fraglich ist, ob ange- 
sichts der relativen Unmöglichkeit der Zukunftsplanung und mangelnder Zeit 
für längerfristige Bestrebungen aufgrund von Markt- und Zeitdruck, Spielräu- 
me und Motivation für Innovationen und Entwicklungen eingeengt werden 
(vgl. BMBF 2005). Dann wären mittelfristig Produktivitätsverluste program- 
miert, die nur über niedrigere Preise ausgeglichen werden können und irgend- 
wann gar nicht mehr. 


1.4. Form der Entlohnung und vertraglicher Vereinbarungen 


Ein auffälliger Unterschied zur abhängigen Arbeit ist natürlich die Form der 
Entlohnung. Die Höhe des Lohnes richtet sich immer nach dem Wert der zur 
Reproduktion der Arbeitskraft notwendigen Waren auf einem bestimmten Ni- 
veau kulturell gesellschaftlicher Entwicklung, dessen Höhe umkämpft ist. 
Durch die Lohnkämpfe des 20. Jh. wurde die Reproduktion der Arbeitskraft 
über das Sozialversicherungssystem in (z.T. paternalistischer/patriarchaler) 
Form sozialer Rechte staatlich institutionalisiert, was sich in der beträchtlichen 
Zunahme der „Lohnnebenkosten“ niederschlug. Die Selbständigen erhalten 
dagegen ein Honorar, das die Subsistenz nur garantiert, sofern es gelingt ge- 
nügend Aufträge einzuwerben. 2005 verdienten fast 48 % der Solo-Selb- 


4 Wenn Marx den Übergang von der formellen zur reellen Subsumtion unters Kapital be- 
schrieben hat, so kann mit Blick auf die Solo-Selbständigen „vom Übergang von reeller Sub- 
sumtion zu formeller Selbständigkeit bei materieller Subsumtion sprechen“ (Haug 1998: 376). 
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ständigen weniger als 1.100 € pro Monat (Financial Times 28.11.2007). 

Die Entlohnung über Honorar bedeutet v.a. den Verlust zahlreicher sozialer 
(Schutz)Rechte, die der Lohnarbeit im Laufe der Zeit zuerkannt wurden: staat- 
liche Arbeitslosen- und Rentenversicherung sind den Selbständigen weitgehend 
verschlossen, für die Krankenversicherung, Rente und Unfallversicherung muss 
privat vorgesorgt, für Phasen ohne Einkommen ein beträchtliches Polster an- 
geschafft werden. Darüber hinaus verlieren die Selbständigen alle Garantien 
z.B. des Arbeitsschutzgesetzes, gesetzlicher Arbeitszeitregelungen, Mindestlöh- 
ne etc., da die Tätigkeit in eigener Verantwortung und ohne Kontrolle ausge- 
führt wird.’ Aus der Vergütung erwachsen keine Ansprüche mehr an den Staat, 
vielmehr legt sie umgekehrt nur eine Verpflichtung der Arbeitenden gegenüber 
dem Staat fest, nämlich die Zahlung von Steuern. Diese ist dabei an gesetzlich 
festgelegte Fristen gebunden und z.B. in der Bundesrepublik z.T. im Voraus zu 
entrichten, während die Auftraggeber der Solo-Selbständigen bei der Zahlung 
bereits erbrachter Leistungen oft mehr als säumig sind. Der rechtliche Schutz 
der Einhaltung von Zahlungsverpflichtungen und -fristen wird daher zur exi- 
stenziellen Angelegenheit für die selbständig Arbeitenden. Ihre Reprodukti- 
onsbedingungen sinken unter den gesellschaftlichen Durchschnitt, der Preis 
ihrer Arbeitskraft wırd in vielen Fällen unter ihren Wert gedrückt. 

Aus Mangel an Durchsetzungsmacht am Markt wird für die Solo-Selb- 
ständigen die soziale Frage zur Steuerfrage (Bologna 2006: 45) Durch den 
Verlust kollektiver Aushandlungsmöglichkeiten ihrer Verträge erfahren sie eine 
extreme Individualisierung ihrer Entlohnungs- und Arbeitsbedingungen. Zwar 
unterliegen sie formal keinerlei Weisungen oder Kontrolle von Vorgesetzten, 
jedoch setzen die „komplexen Zwänge“ des Marktes ihnen Einschränkungen, 
die als unpersönliche, systemische subjektiv schwer zu begreifen sind - die So- 
lo-Selbständigen geraten häufig in „eine Lage der Abhängigkeit“ (ebd.: 110) 
von den Marktbedingungen, welche die der abhängig Beschäftigten noch ü- 
bersteigt. Gleichzeitig erschweren individualisierte Beziehungen zwischen Solo- 
Selbständigen und Auftraggebern kollektive Organisierungsformen und Inte- 
ressenrepräsentationen. Zwar besitzen sie in bestimmten Fällen eine gewisse 
Produktionsmacht, sofern sie über außergewöhnliche, spezialisierte und damit 
unersetzbare Fähigkeiten und Kenntnisse verfügen. In der Regel aber reicht 
diese nicht aus, um individuell eine wirkungsvolle Vertretung der Interessen 
durchzusetzen. 


5 Immerhin haben Selbständige über das Alg Il die Möglichkeit ergänzende Leistungen zu be- 
antragen. 

6 Zur klassentheoretischen Bestimmung des Prekariats mit Bezug auf Reproduktionsbedingun- 
gen und Wert der Arbeitskraft vgi. Candeias 2007. 

7 In Italien kam es Sergio Bologna zufolge in den letzten Jahren zu „Revolten“ der Selbstän- 
digen gegen das Steuersystem (2006: 26). 
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1.5. Identität und Anerkennung 


Sozialstaat und soziale Rechte werden durchaus von beiden Seiten, also von 
den Auftraggebern aber auch von den Solo-Selbständigen, die Sozialkassenbei- 
träge sparen wollen, bewusst außer Kraft gesetzt - wenn auch bei vielen man- 
gels Alternative von einer Art ‘unfreiwillig-freiwilligen Selbständigkeit’ ausge- 
gangen werden muss: die Erleichterung von Selbständigkeit durch Einrichtung 
des „Gründungszuschusses“ (oder auch des Einstiegsgeldes für Ich-AGs) wird 
von vielen - trotz mangelnden Kapitals oder Qualifikation - als Ausweg aus 
Arbeitslosigkeit und disziplinierender Abhängigkeit von den staatlichen Ar- 
beitsverwaltungen bzw. aus despotischen Arbeitsverhältnissen im Niedriglohn- 
bereich angesehen. Die Solo-Selbständigkeit eröffnet für viele überhaupt erst 
wieder eine Möglichkeit zur Teilhabe an Erwerbsarbeit (z.B. Berufsanfänger, 
Frauen nach der Kinderphase, ältere Beschäftigte nach dem Jobverlust). Die 
Reproduktion prekärer Verhältnisse von ‘unten’ ist in diesem Bereich beson- 
ders ausgeprägt. 

Der Verlust von Sicherheit wird dabei nicht nur als negativ empfunden, ent- 
spricht v.a. für die jüngeren Generationen auch einer Befreiung von der Aus- 
sicht auf jahrzehntelange, immer gleiche, monotone Arbeit und normierte Le- 
bensweisen, hin zu einer Vielfältigkeit von Lebensstilen und der Ausbildung 
von patchwork-Identitäten. Insbesondere Hochausgebildete fühlen sich ihrem 
Selbstverständnis nach nicht länger als Angestellte oder gar Arbeiter, sondern 
vielmehr als eigenverantwortlich handelnde, unternehmerische denkende selb- 
ständige Individuen, die ihre Interessen selbst vertreten können. Nicht nur 
von den begehrten Spezialisten wird die damit verbundene Spannung zwi- 
schen persönlicher Autonomie und Ungewissheit durchaus als Zugewinn er- 
fahren. Unter kapitalistischen Bedingungen ist die gewährte Autonomie je- 
doch nur eine partielle und einseitige, gebunden an die Erhaltung von Wett- 
bewerbsfähigkeit und damit an die Anpassung an Marktbedingungen. 

In der Regel identifizieren sich die Solo-Selbständigen stärker mit ihrer Tätıg- 
keit als dies etwa in der abhängigen Beschäftigung, v.a. bei den sog. Massenar- 
beitern in Großbetrieben der Fall ist. „Die totale Hingabe an den Beruf löscht 
bei den Einzelnen auch die Bereitschaft aus, sich politisch oder sozial zu en- 
gagieren. Aus dem geistigen Horizont der middleclass scheint also der Sinn für 
das Gesellschaftliche und auch für die staatlichen Institutionen zu entschwin- 
den.“ (Bologna 2006: 68)® Abgesichert und stabilisiert wird die Identität in vie- 
len Fällen durch Mitgliedschaft in entsprechenden Berufs- und Fachverbän- 
den. Bei den stärksten Gruppen der freien Berufe leiten sich daraus berufstän- 
dische Privilegien und Habitus ab, die zu heftigen Distinktionskämpfen ge- 
genüber abhängig Beschäftigten führen können. 


8 Bologna warnt vor anti-modernistischen Ideologien und rechtsextremen Einstellungen (2006: 
150). 
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1.6. Ressourcen, Information, Kapital 


In vielen Fällen fehlt es bei der „Existenzgründung“ an grundlegenden Res- 
sourcen, wie Informationen über Marktlage, Grundlagen des Marketing (‘Wie 
erreiche ich Kunden?’), Steuerrecht, Kosten für Versicherungen oder soziale 
Absicherung etc. oder den Zugang zu Kapital. Oft überfordert es die Existenz- 
gründer, alle Informationen einzuholen. Entscheidender Punkt ist meist das zu 
geringe Startkapital, um auch über den unmittelbaren Beginn der Selbständig- 
keit die lange Phase bis zur Konsolidierung durch zu halten. Laufend sind 
neue Geldmittel und Investitionen nötig, allerdings erweist sich das Kreditsys- 
tem nicht als geeignete Institution, um Solo-Selbständige mit Kapital zu ver- 
sorgen. Angesichts der großen Unsicherheiten und geringer Profiterwartungen 
bieten sie fast ausschließlich Konsumentenkredite an. 

Ein hoher Prozentsatz der Mikro-Existenzgründungen (Schätzungen gehen 
von 50 bis 60 Prozent aus) übersteht die ersten drei Jahre nicht (Frankfurter 
Allgemeine Zeitung v. 16.05.07). Wenn das Kleinunternehmen eines 35- 
Jährigen in Konkurs geht, kann er in die Lohnarbeit zurückkehren oder über- 
legen, ob er noch einmal so ein rıskantes Unternehmen wagt. Ein 45-Jährıger 
in derselben Situation hat diese Wahl nicht mehr, zumindest ist die Rückkehr 
in die Lohnarbeit schwieriger, besonders für Frauen. Oft geraten die Betroffe- 
nen in den Kreislauf wachsender Schulden, die neue Schulden erfordern, um 
Kredite zu bedienen. Nach dem Scheitern bleiben sie auf einem hohen Schul- 
denberg sitzen (auch die steigende Anzahl von Privatinsolvenzen ist ein Indı- 
kator dafür). Die Intensivierung der Selbstausbeutung und Selbstbeschränkung 
des Konsums helfen nicht weiter. Neben den finanziellen und qualifikatori- 
schen Ressourcen zersetzt das Unverhältnis von Aufwand und Ertrag auch die 
‘moralischen Ressourcen’: Motivation, Leistungsfähigkeit, Kreativität, die dis- 
kursiv „den Anstieg der Produktivität der selbständigen Arbeit gegenüber der 
entfremdeten Lohnarbeit“ begründeten (Bologna 2006: 37). 


2. Ein-Personen-Unternehmen, Proletaroide 
oder prekäre Selbständige 


Offensichtlich gibt es zahlreiche Unterschiede der selbständigen Arbeit zur 
abhängigen Lohnarbeit, wie sie sich im Laufe des 20.Jh. entwickelt hatte, die 
es rechtfertigen, den Selbständigen einen anderen Status zu zuerkennen. Aber 
können wir sie deshalb unter die Kategorte der ‘Unternehmen’ subsumieren, 
etwa mit Bezeichnungen wie Ein-Personen-Unternehmen? Auf diese Weise fin- 
den sie Eingang in die Statistiken über den schrumpfenden Sektor der abhän- 


9 Für Bologna kommt dies insgesamt nach der Zersetzung der Arbeiterklasse (Beaud/Pialoux 
2004) einer „Zerstörung der Mittelschichten“ gleich, die mit ihrem vergleichsweise hohen 
*Humankapital’ und bürgerlichen Tugenden, die Arbeiterklasse als produktive gesellschaftli- 
che Gruppe ablösen sollte. 
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gig Beschäftigung, der steigenden Zahl von Existenzgründungen sowie in die 
politischen Positionen, die eine Förderung von Kleinunternehmen, eine Re- 
form der Steuergesetzgebung, einen Um- bzw. Abbau der Sozialversicherungs- 
systeme etc. fordern, ebenso wie die Entmachtung der Gewerkschaften, die 
immer weniger Menschen vertreten und nur an alten Privilegien festhielten. 
Hier zeigt sich ein durchaus bekannter Mechanismus: Der herrschenden, neo- 
liberal reorganisierten Produktionsweise entsprechend werden auch die formell 
„nicht subsumierten Verhältnisse unter sie idealiter subsumiert. Zum Beispiel 
der selfemploying labourer ist sein eigener Lohnarbeiter, seine eignen Produc- 
tionsmittel treten ihm als Capital in der Vorstellung gegenüber. Als sein eigner 
Capitalist wendet er sıch selbst als Lohnarbeiter an“ (MEGA IL4.1: 111). 

Was macht streng genommen ein Unternehmen aus? - Eine der grundlegen- 
den Bedingungen von abhängiger Arbeit im Verhältnis zum Unternehmen war 
und ist natürlich die Trennung der unmittelbaren Produzenten vom Eigentum 
an Produktionsmitteln - hier scheinen die Selbständigen besonders ın Hin- 
blick auf die Revolutionierung der Produktionsmittel durch Computer und 
Internet zum Teil eine Aufhebung dieser Trennung zu realisieren. Die Selb- 
ständigen verfügen in bestimmten Grenzen über eigene Produktionsmittel. Sie 
vereinen in sich die Funktion des Eigentümers, des Managers wie des ausfüh- 
renden Arbeiters (was manche schon wieder von der Aufhebung des Gegen- 
satz von Kapital und Arbeit träumen lässt oder auch von der Rückkehr des 
schöpferischen schumpeterschen Unternehmers im Gegensatz zum verwalten- 
den Managerkapitalismus). Doch macht diese Integration der verschiedenen 
Funktionen die Selbständigen schon zu Unternehmern? 

Der ‘“Kapitalstock’ ist bei den “Ein-Personen-Unternehmen’ extrem klein, zu 
klein, um als echtes Kapital zu fungieren. Der Schwerpunkt der Selbständig- 
keit liegt eindeutig auf der tatsächlichen Verausgabung der eigenen Arbeits- 
kraft. Was ein kapitalistisches Unternehmen jedoch zu einem Unternehmen 
macht, ist nicht die selbständige Vermarktung der eigenen Arbeitskraft, nicht 
die ‘innovativ-schöpferische’ Funktion (Schumpeter), sondern der (innovative) 
Einsatz von Kapital in Form von Produktionsmitteln und Geld zur Aneig- 
nung fremder Arbeitskraft.” Letzteres innerhalb eines Prozesses der Vergesell- 
schaftung der Arbeit, ist das besondere kapitalistischer Unternehmen im Ge- 
gensatz zur individuellen kleinen Warenproduktion. 

Sofern die Selbständigen tatsächlich eine eigene Ware von der Konzeption bis 
zur Fertigung produzieren, nur mittels ihrer eigenen Arbeitskraft und der dafür 
notwendigen Produktionsmittel, entsprechen sie eben dieser kleinen (im enge- 
ren Sinne) nicht-kapitalistischen Warenproduktion für den Markt. Sofern sie 


10 Zu diesem Zweck wäre ein wachsender Mintmalumfang von Kapital notwendig (MEW 23: 
380f), um Personal zu beschäftigen, fremde Arbeitskraft anzueignen, und in der Konkurrenz 
mit anderen Unternehmen mitzuhalten: ‘Wachsen oder untergehen’, steht an der Schwelle 
zur wirklichen Selbständigkeit im unternehmerischen Sinne geschrieben. 
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nicht über Produktionsmittel verfügen, kein eigenes Produkt herstellen, viel- 
mehr ihre selbständige Arbeit bei unterschiedlichen Auftraggebern anbieten 
und gegen Honorar verkaufen, tun sie nichts anderes als ein ungesichertes Pro- 
letariat in vergangenen Zeiten immer schon tat - natürlich unter veränderten 
Bedingungen. Sie sind dabei nicht mehr oder weniger abhängig von den Auf 
traggebern als es die ‘Arbeitnehmer’ von den ‘Arbeitgebern’ sind, nur dass sie 
in der Regel mehrere Auftraggeber haben müssen, schon um nicht als 
‘Scheinselbständige’ ihren legalen Status zu verlieren. Nur allzu oft muss real 
von abhängıger Selbständigkeit gesprochen werden. 

Es gilt also die Solo-Selbständigen aus dem Diskurs über eine Gesellschaft von 
Unternehmern heraus zu nehmen sowie in arbeitsorientierte Forschungen und 
Politiken zu integrieren. Im Englischen funktioniert dieses Heranrücken an 
den Unternehmerdiskurs nicht so einfach: dort heißt es selfemployed oder 
independent workers. 


2.2. Selbständige als Proletaroide oder Prekäre? 


In den 1920er Jahren versuchten Soziologen wie Werner Sombart und Theo- 
dor Geiger die Gruppe der selbständig Arbeitenden als Lage jenseits von Pro- 
letarıat und kapitalistischen sowie Beamtenbürgertum zu fassen und fanden 
dafür den Begriff der Proletaroiden - keine Klasse, aber auch keine konstituier- 
te Schicht mit gemeinsamen kulturellen Habitus und Lebensweise; für Hans 
Speier waren die neuen Selbständigen eine Schicht Deklassierter aus der Mit- 
telklasse „ohne Identität“ (1933: 52). 

Nun kommt es darauf an, was für ein Begriff von Proletariat angelegt wird, um 
den Proletaroiden zu bestimmen. Wenn, wie bei besagten Soziologen, Deklas- 
sierung und Verarmung im Vordergrund stehen, also das Proletariat des 19. 
Jh., greift der Begriff sicher zu kurz, denn es geht zu Beginn des 21. Jh. nicht 
um einen schlichten Verelendungsdiskurs. Wird die Arbeiterklasse des etablier- 
ten Fordismus als Vergleichsmaßstab herangezogen, kann von einem ‘Rückfall’ 
der Selbständigen in diese Lage nicht die Rede sein, denn das wäre für viele 
aus heutiger Sicht eher ein Statusgewinn, nämlich der eines festen Arbeitsver- 
hältnisses mit hohem Formalisierungsgrad und umfangreichen, sozialen Rech- 
ten (die allerdings unter Druck stehen und zurückgedrängt werden). Tatsäch- 
lich gewinnt unter den selbständig Arbeitenden die Zuflucht zur Lohnarbeit 
wieder an Attraktivität (Acs u.a. 2004). Insbesondere die Krise der New Eco- 
nomy war für viele eine lehrreiche Erfahrung in Hinblick auf den Nutzen ei- 
nes funktionierenden Sozialstaates und kollektiver Interessenvertretung (vgl. 
Candeias 2004, 199; Boes/Trinks 2006; Ehrenreich 2006: 247). 

Was sıch abzeichnet, ist die Konvergenz der Lage der Solo-Selbständigen mit 
der Lage der prekär Beschäftigten, gerade bei einer wachsenden Gruppe, die 
periodisch zwischen Arbeitslosigkeit, Selbständigkeit, befristeter Lohnarbeit 
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hin und her wechselt. Bei jenen, die ım Jahresdurchschnitt nicht über dem 
Brutto-Durchschnittseinkommen liegen, kann aufgrund der wesentlich gerin- 
geren Nettoquote mit gewisser Berechtigung von prekär Selbständigen gespro- 
chen werden, unabhängig davon, ob sie sich auf diesem Niveau einrichten 
können, in die Armut abgleiten oder es tatsächlich schaffen ihr Einkommen 
zu stabilisieren und in die Riege der erfolgreichen „Selbstmanager“ (Brink- 
mann u.a. 2006: 57) aufzusteigen. In vielen Fällen müssen Tätigkeiten weit un- 
ter dem eigenen Qualifikationsniveau ausgeübt werden, dies trifft besonders 
Migranten. Auch an dieser Stelle tut sich ein Unverhältnis auf: Zwischen der 
individuellen Investition in und Anstrengung beim Wissens- und Qualifikati- 
onserwerb einerseits, und den Möglichkeiten zur Realisierung dieses Potenzials 
sowie seiner finanziellen wie symbolischen Anerkennung andererseits (vgl. Eh- 
renreich 2006). Subjektiv kann dieses Unverhältnis eine schwere Verunsiche- 
rung der Handlungsfähigkeit nach sich ziehen. Es zeichnet sıch ab, dass eine 
kleine Gruppe der Solo-Selbständigen in die Schicht der höheren Einkommen 
aufsteigen kann, während eine wesentlich größere Gruppe im Prekariat hängen 
bleibt und manche in neue Armut abrutschen. 


3. Interessen und prekäre Gemeinsamkeiten 
3.1. Dimensionen der Prekarisierung 


Prekarisierung kann allgemein gefasst werden als Resultat von Prozessen, die 
Arbeitsverhältnisse oder Formen der abhängigen Selbständigkeit ohne exis- 
tenzsicherndes Einkommen hervorbringen; mit Tätigkeiten verbunden sind, 
denen bestimmte Kriterien qualifizierter Arbeit abgesprochen werden, mit ent- 
sprechend geringer oder mangelnder gesellschaftlicher Anerkennung; die zur 
tendenziellen Ausgliederung aus betrieblichen bzw. kooperativen Strukturen, 
zur raum-zeitlicher Isolierung und Zerstörung von Sozialkontakten führen; mit 
einem tendenziell geringeren rechtlichen Status (arbeitsrechtlich und zT. 
staatsbürgerschaftlich) verbunden sind, und geringe oder keine Ansprüche auf 
Sozialleistungen zur Folge haben (Lohnersatzleistungen, Krankenversicherung 
oder Rente). Es geht auch um Prozesse, die mit der Erosion öffentlicher 
Dienstleistungen als allgemeinen Bedingungen sozialer und individueller Re- 
produktion verbunden sind (und schon gar nicht mit erhöhten Reprodukti- 
onsanforderungen der neuen Produktionsweise Schritt halten, etwa angesichts 
steigender Qualifikationsanforderungen oder hoher psycho-physischer Bean- 
spruchung); die insgesamt längerfristige Planungssicherheit für den eigenen 
Lebensentwurf ausschließen, und schließlich eine massive Verunsicherung oder 
Schwächung der individuellen und damit auch kollektiven Handlungsfähigkeit 
bewirken. 

Genau an der unterschiedlichen Kombination dieser Dimensionen, die immer 
größere Gruppen treffen, aber in unterschiedlicher Weise, zeigt sich die Vielfäl- 
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tigkeit von Prekarisierungsprozessen. Hinzu treten Spaltungslinien entlang von 
Klassenzugehörigkeit, geschlechtlichen, ethnischen, nationalen oder anderen 
Zuschreibungen. Der Prozess betrifft nicht bestimmte Randgruppen, sondern 
ist eine allgemeine gesellschaftliche Entwicklung: Jeder spürt den Druck der 
Prekarisierung, viele wissen von der Möglichkeit, dass es sie treffen kann. Die- 
ses Wissen wird aber nicht zum Verständnis einer allgemeinen, gemeinsamen 
Lage; trotz konvergierender sozialer Lagen kann keineswegs von einer sozialen 
Klasse gesprochen werden, als vielmehr von sich neu konstituierenden Klas- 
senfraktionen (ausführlich Candeias 2007). „Vielmehr setzt der herrschende öf- 
fentliche Diskurs alles ein“, um diese Verallgemeinerung „zu verschleiern“ 
(Gorz 2000: 76). 


3.2. Verallgemeinerung von Interessen 


Doch es bestehen durchaus Chancen für selbständig Arbeitende sich als Teil 
eines neu entstehenden Prekariats zu organisieren, kollektiv ihre Interessen zu 
formulieren und durchzusetzen. In der Perspektive der Gewinnung von Hand- 
lungsfähigkeit geht es darum, aus Widerspruchskonstellationen, in denen sich 
alle bewegen müssen, eine Verallgemeinerung von Interessen zu erarbeiten so- 
wie spezifische und allgemeine Interessen zu verbinden: 

Am stärksten äußern die Solo-Selbständigen Unzufriedenheit über die einge- 
schränkten Möglichkeiten, „gute Arbeit“ zu leisten. Es kommt zum Wider- 
spruch zwischen dem Versprechen der Autonomie und Selbstorganisation und 
den realen Möglichkeiten ihrer freien Entfaltung. Der enorme Zeit- und Kos- 
tendruck führt auch dazu, dass die Qualität der geleisteten Dienstleistung lei- 
det, was unmittelbar zu einer Verletzungen des Gebrauchswertstolzes der eige- 
nen Arbeitskraft führt. Dies sind Probleme, die sich in wachsendem Maße 
auch der abhängig beschäftigten Programmiererin stellen wie dem prekären 
Putzmann (vgl. Candeias 2006, 20). Ein erstes verallgemeinerbares Moment ist 
also der Wunsch nach Sinn gebenden Arbeitsbedingungen und Anerkennung 
der eigenen Arbeit als qualitativ gute und gesellschaftlich nützliche sowie 
Ausweitung der Autonomie (das Wie und Was der Produktion betreffend). 

Ein weiterer Punkt ist der Widerspruch zwischen der formal freien Einteilung 
der Arbeitszeit und gewonnener Flexibilität und der realen Unflexibilität durch 
Entgrenzung der Arbeitszeit, die zu Arbeitssucht, Überausbeutung und burn 
out-Syndromen führt - Probleme, wie sie aus den Sphären des hoch- 
qualifizierten, abhängig beschäftigten Kybertariats'' mit Vertrauensarbeitszeit 


11 Das Kybertariat kann im Anschluss an Ursula Huws (2002) als eine Gruppe hochqualifizier- 
ter, flexibler, in Projektarbeit beschäftigter Individuen bezeichnet werden, die den alten Ha- 
bitus des Arbeiters abgelegt haben, gewerkschaftlichen Organisationsstrukturen skeptisch bis 
ablehnend gegenüberstehen und deren Tätigkeiten durch die Bedienung/Beherrschung von 
1&K-Technologien geprägt sind (vgl. Candeias 2001: 162). 


ebenso bekannt sind, wie in den Sphären des Niedriglohn, in denen oft meh- 
rere (Mini)Jobs kombiniert werden müssen, um über die Runden zu kommen, 
was letztlich zur psychischen und physischen Überlastung führt. Ein zweites 
verallgemeinerbares Moment ıst also das Interesse an einer Gewährleistung der 
Reproduktion und Entwicklung der eigenen Arbeitskraft. 

Ein großer Unsicherheitsfaktor sind die schwer zu kalkulierenden Einkommen 
aus selbständiger Arbeit. Unklar ist, wie die Existenz bei Krankheit oder aus- 
bleibenden Aufträgen bestritten werden soll. Unter solchen Bedingungen sind 
langfristige Perspektiven oder Familienplanung kaum zu entwickeln. Auch 
hoch qualifizierte abhängige, aber kurzfristig beschäftigte Projektarbeiter ver- 
dienen - wie Solo-Selbständige - z.T. (sehr) gut, aber unregelmäßig. Ohne aus- 
gewiesene Spezialkenntnisse oder angesichts schnell veralternder Wissensbe- 
stände verfügen sie ebenfalls nicht über ein kalkulierbares, regelmäßiges Ein- 
kommen - Abstürze drohen. Bei den prekären Niedriglöhnern und working 
poor ist ohnehin nicht von armutsfesten Einkommen auszugehen. Ein drittes 
verallgemeinerbares Moment ist also das geteilte Interesse an existenzsichern- 
den Einkommen, an der Absicherung diskontinuierlicher Erwerbsverläufe und 
der Planbarkeit des eigenen Lebensentwurfs. 

Es geht dabei um die Reintegration von Prekariern und prekären Selbständi- 
gen in die Sozialsysteme sowie - als viertes verallgemeinerbares Moment - um 
bezahlbare Krankenkassenbeiträge, Zugang zur Arbeitslosen- bzw. dann Auf- 
tragslosenversicherung, allgemeiner Rentenversicherung/Bürgerversicherung 
(vgl. Schweden).”” Hinzu kommt ein besonderes Interesse an besserem Rechts- 
schutz gegenüber säumigen Auftraggebern (auch für illegalisierte Migranten, 
die ihren Lohn nicht ausbezahlt bekommen, oder für abhängig Beschäftigte 
ım Falle von Insolvenzen, wie für Mini-Jobber ohne Vertrag), die Verbesserung 
des Zugangs zu Kapital durch günstige Mikrokredite und schließlich die Um- 
schichtung der Steuerlast von den niedrigen Einkommen der kleinen Selb- 
ständigen (und der Lohnarbeiter) zulasten der großen Vermögen. 

Entgrenzte Arbeitszeiten, erzwungene Flexibilität, um ja keinen Auftrag zu ver- 
lieren, dıe Ausgliederung aus kooperativen Strukturen, drängen andere Le- 
bensbereiche in den Hintergrund, führen zum Verlust sozialer Kontakte und 
untergraben die notwendigen Reproduktionsarbeiten in Haushalt, Kinderer- 
ziehung etc. Dies ist für viele abhängig Beschäftigte, v.a. für Prekäre, die meh- 
rere Jobs haben, oder nachts arbeiten müssen - insbesondere aber nicht nur 
für Frauen - schon lange ein Problem.” Ein fünftes verallgemeinerbares Mo- 


12 Um keine Spaltungen zwischen working poor, Festangestellten, Solo-Selbständigen und “Unter- 
klasse’ aufkommen zu lassen, sollte die Erhöhung von Mindestlöhnen und stabiler Beschäfti- 
gung mit der Forderung nach vertraglichen und tariflichen Mindeststandards für selbständige und 
abhängige Arbeit und einem bedingungsiosen Grundeinkommen für alle verbunden werden. 

13 Eine Umfrage des DIW ergab, dass die Mehrheit der Deutschen - insbesondere Männer - 
sich kürzere Arbeitszeiten wünscht (FR v. 5.4.07, 11). 
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ment ist schließlich das gemeinsame Interesse an einer Vereinbarkeit’ von Er- 
werbs- und Reproduktionsarbeit, Reorganisation der Arbeit und einer kosten- 
günstigen sozialen Infrastruktur. 

Die Debatten um Prekarisierung können für eine Neuauflage einer Debatte 
um gesellschaftlich notwendige Arbeit genutzt werden, die auch den Blick auf 
die Sphäre der Reproduktionsarbeit lenkt: auf Familienverhältnisse, Arbeit im 
Haushalt, Kindererziehung, Sorge und Pflege, aber auch auf soziale, ökologi- 
sche, kulturelle und politische Arbeit. Letztlich geht es um die (Dekommodi- 
fizierung und) Neuverterlung aller gesellschaftlich notwendigen Arbeit für Alle 
und die transnationale Verallgemeinerung sozialer Rechte. 


3.3 Prekäre Bewegungen und Organisierung 


Zum Abschluss möchte ich kurz eingehen auf einige spezifische Ansätze zur 
Organisierung von prekär Selbständigen, deren Leitbild vielleicht als Perspek- 
tive der Selbstorganisation der Arbeit zu bezeichnen ist (vgl. ausführlich Can- 
deias 2004, 2006 u. Candeias/Nowak 2005). 

Wie überall in der etablierten Forschung über Prekarisierung und soziale Un- 
gleichheit werden auch mit Bezug auf die prekären Selbständigen nur die 
Tendenzen der sozialen Desintegration, der Verarmung, der Entpolitisierung 
und Resignation betont, manchmal auch Hinweise auf eine reaktive Hinwen- 
dung deklassierter Mittelschichtler und Kleinbürger zu rechtsextremen Einstel- 
lungen (zu den theoretischen Implikationen vgl. Candeias 2006 u. 2007). Sel- 
tener wird die Eigenaktivität von Solo-Selbständigen und ihr kreativer Umgang 
mit widersprüchlichen Verhältnissen ins Zentrum gestellt, an die in widerstän- 
diger Perspektive anzuknüpfen wäre. Der größere Grad an Autonomie und 
Selbstorganisation der selbständigen Arbeit trägt auch zu einer Haltung bei, 
die weniger Akzeptanz gegenüber Fremdbestimmung, Kontrolle oder Regeln 
transportiert (Bologna 2006, 15), auf demokratische Mitsprache und Selbstbe- 
stimmung setzt und Erfahrungen aus einer weniger entfremdeten Arbeits- und 
Lebensweise mitbringt. 

Die Prekaristerung der fordistischen Normalarbeitsverhältnisse und die Pro- 
duktion der Solo-Selbständigen haben dabei einen „neuen Freiheitssinn ge- 
schaffen“ (Bologna 2006, 23), bringen das Thema der Demokratisierung wie- 
der zurück in die Produktionssphäre, Fragen nach der Sinnhaftigkeit der spezi- 
fischen Tätigkeit und beziehen daraus eine starke, auf gesellschaftlichen Sinn 
orientierte Identität. Ebenso werden die Erneuerung des Sozialstaates jenseits 
von Abbau oder Verteidigung des Alten und die Neudefinition sozialer Rechte 
thematisiert. Dazu bedarf es der Orte kollektiver Aktivität - da dies nicht 
mehr direkt am Arbeitsplatz geschehen kann, braucht es neue soziale Zentren. 
Das erfordert Zeit und Arbeitskraft, also einen Bruch mit dem Zwang zu per- 
manenter Mehrarbeit und Überausbeutung. 
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Ein Teil eben jener prekären Selbständigen wirkt besonders aktiv am Aufbau 
einer globalisierungskritischen „Bewegung der Bewegungen“ mit. Künstler und 
Medienschaffende arbeiten mit Programmierern und Sozialwissenschaftlern 
transnational an einer Erneuerung der Ästhetik des Protests, an neuen Vermitt- 
lungsformen der Kritik, an der Verbindung von politischer, künstlerischer und 
technologischer Praxis in vielfältigen Gruppen und Organisation: von den Eu- 
romayday-Paraden, über Gruppen, die Protest, Reflexion, Service und Perfor- 
mance verbinden, wie den Precartas a la dervia oder der Migrantenorganisati- 
on MAIZ, die auch ganz irdische Hilfestellung bei Arbeitsstreitigkeiten, Auf 
enthaltsrecht oder Gewalterfahrung anbieten. In der Regel unterscheiden sich 
diese Formen der Organisation deutlich von gewerkschaftlichen Organisatio- 
nen, suchen jedoch den Kontakt zu ihnen, um Spaltungen nicht zu vertiefen 
(vgl. Candeias/Nowak 2005; NGBK 2006; Nowak 2007). 

Diese prekären Bewegungen haben z.B. in Italien - dem Ausgangspunkt des 
Euromaydays und ironischem Wirkungsort des San Precario - sogar eine neue 
Gewerkschaftsbewegung an den Start gebracht. Kleine Gruppen der prekären 
Selbständigen, CoCoCos genannt, insbesondere Frauen, haben ihre informel- 
len Strukturen in Zusammenarbeit mit der kommunistischen CGIL 1998 ın 
die Gründung einer eigenen Gewerkschaft überführt, der NIDIL (Neue Identi- 
tät der Arbeit). Mittlerweile hat CGIL-NIDIL bereits 22.000 Mitglieder, ist 
landesweit organisiert und hat mit rund 30 Prozent den stärksten Mitglieder- 
zuwachs von allen Organisationen innerhalb der CGIL. 54 Prozent sind unter 
40 Jahre alt, mehr als die Hälfte sind Frauen. Die CGIL-NIDIL will „gleicher- 
maßen Dienstleitungen bieten als auch Klassenorganisation für atypische Ar- 
beiterInnen sein“ (Choi 2004: 432). Sie folgt dem Grundsatz: Lohnarbeit ist 
Lohnarbeit, ob atypisch oder nicht - der Gegensatz zwischen Kapıtal und Ar- 
beit besteht fort und gegen diesen müsse sich gewerkschaftliches Handeln 
richten (ebd.). Erforderlich sei dabei, so der (ehemalige) Vorsitzende Emilio 
Viafora, eine stark individualistische Orientierung zu überwinden, eine ge- 
meinschaftliche Kultur der Kooperation zu entwickeln, um die eigenen Bedin- 
gungen zu verbessern, ohne den Wunsch nach weitgehender Selbstbestim- 
mung über die eigene Arbeits- und Lebensweise zu unterminieren(vgl. Candeı- 
as/Nowak 2005). Die NIDIL bietet Zugang zu rechtlicher Unterstützung, zu 
finanzieller Unterstützung durch günstige Kreditprogramme und Bankenko- 
operation sowie Übernahme der Bürgschaften, Zugang zu bezahlbarer Sozial- 
versicherung durch Auflage spezieller Policen in Zusammenarbeit mit Versı- 
cherung sowie allgemeine Beratung etwa bei der Erstellung von Business- 
Plänen oder das Angebot von Weiterbildung. Inzwischen konnten 120.000 


14 Collaborazione coordinata e continuativa, übersetzt: ‘koordinierte und kontinuierliche Zu- 
sammenarbeit’, vergleichbar in etwa mit ‘Scheinselbständigkeit’ bzw. abhängiger Selbständig- 
keit. 
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„individuelle Tarifverträge“ zwischen Solo-Selbständigen, vertreten durch die 
Gewerkschaft, und Unternehmen geschlossen werden, damit soll ein “arbeit- 
nehmer-ähnlicher” Status erreicht werden. Die Erarbeitung von Mindeststan- 
dardkatalogen dient als Orientierung und soll öffentlich bewertet werden. 
Ähnlich dem deutschen Tariftreuegesetz sollen für Unternehmen, die beson- 
ders negativ beurteilt werden, Sanktionen ausgesprochen bzw. keine öffentli- 
chen Aufträge vergeben werden. Daraus ist ein national gültiger Tarifvertrag 
entstanden, der auch die Integration der Prekären in das System der Sozialver- 
sicherungen und 4 Prozent der Tarifsumme für Investitionen in die Weiterbil- 
dung der Betreffenden vorsieht. Auch der sozialistische und der christliche 
Gewerkschaftsdachverband haben inzwischen eigene Gewerkschaftsstrukturen 
für die Selbständigen aufgebaut (Choi 2004, 435ff; Postiglione 2006; Giustoz- 
zi/Trizio 2007). 

Gefragt sind also zwei Dinge: die gruppen-spezifische Organisierung in sozia- 
len oder gewerkschaftlichen Netzwerken sowie die gruppen-übergreifende As- 
soziation als Teil des entstehenden Prekariats. 
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Kampf um die Arbeitszeit. Ein Überblick 


Seit einigen Jahren wird wieder offen über eine Verlängerung der Arbeitszeit 
diskutiert. Nachdem in den Vereinigten Staaten schon seit Anfang der 1990er 
Jahre die durchschnittliche jährliche Arbeitszeit zunimmt und dieser Umstand 
in Bestsellern wie Juliet Schors The Overworked Amerıcan (1992) angepran- 
gert wird, hat ın den letzten Jahren auch in Europa der Druck auf die Beschäf- 
tigten und ihre Interessenvertretungen zugenommen, die Arbeitszeit auszu- 
dehnen. Deutschland ist hier keine Ausnahme. Nachdem die IG Metall 2003 
erfolglos versuchte, die 35-Stunden-Woche nach Ostdeutschland auszudehnen 
(vgl. Schmidt 2003) - und dabei auch Widersprüche in der Organisation und 
Spaltungen der Basis sichtbar wurden, setzten im darauf folgenden Jahr Sie- 
mens und DaimlerChrysler für zwei Produktionsstandorte in Westdeutschland 
mit Zustimmung der IG Metall Ausnahmeregelungen von der 35-Stunden- 
Woche durch.! 2005 kam es zu einer einstündigen Verlängerung der tarifver- 
traglichen Arbeitszeit bei der Deutschen Bahn, 2006 wurde ein 14-wöchiger 
Streit um den neuen Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst unter anderem 
dadurch beendet, dass die neue wöchentliche Arbeitszeit in Ostdeutschland 
auf 40 Stunden erhöht wurde, während sie in Westdeutschland je nach Bun- 
desland zwischen 38,7 und 39,7 Stunden variieren kann (die öffentlichen Ar- 
beitgeber forderten eine Ausdehnung auf 42 Wochenstunden). Ebenfalls nach 
einem wochenlangen Streik einigten sich die Deutsche Telekom und Verdi im 
letzten Jahr darauf, dass die wöchentliche Arbeitszeit für circa 50.000 Beschäf- 
tigte von 34 auf 38 Stunden ausgedehnt wird. Auch in diesem Fall war das 
Hauptargument, dass die Beschäftigten bei der Konkurrenz deutlich länger ar- 
beiten. 

Trotz der oben aufgezählten Fälle stellen tarifvertragliche Arbeitszeitverlänge- 
rungen in Deutschland noch immer eine Ausnahme dar. Der Durchschnitt 
der tarifvertraglichen Arbeitszeit stagniert in Westdeutschland seit Mitte der 
1990er Jahre bei 37,4 Wochenstunden. Während die tarifvertragliche Arbeits- 


1 Bei Siemens wurde für die Standorte Kamp-Lintfort und Bocholt (Handy-Produktion) für 
zunächst zwei Jahre eine unbezahlte Arbeitszeitverlängerung von 35 auf 40 Stunden verein- 
bart. Bei DaimlerChrysler wurde am Standort Sindelfingen die Arbeitszeit im Forschungs- 
und Entwicklungsbereich auf 40 Stunden bei voller Bezahlung heraufgesetzt, in einigen von 
Ausgliederung bedrohten Bereichen (Druck, Logistik, Bewachung, Kommunikation) werden 
künftig 39 Stunden in der Woche gearbeitet. 
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zeit stagniert, kam es in den letzten Jahren allerdings zu einer Zunahme der 
individuell vereinbarten Arbeitszeiten und der tatsächlich geleisteten Arbeits- 
zeit. Im Durchschnitt arbeiteten Vollzeitbeschäftigte in Deutschland 2003 je 
nach Erhebung zwischen 39,9 und 41,9 Stunden pro Woche und damit fast 
um eine halbe Stunde länger als 1995 (Lehndorff 2004, Bauer/Munz 2005). 
Allerdings gilt es zu bedenken, dass es sich hier um einen Durchschnittwert 
handelt. Hinter dem Durchschnitt verbirgt sich eine zunehmende Polarisie- 
rung der Arbeitszeit: Nach einer IAB-Studie ging der Anteil jener Beschäftig- 
ten, die zwischen 35 und 40 Wochenstunden arbeiten, zwischen 1999 und 
2003 zurück, während die Anteile jener, dıe kürzer als 35 und länger als 40 
Stunden arbeiten, zugenommen haben. Dieselbe Untersuchung zeigt auch, 
dass Beschäftigte mit einem hohen betrieblichen Status länger arbeiten als sol- 
che mit einem niedrigen und Männer länger arbeiten als Frauen. Im letzten 
Fall nehmen die Unterschiede weiter zu (Bauer/Munz 2005). 

Dieser Beitrag beleuchtet die Entwicklung vor allem der wöchentlichen Ar- 
beitszeit von Lohnarbeit seit der Einführung der 40-Stunden-Woche und ana- 
lysiert und periodisiert die Veränderungen im Spannungsfeld zwischen gesell- 
schaftlich notwendiger und effektiv geleisteter Arbeitszeit und dem damit ver- 
bundenen extensiven oder intensiven Charakter des jeweiligen Akkumulations- 
regimes. Um die jüngste Verlängerung der Arbeitszeit zu verstehen, so eine 
zentrale These, muss die Rolle der Konkurrenz als Triebfeder kapitalistischer 
Entwicklung und als Herrschaftsinstrument in die Analyse miteinbezogen 
werden. Umgekehrt muss der Kampf um die Arbeitszeit auch als ein Kampf 
zur Einschränkung von Konkurrenz mittels Solidarität als Teil der politischen 
Ökonomie der Arbeiterklasse verstanden werden. Eben diese Solidarität erfor- 
dert aber auch eine Neubestimmung und Neuverteilung der gesellschaftlich 
notwendigen bezahlten und unbezahlten Arbeitszeit. 

Der Beitrag beginnt mit einer Klärung von zentralen Begrifflichkeiten und 
theoretischen Zusammenhängen, bevor wichtige Aspekte der Herausbildung 
des fordistischen Arbeitszeitregimes beschrieben werden. Im folgenden Ab- 
schnitt wird der fordistische Arbeitszeitkompromiss diskutiert, bevor maßgeb- 
liche Veränderungen im Postfordismus analysiert werden. Der Beitrag endet 
mit einer Analyse des Zusammenhanges zwischen Neoliberalismus und zu- 
nehmenden Arbeitszeiten. 


1. Die politische Ökonomie der Arbeiterklasse 


Der Kampf um die Arbeitszeit dreht sich um die Differenz zwischen der Ar- 
beitszeit, die notwendig ist, um eine Gesellschaft mit gegebenem Lebensstan- 
dard zu reproduzieren (im Folgenden kurz: notwendige Arbeitszeit), und den 


2 Vgl. MEW 23: 230f. Nicht zu verwechseln mit wertbildender „gesellschaftlich notwendiger 
Arbeitszeit“ (MEW 23: 53). 
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Arbeitsstunden, die tatsächlich mit der kapitalistischen Produktion von Gü- 
tern und Dienstleistungen verbracht werden. Während das Kapital dazu ten- 
diert, diese Differenz, die Mehrarbeitszeit, auszuweiten, weil von ıhr der Profit 
abgeleitet wird, läuft der Kampf der Arbeiterklasse tendenziell darauf hinaus, 
die Mehrarbeitszeit zu verringern. 

Die Mehrarbeitszeit kann verringert werden indem die Arbeitszeit verkürzt, die 
Intensität der Arbeit verringert oder der Lebensstandard und damit die not- 
wendige Arbeitszeit erhöht wird. Letzteres erfolgt primär beim Kampf um hö- 
here Löhne. Der Kampf um Arbeitszeit unterscheidet sich vom Kampf um 
höhere Löhne aber dadurch, dass er potentiell über einen reinen Verteilungs- 
kampf hinausgeht. Indem Arbeitszeitregelungen Rahmenbedingungen für die 
Organisation der Produktion setzen, können sie einen entscheidenden Einfluss 
auf die Art der Mehrwertproduktion bzw. auf die historisch spezifische Ak- 
kumulationsweise haben. 

Die Regulationstheorie unterscheidet diesbezüglich zwei grundsätzliche For- 
men von Akkumulationsregimes: Auch wenn absolute und relative Mehrwert- 
produktion immer miteinander verbunden sind, so beruht die Mehrwertpro- 
duktion im extensiven Akkumulationsregime primär auf der Ausweitung des 
absoluten Mehrwerts, im intensiven Akkumulationsregime auf der Steigerung 
des relativen Mehrwerts (Boyer 2004: 52ff). Historisch steht das extensive Ak- 
kumulationsregime für die Zeit vor der Ausbreitung der fordistischen Massen- 
produktion (ebd.). Im Postfordismus kommt es jedoch gleichzeitig zu Arbeits- 
zeitverlängerungen und Produktivitätssteigerungen, ohne dass eine Art der 
Mehrwertproduktion eine eindeutige Vorrangstellung hätte (s.u.). Die aktuellen 
Arbeitszeitverlängerungen können als Indikator dafür gewertet werden, dass 
die extensive Akkumulation wieder an Bedeutung gewinnt. 

Das Kapital in seinem „Heißhunger nach Mehrarbeit“ (MEW 23: 249f) ist 
soweit „rücksichtslos gegen Gesundheit und Lebensdauer des Arbeiters“ 
(MEW 23: 285), dass durch überlange Arbeitszeiten die Reproduktion der Ar- 
beiterklasse - und damit auch des Kapitals - untergraben wird. Insofern kann 
der Kampf um die Arbeitszeitverkürzung, solange sie sich in gewissen Schran- 
ken hält, den Interessen des Kapitals (als Gesamtkapital) durchaus dienlich 
sein. Kürzere Arbeitszeiten stellen nicht nur die Reproduktion der Arbeiter- 
klasse sicher, sie spornen Unternehmen auch an, die Arbeitsorganisation effi- 
zienter zu gestalten und in arbeitssparende Maschinen zu investieren. Die 
Funktion der Arbeitszeitverkürzung als ‚Produktivitätspeitsche’ wurde von ver- 
schiedenen Autoren unterstrichen und spielte in der gewerkschaftlichen Ar- 
gumentation für Arbeitszeitverkürzungen immer wieder eine wichtige Rolle 
(zuletzt bei der Einführung der 35-Stunden-Woche in Frankreich).’ Allerdings 


3 In Deutschland besonders bekannt ist der Ökonom Lucio Brentano, der in seiner 1875 ver- 
öffentlichten Schrift „Das Verhältnis von Arbeitslohn zu Arbeitszeit und Arbeitsleistung“ ar- 
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eröffnen radıkale Arbeitszeitverkürzungen zumindest prinzipiell die Perspekti- 
ve auf eine gesellschaftliche Existenz jenseits der kapitalistischen Verwertungs- 
bedingungen. 

Diese Rücksichtslosigkeit des Kapitals ist keine Frage der Moral, sondern 
„[dlie freie Konkurrenz macht die immanenten Gesetze der kapitalistischen 
Produktion dem einzelnen Kapitalisten gegenüber als äußerliches Zwangsge- 
setz geltend“ (MEW 23: 286). Der Konkurrenz kommt im Kampf um die Ar- 
beitszeit eine entscheidende Rolle zu: Erstens drängt sie den einzelnen Kapita- 
listen dazu, die Arbeitszeit auszudehnen, um dadurch die Basis für den Profit 
zu verbreitern; gleichzeitig zwingt sie ihn aus demselben Grund, die Arbeits- 
zeit pro produzierter Ware auf ein Minimum zu reduzieren. 

Mindestens genauso wichtig ist aber, dass die Konkurrenz zwischen den Ein- 
zelkapitalen dafür sorgt, dass die Herrschaft des Kapitals über die Arbeitszeit 
aufrechterhalten wird. Zwar erwirbt der Kapitalist durch den Arbeitsvertrag die 
Verfügungsgewalt über die Arbeitszeit (nach Einführung des Normalarbeitsta- 
ges in einem gesetzlich bzw. tarıfvertraglich festgelegten Rahmen), aber erst die 
Konkurrenz stellt sicher, dass die Arbeiter ihre eigenen Arbeitszeitbedürfnisse 
unter die Interessen des Kapitals stellen. Der Wettbewerb zwingt nicht nur die 
einzelnen Kapitalisten miteinander zu konkurrieren, sondern setzt auch die 
von ihnen abhängigen Belegschaften in Konkurrenz zueinander. Indem sie 
länger arbeiten, glauben Arbeiter dazu bei zu tragen, dass ihr Arbeitgeber im 
Konkurrenzkampf überlebt und sie damit ihren Job behalten (obwohl, wie die 
jüngsten Beispiele in Deutschland zeigen, lange Arbeitszeiten keinesfalls ein 
Garant für hohe Profitabilität und Arbeitsplatzsicherheit sind). Dass einige 
Arbeiter sehr lange arbeiten, führt dazu, dass andere nur wenige Stunden be- 
schäftigt sind oder, wenn sich die Wirtschaft nicht gerade in einer Hochkon- 
junktur befindet, gar keine Beschäftigung haben. 

Der Kampf um die Arbeitszeit beschränkt sich deshalb nicht auf die Länge 
des Arbeitstages. Die Arbeitszeitfrage eignet sich vielmehr „wie keine andere 
zur Auseinandersetzung und Entscheidung darüber, wer die ausschlaggeben- 
den gesellschaftlichen Machtpositionen besitzt und welchen gesellschaftlichen 
Örganisationsprinzipien beherrschende Geltung verschafft wird“ (Schmiede 
1984: 372-73). Beim Kampf um die Arbeitszeit geht es um die Frage der Kon- 
trolle der sozialen Produktion bzw. um die Durchsetzung dessen, was Marx 
als die „politische Ökonomie der Arbeiterklasse“ bezeichnet hat (MEW 16: 
11). Ähnlich argumentiert auch Karl Polanyi (1978: 352 ff), dass die Gesell 
schaft vor den Auswüchsen der marktvermittelten Konkurrenz geschützt wer- 
den muss. Dazu gehört insbesondere auch der Schutz der Arbeitskraft. Polanyi 
bezieht diesen Schutz vor allem auf die Konkurrenz am Arbeitsmarkt, er be- 


gumentierte, dass Arbeitszeitverkürzungen in der industriellen Produktion zu einer Steige- 
rung der Arbeitsleistung führen (Deutschmann/Dybowski-Johannson 1979: 318-9), 


tont aber auch, dass die Arbeitszeiten in den Fabriken unabhängig von 
Marktbedingungen festgesetzt werden müssen (ebd.). 


2. Der Kampf um den Normalarbeitstag 


Während die Konkurrenz sicherstellt, dass die Arbeitszeit den Zwängen des 
Marktes untergeordnet wird, ist die Solidarität das Mittel, um sie an den Be- 
dürfnissen der Menschen auszurichten. Die Forderung nach Arbeitszeitverkür- 
zung war nicht zufällig mit der Vorstellung verbunden, dass der Arbeitstag für 
alle gleich sein sollte. Nach Markus Promberger (2005: 17) geschah dies im 
Wissen, „dass anders das Projekt deutlich kürzerer Arbeitstage ... nicht durch- 
setzbar wäre, da der Wettbewerb verschiedener Branchen, Unternehmen und 
Arbeitnehmergruppen immer wieder zu einer Angleichung der Arbeitszeiten 
‚nach oben’ führen würde“. Erfolgreiche Kampagnen für Arbeitszeitverkürzung 
stärkten die Arbeiterbewegung und die Gewerkschaften (Bienefeld 1972). 

Die Geschichte der Arbeitszeitverkürzung ist primär eine Geschichte von 
Streiks, Protesten und Demonstrationen. Trotz unterschiedlichster Arbeitszeit- 
realitäten forderten hunderttausende Teilnehmer an den internationalen 1. 
Mai-Kundgebungen 1890 die Einführung des Acht-Stunden-Tages. Tatsächlich 
dauerte es aber bis zum Ende des ersten Weltkrieges, bis diese Forderung in 
Teilen der industrialisierten Welt flächendeckend verwirklicht wurde. 1919 
verpflichteten sich die meisten an einer von der gerade gegründeten Internati- 
onalen Arbeitsorganisation in Washington organisierten Konferenz teilneh- 
menden Länder, den Acht-Stunden-Tag einzuführen. Die Ratifizierung des Ab- 
kommens blieb aber unvollständig. Nachdem sich die Wirtschaft langsam 
vom Krieg erholt hatte, fingen die nationalen Bourgeoisien an, die zur Befrie- 
digung der revoltierenden Massen gemachten Arbeitszeitzugeständnisse aufzu- 
weichen und rückgängig zu machen. In Deutschland wurde der im Zuge des 
Dembobilisierungsgesetzes eingeführte Acht-Stunden-Tag wieder in Frage ge- 
stellt und ab 1923 partiell aufgehoben (Schneider 1984: 83). Zum Teil forder- 
ten jetzt dieselben Kräfte, die sich zuvor gegen einen internationalen Acht- 
Stunden-Tag aussprachen, Arbeitszeitverlängerungen, um die Konkurrenzfä- 
higkeit aufrechtzuerhalten. 

Der Konjunkturaufschwung dauerte nur kurz. Ende der 1920er Jahre schlitter- 
te die Weltwirtschaft in die Grosse Depression, gefolgt von einer Welle der 
Arbeitslosigkeit, die in den 1930er Jahren fortdauerte. Angesichts der Massen- 
arbeitslosigkeit stand Arbeitszeitverkürzung plötzlich wieder ganz oben auf der 
Tagesordnung. Die Reduzierung der Arbeitswoche sollte die noch verbleiben- 
de Arbeit auf mehr Arbeiter aufteilen und dadurch die Arbeitslosigkeit verrin- 
gern. In den USA kämpften die Gewerkschaften Anfang der 1930er Jahre für 
die Einführung der 30-Stunden-Woche. Dazu kam es zwar nie, aber mit dem 
National Industrial Recovery Act (NIRA) wurde in vielen Branchen die 40- 
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Stunden-Woche eingeführt (Roediger/Foner 1989: 249). Das Gesetz wurde 
Mitte der 30er Jahre vom Obersten Gerichtshof zwar als verfassungswidrig 
aufgehoben, 1938 verabschiedete die Roosevelt-Administration aber den Fair 
Labor Standards Act, der neben der Finführung eines Mindestlohnes auch die 
schrittweise Umsetzung der 40-Stunden-Woche vorsah (ebd.: 255; Hunnicutt 
1988: 246-7). Im Gegensatz zur früheren Regelung stellte die 40-Stunden- 
Woche nun aber keine Höchstarbeitszeit mehr dar. Vielmehr verlangte das 
Gesetz für Stunden, die über diese Grenze hinausgehen einen Überstundenzu- 
schlag. Damit wurde im Grunde’ bereits der fordistische Arbeitszeitkompro- 
miss vorweggenommen. 

Eine ähnliche Entwicklung fand auch in Frankreich statt: Dort hatte die Front 
Populaire ab 1936 die 40-Stunden-Woche eingeführt (Chatriot/Fridenson/Pe- 
zet 2003). Die Regierung verabschiedete detaillierte Stundenpläne für die ver- 
schiedenen Industrien (Freyssinet 1998: 642). Die Kritiker argumentierten we- 
niger gegen die 40-Stunden-Woche an sich als gegen die rigide Anwendung des 
neuen Arbeitszeitstandards. Nach dem Fall der Regierung Blum reagierte des- 
sen Nachfolger Balladier auf diese Kritik, indem er eine Vielzahl von Ausnah- 
meregelungen bewilligte und die Möglichkeit von Überstunden einführte. Diese 
Regelung wurde nach dem zweiten Weltkrieg wieder eingeführt und es dauerte 
bis Ende der 1960er Jahre, bis die Zahl der Überstunden beschränkt wurde. 

In Deutschland scheiterte Anfang der 1930er Jahre eine Initiative des Allge- 
meinen Deutschen Gewerkschaftsbundes zur Einführung der 40-Stunden- 
Woche und auch um die Einführung des Acht-Stunden-Tages ähnelten sich 
die Auseinandersetzungen. Ursprünglich war es nur in wenigen Fällen erlaubt, 
die Acht-Stunden-Grenze zu überschreiten. Ab 1923 erreichten die Unterneh- 
mer die schrittweise Lockerung und Aushöhlung der als „schematisch“ kritı- 
sierten Regelung des Acht-Stunden-Tages. Das Arbeitszeitnotgesetz 1927 
schränkte zwar die Zahl der Ausnahmen wieder ein, eröffnete aber gleichzeitig 
die Möglichkeit von Abweichungen, wenn für darüber hinausgehende Arbeits- 
zeiten Zuschläge bezahlt wurden (Schneider 1984: 85). Mit der Zulassung von 
Abweichungen, auch wenn sie teuer erkauft waren, wurde die Arbeitszeit wie- 
der ein Stück mehr der Verfügungsgewalt des Kapitals unterstellt. 


3. Der fordistische Arbeitszeitkompromiss 


Der fordistische Arbeitszeitkompromiss beinhaltete eine Reihe von Zuge- 
ständnissen von Seiten der Arbeiterbewegung. Die Kompromissformel 40- 
Stunden-Woche plus Überstundenzuschläge gab Unternehmen die Möglich- 
keit, die Arbeitszeit kurzfristig auszudehnen - in den USA ohne maximale Ar- 
beitszeitgrenze, in Deutschland bis zu 60 Wochenstunden. Insofern wurde die 
Arbeitszeit nur partiell der marktvermittelten Konkurrenz entzogen. Tatsäch- 
lich machten auf dem Höhepunkt der Nachkriegsexpansion viele Unterneh- 
men von dieser Möglichkeit Gebrauch und ordneten Millionen von Über- 
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stunden an. In Deutschland stieg die Zahl der Überstunden pro Beschäftigten 
von durchschnittlich 95 Stunden 1960 auf 157 Stunden 1970 an (Bosch 1994: 
133) und entsprach damit einem zusätzlichen Monat Arbeit pro Jahr. Das 
fordistische Arbeitszeitregime war also wesentlicher flexibler, als es im nach 
hinein dargestellt wird. Allerdings hatte Flexibilität ihren Preis: Die Überstun- 
denzuschläge betrugen zwischen 50 und 100 Prozent des normalen Lohnes. 
Mit der Einführung der 40-Stunden-Woche wurde zwar ein Arbeitszeitstandard 
geschaffen, allerdings unter Ausschluss eines großen Teils der Bevölkerung. 
Das Erreichen der Vollbeschäftigung in den Nachkriegsjahrzehnten war nur 
möglich weil Frauen vor die Wahl zwischen Beruf und Familie gestellt wurden 
und damit zum großen Teil aus dem Arbeitsmarkt hinausgedrängt wurde. Als 
Vollzeit-Hausfrauen und Mütter waren sie für die unbezahlte (und zeitlich un- 
regulierte) Reproduktionsarbeit zuständig. Insofern wurde auch an der unglei- 
chen Verteilung von bezahlter und unbezahlter Arbeit nicht gerüttelt. Erst mit 
der Ausweitung der Wohlfahrtsstaaten wurden unbezahlte, aber gesellschaftlich 
notwendige Tätigkeiten wie Kinderbetreuung oder die Betreuung von alten 
Menschen ein Stück weit in bezahlte Arbeit umgewandelt. Im relevanten 
Ausmaß geschah dies aber nur in den hoch entwickelten Wohlfahrtsstaaten 
Nordeuropas. Hier fanden ab den 1960er Jahren zahlreiche Frauen in der Er- 
ziehung und im Gesundheitssektor eine meist mäßig bezahlte Beschäftigung. 
An der ungleichen Verteilung der unbezahlten Arbeit änderte das aber nichts. 
Obwohl am Ende des Nachkriegsbooms in fast allen entwickelten Ländern die 
40-Stunden-Woche galt, blieb der fordistische Arbeitszeitkompromiss ein je 
nationaler Kompromiss. Der Zeitpunkt der Einführung der 40-Stunden-Woche 
variierte von Land zu Land und spiegelte zum Teil die Produktivitätsentwick- 
lung wieder: Während in den USA ab der Mitte der 1950er Jahre ein Großteil 
der außerhalb der Landwirtschaft beschäftigten Arbeiterschaft in den Genuss 
der 40-Stunden-Woche kam, mussten die Arbeiter in Europa bis zur Mitte der 
1960er oder 1970er Jahre warten, bis derselbe Standard erreicht wurde. Umge- 
kehrt kamen die USA ab Mitte der 1960er Jahre zusehends unter Druck, weil 
die Europäer in punkto Produktivität immer näher kamen, aber deutlich län- 
ger arbeiteten (wie weiter unten ausgeführt, wurde als Reaktion auf die 
schwindende Konkurrenzfähigkeit die Arbeitszeit in den USA ausgedehnt). 
Der fordistische Arbeitszeitkompromiss führte zu einer beträchtlichen Intensi- 
vierung der Arbeit. Durch die obligatorischen Überstundenzuschläge wurde 
ein starker Anreiz geschaffen, in die relative Mehrwertproduktion zu investie- 
ren. Mit der Kombination eines in immer einfachere Teilarbeiten zerstückelten 
Arbeitsprozesses und einer fließenden und zusehends mechanisierten Produk- 
tion war bereits in den ersten beiden Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts ein 
neues Produktionsmodell geschaffen worden, das es erlaubte, die pro indus- 
triell hergestellter Ware verausgabte Arbeitszeit radikal zu reduzieren. Henry 
Ford führte die verschiedenen für diese Massenproduktion konstitutiven Ele- 
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mente zusammen und brachte mit dem Modell T nicht nur das erste massen- 
haft produzierte Automobil auf den Markt, sondern führte den Acht-Stunden- 
Tag und später die 40-Stunden-Woche ein,’ als in der amerikanischen Stahlın- 
dustrie Zwöl#Stunden-Tage üblich waren. Ford blieb mit seiner Arbeitszeitver- 
kürzung aber eine Ausnahme und angesichts zunehmender Konkurrenz auf 
dem Automobilmarkt wurde die 40-Stunden-Woche später wieder aufgehoben. 
Während Fords Arbeitszeitinitiative unter der zügellosen Konkurrenz der 
1920er Jahre nicht aufrecht erhalten werden konnte, half umgekehrt die Ein- 
führung eines allgemeinen, für alle Unternehmen verpflichtenden Arbeitszeit- 
standards in den 1930er Jahren und nach dem zweiten Weltkrieg, die fordisti- 
sche Produktionsweise zu konsolidieren. Zwar erzielten Unternehmen schon 
früher durch die Anwendung neuer Technologien hohe Produktivitätsgewinne, 
aber erst die Einführung der 40-Stunden-Woche bzw. die Verpflichtung zur 
Zahlung von Überstundenzuschlägen sorgte dafür, dass weniger produktive 
Unternehmen in die Modernisierung ihres Produktionsapparates investierten, 
anstatt mangelnde Produktivität durch lange Arbeitszeiten wett zu machen. 
Die Arbeitszeitverkürzung half damit, die fordistische Produktionsweise zu ei- 
nem branchenübergreifenden technologischen Paradigma zu machen. Deshalb 
symbolisiert die Einführung der 40-Stunden-Woche mehr als alles andere den 
Übergang von einem extensiven zu einem intensiven Akkumulationsregime. 
Voraussetzungen dafür waren allerdings das Scheitern des Laissez-Faire-Kapita- 
lismus, zunehmender Staatsinterventionismus (New Deal), Massenproteste und 
die Formierung von militanten Industriegewerkschaften in den 1920er und 
30er Jahren. 

Im Fordismus beruhte die Mehrwertsteigerung primär auf der Ausweitung des 
Produktionsvolumens bei konstanter Arbeitszeit. Das Resultat war einerseits 
eine relative Stabilität des Arbeitstags und andererseits eine dramatische Re- 
duktion der für die Produktion eines Gutes verausgabten Arbeitszeit. Die ın 
der fordistischen Produktionsweise angelegten Produktivitätsgewinne hatten 
das Potential, die gesellschaftlich notwendige Arbeitszeit radıkal zu verkürzen. 
Da die gesellschaftliche Arbeitszeit aber nicht nur vom Produktivitätsfort- 
schritt, sondern auch vom Lebensstandard abhängt, wurde die Reduktion der 
in den industriell gefertigten Waren steckenden Arbeitszeit ein Stück weit da- 
durch kompensiert, dass die Zahl der Waren vervielfacht wurde. Anstatt kürzer 
zu arbeiten, kauften die Arbeiter Autos, Häuser und andere Konsumgüter. 
Voraussetzung dafür war allerdings ein Lohnverhältnis, das sıcherstellte, dass 
die Einkommen mit den Produktivitätsfortschritten zunahmen. Zum Teil 


4 Ford verkürzte die Arbeitszeit nicht ganz uneigennützig: Erstens versuchte er damit, die 
Fluktuation unter den Beschäftigten zu senken; die hohe Fluktuation stellte einen nicht un- 
erheblichen Kostenfaktor dar. Zweitens wollte er den Gewerkschaften, die in Detroit die Au- 
toarbeiter organisierten und unter anderem den Acht-Stunden-Tag propagierten, das Wasser 
abgraben. 
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nahmen die Beschäftigten aber auch die Leistung von Überstunden in Kauf, 
um am sich entwickelnden Massenkonsum partizipieren zu können. 
Zusätzlich wurde während der Nachkriegsjahrzehnte die effektive Arbeitszeit 
zwar nicht dramatisch, dafür aber kontinuierlich verkürzt. Wie in den 1920er 
und 1930er Jahren argumentierten die Gewerkschaften, dass die Produktivi- 
tätsgewinne eine Arbeitszeitverkürzung nicht nur erlaubten, sondern notwen- 
dig machten, um zu verhindern, dass Arbeitslosigkeit entsteht. Die amerikani- 
schen Gewerkschaften hatten in den 1950er Jahren vergeblich versucht, die 35- 
Stunden-Woche einzuführen. Stattdessen gelang es aber, für den gewerkschaft- 
lich organisierten Teil der Beschäftigten einen Anspruch auf bezahlten Urlaub 
durchzusetzen und diesen für die Arbeiter in den großen Industriebetrieben 
kontinuierlich zu erhöhen (Greiss 1984). In Deutschland verstärkte der DGB 
ab 1950 den Druck zur Arbeitszeitverkürzung. 1952 standen die Demonstrati- 
onen zum 1. Maı im Zeichen der 40-Stunden-Woche, 1956 startete die Kam- 
pagne „Samstags gehört Vati mir“, In der Folge wurde die Arbeitszeit in der 
Metallindustrie zuerst auf 45, dann auf 44 und in 1960er Jahren in mehreren 
Schritten auf 40 Stunden verkürzt (Schneider 1984: 87-8). Aufgrund des be- 
ständigen Widerstands der Unternehmer mussten die Gewerkschaften dabei 
wiederholt auf Kampfmaßnahmen zurückgreifen. Als Resultat fiel die tarifver- 
traglich vereinbarte Arbeitszeit in der Gesamtwirtschaft zwischen 1960 und 
1974 um zehn Prozent und lag Mitte der 1970er Jahre bei knapp über 40 
Stunden (Schudlich 1987: 382). Zusammen sorgten die Verschiebung der Ar- 
beitszeitnormen und der steigende Lebensstandard dafür, dass der Abstand 
zwischen gesellschaftlich notwendiger und effektiv verausgabter Arbeitszeit im 
Fordismus einigermaßen konstant blieb. 

Als ın Deutschland die 40-Stunden-Woche Realität wurde, war in anderen Län- 
dern der fordistische Arbeitszeitkompromiss bereits unter Druck geraten. In 
Frankreich gingen 1968 nicht etwa nur die Studenten, sondern auch die Ar- 
beiter auf die Straße (größter Generalstreik der Geschichte). Sie demonstrierten 
gegen die mit der Fließbandarbeit verbundene Monotonie und Intensivierung 
der Arbeit und gegen die vielen Überstunden. Als Folge handelten Gewerk- 
schaften und Arbeitgeber ein Abkommen aus, das erstmals die Zahl der Über- 
stunden beschränkte. Das Abkommen wurde später in ein Gesetz umgewandelt. 
Im Ergebnis fiel die durchschnittliche tatsächliche Wochenarbeitszeit von 45,2 
Stunden ın 1968 auf 41,8 Stunden in 1976 (Rigaudiat 1996: 35-6). In den USA 
kam es in den 1960er Jahren ebenfalls immer häufiger zu Arbeitsniederlegun- 
gen. Auch hier zeigten die Arbeiter wachsenden Unmut über die schlechten 
Arbeitsbedingungen und die permanenten Überstunden. Die Aussicht auf 
mehr Konsumgüter reichte offenbar nicht mehr aus, um die Nachteile des 
fordistischen Arbeitszeitkompromisses zu kompensieren (Moody 1997: 83ff). 
Viele dieser Streiks waren illegal. Mit einem offiziellen Streik bei Ford hinge- 
gen setzte die United Auto Workers 1976 sechs zusätzliche Urlaubstage durch, 
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die von den Beschäftigten individuell in Anspruch genommen werden konn- 
ten, während der Großteil des restlichen Urlaubes an Werksferien gebunden 
war. Die „persönlichen“ Urlaubstage waren damit auch eine Reaktion auf das 
wachsende Bedürfnis nach einer individuell variierenden Arbeitszeit. Langfris- 
tiges Ziel war, ihre Zahl so weit zu erhöhen, dass dıe Arbeitswoche effektiv auf 
vier Tage reduziert worden wäre (Gindin 1995: 183). Dazu kam es aber nie. 
Europäische und Japanische Firmen hatten inzwischen aufgeholt und produ- 
zierten zum Teil bereits effizienter als die amerikanischen Unternehmen (ebd.) 
und die Gewerkschaft verzichtete 1981 in der Folge auf zwei Wochen bezahl- 
ten Urlaub, um die amerikanischen Autoproduzenten wieder konkurrenzfähig zu 
machen. In dieser Situation kamen die Schwächen des fordistischen Arbeits- 
zeitkompromisses voll zum Tragen: Zum einen war der Arbeitszeitstandard 
nicht wirklich international, zum anderen war es nicht gelungen, die Arbeits- 
zeit im nationalen Rahmen der Verfügungsgewalt der Arbeitgeber zu entzie- 
hen. Gleichzeitig zeigte die Neuverhandlung der Tarifverträge die Richtung an, 
in welche später die Reform des fordistischen Arbeitszeitregimes gehen sollte. 


4. Postfordismus und Flexibilisierung der Arbeitszeit 


Im Laufe der 1970er Jahre geriet das fordistische Paradigma in die Krise. An- 
gesichts zunehmend fragmentierter und sich schnell ändernder Märkte konnte 
die Produktivität nicht mehr länger einfach durch die Ausweitung des Produk- 
tionsausstoßes bei konstantem Arbeitsvolumen erhöht werden. Deshalb wur- 
den technische und organisatorische Möglichkeiten gesucht, kleinere Stück- 
zahlen oder mehr Variationen herzustellen, ohne mehr Arbeitszeit pro Ware 
aufwenden müssen. Voraussetzung für den Übergang zu einer flexibleren, 
postfordistischen Produktionsweise waren Fortschritte in der Automations- 
und Informationstechnologie, die es erlaubten, dieselben Produktionsmittel 
mit geringfügigen Modifikationen für die Herstellung von verschiedenen Pro- 
dukten oder verschiedenen Varianten desselben Produktes zu verwenden. In 
der Literatur wurden die Veränderungen zum Teil als Übergang von economies 
of scale zu economies of scope beschrieben. Tatsächlich wurden aber economies 
of scale und economies of scope verbunden (Coriat 1991). Das Ziel war nicht 
die Wiederbelebung einer handwerklichen Produktionsstruktur, ın der die 
Qualität einer Ware von der zu ihrer Herstellung verausgabten Arbeitszeit ab- 
hängt, sondern die Herstellung einer Vielfalt von Waren in möglichst kurzer 
Arbeitszeit. 

Im Fordismus wurde davon ausgegangen, dass das Produktionsvolumen kon- 
tinuierlich wächst und der Produktionsausstoß pro geleisteter Arbeitsstunde 
sich dadurch quasi automatisch vergrößert. In der flexiblen Massenproduktion 
dagegen stellt das Produktionsvolumen die unabhängige Variable dar, während 
die Arbeitszeit den Produktionsschwankungen entsprechend variiert. Die An- 
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passung der Arbeitszeit an Produktionsschwankungen erfordert nicht nur 
kurzfristige Verlängerungen des Arbeitstages - das war auch im fordistischen 
Arbeitszeitregime möglich -, sondern nun auch Arbeitszeitverkürzungen. Das 
war neu und die Abwechslung von Verlängerung und Verkürzung wurde dazu 
benutzt, die Legitimation von Überstundenzuschlägen in Frage zu stellen, da 
unterm Strich die Arbeitszeit gleich bleiben konnte. Das Idealbild war das, 
was der frühere VW-Personalvorstand Peter Hartz (1996) einmal ein „atmendes 
Unternehmen“ genannt hat. Mit der lean production zeigten vor allem die ja- 
panischen Unternehmen, wie die zur Fertigung der Waren notwendige Ar- 
beitszeit trotz beschränkter Stückzahlen, schwankender Auftragslage und häu- 
figen Modellwechseln niedrig gehalten werden konnte. Es blieb nicht bei der 
variablen Anpassung der Arbeitszeit. Gleichzeitig wurden Arbeitszeitreserven 
(Pausen, Stehzeiten etc.) im Produktionsprozess eliminiert. Das Resultat war 
eine weitere Intensivierung der Arbeit, die trotz der partiellen Abkehr vom 
Taylorısmus dafür sorgte, dass die Arbeitsbedingungen nicht unbedingt besser 
wurden (vgl. Rinehart u.a. 1997). 

In den 1970er Jahren war auch die tayloristische Zerstückelung des Arbeits- 
prozesses an ihre Grenzen gestoßen. Die minutiöse Aufteilung von Aufgaben 
und Verantwortlichkeiten verhinderte schnelle und unbürokratische Problem- 
lösungen. Diese wurde aber immer wichtiger, als sich die Fehleranfälligkeit 
aufgrund von Produktdifferenzierungen und Modellwechseln häufte. Anderer- 
seits führten die japanischen Autoproduzenten vor, dass die Reintegration von 
Aufgaben und die Delegation von Verantwortung durchaus effizient sein 
konnte - vor allem wenn der Aufwand für die Behebung von Fehlern mit ein- 
gerechnet wurde. In Europa fingen Autohersteller in den 1980er Jahren an, 
mit der Einführung von Teamarbeit zu experimentieren. Dies verleitete auch 
kritische Autoren dazu, in dem neuen Produktionssystem einen Fortschritt 
gegenüber der fordistischen Produktionsweise zu sehen (Kern/Schumann 
1984). Dabei wurde übersehen, dass das Teamkonzept dazu benutzt werden 
konnte, um Arbeitskraftreserven zu mobilisieren - wenn bspw. die Teammit- 
glieder mehr oder länger arbeiten, um bei chronischer Unterbesetzung den 
Ausfall eines Kollegen wett zu machen (Yates u.a. 2001). 

Die Konkurrenz der Kapitale machte für die Unternehmen wegen der steigen- 
den Investitionen in multifunktionale Produktionsapparate, die darüber hin- 
aus wegen des rasanten technischen Fortschritts immer schneller veralteten, 
eine Ausweitung der Betriebszeiten (Maschinenlaufzeiten) notwendig, um der 
sinkenden Kapitalrentabilität entgegenzuwirken. Die Ausweitung der Betriebs- 
zeiten half den Unternehmen, das investierte Kapital schneller zu amortisieren 
und die Profitrate zu steigern. Dabei kam es insbesondere in den großen Be- 
trieben zu einer zunehmenden Entkoppelung von Betriebszeiten und Arbeits- 
zeiten und damit verbunden zur Einführung von flexiblen Schichtsystemen 
mit Nacht- und Wochenendschichten, die zum Teil beträchtlich von der Acht- 
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Stunden-Norm abwichen. Ähnlich wirkten auch die just-in-tme Produktions- 
kaskaden. Die punktgenaue Lieferung von Komponenten ersparte den Unter- 
nehmen die teure Lagerhaltung. Dies war umso wichtiger, als sie bei ständigen 
Modellwechseln Gefahr liefen, auf den Lagerbeständen sitzen zu bleiben. 
Durch die Minimierung der Lagerbestände wurde die Arbeitszeit die zentrale 
Ressource, um auf unvorhergesehene Produktionsprobleme, die auch mit der 
besten Planung nie ganz ausgeschalten werden, reagieren zu können (Lehn- 
dorff 1997). 

Zwar versuchen die Unternehmen, die durchschnittliche Arbeitszeit auch pro 
Dienstleistung so gering wie möglich zu halten, aber insbesondere personen- 
bezogene, zeitsynchrone Dienstleistungen weisen eine Reihe von Besonderher- 
ten auf: Erstens beruhen sie trotz beträchtlicher Fortschritte durch die Digita- 
lisierung von Informationen noch immer auf persönlichem Kontakt und per- 
sönlicher Betreuung, was die Möglichkeiten der Automatisierung einschränkt.‘ 
Zweitens variiert bei diesen Dienstleistungen die Nachfrage nicht nur über das 
Jahr, sondern auch während des Tages. Daher beruht die Flexibilisierung der 
Arbeitszeit im Falle von diesen Dienstleistungen weniger auf der Einführung 
von Durchrechnungszeiträumen als auf Teilzeitregelungen. Diese ermöglichen 
es dem Arbeitgeber, den Personaleinsatz stundenweise zu vergrößern und zu 
verkleinern. Während Teilzeitarbeit ursprünglich eingeführt wurde, um in Zei- 
ten der Vollbeschäftigung die weiblichen Arbeitskraftreserven zu mobilisieren, 
gingen Unternehmer schnell dazu über, Vollzeitarbeitsplätze in Teilzeitarbeits- 
plätze umzuwandeln. Teilzeitkräfte sind nämlich nicht nur dazu geeignet, den 
zusätzlichen Arbeitsbedarf zu bestimmten Tageszeiten abzudecken, sie haben 
darüber hinaus den Vorteil, dass ihre Arbeitszeit kurzfristig bis zur Vollzeit- 
norm ausgedehnt werden kann, ohne dass dafür Überstundenzuschläge bezahlt 
werden müssen. Auch in diesem Fall stellt die Ausweitung der Betriebszeiten 
durch verlängerte Öffnungszeiten in den Abendstunden und am Wochenende 
eine wichtige Triebfeder für die Flexibilisierung der Arbeitszeit dar. 

Teilweise kam die Flexibilisierung der Arbeitszeit dem zunehmenden Bedürfnis 
nach individuellen Arbeitszeiten entgegen. Teilzeitarbeit wurde vor allem von 
Frauen in Anspruch genommen, die auf diese Weise den bezahlten Job und 
die unbezahlte Sorgearbeit in der Familie verbinden konnten. Frustriert durch 
die „starren“ Arbeitszeitvorgaben des fordistischen Arbeitszeitregimes, plädier- 
ten ın den 1980er Jahren auch linke Intellektuelle für die Flexibilisierung der 


5 Eine neue Entwicklung ım Dienstleistungssektor ist allerdings, dass immer mehr Arbeitszeit 
auf die Kunden abgewälzt wird. Dies ist z.B. der Fall, wenn sich Fluggäste an Automaten 
selber einchecken oder Kunden bei Telefonauskünften minutenlang Nummern eintippen 
müssen, bevor sie mit einem Menschen sprechen dürfen (Huws 2003). 

6 Der Anteil der Teilzeitbeschäftigung an der Gesamtbeschäftigung stieg in Deutschland zwi- 
schen 1960 und 1975 von 2,6 auf 8,3 Prozent an. Gleichzeitig verdreifachte sich auch der 
Anteil der Teilzeitbeschäftigung unter den beschäftigten Frauen (Schmiede 1980: 84). 
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Arbeitszeit und den Übergang zu individuellen Arbeitszeitverkürzungen 
(Schmid 1985). Auf der anderen Seite gab es Feministinnen, die schon früh 
auf die Gefahr hinwiesen, dass durch individuelle Arbeitszeitverkürzungen die 
geschlechterspezifische Verteilung der bezahlten Arbeitszeit nur auf eine neue 
Art reproduziert würde - Männer arbeiten Vollzeit, Frauen Teilzeit. Statt indi- 
vidueller Teilzeitregelungen forderten sie deshalb die Einführung eines allge- 
meinen Sechs-Stunden-Tages (Kurz-Scherf/Breil 1987). Innerhalb der männlich 
dominierten Gewerkschaftsbewegung fand diese Forderung aber kaum Gehör 
(Bogart 1987: 50). Stattdessen stritten die Gewerkschaften über Vor- und 
Nachteile der Verkürzung der Wochenarbeitszeit und der Lebensarbeitszeit 
(Ott 1984: 59-60). Die unterschiedlichen Standpunkte spiegelten zum Teil die 
unterschiedlichen Interessen der Betroffenen wider: Frauen waren an einer 
Verkürzung des Arbeitstages interessiert (weil sich die Reproduktionsarbeit 
auch gleichmäßig über die Woche verteilt), junge Männer für eine Verkürzung 
der Wochenarbeitszeit oder der Jahresarbeitszeit. Ältere Beschäftigte sowie Be- 
schäftigte, die körperlich anstrengende Tätigkeiten ausführten, wiederum präfe- 
rierten eine Reduzierung der Lebensarbeitszeit.” 

Neben der individuellen Arbeitszeitverkürzung, die durch die rasante Auswei- 
tung der Teilzeitbeschäftigung ohne Lohnausgleich stattfand, kam es in den 
1980er Jahren in Europa noch einmal zu einer Welle von kollektiven Arbeits- 
zeitverkürzungen. In den 1970er Jahren war die fordistische Wachstumsperio- 
de zu Ende gegangen. Die darauf folgende Krise führte zu einem schnellen 
Anstieg der Arbeitslosigkeit. Angesichts steigender Arbeitslosigkeit verkürzte 
die französische Regierung 1981 die Wochenarbeitszeit von 40 auf 39 Stun- 
den. Im Laufe der 1980er waren es dann aber vor allem die deutschen Ge- 
werkschaften und hier insbesondere die IG Metall und die IG Druck und Pa- 
pier, die den Kampf für die Verkürzung der Wochenarbeitszeit vorantrieben. 
Die IG Metall hatte in den 1970er Jahren schon in der Stahlindustrie für die 
Einführung der 35-Stunden-Woche gestreikt. Statt einer Verkürzung der Wo- 
chenarbeitszeit gab es eine Ausweitung des Urlaubsanspruches. Anfang der 
1980er Jahre verschob sich der Fokus der Auseinandersetzungen auf die Me- 
tall- und Druckindustrie, wo 1984 nach einem heftigen Arbeitskampf Arbeit- 
geber und Gewerkschaften übereinkamen, die Arbeitszeit zuerst auf 38,5 und 
in den folgenden zehn Jahren in mehreren Schritten auf 35 Wochenstunden 
zu reduzieren (Altun 2005: 94ff).* Neben der langen Übergangsperiode kamen 
die Gewerkschaften den Arbeitgebern auch hinsichtlich der Flexibilität der 
Arbeitszeit entgegen. Praktisch stellte die 35-Stunden-Woche nur noch einen 
Durchschnittswert dar, der über einen bestimmten Zeitraum eingehalten wer- 


7 Später wurde auch die Forderung nach einer je nach Lebensabschnitt variierenden Arbeits- 
zeit erhoben. 

8 Die Regelung ist als „Leber-Kompromiss“ bekannt und geht auf den SPD-Politiker Georg 
Leber zurück, der den Arbeitszeitstreit geschlichtet hat. 
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variieren konnte.” Diese Flexibilisierung war ın den Gewerkschaften höchst Vorname ausreichend 
umstritten und führte zu Verwerfungen im Apparat. TEnkieieh | 
Der Kompromiss Arbeitszeitflexibilisierung für Arbeitszeitverkürzung konnte Straße | 
als Win-win-Situation und damit als richtungweisend für ein mögliches post- en 
fordistisches Arbeitszeitregime interpretiert werden (Herrman u. a. 1999: 21- PLZ/Ort 
22). Das Extrembeispiel für diesen Art von Kompromiss war der VW-Konzern, 

wo 1994 die wöchentliche Arbeitszeit auf 28,8 Stunden reduziert wurde, um E-Mail 
einen Beschäftigungsabbau zu verhindern, mit dem das Management gedroht 

hatte. Die Beschäftigten nahmen nicht nur Lohneinbussen hin, sondern auch 


nu 
den musste, während die wöchentliche Arbeitszeit in bestimmten Schranken | bitte 


eine weitreichende Flexibilisierung der Arbeitszeit in Kauf. Auch hier stellen Antwort 
die 28,8 Stunden einen Durchschnittswert dar, der über das Jahr gerechnet er- 
reicht werden musste. Die wöchentliche Höchstarbeitszeit konnte bis zu 38 
Stunden ausgedehnt werden (Haipeter/Lehndorff 2001: 273). Eine ähnliche 
Strategie wurde auch mit der Einführung der gesetzlichen 35-Stunden-Woche 
in Frankreich verfolgt. Die Regierung Jospin, die nach der Streikwelle 1995 die 
Parlamentswahlen 1997 gewonnen hatte, hat zwischen 1998 und 2000 die Ar- 
beitszeit von 39 auf 35 Wochenstunden verkürzt (Hermann 2000; Lehndorff 
2001: 75). Auch in diesem Fall war das Hauptmotiv der Kampf gegen die 
Arbeitslosigkeit, von der Ende der 1990er Jahre zeitweise mehr als zehn Pro- 
zent der Arbeitnehmer betroffen waren. Aufgrund der Zulassung verschiedener 4 
Durchrechnungsmodelle handelte es sich tatsächlich nicht um eine 35- 
Stunden-Woche, sondern um ein 1600-Stunden-Jahr. Je nach Vereinbarung 


Verlag Westfälisches Dampfboot 
Hafenweg 26 a 


D-48155 Münster 


konnte die wöchentliche Arbeitszeit bis auf 44 Stunden ausgedehnt werden, Name = 2 | 
ohne dass dafür Überstundenzuschläge bezahlt werden mussten (ebd.).' u .- I, "pie 

: : . i Vorname ausreichend | 
5. Neoliberalismus und Verlängerung der Arbeitszeit j ö 2 | frankieren 
Während in Deutschland und Frankreich die durchschnittliche Arbeitszeit pro Straße _ . u | 
Beschäftigtem in den 1980er und 1990er Jahren weiter zurückging, hat sie im en 
gleichen Zeitraum in den USA zugenommen. Die Zunahme der Arbeitszeit PLZ/Ort 2 . 


stellt einen Bruch mit einem säkularen Trend dar und fällt nicht zufällig mit 
einer Phase sozialer Herrschaft zusammen, die Neoliberalismus genannt wird. E-Mail 


Anfänglich glauben viele Ökonomen und Sozialwissenschafter noch, dass die 
Zunahme der Arbeitszeit ein amerikanisches Phänomen sei und mit dem ang- 


loamerikanischen Kapitalismus- und Gesellschaftsmodell zu tun habe (inner- Antwort 


Verlag Westfälisches Dampfboot 
Hafenweg 26a 


9 Ursprünglich betrug der Ausgleichszeitraum nur zwei Monate, er wurde dann 1988 auf sechs 
Monate und ab 1991 auf zwölf Monate ausgedehnt. 

10 Mittlerweile ist die 28,8 Stunden-Woche bei VW Geschichte. 2006 einigten sich Manage- 
ment und IG Metall auf eine Ausweitung der Arbeitszeit auf 33 Wochenstunden für Produk- . 
tionsarbeiter und 34 Wochenstunden für administratives Personal. Anstatt eines Lohnaus- D-48155 Münster 
gleiches stockte das Unternehmen den firmeneigenen Pensionsfonds auf. 

11 Die darauf folgenden konservativen Regierungen weichten die 35-Stunden-Woche weiter auf. 
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halb Europas gehört Großbritannien zu den Spitzenreitern in puncto lange 
Arbeitstage).”” Neuere Entwicklungen zeigen aber, dass auch in Deutschland 
und anderen kontinentaleuropäischen Ländern der Druck zur Arbeitszeitver- 
längerung zunimmt und in den letzten Jahren auch zu einer Verlängerung der 
effektiven Arbeitszeit geführt hat (Keune 2006). Während die Flexibilisierung 
half, die Profitrate unter geänderten Marktbedingungen zu erhöhen, dient die 
Verlängerung der Arbeitszeit hauptsächlich dazu, die Herrschaft des Kapitals 
über die Zeit der Arbeiter wiederherzustellen. Die Ausweitung der Arbeitszeit 
basıert dabei nicht nur auf einer Verlängerung der Wochenarbeitszeit, sondern 
auch auf der Kürzung von Urlaubsansprüchen, der Hinaufsetzung des Renten- 
alters und einer Erhöhung der Beschäftigungsraten."” 

Beim Neoliberalismus geht es nicht nur um eine Veränderung der Produkti- 
onsweise, sondern um die Herausbildung eines neuen Gesellschaftsmodells. Im 
Vergleich zu jenem der Nachkriegsjahrzehnte ist dieses durch eine Intensivie- 
rung der Konkurrenz gekennzeichnet. Die Philosophie des Neoliberalismus 
besteht darin, dass nahezu alle gesellschaftlichen Probleme durch mehr Wett- 
bewerb gelöst werden können. Bringen die diesbezüglichen Maßnahmen nicht 
den gewünschten Erfolg, was meistens der Fall ist, so ist das Heilmittel mehr 
Wettbewerb, auch wenn die Probleme erst durch die Einführung von Konkur- 
renz entstanden sind. Der Grund dafür ist, dass Wettbewerb für einzelne Un- 
ternehmen und ihre Profitraten schlecht sein mag, die Konkurrenz aber 
gleichzeitig ein bewährtes Mittel darstellt, um Klassenherrschaft zu reproduzie- 
ren. Dazu zählt auch die Herrschaft über die Arbeitszeit. Insofern muss die 
Intensivierung der Konkurrenz auch als Antwort auf jene Arbeiter verstanden 
werden, die sich gegen die Anordnung von Überstunden zur Wehr setzten 
und stattdessen weitere Arbeitszeitverkürzungen forderten. Ungezügelte Kon- 
kurrenz hilft bei der Disziplinierung der Arbeiterschaft und führt, indem sie 
Belegschaften gegeneinander ausspielt, zu einer Schwächung der Gewerkschaf- 
ten. Unter der Voraussetzung ungezügelter Konkurrenz ist es schwierig, eine 
solidarische Arbeitszeitpolitik aufrechtzuerhalten. 

In den USA und in Großbritannien gingen neoliberale Politiker aktıv gegen 
Gewerkschaften vor, die der Durchsetzung des neuen Gesellschaftsmodells im 
Wege standen. In Deutschland und anderen korporatistischen Ländern vollzog 
sich der Wandel schleichend, aber auch hierzulande befinden sich die Gewerk- 
schaften spätestens seit Anfang der 1990er Jahre in der Defensive. Dabei hat 


12 Eine rühmliche Ausnahme in dieser Hinsicht ist Pietro Basso (2003), der schon Ende der 
1990er Jahre bezweifelte, dass Europa gegenüber dieser Entwicklung immun sei. 

13 Die dahinter stehende Philosophie wird in einer Stellungnahme des Internationalen Wäh- 
rungsfonds (2004) deutlich, der Europa dafür kritisiert, dass das hohe Produktivitätswachs- 
tum im europäischen Wirtschaftsraum durch einen säkularen Rückgang der Nutzung der 
Arbeitskraft (‚labour utilisation rate’) neutralisiert wurde, weshalb Europa in puncto Wirt- 
schaftswachstum und BIP pro Kopf hinter den USA her hinke. 


98 Christoph Hermann 


sich die am Ende des 19. Jahrhunderts entstandene positive Spirale von Ar- 
beitszeitverkürzung und gewerkschaftlichem Organisationsgrad umgedreht: 
Weil durch Flexibilisierung und Individualisierung der Arbeitszeit ein wichti- 
ger Aspekt der Solidarität zwischen den Beschäftigten erodiert, verlieren die 
Gewerkschaften gleichzeitig an Halt in den Belegschaften. Die Unterstützung 
nimmt ab, obwohl die Gewerkschaften mit dieser Politik zum Teil explizit den 
Wünschen der Beschäftigten folgen, die oftmals lieber länger arbeiten, als 
Lohneinbußen hinzunehmen. In diesem Zusammenhang hat sich auch die 
Zustimmung der Gewerkschaften zur Arbeitszeitflexibilisierung als Bumerang 
erwiesen: Damit wurde nämlich akzeptiert, dass die Konkurrenzfähigkeit eines 
Unternehmens von seinen Arbeitszeitregelungen abhängt. Wie weiter vorne 
ausgeführt, wurde auch im Fordismus die Arbeitszeit nie völlig der marktver- 
mittelten Konkurrenz entzogen. Die Akzeptanz von Überstunden ermöglichte 
es besonders innovativen oder effizienten Unternehmen, Marktchancen aus- 
zunützen. Sie stellte aber keine Frage des ökonomischen Überlebens dar. Be- 
triebe, denen das Wasser bis zum Hals stand, konnten sich keine Überstun- 
denzuschläge leisten. 

Im globalen Kapitalismus, ın dem Unternehmen in mehreren Ländern und 
Kontinenten Standorte betreiben, hat das Management die Möglichkeit, 
Standorte gegeneinander auszuspielen (Altvater/Mahnkopf 1997: 245ff). Wie 
die jüngsten Beispiele in Deutschland zeigen, spielen neben dem Lohnniveau 
auch Arbeitszeitregelungen eine Rolle bei Standortentscheidungen. In diesem 
Zusammenhang verlangen die Unternehmer nicht nur immer öfters Ausnah- 
meregelungen zur Sicherung von Beschäftigung und Wettbewerbsfähigkeit, 
sondern fordern eine generelle Verlagerung der Arbeitszeitverhandlungen von 
der Branchen- auf die Betriebsebene - etwas, was im Zusammenhang mit der 
Arbeitszeitflexibilisierung bereits erfolgreich durchgesetzt wurde (Herrmann u. 
a. 1999: 36). Unter der Voraussetzung von konzerninterner Konkurrenz ist die 
Betriebsebene besser geeignet, den Konkurrenzdruck an die Mitarbeiter weiter- 
zureichen. Dabei helfen auch die gleichzeitig stattfindende Dezentralisierung 
von Unternehmen und die Einführung halbautonomer cost centres und profit 
centres. Die Gewerkschaften befinden sich dabei in einer Zwickmühle: Stim- 
men sie den Verschlechterungen zu, stellen sie zumindest sicher, dass es noch 
tarifvertragliche Arbeitszeitregelungen gibt. Tun sie das nicht, riskieren sie, 
dass ein weiterer Betrieb aus dem Tarifverbund ausschert und damit für die 
Beschäftigten Einzelverträge bzw. das Arbeitszeitgesetz gelten, das in Deutsch- 
land eine 48- Stunden-Woche vorsieht. 

Neben der Dezentralisierung kommt es auf organisatorischer Ebene auch zu 
einem Prozess, der als Vermarktlichung beschrieben wurde (vgl. Kratzer/Menz/ 
Nies/Sauer und Matuschek/Kleemann/Voss in diesem Heft; Kratzer/Sauer 2007: 
1778). In der betrieblichen Praxis kämpfen die Beschäftigten neben der Bewäl- 
tigung der eigentlichen Aufgaben immer öfter mit Termindruck und Budget- 
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beschränkungen. Hinsichtlich der Arbeitszeit ergeben sich durchaus neue Frei- 
heiten. Im Extremfall, bei „Vertrauensarbeitszeit“, gibt es keinen Vorgesetzten 
mehr, der die Arbeitszeit kontrolliert (Haipeter u.a. 2002). Weil aber gleichzei- 
tig die Anforderungen steigen, ist die selbstorganisierte Verlängerung der eige- 
nen Arbeitszeit oft das einzige Mittel, um dıe marktvermittelten Zwänge be- 
wältigen zu können. In diesem Zusammenhang nehmen Beschäftigte immer 
öfter Arbeit mit nach Hause bzw. sie können nicht aufhören, zu Hause über 
die Arbeit nachzudenken. Deshalb führen die neuen Freiheiten zu längeren 
Arbeitszeiten (Glißmann 2001; Pickshaus 2001). Christa Herrmann (2005) 
spricht deshalb von einer „selbstorganisierten Entgrenzung“ des Arbeitstages. 
Unter der Bedingung intensivierter Konkurrenz wird die Flexibilisierung der 
Arbeitszeit, ob selbstinitiiert oder fremdbestimmt, zu einem Vehikel, um die 
Arbeitszeit weiter den Interessen des Kapitals unterzuordnen. Auf der einen 
Seite führen variable Arbeitszeiten, Arbeitszeitkonten und Vertrauensarbeitszeit 
unter Konkurrenzdruck dazu, dass die Beschäftigten immer mehr Arbeitszeit 
ansparen, um sich später einmal frei zu nehmen. Weil aber der Druck nicht 
nachlässt, besteht das Guthaben nur auf dem Papier und kann, falls es nicht 
verfällt, frühestens im Rahmen eines gleitenden Pensionseintrittes in Anspruch 
genommen werden (Seifert 2005b; Haipeter/Lehndorff 2004: 141fh). Während 
es sich dabei immerhin um zinslose Darlehn der Beschäftigten an ihr Unter- 
nehmen handelt, werden Überstunden in vielen Fällen gar nicht mehr aufge- 
schrieben, weil es ohnehin keine Aussicht auf Bezahlung gibt. Aus Flexibilität 
plus Arbeitszeitverkürzung wird damit Flexibilität plus Verlängerung der Ar- 
beitszeit (Bispinck 2006: 18). Während Teilzeitarbeitssuchende laut Umfragen 
Arbeitszeiten um 20 Stunden pro Woche bevorzugen würden (Bergmann u.a.. 
2004: 141), werden auf der anderen Seite Teilzeitstellen zu „Minijobs“, die die 
Beschäftigung auf ein paar Stunden in der Woche reduzieren und die kaum 
die Kosten für den Lebensunterhalt abdecken. In Deutschland gibt es mittler- 
weile fast sieben Millionen solcher „Minijobs“. In diesem Zusammenhang 
spielen die Ausdehnung der Arbeitslosigkeit und der Rückbau des Sozialstaa- 
tes (Hartz-Reformen) eine wichtige Rolle, weil dadurch Konkurrenzbedingun- 
gen auf dem Arbeitsmarkt geschaffen wurden, die mehr Menschen zwingen, 
solche Jobs anzunehmen. 

Viele können sich jedoch die Annahme von geringfügigen Teilzeitjobs nur 
deshalb leisten, weil sie mit einem vollzeitarbeitenden Partner zusammenleben. 
Nimmt man den Haushalt als Bezugsgröße, so hat die Arbeitszeit pro Haus- 
halt seit den 1970er Jahren signifikant zugenommen. Untersuchungen für die 
USA zeigen, dass die gemeinsame Arbeitszeit von Ehepaaren seit 1979 um 
mehr als 15 Prozent gestiegen ist, für Familien in den unteren Einkommens- 
schichten sogar um 20 Prozent (Lawrence u.a. 2005: 100). Während ım For- 
dismus der steigende Konsum dafür sorgte, dass die gesellschaftlich notwendi- 
ge Arbeitszeit weniger stark zurückging, als es die Produktivitätsfortschritte er- 
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laubt hätten, sind im Neoliberalismus die Familien gezwungen, länger zu ar- 
beiten, um einen bereits erreichten Lebensstandard überhaupt halten zu kön- 
nen. Die Arbeitszeitverlängerung ist ein Hinweis darauf, dass die extensive Ak- 
kumulation erneut an Bedeutung gewinnt. 


6. Schlussfolgerungen 


Eine progressive Arbeitszeitpolitik muss auf einer kritischen Analyse des for- 
distischen Arbeitszeitregimes und seiner Mängel aufbauen. In diesem Zusam- 
menhang muss die Frage der Verfügungsgewalt über die Arbeitszeit neu gestellt 
werden. Mit dem Zugeständnis, dass die Unternehmen Überstunden anordnen 
können, wurde die Arbeitszeit nur teilweise dem Konkurrenzkampf entzogen, 
was es später erleichterte, auch die reguläre Arbeitszeit dem selben Mechanıs- 
mus zu unterwerfen. In Anknüpfung an die Humanisierungsdebatten der 
1970er Jahre wäre auch das Recht des Kapitals, die Arbeit zu intensivieren, zu 
hinterfragen. Vor allem muss aber die Frage nach der Verteilung von bezahlter 
und unbezahlter Arbeitszeit neu aufgerollt werden. Angesichts der zunehmen- 
den geschlechtsspezifischen Polarisierung von bezahlter Arbeitszeit ist die 
Forderung nach dem Sechs-Stunden-Tag, die von Feministinnen und Gewerk- 
schafterinnen in den 1980er Jahren gestellt wurde, so aktuell wie nie zuvor. 
Dabei geht es nicht um die Etablierung eines starren Arbeitszeitkorsetts, son- 
dern um eine neue Form der Solidarität und der Verteilung von sozialer Ver- 
antwortung im Sinne einer politischen Ökonomie der Arbeiterklasse, die auch 
Fraueninteressen mit einschließt. Dafür ist wahrscheinlich nichts weniger als 
ein Bruch mit dem gegenwärtigen Gesellschaftssystem und seiner Fixierung auf 
Konkurrenz notwendig, die sicherstellt, dass die Herrschaft des Kapitals über 
die Arbeitszeit unangetastet bleibt. 

Die Herausforderung besteht darin, starke kollektive Regelungen zu finden, die 
Spielraum für individuelle Arbeitszeitwünsche lassen (Arbeitszeitautonomie). 
Die Erfahrungen der letzten Jahrzehnte zeigen aber, dass die Eindämmung der 
Konkurrenz eine wichtige Voraussetzung darstellt, um sowohl kollektive als 
auch individuelle Interessen durchsetzen zu können. Laut einer Umfrage des 
ISO Instituts zur Erforschung sozialer Chancen sind Schwankungen der wö- 
chentlichen Arbeitszeit in fast 90 Prozent der Fälle betrieblich bedingt, wäh- 
rend kaum fünf Prozent der Abweichungen geplante private Gründe haben 
(Bauer u.a. 2004: 136). Die Neuverteilung von bezahlter und unbezahlter Ar- 
beitszeit knüpft an ein weiteres Problem an, das für die gegenwärtige Phase des 
postfordistischen Kapitalismus charakteristisch ist: Das Auseinanderdriften 
von gesellschaftlich notwendiger (bezahlter und unbezahlter Arbeit) und effek- 
tiv verausgabter Arbeitszeit. Langfristig muss über eine Neubestimmung der 
gesellschaftlich notwendigen Arbeitszeit diskutiert werden. Dabei geht es nicht 
um die Festlegung einer empirischen Größe, sondern darum, welche und wie 
viele Güter und Dienstleistungen eine Gesellschaft zur sozialen Reproduktion 
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benötigt, welche Qualität sie haben sollen und wie sie ökologisch nachhaltig 
erzeugt werden können. 
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Sophie Jänicke, Kay Ohl, Hilde Wagner 


Es wird Zeit! 
Ansätze einer neuen Arbeitszeitdebatte 
in der IG Metall 


Der Konflikt um die Arbeitszeit ist eine der Kernauseinandersetzungen ge- 
werkschaftlicher Kämpfe. Es ist ein Konflikt um die Verfügungsgewalt über die 
lebendige Arbeit, und damit ein Konflikt über die Ausweitung oder Begren- 
zung von Herrschaft. Kämpfe um Arbeitszeit haben eine lange Tradition in 
der IG Metall - vom Kampf um die Einführung des 10-Stunden-Tages bis zur 
Einführung der 35-Stunden-Woche (siehe den Artikel von Christoph Hermann 
ın diesem Heft). Jahrzehntelang hat sich die IG Metall dafür eingesetzt, dass 
der Produktivitätsfortschritt nicht nur für eine Steigerung des monetären, son- 
dern auch des Zeitwohlstandes der Beschäftigten genutzt wird. 

Die konkreten Bedingungen in anderen Branchen haben sich in den letzten 
Jahrzehnten tiefgreifend verändert. Das relativ stabile und kohärente System 
von fordistischer Arbeits- und Arbeitszeitorganisation ist abgelöst worden 
durch flexible Arbeitszeitarrangements und ausufernde Arbeitszeiten, die Be- 
schäftigte und Gewerkschaften vor neue Herausforderungen stellen. Die 1G 
Metall hat daher auf ihrem 21. Gewerkschaftstag in Leipzig beschlossen, das 
Thema Arbeitszeit erneut auf die Agenda zu setzen. Im Folgenden werden 
neue Herausforderungen skizziert, die sich durch die Veränderung der Arbeits- 
zeitlandschaft ergeben und erste Überlegungen im Hinblick auf die Perspekti- 
ven zukünftiger Arbeitszeitpolitik der IG Metall vorgestellt. 


Arbeitszeit im Umbruch 


Im Zuge der verschärften globalisierten Konkurrenz geriet die Arbeitszeitland- 
schaft in Bewegung. Aus Unternehmenssicht bietet sich gerade bei der Ar- 
beitszeit ein günstiger Hebel, um den gestiegenen Wettbewerbsdruck auf die 
Arbeitskosten an die Beschäftigten weiterzugeben Einige wichtige, prägende 
Trends in der Arbeitszeit, mit denen sich gewerkschaftliche Arbeitszeitpolitik 
auseinandersetzen muss, werden im folgenden kurz beleuchtet: 

Es findet eine generelle Verlängerung der Arbeitszeiten für Vollzeitbeschäftigte 
statt. Dabei klaffen tarifliche und effektive Arbeitszeiten zunehmend auseinan- 
der. Während die durchschnittliche tarifliche Arbeitszeit in der Gesamtwirt- 
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schaft seit einigen Jahren bei ca. 37 Stunden stagniert, liegt die reale Arbeits- 
zeit inzwischen im Durchschnitt bei 40,3 Stunden in der Woche (Eurostat, 
Arbeitskräfteerhebung 2006, Luxemburg 10/2007). In der Metall- und Elektro- 
industrie ist diese Kluft noch größer, weil auch dort die effektiven Arbeitszei- 
ten erheblich gestiegen sind, allerdings bei vereinbarter 35 Stunden Woche. 
Dabei handelt es sich um einen Anstieg der wöchentlichen durchschnittlichen 
Arbeitszeiten, ohne Lohnausgleich. Zur Verlängerung der wöchentlichen Ar- 
beitszeiten kommt die politisch intendierte Erhöhung der Lebensarbeitszeiten. 
Die Einführung der Rente mit 67 ist das deutlichste Bespiel dafür, dass durch 
drohende Rentenkürzung versucht wird, die Menschen länger ım Arbeitsleben 
zu halten, auch wenn dies auf Grund physischer oder psychischer Belastungen 
gar nicht möglich ist. Auch die Abschaffung der geförderten Altersteilzeit und 
andere Maßnahmen weisen in diese Richtung. Damit kommt es zu einer Ver- 
längerung der Arbeitszeiten im Alltag von Vollzeitbeschäftigten und gleichzei- 
tig wird - gegen den Widerstand der Gewerkschaften - eine Verlängerung ım 
Lebenslauf angestrebt. 

Weiterhin werden Arbeitszeiten zunehmend flexibler. Während die Arbeitszeit 
früher eine fixe Größe im Produktionsprozess war, wird sie heute immer mehr 
zur abhängigen Variablen. So wird Arbeitszeit z.B. im Zuge von Just-in-Time- 
Produktion an die Erfordernisse und Schwankungen des Marktes angepasst, 
was häufig zu sehr flexiblen Arbeitszeitmodellen in den Betrieben führt. Vor- 
reiter solch flexibler Arbeitszeitregelungen sind die großen Industrieunterneh- 
men, vor allem in der Metall- und Elektroindustrie. Die Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer ın dieser Branche gehören inzwischen zu den flexibelsten 
der Welt. Die Folge ist häufig, dass die individuellen Arbeitzeiten für die Be- 
schäftigten immer weniger planbar und berechenbar sind. Flexibilisierung fin- 
det, entgegen den Versprechen der Managementseite, meist nur im Interesse 
der Unternehmen und nicht nach den Wünschen der Beschäftigten statt. Im 
Zusammenhang mit der Verlängerung der Arbeitszeiten führt die Flexibilisie- 
rung zu einer Zunahme von Vereinbarkeitsproblemen zwischen den berufli- 
chen und den außerberuflichen Interessen der Beschäftigten. 

Auch belastende Formen der Arbeitszeit nehmen zu. So ist die Schicht- und 
Wochenendarbeit seit Beginn der 90er Jahre wieder erheblich angestiegen. Ar- 
beiteten 1992 noch 38% in Schicht- oder Wochenendarbeit, waren es 2003 
schon 51% der Beschäftigten. Diese Zunahme erfolgt nicht etwa aus prozess- 
oder versorgungstechnischen Gründen, sondern wird vorrangig mit betriebs- 
wirtschaftlichen Argumenten begründet. 

Ferner nimmt die Ausdifferenzierung der Arbeitszeiten zwischen verschiedenen 
Beschäftigtengruppen zu. Männer arbeiten ın der Regel länger als Frauen, 
Hochqualifizierte länger als Geringqualifizierte. Insbesondere hochqualifizierte 
Beschäftigte in Forschungs- und Entwicklungsabteilungen und in kaufmänni- 
schen Bereichen haben oft extrem lange Arbeitszeiten. In dieser Gruppe, die 
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im allgemeinen eine Vorreiterfunktion für neue Formen der Arbeitsorganisati- 
on hat, wird die Arbeitszeit sogar teilweise völlig vom Arbeitsergebnis isoliert 
und zur variablen, individuell zu verantwortenden Größe (Vertrauensarbeitszeit). 
Während also einerseits die Arbeitsbelastung Vollzeitbeschäftigter ansteigt, 
werden immer größere Teile der Bevölkerung in unfreiwillige Teilzeiterwerbstä- 
tigkeit, in geringfügige Beschäftigung oder ın die Arbeitslosigkeit abgedrängt. 
Der wirtschaftliche Strukturwandel und das Diktat der „Ökonomie kurzer 
Fristen“ führen zu einer Entgrenzung von Arbeitszeit und Leistung. Dabei 
sind die Erscheinungsformen und konkreten Folgen für verschiedene Beschäf- 
tigtengruppen je nach Arbeitskonstellation durchaus unterschiedlich. Für Be- 
schäftigte mit neuen „Arbeitszeit-Freiheiten“ führen diese Bedingungen zu 
dem Phänomen des „Arbeitens ohne Ende“. Angehäufte Arbeitszeiten drohen 
zu „verfallen“. Welche Ausmaße dies annehmen kann, zeigt das Beispiel der 
Daimler Zentrale in Stuttgart. In nur einem Jahr sind dort rund 750.000 Stun- 
den verfallen, d.h. die 12.000 Beschäftigten hatten die Arbeit von 500 zusätzli- 
chen Stellen umsonst miterledigt (metallzeitung Nr.2/ 2008). Beschäftigte in 
flexiblen Arbeitszeitmodellen, die in erster Linie nach den Markt- und Kun- 
denanforderungen ausgerichtet sind, leiden unter der Kurzfristigkeit, mit der 
Dauer und Lage der Arbeitszeit verändert werden. Durch die kurzfristig 
schwankende Verteilung der Arbeitszeit schwindet ihre Planbarkeit, Arbeit und 
Privatleben lassen sich nicht mehr verlässlich abstimmen. Beschäftigte in 
Schichtarbeit werden zunehmend mit neuen Schichtmodellen konfrontiert, die 
regelmäßig Sonn- und Feiertags- oder Nachtarbeit einschließen. Selbst 12- 
Stunden-Schichten sind für „moderne“ Unternehmen der Chipherstellung 
(z. B. Infineon, Qimonda und AMD in Dresden) kein Tabu mehr. 

Die daraus resultierenden Probleme für Beschäftigte, wie belastungs- und 
stressbedingte Erkrankungen und ein zunehmendes Ungleichgewicht zwischen 
arbeits- und lebensweltlichen Interessen führen dazu, dass auch der Hand- 
lungsdruck für die IG Metall in Arbeitszeitfragen nach einer Phase der „Still- 
haltens“ wieder gestiegen ist. 

All diese Entwicklungen prägen die Ausgangsbedingungen für zukünftige ge- 
werkschaftliche Arbeitszeitpolitik, die vor neuen Herausforderungen und zu 
bewältigenden Schwierigkeiten steht. Die Ausdifferenzierung der Arbeitszeiten 
zwischen verschiedenen Branchen und verschiedenen Beschäftigtengruppen 
führt dazu, dass kollektive Strategien weniger als je zuvor greifen. Von Be- 
schäftigten werden sie oft als sperrig angesehen, wenn sie sich nicht spezifisch 
auf ihre Situation beziehen. Damit sind sie zunächst auch für Gewerkschaften 
wenig mobilisierungsfähig. Dazu kommt, dass insbesondere ın Bereichen mit 
hochqualifizierten Beschäftigten - aber nicht nur dort - über die Verlagerung 
der Kontrolle von vormals Stechuhren oder Vorgesetzten hin zu den Beschäf- 
tigten selbst, eine Individualisierung des Arbeitzeitkonfliktes stattfindet. Die 
IG Metall hat bislang darauf mit Initiativen, wie „Arbeiten ohne Ende?“ und 
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„Meine Zeit ist mein Leben“, geantwortet. Dabei ging es u.a. darum, an den 
Interessenlagen der Beschäftigten unmittelbar dort anzuknüpfen, „wo der 
Schuh drückt“, und auch das Verhältnis von Arbeit und (Privat)Leben zum 
Bezugspunkt gewerkschaftlicher Politik zu machen. Unter den Bedingungen 
von verschärfter Konkurrenz und Individualisierung kann eine effektive Ar- 
beitszeitpolitik im Sinne der Beschäftigten keine Stellvertretungspolitik mehr 
sein, sondern muss die Beschäftigten als handelnde Subjekte stärker als bisher 
in den Mittelpunkt stellen. Um die tari- und betriebspolitische Durchset- 
zungsmacht zu erhöhen, müssen ‘Regelungen mehr denn je gemeinsam mit 
den Beschäftigten entwickelt und umgesetzt werden. 

Zu den Ausgangsbedingungen gehören auch die Arbeitgeber und ıhre Verbän- 
de. Sie haben die 35 Stunden-Woche nie wirklich akzeptiert und seit einem 
Jahrzehnt ein arbeitszeitpolitisches Roll Back eingeläutet. Der Kampf um Ar- 
beitszeitverlängerung wird seit der Umsetzung der 35 Stunden Woche an ver- 
schiedenen Fronten geführt, in den letzten Jahren härter denn je. Die Palette 
reicht von offenen Verstößen gegen Obergrenzen in Arbeitszeitregelungen über 
die Verweigerung von Ausgleichzeiten bis hın zu „heimlichen“ Auszahlungen 
von Kontenguthaben. Offene Angriffe auf die Arbeitszeit stehen seit den 90er 
Jahren aber auch in vielen anderen Branchen und Örganisationsbereichen der 
anderen Einzelgewerkschaften auf der tarifpolitischen Tagesordnung. Der Ar- 
beitskampf im öffentlichen Dienst 2006 kann als grundlegender tarıfpoliti- 
scher Wendepunkt angesehen werden, mit dem die Arbeitgeberseite offen (und 
erfolgreich) die Abkehr von der Politik der Arbeitszeitverkürzung hin zu einer 
tariflichen Arbeitszeitverlängerung in der Fläche eingeleitet hat. 

In der Metall- und Elektroindustrie setzen die Arbeitgeber auch aktuell das 
Thema Arbeitszeitverlängerung wieder vorsichtig, aber direkt und beharrlich 
auf die Tagesordnung. So konstatiert Jan Stefan Roell, Vorsitzender des Arbeit- 
geberverbandes Südwestmetall in der Stuttgarter Zeitung, das Thema Arbeitzeit 
sei „drängender denn je“, um die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Metall- 
und Elektroindustrie zu erhalten und fordert eine Ausweitung der Arbeitszeit: 
„Ziel ist nicht nur eine weitere Flexibilisierung. Uns geht es um mehr: um zusätz- 
liche Kapazitäten durch mehr Arbeit.“ (zit. nach FTD.de, 21.1.2008). 

Dabei zeigt die oben dargestellte Entwicklung in der Arbeitszeitpolitik, dass 
der Betrieb der eigentliche Ort ist, an dem die Arbeitgeber den Hebel zur Ver- 
längerung der Arbeitszeit ansetzen. Dies drückt sich in den betrieblich aus- 
ufernden Arbeitszeiten und in dem betrieblich aufgebauten Druck aus der in 
vielen Fällen zu betrieblich abweichenden Tarifregelungen der Arbeitszeit ge- 
führt hat. Neben der Individualisierung ist es gerade die Verbetrieblichung der 
Arbeitszeitpolitik, die dazu beiträgt, dass es für die Gewerkschaften schwierig 
geworden ist, in der Arbeitszeitfrage für kollektive Strategien zu mobilisieren. 
In einer Situation, in der die Belegschaften und die Einzelnen in den zuge- 
spitzten (Standort)Wettbewerb einbezogen werden, müssen die Gewerkschaf- 


ten neue Wege gehen, um erkämpfte Errungenschaften zu verteidigen und in 
der Arbeitszeitpolitik wieder in die Offensive zu gelangen. 


Etappen der Arbeitszeitpolitik in der Metall- und Elektroindustrie 


Die tarifvertragliche Arbeitszeit in der Metall- und Elektroindustrie basiert in 
Westdeutschland nach wie vor auf der 35-Stunden-Woche. Diese wurde 1984 
erkämpft und bis 1994 stufenweise in den Betrieben eingeführt. Bereits zuvor 
gab es in der Metall- und Elektroindustrie über mehr als drei Jahrzehnte kon- 
tinuierliche Arbeitszeitverkürzungen. Bei der Umsetzung der 35-Stunden- 
Woche erlaubte der Tarifvertrag auch andere Formen der betrieblichen Gestal- 
tung und Verkürzung der Arbeitszeit als täglich kürzere Arbeitszeiten. Die in- 
dividuelle regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit konnte gleichmäßig oder un- 
gleichmäßig auf Montag bis Freitag oder mehrere Wochen verteilt werden - 
insgesamt musste sie im Durchschnitt 35 Stunden ergeben und im Rahmen 
tariflich definierter Ausgleichzeiträume erbracht werden. Dabei erfolgte die 
Gestaltung der Arbeitszeit zunehmend über Arbeitszeitkonten, die eine mehr 
oder weniger weitreichende Flexibilisierung der Arbeitszeiten erlaubten. Diese 
Konten haben in jeweils definierter Weise mit dem lange Jahre geltenden Prinzip, 
die vereinbarte Regelarbeitszeit in „gleichförmigen Portionen“ auf die Wochenta- 
ge, die Woche und - zunehmend auch - das Jahr zu verteilen, gebrochen. 

Die Arbeitszeitpolitik der IG Metall war und ist immer an die ökonomischen 
Rahmenbedingungen gebunden. Unter den Bedingungen zunehmender globa- 
ler Konkurrenz und grenzenübergreifender Finanz- und Produktionsnetzwerke 
nimmt der Wettbewerbsdruck an lokalen Produktionsstandorten zu. Alle Un- 
ternehmenseinheiten werden ständig, unabhängig von ihren spezifischen Ge- 
gebenheiten, betriebswirtschaftlich miteinander verglichen. Damit haben sich 
auch die Bedingungen für gewerkschaftliche Arbeitszeitpolitik sowohl struktu- 
rell als auch auf der Ebene der handelnden Subjekte verändert. Belegschaften 
und Beschäftigte und auch ihre Interessenvertretungen sehen oft keine oder 
kaum Chancen, sich dem Wettbewerbsdruck zu entziehen. 

Dies gibt den Hintergrund dafür ab, dass seit Beginn der 90er Jahre auch in 
der Metall- und Elektroindustrie verschiedene Möglichkeiten geschaffen wur- 
den, von der tarifvertraglich vereinbarten 35-Stunden-Woche abzuweichen. 
Um die zunehmende Entgrenzung der Arbeitszeit, vor allem in Bereichen mit 
hochqualifizierten Beschäftigten einzufangen, wurde für die Metall- und Elekt- 
roindustrie bereits 1990 eine tarifvertraglichen Öffnungsklausel vereinbart, die 
für 13% bzw. 18% der Beschäftigten eine bezahlte Erhöhung der Arbeitszeit 
auf bis zu 40 Stunden einzelvertraglich ermöglicht. Im Jahr 2004 wurde von 
den Tarifparteien das Pforzheimer Abkommen abgeschlossen, das u.a. diese 
Vereinbarung erweitert. Durch freiwillige Betriebsvereinbarung ist es seither 
möglich, in Betrieben mit mehr als 45% bzw. 50% der Beschäftigten ın den 
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obersten Gehaltsgruppen die durchschnittliche betriebliche Arbeitszeit auf 40 
Stunden bezahlt zu erhöhen. Außerdem regelt das Pforzheimer Abkommen 
die kontrollierte Abweichung vom Flächentarifvertrag. Die Tarifparteien haben 
damit auf den sich ausbreitenden informellen Wildwuchs betrieblicher Verein- 
barungen und den Druck aus der Politik, anderenfalls gesetzliche Regelungen 
zu schaffen, reagiert. Damit ist unter bestimmten Voraussetzungen die Erhö- 
hung der betrieblichen Arbeitszeiten über eine „offizielle“ tarifliche Abwei- 
chung möglich. Der Versuch der IG Metall, das Thema Arbeitszeit aus tarifli- 
chen Abweichungen herauszuhalten, konnte auf Grund von betrieblichen 
Drucksituationen nicht zufriedenstellend umgesetzt werden, so dass es auch 
über diesen Weg zu kontrollierten Erhöhungen der Arbeitszeit gekommen ist. 
Mit Verweis auf Renditeforderungen, Auslagerungsdruck oder Standortkonkur- 
renz werden Betriebsräte und Gewerkschaften zu Konzessionen bei der Redu- 
zierung von Arbeitsstandards gerade in den Arbeitszeitfragen gedrängt, die die 
Prägekraft des Flächentarifvertrages auszuhebeln drohen. Festzustellen ist da- 
bei, dass Beschäftigte längere Arbeitszeiten oftmals hinnehmen, weil sie 
Angst davor haben, ihren Job zu verlieren oder weil die eigenen Arbeitszei- 
ten unter den Bedingungen indirekter Steuerung bereits ausgeufert sind. 
Auch geringe reale Binkommenszuwächse oder niedrige Einkommen tragen 
dazu bei, dass längere Arbeitszeiten gegenüber Einschnitten beim Einkom- 
men oft als das kleinere Übel angesehen werden. Aufgrund dieser Entwick- 
lungen ist die 35-Stunden-Woche als Regelarbeitszeit massiv unter Druck ge- 
raten. Auch die Versuche, sie in den anderen Organisationsbereichen der IG 
Metall flächendeckend einzuführen und umzusetzen, waren im vergangenen 
Jahrzehnt nur wenig erfolgreich. 

Eine schmerzvolle Niederlage musste die IG Metall 2003 vor allem beim 
Kampf um die Angleichung der tariflichen Arbeitszeiten in Ostdeutschland an 
die 35-Stunden-Woche im Westen hinnehmen. Einzig in der ostdeutschen 
Stahlindustrie ist die wahlweise stufenweise oder sofortige Einführung der 35- 
Stunden-Woche nach einem kurzen, aber wirkungsvollen Streik gelungen. Ent- 
scheidend für die erfolgreiche Mobilisierung war hier vor allem das Argument 
der Arbeitsplatzsicherung durch Arbeitszeitverkürzung. 

In den vergangenen Jahren hat sich die IG Metall verstärkt gestaltenden und 
qualitativen Elementen der Arbeitszeitpolitik zugewandt. 

Sie hat sich um eine tarifpolitische Gestaltung von Arbeitszeit in Form von Zeit- 
konten bemüht, um dem Verfall von geleisteten Arbeitsstunden entgegenzuwir- 
ken. In zwei Tarifgebieten der Metall- und Elektroindustrie und der Stahlbranche 
wurden entsprechende Tarifverträge abgeschlossen. Demnach können in einigen 
Tarifgebieten freiwillige Betriebsvereinbarungen über „flexible Arbeitszeitkonten“ 
und „Langzeitkonten“ eingeführt werden. Es ist vorgesehen, dass die angesparten 
und verzinsten Zeitguthaben vorrangig dafür verwendet werden, früher aus dem 
Erwerbsleben auszusteigen. Die Kontenregelungen eröffnen jedoch auch andere 


Möglichkeiten der Zeitentnahme, wie z.B. die Verwendung von Zeitguthaben für 
die persönliche Weiterbildung oder die Freistellung für Familienzeiten. Dies gilt 
es dann durch Betriebsvereinbarungen zu regeln. 

Klar ist, dass unter den Bedingungen von hohem Arbeits- und Leistungsdruck 
ein langes Ansparen von Zeiten gesundheitliche und soztale Risiken und Prob- 
leme mit sich bringt Die bisherigen betrieblichen Erfahrungen mit dieser Art der 
Arbeitszeitregulierung auszuwerten und Ansätze der Lebensarbeitszeitgestaltung 
weiterzuentwickeln, ist eine der arbeitszeitpolitischen Zukunftsaufgaben für die 
IG Metall. Es muss in Zukunft verstärkt darum gehen, zu vermeiden, dass Lang- 
zeitkonten als Ventile für Arbeitszeitverlängerung missbraucht werden. 

In der Stahlbranche lautet eine der Forderungen der aktuell stattfindenden Ta- 
rıfrunde, älteren Beschäftigten auf Grund der hohen Belastungen pro Jahr zu- 
sätzliche freie Tage zuzugestehen. Mit solchen Elementen wırd versucht, be- 
sonderen Belastungen bestimmter Beschäftigtengruppen Rechnung zu tragen 
und tarifpolitische Lösungen jenseits der bekannten Wege zu finden. 


Eine neue Arbeitszeitdebatte in der IG Metall 


Die IG Metall hat sich auf ihrem 21. Gewerkschaftstag in Leipzig entschlossen, 
das Thema Arbeitszeit wieder verstärkt auf die gewerkschaftspolitische Agenda zu 
setzen. Der 1. Vorsitzende Berthold Huber forderte eine „ehrliche Arbeitszeitde- 
batte“ ein. Dazu gehört es ihm zufolge, die Arbeitszeitrealitäten unterschiedlicher 
Beschäftigter in den Betrieben zur Kenntnis zu nehmen und nach „differenzier- 
ten Lösungen“ in der Arbeitszeitgestaltung zu suchen. Dass die IG Metall dabei 
die 35-Stunden-Woche nicht „wie eine Monstranz vor sich hertragen“ dürfe, 
wurde auf Arbeitgeberseite vielfach als Einladung zu einer generellen Abkehr von 
dieser gewerkschaftlichen Errungenschaft verstanden. Das Fazit der auf dem Ge- 
werkschaftstag geführten Diskussion und der beschlossenen Anträge ist jedoch 
ein anderes: Die IG Metall wendet sich dem Thema Arbeitszeit wieder zu und 
wird die arbeitszeitpolitische Diskussion gewerkschafts- und betriebspolitisch 
wieder aufnehmen. Die Kontroversen der auf dem Gewerkschaftstag zuvor ge- 
führten Debatte um Langzeitkonten und den aktuellen Stellenwert von Arbeits- 
zeitverkürzung werden Bestandteil dieser neuen Diskussion sein. 


Die neue Beschlusslage zur Arbeitszeit beinhaltet folgende Punkte: 

- Die vordringlichsten Aufgaben der Arbeitszeitpolitik der IG Metall besteht 
gegenwärtig darin, einer weiteren Verlängerung der Arbeitszeiten und dem 
„Verfall von Arbeitszeiten“ entgegenzuwirken, die Arbeitszeiten wieder in 
den tariflichen Rahmen zurückzuführen und bei flexiblen Arbeitszeiten die 
Zeitsouveränität für die Beschäftigten zu erhöhen 

- Die 35- Stunden-Woche bleibt die Referenzgröße für alle Organisationsberei- 
che der IG Metall 
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Dies beinhaltet: 

-  Ausufernde Arbeitszeiten sind durch verstärkte betriebspolitische Aktivitäten 
und tarifpolitische Regulierungen zu begrenzen. 

-  Arbeitszeitflexibilisierung ist so zu gestalten, dass die Beschäftigten reale 
Chancen auf eine höhere Zeitsouveränität, individuelle Wahlmöglichkeiten 
und eine bessere Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben erhalten. Dies 
kann durch tarifliche Regelungen zu Arbeitszeitkonten geschehen bzw. unter- 
stützt werden. In den bestehenden Kontenregelungen sind Ansatzpunkte aus- 
zubauen, die dabei helfen, die Zeitsouveränität der Beschäftigten zu erhöhen. 

- Die tarifliche und betriebliche Arbeitszeitgestaltung ist dem Ziel verpflichtet, 
der „Arbeit wieder ein gesundes Maß“ zu geben. Vor dem Hintergrund der 
Intensivierung der Arbeit und des demografischen Wandels verfolgt die IG 
Metall das Ziel, Konzepte alternsgerechten Arbeitens und gesundheitsverträg- 
liche Arbeitszeiten umzusetzen (vgl. unten) 

- Zusätzlich zum Ziel eines alternsgerechten Arbeitens sind Modelle der Ar- 
beitszeitgestaltung anzustreben, die sich auf die unterschiedlichen Lebens- 
phasen und Bedürfnisse der Beschäftigten beziehen (vgl. u.). 

- Für Beschäftigte mit besonderen Belastungen, wie z. B. Schichtarbeit, strebt 
die IG Metall eine Verkürzung der Arbeitszeit an. 

- Das Ziel der Arbeitszeitverkürzung wird darüber hinaus nicht aus den Augen 
verloren. Gesamtgesellschaftlich kann auf Grund von steigender Produktivität 
auf Dauer nicht auf eine generelle Arbeitszeitverkürzung verzichtet werden, 
um Beschäftigung zu sichern und zu schaffen. Die Verlängerung der Lebens- 
arbeitszeit durch die Einführung der Rente mit 67 ist daher auch unter be- 
schäftigungspolitischen Aspekten ein Schritt in die falsche Richtung. 


Arbeitszeitpolitische Perspektiven - Gute Arbeit(szeiten) 


Arbeitszeiten geraten immer dann aus dem Ruder, wenn die abgeforderten Leis- 
tungen von den Beschäftigten in der zur Verfügung stehenden Zeit nicht zu 
erbringen sind. Dies verweist auf die Verschränkung der Arbeitszeit mit den ge- 
samten Arbeits- und Leistungsbedingungen. Bet der Auseinandersetzung um Ar- 
beitszeit geht es deshalb nicht nur um Zeitgrenzen, sondern auch um den Ein- 
fluss auf die Bestimmungsgrößen des Arbeitsprozesses insgesamt. Dies ıst alles 
andere als eine leichte Aufgabe, gerade in einer Zeit, in der es unter zugespitzten 
Wettbewerbsprämissen mehr denn je auf die Grenzziehung der einzelnen Be- 
schäftigten selbst ankommt. Wichtig ist es deshalb mit den Beschäftigten die 
Bedingungen ihrer Arbeit zu reflektieren, Räume für gemeinsame Interesseniden- 
tifikation zu schaffen und sie in die betriebliche und gewerkschaftliche Willens- 
bildung um sinnvolle Regulierungen stärker einzubeziehen. 

Dabei gilt es die arbeitszeitpolitischen Besonderheiten der verschiedenen Ar- 
beitskonstellationen zu beachten. Neue Arbeitsorganisation und Management- 
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methoden weisen den Finzelnen zwar in nahezu allen Bereichen inzwischen ein 
höheres Maß an Eigenverantwortung zu als bisher, die Ausprägungen sind je- 
doch unterschiedlich. Insbesondere in den zahlenmäßig größer werdenden 
höher qualifizierten Bereichen steht die IG Metall vor der Herausforderung, in 
ihrer Tarıfpolitik das mehr an Freiheit und Selbständigkeit zu akzentuieren 
und gleichzeitig Anker zu bieten, wenn die zugestandene Freiheit zur interna- 
lisierten Selbstausbeutung im Interesse der Firma umzuschlagen droht. In Be- 
reichen mit flexiblen Arbeitszeitregimen geht es darum, die Gestaltungsspiel- 
räume und die Zeitsouveränität für die Beschäftigten zu erhöhen und abzusi- 
chern, damit die Arbeitzeit planbar bleibt oder wieder planbar wird. Um die 
Gesundheit nicht zu gefährden, sollen flexible Arbeitszeiten auch belastungs- 
nahe Zeitausgleiche ermöglichen. Dies ist bei Schichtarbeit eine pure Not- 
wendigkeit. Wenn Schichtarbeit nicht vermieden werden kann, geht es darum, 
den Betriebsräten Hilfestellungen zu bieten, die Schichtpläne so zu gestalten, 
dass Belastungen und Beeinträchtigungen der Gesundheit zumindest einge- 
schränkt werden können. 

Unter den veränderten Ausgangsbedingungen für Arbeitszeitpolitik ist es heute 
notwendig, auch neue Formen der tarifvertraglichen Regulierung zu entwi- 
ckeln. Sie sollten den Beschäftigten vermehrte Optionsmöglichkeiten bieten 
und stärker auch „prozedural“ ausgerichtet sein. Tarifverträge könnten bei- 
spielsweise in diesem Zusammenhang Festlegungen für Verfahrensweisen in de- 
finierten Situationen enthalten, in denen die Betriebsparteien in Aktion treten 
und verhandeln müssen, und „Haltegriffe“ für dıe Beschäftigten verankern, 
nach denen sie greifen können, wenn sie wollen, und die ihnen helfen, wenn 
sie es brauchen. Haltegriffe, die ihnen Freiheit und Selbstbestimmung, aber 
auch Sicherheit und Solidarität bieten, damit individuelle arbeits- und lebens- 
laufbezogene Arbeitszeitinteressen artikuliert und mit Hilfe von kollektiven 
Vereinbarungen umgesetzt werden können. 

Dabei könnten folgende Handlungsfelder für die gewerkschaftliche Arbeits- 
zeitpolitik im Mittelpunkt stehen: 

Alternsgerechte und gesundheitsverträgliche Arbeitszeiten. Vor dem Hinter- 
grund der Intensivierung der Arbeit und des demografischen Wandels sowie 
der kürzlich trotz des Widerstands der IG Metall beschlossenen Anhebung des 
Renteneintrittsalters auf 67 Jahre verfolgt die IG Metall das Ziel, Konzepte al- 
ternsgerechten Arbeitens umzusetzen. Dieser Ansatz nimmt die gesamte Er- 
werbsarbeitszeit in den Blick. Dabei stehen tarıfvertragliche und betriebliche 
Maßnahmen auf der Tagesordnung, die es den Beschäftigten gestatten, ihr Er- 
werbsleben gesund und qualifiziert bis zum Renteneintrittsalter bewältigen zu 
können. Dazu können auch, wie in der diesjährigen Stahltarifrunde, geringere 
Arbeitszeiten für besonders belastete Ältere gehören. In Zukunft werden spezi- 
fische Formen der Arbeitszeitverkürzung für gesundheitlich besonders belaste- 
te Beschäftigtengruppen, z.B. in Nacht- und Wechselschichtarbeit eine wichti- 
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ge Rolle spielen. Gerade ın Arbeitsbereichen mit besonders anstrengenden 
physischen und/oder hohen psychischen Anforderungen sollten Arbeitszeiten 
mit einem belastungsnahen Ausgleich ermöglicht werden. Weil angesichts der 
gegenwärtigen Arbeits- und Leistungsbedingungen lediglich ca. 3 % der Beschäf- 
tigten ın der Metall- und Elektroindustrie 60 Jahre und älter sind, muss auch ü- 
ber das Jahr 2009 hinaus die Möglichkeit der Altersteilzeit erhalten bleiben. 
Balance zwischen Arbeit und Privatleben. Weil es den Beschäftigten zuneh- 
mend schwerer fällt, ihr Privatleben und ihren Beruf zu vereinbaren, will die 
IG Metall Arbeitzeitmodelle fördern, die es den Beschäftigten ermöglichen, ıh- 
re Arbeitszeiten so autonom zu gestalten, dass sie ihren individuellen Ansprü- 
chen entsprechen und die individuelle Arbeitszeitsouveränität erhöhen. In die- 
sem Zusammenhang spielen Arbeitszeitmodelle, die den Alltag planbar ma- 
chen, aber auch Modelle zur Lebensarbeitszeitgestaltung eine wichtige Rolle. 
Die oben erwähnten Optionsmodelle könnten Varianten einschließen, die es 
erlauben, sich z.B. den Belangen von Kindern oder zu versorgenden Eltern 
stärker zu widmen oder um sich gesellschaftlich zu engagieren. Um die täglı- 
che und wöchentliche Balance nicht noch weiter aus dem Gleichgewicht gera- 
ten zu lassen, sind auch Maßnahmen erforderlich, die eine gerechtere Vertei- 
lung der Arbeitzeiten zwischen Männern und Frauen fördern. 
Lebensarbeitzeitgestaltung. Die IG Metall strebt Modelle der Arbeitszeitgestal- 
tung an, die sich auf die unterschiedlichen Lebensphasen und Bedürfnisse der 
Beschäftigten im Laufe ihrer Erwerbsbiografie beziehen. Es geht dabei um Op- 
tionszeitenmodelle, die auch Unterbrechung der Erwerbsarbeit ermöglichen, 
zum Beispiel für Elternzeiten oder für Bildung. Erwerbsbiografieorientierte Ar- 
beitszeiten bedeuten auch, dass während des Erwerbsverlaufs andere Regelun- 
gen als das Vollarbeitszeitverhältnis möglich sein sollen. 

Für eine so gestaltete Arbeitszeitpolitik ist eine Verschränkung verschiedener 
politischer Handlungsfelder notwendig. Tarifpolitische Regelungen ım oben 
genannten Sinne können nur durch- und umgesetzt werden, wenn sie gesell- 
schaftspolitisch flankiert und unterstützt werden. Für eine lebenslauforientierte 
Arbeitszeitpolitik bedarf es beispielsweise einer anderen Gestaltung der sozia- 
len Sıcherungssysteme, damit Phasen kürzerer Wochen- oder Lebensarbeitszei- 
ten nıcht mehr (z.B. bei der Berechnung von Arbeitslosengeld und Rente) ne- 
gativ sanktioniert werden. 

Um die gesamtgesellschaftliche und betriebliche Hegemonie über Arbeitszeit- 
fragen zurückzugewinnen und damit auch der Herrschaft des Kapitals über die 
Zeit wieder Grenzen zu setzen, ist aus Sicht der IG Metall ein integrativer An- 
satz in der Arbeitszeitpolitik notwendig, der dazu beiträgt, wieder Bewusstsein 
und Handlungsbereitschaft gegen Arbeitszeitverlängerung und Lohnsenkung 
in den Betrieben aufzubauen und der die Regulierung und Begrenzung von 
Arbeitszeit und Leistung ım Sinne der Beschäftigten in einem Gesamtkonzept 
der Guten Arbeit aufhebt. 


Robert Hinke 


'Eastanizing’. Gewerkschaftliche 
Herausforderung Ostdeutschland' 


Mit dem Anschluss der DDR an die BRD wurden West- und Ostdeutschland 
zu einem neuen Wirtschafts- und Sozialsystem zusammengeführt, keineswegs 
aber zu einem einheitlichen (SOEB 2006). Hinsichtlich der Differenzen han- 
delt es sich um mehr als uns altbekannte regionale Disparitäten. In verschie- 
dener Hinsicht hebt sich Ostdeutschland als gewerkschaftspolitisch eigenwill- 
ges Handlungsterrain von dem der alten Bundesländer ab. Rückt man die Ar- 
beitsbeziehungen in den Betrieben der neuen Bundesländer sowie das damit 
verbundene Verhältnis zwischen Gewerkschaften und Betriebsräten in den 
Kontext eines übergreifenden postfordistischen Formationswandels, mag sich 
für die Gewerkschaften hierin ein bedrohliches Zukunftsszenario spiegeln. So- 
fern man diese Einschätzung auch nur in Ansätzen teilt, scheint es angeraten, 
Ostdeutschland als Lern- und Testfeld gewerkschaftlicher (!) Organisations-, 
Betriebs- und Tarifpolitik zu konzipieren. Aber weder die Gewerkschaftsfor- 
schung noch die bekannten gewerkschaftspolitischen Strategieempfehlungen 
widmen den Verhältnissen in den neuen Bundesländern besondere Aufmerk- 
samkeit. Dieser Beitrag versteht sich als Plädoyer für spezifische konzeptionel- 
le Überlegungen zur Gewerkschaftsarbeit in den neuen Ländern und ein ge- 
sondertes wissenschaftliches Interesse an der Sozio-Logie Ostdeutschlands. Der 
Beitrag hofft eine ‘kleine Debatte’ zur Gewerkschaftsarbeit in Ostdeutschland 
anzuregen. In diesem Sinne ist die Wortschöpfung ım Titel, zusammengesetzt 
aus zwei englischen Morphemen, zu verstehen: It’s time to organıze the east, 
it's time to eastanıze! 


Arbeitsbeziehungen - Re-Regulierung im Formationswandel 


Im Rahmen der sich vollziehenden Neuformierung des ‘Rheinischen Kapita- 
lismus’”? werden Umgruppierungen in der Bearbeitungsform des Klassenkon- 


1 Dieser Artikel entstand im Kontext zweier Arbeitstagungen in Jena bzw. in Dornburg (Dez. 
2006 und 2007), die vom Lehrstuhl für Arbeits-, Industrie- und Wirtschaftssoziologie des In- 
stitutes für Soziologie der Friedrich-Schiller-Universität Jena ausgerichtet wurden. 

2 Sofern man nicht von einer schlichten Angleichung an das angelsächsische Modell ausgeht, 
wofür m. E. nicht allzu viel spricht. Einen guten Überblick über die “Economic- 
Governance-Forschung bzw. die in ihr verhandelte Kontroverse über Konvergenz oder Di- 
vergenz institutioneller Steuerung von Wirtschaft bietet Susanne Lütz (2005). 
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zum Beispiel für Elternzeiten oder für Bildung. Erwerbsbiografieorientierte Ar- 
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der Guten Arbeit aufhebt. 


Robert Hinke 
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samkeit. Dieser Beitrag versteht sich als Plädoyer für spezifische konzeptionel- 
le Überlegungen zur Gewerkschaftsarbeit in den neuen Ländern und ein ge- 
sondertes wissenschaftliches Interesse an der Sozio-Logie Ostdeutschlands. Der 
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fliktes vorgenommen. Obgleich allgemein von einer Dezentralisierung des in- 
teressenpolitischen Regulierungsmodus ausgegangen werden kann’, läuft dieser 
Prozess nicht auf einen schlichten Verfall des für Kontinentaleuropa charakte- 
rıstischen Institutionengefüges korporativer Konfliktverarbeitung hinaus‘, son- 
dern auf dessen Formwandel. Den Fordismus als Referenzfolie heranziehend, 
kann mit einigem Recht von einer (inneren) Erosion eines formal intakt ge- 
bliebenen Systems industrieller Beziehungen gesprochen werden. Mit Blick ın 
die angebrochene Zukunft kündigen sich jedoch Konturen der Re-Regulierung 
des Lohnverhältnisses an. Während der Sozialstaat zu einem Instrumentarium 
der Re-Kommodifizierung, der Wiederherstellung des Warencharakters von Ar- 
beitskraft umgebaut und damit an das Projekt einer neoliberalen Wirtschafts- 
und Beschäftigungspolitik adaptiert wird, fächern sich die ‘rheinischen’ Ver- 
handlungssysteme zu einem Mehrebenensystem korporatistischer und betrieb- 
licher Konzertierung aus (vgl. Europäische Kommission 2006; Schulten 2004). 
Während die europäische Verhandlungsarena schwach ausgebildet bleibt, wer- 
den die nationalstaatlichen und sektoralen Regulierungsebenen spürbar zu- 
gunsten der betrieblichen relativiert: Erkennbar im Falle Deutschlands unter 
anderem darin, dass beschäftigungspolitische und sozialstaatliche Aufgaben 
auf die Agenda der Tarifpolitik rücken, diese wiederum Kompetenzen an die 
Betriebsparteien abtritt und innerbetriebliche Arrangements - prominent in 
der Gestalt ‘betrieblicher Bündnisse’ - überbetrieblichen Akteuren den Rang 
ablaufen (Bispinck/Schulten 2005; Hinke 2005). Thematisch lassen sich drei 
Dezentralisierungswellen unterscheiden: Während ın den 80er Jahren die Arbeits- 
zeit vorrangiges Ziel der Flexibilisierungs- und Dezentralisierungsbemühungen 
war, in den 90er Jahren die Lohnkosten, rückt nunmehr die Neugewichtung der 
Verhandlungsarenen selbst in den Fokus der Interessenpolitik. Der Bedeutungs- 
zuwachs an Haustarifverträgen, der abnehmende Deckungsgrad zunehmend ‘fle- 
xibilisierter’ Flächentarifverträge sowie die Verbreitung betrieblicher “Wettbe- 
werbspakte’ lassen sich in diesem Sinne deuten. Diesem Generaltrend stehen 
eher begleitende als entgegenstehende Tendenzen gegenüber, wie gesamtwirt- 


3 Siehe auch den länderübergreifenden Report der Europäischen Kommission (2006: 46 ff.) zu 
den Industriellen Beziehungen in Europa. 

4 Im Unterschied zu Großbritannien. Der eng mit dem Namen Thatcher verbundene Frontal- 
angriff auf die Gewerkschaften und deren “Kartellmacht’ hat - zumindest in der Privatwirt- 
schaft - zur Liquidierung der überbetriebliche Komponente eines vormals zweistufigen Ver- 
handlungssystems geführt (Schulten 2004: 173 £.). 

5 Der szientistische, institutionentheoretische Zugriff auf soziale Wirklichkeit hat bis ın die 
jüngste Zeit hinein zur Unterschätzung der Tragweite gesellschaftlich beobachtbarer Umbrü- 
che beigetragen (die Durchsicht einschlägiger sozialwissenschaftlicher Zeitschriften bietet 
reichlich Aufschluss). Akteursbezogene Ansätze hingegen entwickelten mehr Sensibilität für 
die Dynamik und Dramatik der Veränderungen in den Austauschbeziehungen zwischen Ka- 
pital und Arbeit. Jene aber auf den Begriff zu bringen, fällt nicht zuletzt deshalb schwer, weil 
unser Kategoriengerüst an - buchstäblich - Vergangenem geschult ist und das Neue sich erst 
in groben Konturen zu erkennen gibt. 


schaftliche Koordinierungsbemühungen ım Rahmen angebotsorientierter Wett- 
bewerbsstrategien, die Einführung gesetzlicher Mindestlöhne oder die europäi- 
sche Kooperation der Gewerkschaften (siehe Traxler 2002; Schulten 2004). 

Noch vor wenigen Jahren sah man gerade im ‘Deutschen Modell’ der überbe- 
trieblichen intermediären Regulierung des Klassenkonfliktes einen Garanten 
für Betriebsfrieden, Interessensausgleich, Gemeinwohlorientierung und betrieb- 
liche Wachstums- und Innovationskoalitionen (Hinke 2005). Wie die juristisch 
und politisch geführten Diskussionen um das Günstigkeitsprinzip und die Ta- 
rifautonomie, Verbandsflucht bzw. -abstinenz der Unternehmen, die Einrich- 
tung sogenannter OT-Verbände‘ sowie die Verbreitung ‘betrieblicher Bündnis- 
se’ belegen, haben sich die gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse längst grundle- 
gend verschoben. Zu dieser Konstellation tragen die Gemengelage anhaltender 
Massenarbeitslosigkeit, wirtschaftliche Stagnation und Verdrängungswettbe- 
weırb, vor allem aber die Re-Kommodifizierung des Warencharakters lebendiger 
Arbeit, marktgetriebene wie -stimulierende Formen der Unternehmens- und 
Betriebsorganisation, die subjektiven Dispositionen der Arbeitnehmer selbst 
sowie die Schwäche ihrer Gewerkschaften bei. Unter den gegenwärtigen Be- 
dingungen geht von der Verbetrieblichung des Klassenkonfliktes keine Auf- 
kündigung des Betriebsfriedens, sondern eine Verbetriebswirtschaftlichung so- 
zialer (Arbeits-JBeziehungen aus (Revelli 1997, 1999; Röttger 1997). Dass eine 
Politik fortwährender Zugeständnisse Betriebsräte gewerkschaftlich traditionell 
gut organisierter Unternehmen Legitimitätsproblemen aussetzen und vereinzelt 
zu offenen Konflikten um die richtige Interessenpolitik führen, belegt eher die 
Einseitigkeit der ‘betrieblichen Vereinbarungen’ als eine neue Phase „basısori- 
entierte[r] Interessenvertretungspolitik“ (Rehder 2006: 240). 

Der Sachverhalt der ‘Verbetrieb(swirtschaft)lichung’ wurde in den 90er Jahren 
noch positiv als „starke Tendenz zur Beteiligung des Betriebsrates an manage- 
riellen Aufgaben“ konnotiert (Müller-Jentsch 1997: 275). Wie die vergangene 
Dekade des ‘Concession Bargaining’ belegt, wäre jenes als ‘Co-Management’ 
bezeichnete Politikmuster vielfach besser als ‘Sub-Management’ zu charakterı- 
sieren gewesen. Die Legitimität von Arbeitnehmerinteressen sieht sich hierbei 
auf eine Restgröße zurechtgestutzt, die auch in der Namensgebung zahlreicher 
betrieblicher Vereinbarungen zum Ausdruck kommt: ‘Bündnis zur Standortsi- 
cherung’. Ureigenste Arbeitnehmerinteressen, die nicht als solche ‘aktualisiert’ 
werden, degenerieren zu einem Moment des Betriebs- bzw. Kapitalinteresses. 
Dies gilt auch hinsichtlich der arbeitspolitisch eröffneten Partizipationsange- 
bote an die Beschäftigten (Dörre 2002). Obwohl kapitalismuskritisches Den- 
ken eine gewisse Renaissance erfährt’, fällt es betriebspolitisch immer schwerer, 


6 Bei den sog. ‘OT-Verbänden’ handelt es sich um Arbeitgeberverbände ohne Tarifbindung. 
7 Worauf beispielhaft die ungeahnte Resonanz des von Müntefering bemühten Vergleichs von 
Private Equity und Hedgefonds mit Heuschrecken verweist. 
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die Interessen von Kapital und Arbeit vertretungswirksam auseinanderzuhal- 
ten. Dies hat zum einen mit der verschärften Wettbewerbssituation von Un- 
ternehmen und Betrieben zu tun, zum anderen mit der “Vermarktlichung? ih- 
rer Binnenorganisation. So werden Investitionsentscheidungen der Konzern- 
zentralen intern ausgeschrieben oder an Benchmarks geknüpft, wodurch ein- 
zelne Standorte bzw. Belegschaften einem Kosten- und Produktivitätswettbe- 
werb ausgesetzt werden. In den Betrieben selbst greifen marktliche Modi der 
Steuerung der Fertigungs- und Arbeitsorganisation um sich. Fertigungsstätten 
werden nach Produkten oder Zielmärkten segmentiert, Organisationseinheiten 
in Cost- und Profitcenter verwandelt, prozessbezogene Kooperationsbeziehun- 
gen in Kundenverhältnisse umdefiniert, Arbeitnehmern wird unternehmeri- 
sches Denken abverlangt, die Lohnbestimmung variabilisiett und von 
Leistungs- auf Erfolgskriterien umprogrammiert. 

Zur störungsfreien Abschirmung des betrieblichen “Wettbewerbskorporatis- 
mus’ kommt es, mit Max Weber (1980: 23 ff.) gesprochen, zur „sozialen 
Schließung“ der Betriebe gegenüber den verbandlichen Repräsentanten von 
Kapital und Arbeit. Im Kontext bundesdeutscher Arbeitsbeziehungen läuft 
dies auf eine Neujustierung des dualen Systems der Interessenvertretung hin- 
aus. Deren Funktionalität beruhte auf einer engen, wenngleich freiwilligen Ko- 
operation der formalrechtlich aufgetrennten überbetrieblich-tariflichen und be- 
trieblichen Interessenvertretung (ausführlich: Artus 2001). Eine Entkoppelung 
der komplementär angelegten Vertretungsinstanzen ist insbesondere für die 
Gewerkschaften bestandsgefährdend. Betriebe ohne kooperationsbereite Be- 
triebsräte sind gewerkschaftspolitisch „üblicherweise faktisch ‘tot’“ 
(Schmidt/Trinczek 1993: 183). Dies gilt insbesondere für die Mitglieder- 
rekrutierung, -mobilisierung und -betreuung sowie die Durch- und Um- 
setzung von Tarifverträgen. Kurioserweise schlägt sich auch die Mitgliederkrise 
und mangelnde Verpflichtungsfähigkeit der Arbeitgeberverbände auf die Hand- 
lungsfähigkeit der Gewerkschaften negativ nieder. Die Aushandlung von Flä- 
chentarifverträgen gilt seit jeher als Kernaufgabe bundesdeutscher Gewerk- 
schaften, setzt jedoch ein starkes Gegenüber voraus (Schroeder/Silvia 2003). 
Die De- wie Reregulierung des ‘Rheinischen Kapitalismus’ wird auf betriebli- 
cher Ebene von einem „flexibel-marktgetriebenen Produktionsmodell“ (Dörre 
2003) vorangetrieben, welches das System industrieller Beziehungen auffächert, 
dezentralisiert und verbetrieblicht. Gewerkschaften, eng in die Institutionen- 
systeme des kontinentaleuropäischen Fordismus ‘verstrickt’, geraten gleichsam 
not-wendig in die Krise (Hinke 2003). In der Logik des gesellschaftlichen Um- 
bruchs oder gar der Neukonstitution ist eine Gleichzeitigkeit von Altem und 
Neuem inbegriffen - wobei ersteres schon nicht mehr herkömmlich funktio- 
niert, letzteres noch in einem fremden Umfeld agiert. Den Gewerkschaften er- 


8 Einen facettenreichen Überblick bietet der von Wagner (2005) herausgegebene Sammelband. 
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öffnet dies (noch!) die Chance, die im Fordismus erstrittene, ihr zuerkannte 
Sekundärmacht (Repräsentation, Verhandlungsmonopol, Tarıfvorrang, Streik- 
recht etc.) zum Aus- und Aufbau betrieblicher Primärmacht zu nutzen. 

Sofern es den Gewerkschaften nicht gelingt ihre Tarıf- und Betriebspolitik neu 
auszutarieren und betriebspolitisch stärker Fuß zu fassen, werden sıe alsbald 
zu einer wenig einflussreichen Lobbyorganisation unter anderen, mit Service- 
funktionen für Betriebsräte und Rechtsschutz für die ihr verbliebenen Mitglie- 
der verkümmern (Huber u. a. 2005; Schmidt u. a. 2003). Freilich würde damit 
der Klassenkonflikt nicht stillgelegt werden, es wandelte sich aber dessen Arti- 
kulationsweise. Dass sich dieser vorrangig in offenen, polar ausgetragenen 
‘Kämpfen’ zu äußern pflegt, gehörte schon immer ins Reich der Mythenbil- 
dung. Ein Blick auf Ostdeutschland ist hier ernüchternd. 


‘Varieties of Germany’ - Interessenpolitik 
im ‘Ostelbischen Kapitalismus’ ° 


Auch wenn mir Traxlers These „eine[r} wachsende[n} Polarisierung zwischen 
dem Tarifmodell Westeuropas und dem neoliberalen Tarifmodell der übrigen 
OECD einschließlich der Reformländer Osteuropas“ (Traxler 2002: 284) über- 
zogen erscheint, spricht derzeit wenig für eine Konvergenz der Arbeitsbezie- 
hungen mit dem angelsächsischen Muster vollends verbetrieblichter, wenn 
nicht ‘shop floor’fixierter, rechtlich und tariflich schwach bewehrter ‘volunta- 
ristischer’ Interessenpolitik. In den meisten Staaten Mittelosteuropas scheint 
sich noch kein kohärentes System der Interessenregulation konsolidiert zu ha- 
ben. Augenfällig ist hier das Nebeneinander alter Staats- und neuer ‘Oppositi- 
onsgewerkschaften’ sowie ideologisch pluraler Dachverbände, die Existenz kaum 
handlungsfähiger Arbeitgeberverbände, der außergewöhnlich geringe Deckungs- 
grad eines weitgehend verbetrieblichten Tarifsystems und der vergleichsweise 
hohe Einfluss des Staates auf die Lohnbestimmung (Schroeder 2003; Kohl 
u.a. 2006). Zurück zum Rhein: Wie schon die Rede von einer Auffächerung 
des Tarifsystems und betrieblicher Formen des “Wettbewerbskorporatismus’ 
andeutet, zumal am bundesrepublikanischen Beispiel exemplifiziert, bewegt 
sich der Transformationsprozess bislang pfadgemäß.' Die „Varieties of Capi- 
talism“ (Hall/Soskice) spiegeln sich gleichsam in einer “Varieties of Industrial 
Relations and Unionism’ und vice versa - even if they move. 


9 Meine Charakterisierung der neuen Bundesländer als Territorium eines - im Unterschied 
zum ‘rheinischen’ - ‘ostelbischen Kapitalismus’ setzt so manche nützliche Assoziationen an 
die feudale Agrarverfassung der ostelbischen Gebiete Preußens, dessen unterentwickelten Ar- 
beitsmarkt, seine späte Industrialisierung sowie eine schwache Arbeiterbewegung und über- 
steigerten Nationalismus frei. Den Begriff des “elbischen Kapitalismus’ verdanke ich einer 
Diskussion mit Dr. Michael Behr (Jena). 

10 Keineswegs aber ‘pfadimmanent’, eine freilich häufig anzutreffende Begriffsverwechselung, 
die den gesellschaftlichen Wandel kleinredet. 
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Im Falle der Bundesrepublik haben wir es aber - wenig beachtet - mit einer 
eigentümlichen Dualität an Kapitalismen zu tun. Obwohl die DDR 1990 der 
Bundesrepublik beitrat und somit in deren Wirtschafts- und Sozialordnung 
aufging, blieben beide Landesteile, selbst 17 Jahre nach der deutsch-deutschen 
Einigung, in ihrer sozio-ökonomischen Entwicklung markant distinkt (zum 
Überblick: SOEB 2006). Dies betrifft nicht nur Unterschiede in makroöko- 
nomischer Perspektive oder das Ausbleiben gleicher bzw. das erneute Ausei- 
nanderdriften der Arbeits- und Lebensverhältnisse, sondern ebenso die eigen- 
sinnige Aneignung der übertragenen Institutionenordnung. Entgegen der 
gängigen Auffassung einer schnellen und gelungenen, wenngleich defizitären 
Übertragung des westdeutschen Systems industrieller Beziehungen ist m. E. 
davon auszugehen, dass Tarıfautonomie und Betriebsverfassung zu keinem Zeit- 
punkt gemäß der eingespielten westdeutschen Logik funktionierten. Demnach ist 
auch das gängige Bild der Erosion der Tarifbeziehungen schief, sofern es von ei- 
nem gelungenen Institutionentransfer ausgeht, das angesichts widriger Rahmen- 
bedingungen in die Krise geriet. Der westdeutsche Verbändeexport, die rasche 
Installierung von Betriebsräten, die Übertragung westdeutscher Tarifstrukturen 
auf Ostdeutschland, die Politik der Treuhand und die von den westdeutschen 
Verbandszentralen ausgehende Steuerung des Tarifgeschehens trugen zur Fassade 
einer erfolgreichen Transplantation westdeutscher Arbeitsbeziehungen beı. 

Wie verschiedene industriesoziologische Studien belegen, ist der Prozess der 
Verbetrieblichung der Arbeitsbeziehungen ın den Neuen Bundesländern be- 
sonders deutlich vorangeschritten. Artus u. a. (2000) diagnostizieren bereits 
früh eine ‘Verinselung’ der Austauschbeziehungen. So besteht zwar für die 
ostdeutschen Tarifgebiete der Metall- und Elektroindustrie noch ein Verbands- 
tarıfvertrag, angesichts seiner nominellen wie realen Definitionsmacht lässt 
sich dieser aber kaum noch als Flächentarifvertrag qualifizieren (Schmidt u.a. 
2003). Gravierender noch für die Strategie- und Handlungsfähigkeit der Ge- 
werkschaften ist ihre mangelnde Verankerung in den Betrieben (Kädtler u. a. 
1997; Artus 2001). Die Betriebsräte sind zwar weit überwiegend Mitglieder ei- 
ner der DGB-Gewerkschaften, sie bringen diesen aber eher eine distanzierte, 
instrumentelle Haltung entgegen, die auf deren Servicefunktion abzielt.'"' Ver- 
trauensleutekörper sind eine Rarität und selbst bei Existenz betriebspolitisch 
kaum von Belang. Da Vertrauensleute ohne die Unterstützung der Betriebsräte 
kaum etabliert werden, noch betriebspolitische Relevanz entfalten können, ist 
dies auch kaum verwunderlich. Die Verpflichtungsfähigkeit der Gewerkschaf- 
ten gegenüber ihren Betriebsräten ist gering, die Betriebszentrierung der be- 
trieblichen Interessenvertreter hingegen enorm ausgeprägt. Eine Entwicklung, 
die - wıe erläutert - der Tendenz nach auch unter Betriebsräten Westdeutsch- 


11 Hierauf verweisen auch Interviews, die ich mit Betriebsräten der Metallindustrie in den neu- 
en Bundesländern 2001 und 2003 durchgeführt habe. 
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lands um sich greift. Allerdings mit einer gewichtigen Differenz. Westdeutsche 
Betriebsräte verstehen sich (noch immer) überwiegend als gewerkschaftsorien- 
tierte Interessenvertretungen, die jedoch betriebliche Bedingungen und Erfor- 
dernisse zu berücksichtigen hätten. Im Zweifelsfalle werden daher auch mate- 
rielle Abstriche hingenommen, mitunter untertarifliche Vereinbarungen einge- 
gangen. Dass die Betriebsräte “ihre” Gewerkschaftssekretäre von derartigen 
Zugeständnissen möglichst in Unkenntnis lassen, zeugt nicht zuletzt von 
deren ‘schlechtem Gewissen’. Unabhängig davon, ob sie eher konflikt- oder 
sozialpartnerschaftlich orientiert sind, sie stehen der Tradition des Refor- 
mismus nahe. Gemäß dieser Denktradition sind Interessenkonflikte zwischen 
Kapital und Arbeit gesellschaftlich angelegt und ‘konfliktpartnerschaftlich’ zu 
prozessieren und abzuarbeiten. Die “antagonistische Kooperation’ folgt der 
Logik des ökonomischen Tausches, des Kompromisses, des Kontraktes. 
Ostdeutsche Betriebsräte hingegen sehen sich meist in einem funktionalen 
Ergänzungsverhältnis zu den Repräsentanten und Funktionären des Kapitals. 
Als solche bringen sie die Sorgen und Nöte der Belegschaft der 
Geschäftsführung zu Gehör, wie sie umgekehrt zum Überbringer schlechter 
Nachrichten aus den Managementetagen an die Beschäftigten werden. 
Verstehen sie sich als Interessenspartei folgt das innerbetriebliche “take and 
give’ der Logik der Gegenseitigkeit, des Vertrauens, der Gabe. Betriebliche 
Mitbestimmung mutiert zu einem betriebspolitischen Instrument des sozialen 
Ausgleichs, der Verständigung und der Vertrauensbildung. Konflikte sind 
damit nicht ausgeschlossen, sie verlaufen allerdings seltener entlang rein 
materieller Interessensdimensionen, häufiger entlang der Anerkennungsfrage - 
wie zahlreiche Einzelstudien über Vertrauens- und Misstrauenskulturen in ost- 
deutschen Betrieben belegen (Schmidt 1996; Hinke 1999 u. a.). Hier drückt sich 
eine neue Sozialpartnerschaftsideologie aus, die vielen als Zukunftsszenario eines 
postfordistischen Kapitalismus gilt (einschlägig: Revelli 1997, 1999), 

Insofern lässt sich erstens die Betriebszentrierung ostdeutscher Arbeitsbezie- 
hungen als negativer Modellfall sich restrukturierender Arbeitsbeziehungen 
begreifen, welcher als Lern- und Testfeld gewerkschaftlicher Betriebs- und Ta- 
rifpolitik betrachtet werden kann. Das gewerkschaftliche Handlungsterrain in 
Ostdeutschland, wenn man so will im ‘ostelbischen Kapitalismus’, hebt sich 
allerdings in gewichtigen Gesichtspunkten sozialer Logiken von der Folie 
Westdeutschlands ab. Demnach gilt zweitens, dass die schlichte Übertragung 
westdeutscher Erfolgsrezepte auf Ostdeutschland kaum wegweisend ist. Sie 
müssen an die spezifisch ostdeutschen Probleme und betriebskulturellen Be- 
dingungen adaptiert werden. Sehr viel besser noch als die reflektierte Über- 
nahme wäre die Entwicklung eigener Strategien der Organisationsentfaltung 
und der Interessenvertretung. Überspitzt ließe sich drittens sagen, dass der 
Westen mittlerweile mehr vom Osten lernen kann als umgekehrt - sofern man 
Lernen nicht mit Nachahmung verwechselt. 
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Gewerkschaftspolitische Strategiedebatte 


Die genannten Aspekte laufen zusammengenommen auf das gewerkschaftspo- 
litische Plädoyer hinaus, das räumliche Vertretungsgebiet der neuen Bundes- 
länder endlich auch als eigensinniges Handlungsterrain begreifen zu lernen. 
Ein Verständnis, welches bis heute allenfalls rudimentär entwickelt ıst. Sofern 
es als ein solches anerkannt wird, am ehesten noch von ostdeutschen Gewerk- 
schaftern, setzt man auf einen (postsozialistischen) Generationswechsel in den 
Betriebsratsgremien bzw. der Vorsitzenden oder eine mit der wirtschaftlichen 
Konsolidierung der Betriebe verbundene Angleichung an westdeutsche Muster 
innerbetrieblicher Austauschbeziehungen.'” Beide Auffassungen unterschätzen 
die Schwerkraft einmal etablierter, teils habitualisierter Denk- und Verhaltens- 
strukturen, teils über geteilte Werte und Normen sowie über formelle wie in- 
formelle Spielregeln institutionalisierter Mitbestimmungskulturen." Sie setzen 
zudem - durchaus fatalistisch - auf eine ‘Verwestlichung mit der Zeit’, womit 
man sich die Perspektive einer spezifisch ostdeutschen Strategieentwicklung 
vergibt. Eine Sichtweise, die auch deshalb problematisch erscheint, als der all- 
gemeine Trend der Verkleinbetrieblichung der Unternehmenslandschaft, der 
Tertiarisierung, Feminisierung und Prekarisierung von Arbeit in den neuen 
Bundesländern sehr viel weiter vorangeschritten ist als in den alten. 

Geht man die zugängliche gewerkschaftspolitische Literatur samt ihren Strate- 
gieempfehlungen durch, so fällt auf, dass Ostdeutschland meist noch nicht 
einmal eine Randnotiz wert ist. Ein beredtes Beispiel bieten die jüngsten 
Schwerpunkthefte der Mitbestimmung und der WSI-Mitteilungen zur Revitalı- 
sierungsdebatte der Gewerkschaften." Werden die Verhältnisse ın den neuen 
Bundesländern zum Thema, erscheinen sıe vielfach nur als eine wirtschaftlich 
und gewerkschaftlich besonders düstere Krisenregion. So hieß es selbst auf der 
eigens mit „Zukunft für Ostdeutschland“ übertitelten Jahrestagung der Otto- 
Brenner-Stiftung, die eigene Gewerkschaftspraxis resümierend: 


„Der Unterschied zwischen Ost und West ist somit weniger grundsätzlicher Natur, sondern be- 
zieht sich auf die Größe des Problemdrucks und die daraus resultierenden Herausforderungen.“ 
(Peters u. a. 2006: 84) 

Demnach scheint man den ostdeutschen Kolleginnen und Kollegen im We- 
sentlichen nur höhere Dosen westdeutscher Heilmittel empfehlen zu können. 
Eine Diagnose, deren Therapieempfehlung bereits in der Vergangenheit wenig 


12 Dies geht zumindest aus mehreren Gesprächen und Interviews mit Gewerkschaftssekretären 
der IG Metall hervor (geführt zwischen 2001 und 2006, vorrangig aus Berlin, Brandenburg 
und Thüringen) 

13 Eine empirisch wohl gut fundierte Annahme, die mit unterschiedlichen Akzentuierungen 
von allen industriesoziologischen Ansätzen geteilt wird, die sich innerbetrieblichen Sozialbe- 
zıehungen widmen (vgl. Bosch u. a. 1999 etc.). 

14 Siehe das ansonsten außerordentlich gelungenen Hefte der Mitbestimmung 12/07 und die 
Vorankündigung der WSI-Mitteilungen 1/2008. 


hilfreich war, zuweilen dysfunktionale Effekte zeitigte. Hierzu gehörte etwa der 
im Westen sozialisatorisch eingeübte, explizit - bzw. plakativ nach außen ge- 
kehrte - (allgemein-Jpolitische Betriebszugang zahlreicher Gewerkschaftssekre- 
täre." 

Aber selbst wenn man von dem eben angedeuteten differierenden Rollen- und 
Politikverständnis der Betriebsräte abstrahierte, schlägt die angesprochene 
Quantität der Probleme in eine Qualität eigener Art um. Um dies hier nur an- 
zudeuten, es macht einen gewaltigen Unterschied, ob 41 Prozent der Betriebe, 
wie ın den alten Bundesländern, einem Verbandstarifvertrag unterliegen oder 
nur 19 Prozent; im Falle der Investitionsgüterindustrie statt 37 gar nur 14 Pro- 
zent (Ellguth/Kohaut 2007: 5il). Für das System industrieller Beziehungen 
wie der Gewerkschaftspolitik ist es von erheblicher Bedeutung, dass in den 
neuen Bundesländern etwa 41 Prozent (West 20 Prozent) der Beschäftigten des 
verarbeitenden Gewerbes ohne den Schutz eines Tarifvertrages noch den eines 
Betriebsrates auskommen müssen (ebd.: 514). Ungeachtet geteilter Massenar- 
beitslosigkeit ist es kaum zu übersehen: die gegenüber Westdeutschland etwa 
doppelt so hohe Arbeitslosenquote in Ostdeutschland (13,6 gegenüber 6,8) 
prägt deren Arbeitswelt sehr viel deutlicher. So waren laut einer Studie des 
IWH 2005 „etwa 1,8 Millionen Personen bzw. jeder dritte Erwerbstätige in 
Ostdeutschland ım Niedriglohnbereich tätig“ (Ludwig u. a. 2006: 197). Schr 
viel früher und schr viel drastischer als in Westdeutschland werden die Betrie- 
be in den neuen Bundesländern zudem mit dem Problem überalterter Beleg- 
schaften konfrontiert werden, zumal diesen aufgrund von Abwanderung jünge- 
rer Jahrgänge, Ausbildungsmisere und der geburtenschwachen Jahrgänge der 
9%0er Jahre bald eine klaffende Facharbeiterlücke gegenüber steht (Struck 
2002). Es ist für die Legitimation der Gewerkschaften alles andere als unbe- 
deutend, dass der Prozess der Einkommensangleichung zwischen Ost und 
West seit 1996 stagniert, mit Blick auf die Haushaltseinkommen bereits seit 
1999 wieder anwächst (SOEB 2006; Fischer u.a. 2007). 

Angesichts der beschriebenen Situation ist es mehr als zweifelhaft, ob eine res- 
sourcenbedingte Konzentration der Gewerkschaftsarbeit auf gut organisierte 
Betriebe, zuweilen verbrämt als “Stärken stärken’, unter ostdeutschen Bedin- 
gungen nicht einer Kapitulation gleichkommt. Der Politik des “Besser statt bil- 
liger’ sowie einem offensiven Gebrauch von Ergänzungstarifverträgen scheint 
das Selbstverständnis betrieblicher Interessenvertreter entgegen zu stehen, die 


15 Aus Sicht der betrieblichen Wendeaktivisten gehörte es zu den größten Errungenschaften ih- 
res Engagements, mit der Entfernung der SED-Funktionäre und Betriebsparteigruppen, poli- 
tisch agierender Betriebsleiter und FDGB-Funktionäre etc. ‘Politik’ aus den Betrieben ver 
trieben und wirtschaftlicher Rationalität zur Geltung verholfen zu haben (Kädtler u.a. 1997). 
Da die Re-Kapitalisierung vormaligen ‘Volksvermögens’ zuweilen ebenso auf sich warten ließ 
wie die damit zusammenhängende Ausdifferenzierung innerbetrieblicher Interessenlogiken 
musste die Gewerkschaftsrhetorik die neuen Betriebsräte vielfach verstören. 
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das ihnen entgegengebrachte Vertrauen der Geschäftsführung nicht aufs Spiel 
setzen wollen.“ Zudem macht sich der erst genannte Ansatz eine Wettbe- 
werbslogik zu Eigen, aus der es gerade in den neuen Bundesländern auszubre- 
chen gilt. Eine Werbe- und Organisationsstrategie, die auf eine Privilegterung 
von Gewerkschaftsmitgliedern setzt, dürfte angesichts des stärker ausgeprägten 
Egalitarismus und des ohnedies privilegierten Status fest angestellter Arbeit- 
nehmer in einem Meer der Nicht- und Unterbeschäftigung zur Selbstisolie- 
rung der Gewerkschaften beitragen. Es dürften auch kaum Betriebsräte zu fin- 
den sein, die das BetrVG instrumentell handhaben und einer Aufspaltung der 
Belegschaft in Gewerkschaftsmitglieder und Nichtmitglieder zustimmen. Pro- 
gramme wie jenes der ‘Guten Arbeit’ der IG Metall versprechen hingegen viel 
eher Andockpunkte am Rollenverständnis der Betriebsräte zu finden.'” Hier 
scheinen die Gewerkschaften ihr Beratungsangebot erheblich ausweiten, 
zugleich jedoch betriebspolitisch auf eine breite Beteiligung der Mitarbeiter 
(und Mitgliedergewinnung) hinorientieren zu müssen. Die Novellierung des 
BetrVG hat mit dem $ 80, 2 (3) bzw. der Benennung “interner Sachverständt- 
ger’ rechtlich abgestützte Partizipationschancen eröffnet.” Auch diese gilt es 
im Sinne der Anerkennung eigensinniger Arbeitnehmerrechte, etwa verbürgter 
Teilhaberechte oder subjektiver Ansprüche an ‘gute Arbeit’ zu nutzen. 


Eastanizing - Organize the East 


An dieser Stelle kann selbstredend kein Konzept der Bewältigung der gewerk- 
schaftspolitischen Herausforderungen in Ostdeutschland ausbuchstabiert wer- 
den. Das liegt weniger an den Umfangsbeschränkungen meines Beitrages als 
am derzeitigen Stand der gewerkschaftspolitischen Strategiedebatte selbst, ins- 
besondere ihrer mangelnden Sensitivität für die Belange, Probleme und Res- 
sourcen ihrer KollegInnen in den neuen Bundesländern. Erschwerend kommt 
hinzu, dass auch die sozialwissenschaftliche Transformations- und ‘Neue Bun- 


16 Zwei Sekretäre des IG Metall Bezirkes Berlin-Brandenburg-Sachsens sahen diese Strategie be- 
reits an früheren Versuchen der Etablierung einer zweiten Tarifrunde für nicht tarifgebun- 
dene Betriebe als gescheitert an. Obwohl auf Belegschaftsversammlungen „kräftig be- 

klatscht“, mieden die Betriebsräte jedwede Konfrontation mit ‘ihren’ Arbeitgebern. 

17 Das 2003 vom Vorstand der IG Metall beschlossene Projekt ‘Gute Arbeit’ zielt unter verän- 

derten arbeitsgesellschaftlichen Bedingungen auf eine Revitalisierung gewerkschaftlicher Ar- 

beitspolitik. Gemäß eines integrativen Leitbildes sollen Fragen der Gesundheits- und Sozial- 
verträglichkeit zu einem zentralen Kriterrum der Gestaltung und Bewertung der Tarif- und 

Betriebspolitik aufgewertet werden. Anders noch als traditionelle Humanisierungsprojekte ist 

jenes der ‘Guten Arbeit” weder technik- noch expertokratisch angelegt, sondern prozess- und 

beteiligungsorieniert. Obgleich der Betrieb als Handlungsfeld in den Fokus genommen wird, 

erstrebt die IG Metall über die ‘konkrete Utopie’ guter Arbeitsbedingungen gesellschaftspoli- 

ische Reformen zu befördern (vgl. Peters/Schmitthenner 2003, Detje/Pickshaus/Urban 
2005). 

18 Hierzu gibt es ein erfolgreiches Beteiligungs- und die Vertrauensleutearbeit reaktivierendes 
Modellprojekt in der Dresdner VEM-Sachsenwerk GmbH (Brinkmann/Speidel 2006). 


desländer’-Forschung einer Forschungsperspektive folgte, gemäß der West- 
deutschland als Referenzfolie und entwicklungspolitisches Ziel fungierte, wo- 
durch objektive Problemlagen als auch subjektive Eigenheiten überwiegend 
nur als transitorische Phänomene in den Blick kamen, meist als Hemmnisse 
für den - einseitig konzipierten - Angleichungsprozess, selten als Potential in 
einem offenen Entwicklungsprozess (siehe Kollmorgen 1996, 2003). Dennoch 
lassen sich an dieser Stelle einige mir wichtig erscheinende gewerkschaftspoliti- 
sche Aufgabenfelder benennen: 

Es gehört zum fast schon trivialen Gemeingut, dass Mitgliederverbände zur 
Entwicklung neuer Perspektiven einer breiten Diskussion ihrer Zielsetzungen 
sowie der Mittel und Wege ihrer Realisierung bedürfen. Der innere Verständi- 
gungs- und Strategiebildungsprozess ist allerdings nicht voraussetzungslos, 
sondern von organısationalen Relevanzfiltern, Kommunikationskanälen, Wil- 
lensbildungs- und Entscheidungsstrukturen geprägt. Ein Sachverhalt, der den 
Gewerkschaftsstrategen durchaus bewusst ist. So mied etwa die IG Metall 
nicht nur aus Gründen der Effizienz - mit Ausnahme der zeitweiligen Einrich- 
tung einer Bezirksleitung für Sachsen (1990-1995) - die Etablierung eigenstän- 
diger Ostbezirke, es ging auch um die Meidung einer organisationalen, insbe- 
sondere tarifpolitischen Sonderentwicklung ‘Ost’ (Schroeder 2000: 208 ff.). 
Einzig und allein der Bezirk Berlin-Brandenburg-Sachsen hätte repräsentations- 
logisch die Funktion eines selbstbewussten Sprachrohrs ‘IG Metall Ost’ über- 
nehmen können." Angesichts des gescheiterten Streiks um die 35-Stunden- 
woche scheint er dieser Möglichkeit aber beraubt (Schmidt 2003; Müller/ 
Wilke 2004). Da mit dieser Niederlage der tarifliche Angleichungsprozess auf 
unbestimmte Zeit ausgesetzt wurde, dürfte mittelfristig die - ohnehin fragile - 
Legitimität der Westdominanz brüchig werden. Das vormalıge, zeitweilig über- 
aus rationale Projekt, sich nicht in west- und ostdeutsche Gewerkschafter diffe- 
renzieren zu lassen wird organisationspolitisch zunehmend fragwürdig. Sieht 
man von Tagungen, wie die der Otto-Brenner-Stiftung, einschlägigen Tages- 
ordnungspunkten auf Vorstandssitzungen und bezirksübergreifenden Koordı- 
nierungstreffen ab, bestehen keine Foren spezifisch ostdeutscher Interessenar- 
tikulatıon (vgl. ebd.: 209). Es ist sicherlich nicht sinnvoll, bestehende Bezirks- 
grenzen einzureißen. Offenkundig sollte jedoch quer zu den bestehenden Or- 
ganisationsgrenzen ostdeutscher Gewerkschaftspolitik deutlich mehr Raum ge- 
geben werden. Das gern zitierte Europa der Regionen beginnt vor der eigenen 
Haustür. 

Die Anerkennung Ostdeutschlands als eigenes Handlungsterrain, die Einrich- 


19 Aus verschiedenen hier nicht darzulegenden Gründen kamen dem Landesverband Ost (ohne 
Mecklenburg-Vorpommern) der kleinen NGG sowie dem Landesbezirk Nord-Ost der IG 
BCE keine vergleichbare Bedeutung zu. Ob die neue, seit dem 17. März 2007 zu einem ei- 
genen ver.di-Landesbezirk zusammengeführte Gliederung ‘Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thü- 
ringen’ gewerkschaftspolitisch von größerem Gewicht sein wird, ist noch offen. 
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tung innergewerkschaftlicher Foren ostdeutscher Selbstverständigung und Stra- 
tegiefindung hat nichts mit einer Aufspaltung der Gewerkschaften zu tun. Vor 
Jahren noch hätte eine solche Plattform womöglich organisational destruktive 
Fliehkräfte freigesetzt. Längst würden sie Prozesse der Identifikation mit den 
Gewerkschaften und ihrer Politik sowie ein wechselseitiges organisationales 
Lernen befördern. Ostdeutsches “‘Wir’-Bewussstein scheint heute weniger als 
Abgrenzungsidentität zu fungieren, denn als Medium der Interessenartikulati- 
on. Da sich die Ostdeutschen sehr viel stärker als Westdeutsche der Arbeiter- 
schicht zurechnen und an ‘sozialdemokratischen Werten’ orientieren, besteht 
für die Gewerkschaften ein günstiger Resonanzboden.” Wie schon die schwa- 
che Verankerung der SPD in den neuen Bundesländern belegt, ergeben sich 
hieraus keine Erfolge im Selbstlauf. Das zum Teil verbreitete Misstrauen in 
‘westdeutsche’ Problemlösungen ließe sich zudem produktiv in die Entwick- 
lung eigener Projekte ummünzen (vgl. Koch 1998). Es ist wenig hilfreich, die 
Verhältnisse in den neuen Bundesländern einseitig als defizitär wahrzunehmen, 
sie sind in etlicher Hinsicht weiter vorangeschritten. Dies gilt etwa für das 
Problem der Verbetrieblichung von Interessenpolitik, der Heterogenisierung 
der Tariflandschaft, für die Herausforderungen der Verkleinbetrieblichung und 
Tertiarisierung der Wirtschaft, der Feminisierung von Arbeit, der ‘Überalte- 
rung’ von Belegschaften oder der Organisierung prekär Beschäftigter. Der viel- 
fach aufzubringende Ressourcentransfer von West nach Ost zur Kreditierung 
und Subventionierung ostdeutscher Gewerkschaftsstrukturen ließe sich dem- 
nach als gesamtverbandliche Zukunftsinvestition verstehen, sofern man mehr 
Mut zu organisations- und betriebspolitischen Experimenten aufbrächte. 

Gegenüber Betriebsräten und Arbeitnehmern, die in Wettbewerbs- oder Be- 
schäftigungspakte eingebunden sind, greifen traditionelle Strategien konfliktä- 
rer Mobilisierung ins Leere, befördern noch die Entfremdung der 'ver- 
betrieblichten Mitgliedschaft” gegenüber ihrer Gewerkschaft. Dieser Sachver- 
halt gilt für die neuen Bundesländer noch sehr viel mehr als für Westdeutsch- 
land. Weder ‘staatssozialistische Planerfüllungspakte’ noch die “Überlebenspak- 
te’ der Transformationskrise oder die "Wettbewerbspakte’ der Gegenwart legten 
ostdeutschen Lohnabhängigen kollektives, gegenmachtbasiertes Interessenhan- 
deln nahe. Aber auch herkömmliche sozialpartnerschaftliche Politikmuster 
bleiben prekär, solange Gewerkschaften als betriebliche Fremdkörper gelten. 
Gewerkschaften müssen sich auf die besonders ausgeprägte Betriebsorientie- 


20 In der subjektiven Schichteinstufung verorteten sich im Jahre 2002 42 Prozent der Ostdeut- 
schen der Arbeiterschicht zu, im Westen hingegen nur 25 Prozent (Geißler 2006: 102). Alle 
einschlägigen Untersuchungen bestätigen, dass sich Ostdeutsche gegenüber Westdeutschen 
im Parteienspektrum politisch eher links verorten, den Staat politisch stärker in die Verant- 
wortung nehmen, häufiger dem Gleichheitspostulat zuneigen und den Sozialismus sehr viel 
deutlicher für eine gute, wenngleich schlecht praktizierte Idee halten (exemplarisch: Arzhei- 
mer 2005). Zu den möglichen politischen Implikationen der ‘Ost-Identität’ sei auf den nach 
wie vor lesenswerten Diskussionsbeitrag von Thomas Koch (1998) verwiesen. 
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rung ostdeutscher Betriebsräte und der von ihnen vertretenen Arbeitnehmer- 
schaft strategisch einstellen. Nicht um diese zu bedienen, sondern um sie zu 
transformieren. Es geht um die Anerkennung spezifischer Arbeitnehmerinte- 
ressen auf betrieblicher Fbene. Projekte wie das der ‘Guten Arbeit’ der IG Me- 
tall versprechen hier Anknüpfungspunkte, basalen Arbeitnehmerinteressen in- 
nerbetrieblich Legitimität und Geltung zu verschaffen. Hierzu werden sich die 
Gewerkschaften stärker noch als bisher auf den beschwerlichen Weg der be- 
triebsbezogenen arbeitspolitischen Beratung, der aktivierenden Betriebspolitik 
und der projektförmigen Einbindung von Betriebsräten begeben müssen. Ge- 
werkschaftspolitisch zielt diese Empfehlung über eine ‘Humanisierung der Ar- 
beit” hinaus auf eine Politisierung der kleinen und alltäglichen Sorgen und 
Forderungen aus der Arbeitswelt. Eine solche gewerkschaftliche Betriebspolitik 
entkräftet den verbreiteten Vorwurf der Betriebs- und Praxisferne der Gewerk- 
schaften, tritt der Interpretationsmacht des betrieblichen Managements - zu- 
nächst partiell - entgegen, leitet einen Prozess der Selbstpolitisierung ein, ver- 
hilft den Gewerkschaften zu betrieblicher Präsenz und eröffnet Chancen, neue 
- strategisch wichtige - Belegschaftsgruppen zu gewinnen. In etlicher Hinsicht 
käme dieser ‘Kampf um Anerkennung’ (Honneth) einem Kulturkampf gleich, 
der rasch moralische und normative Dimensionen des Arbeitskonfliktes in 
den Vordergrund spült (Schmidt 2005). Dass die Arbeitnehmer der meisten 
ostdeutschen Betriebe gegenüber tariflich fixierten Branchenstandards Ein- 
kommenseinbußen und längere Arbeitszeiten hinnehmen (Hinke u. a. 2003), 
dürfte hierbei in Anschlag gebracht werden. 

Sich den gewerkschaftspolitischen Herausforderungen Ostdeutschlands zu stel- 
len drängt! Dies gilt nicht nur mit Blick auf allgemeine Erosionsprozesse der 
Tarifsetzungsmacht, die rückläufige Mitgliederentwicklung und schwindende 
Finanzausstattung der Gewerkschaften, welche ihnen die Arbeit ın Zukunft 
nicht einfacher machen werden (Schmidt u. a. 2003). Es geht vielmehr um die 
Folgen der „demographischen Sonderentwicklung“ (Struck 2002: 59) in den 
neuen Bundesländern. Angesichts geburtenschwacher Jahrgänge der Nachwen- 
dezeit, der Westmigration jüngerer qualifizierter Arbeitnehmer, der anhalten- 
den Lehrstellenmisere, einer anschwellenden Verrentungswelle ostdeutscher 
Arbeitnehmer, der breiten Dequalifizierung von Langzeitarbeitslosen und des 
rapıd schrumpfenden Erwerbspersonenpotentials insgesamt werden alsbald be- 
triebliche Nachwuchsprobleme, insbesondere in Form einer klaffenden 
Facharbeiterlücke, schmerzlich spürbar werden. Die Frage des generationellen 
Überganges stellt sich auch für die Betriebsinhaber selbst und die Nachbeset- 
zung von Führungspositionen (Martens u.a. 2003). Von ihrer Beantwortung 
wird vielfach der Fortbestand kleinerer und mittelständischer Betriebe abhän- 
gen. An dieser Stelle möchte ich aber auf einen betriebspolitisch bislang un- 
beachtet gebliebenen Aspekt dieser Entwicklungen aufmerksam machen. 
Durch die sich in den nächsten Jahren vollziehende Verrentungswelle, die 
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hiervon ausgehenden Umschichtungen in der Belegschaftszusammensetzung 
sowie der anstehenden Neubesetzung von Führungsfunktionen öffnet sich ein 
betriebspolitisches Zeitfenster zur Neuordnung der Mitbestimmungskultur 
ostdeutscher Unternehmen. Relevante Belegschaftsneuzugänge sowie personel- 
le Wechsel an der Unternehmensspitze setzen eingeübte, zwischenzeitlich un- 
hinterfragte Verhaltensregeln, Beziehungsmuster und arbeitspolitische Kom- 
promisslinien Stress aus, machen sie betrieblichen Akteuren in ihrem Für und 
Wider bewusst und können zu deren grundlegenden Veränderung führen. Eine 
Chance für die Gewerkschaften, betrieblich Fuß zu fassen und die innerbe- 
trieblichen Sozialbeziehungen interessenpolitisch aufzuladen. 

Zivilgesellschaftliche Strukturen konnten sich in den neuen Bundesländern 
nur schwer entwickeln, teils wurde deren normativer Klang durch neonazisti- 
sche Netzwerke verkehrt. Die extreme Rechte versucht die ‘Soziale Frage’ für 
sich zu reklamieren, wie die Hartz IV-Proteste im Jahr 2004 sowie die vergan- 
genen Landtagswahlen belegen. Auch wenn keine einfachen Kausalbezichun- 
gen unterstellt werden dürfen, so spricht doch einiges dafür, dass der Reso- 
nanzboden für rechtspopulistische und nazistische Ideologien in der schwin- 
denden „Integrationskraft von Erwerbsarbeit“ begründet liegt (Dörre 2004). 
Angesichts der in Ostdeutschland besonders gravierenden Erosion des soge- 
nannten Normalarbeitsverhältnisses und der disziplinierenden Effekte prekari- 
sierter Beschäftigungsverhältnisse und Massenarbeitslosigkeit bietet Erwerbsar- 
beit selbst der begünstigten Facharbeiterschaft kaum noch soziale und öko- 
nomische Sicherheit sowie prozessierbare Teilhaberechte. So betrachtet lässt 
sich die sozio-kulturelle und politische Bedeutung der Rechten auch als Phä- 
nomen der Krise gewerkschaftlicher Interessenpolitik verstehen (ebd.: 312). 
Die direkte politische Auseinandersetzung mit rechtspopulistischen und nazis- 
tischen Akteuren und Einstellungen ist ausgesprochen wichtig, sie bedarf je- 
doch der Ergänzung durch eine ‘Politik der Entprekarisierung’ (ebd.). Hier 
kann die Vorstellung von ‘Guter Arbeit’ ansetzen. Neben der Bekämpfung von 
Hartz IV, der Forderung nach öffentlichen Beschäftigungsprogrammen, dem 
massiven Eintreten für einheitliche Mindestlöhne gilt es Kriterien für ‘gute 
Arbeit” gesellschaftlich zu diskutieren und normativ zu verankern. Betriebliche 
und gesellschaftliche Aktivitäten sind zu einem ‘gegenhegemonialen Projekt’ 
zu bündeln. Ohne die Bekämpfung sozialer Unsicherheit wird es weder gelin- 
gen, der extremen Rechten gesellschaftlich das Wasser abzugraben, noch quali- 
tativen Arbeitsansprüchen betrieblich Geltung zu verschaffen. 
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Martin Beckmann 


Die Rolle von Finanzinvestoren beim Umbau 
der deutschen Ökonomie 


1. Einleitung 


Seit der Kritik von Franz Müntefering im letzten Bundestagswahlkampf an 
vornehmlich angloamerikanischen Finanzinvestoren, dass ihre Vorgehensweise 
beim Kauf und Umbau von Unternehmen der von Heuschrecken gleiche, 
wird der Frage nach der Rolle des Finanzkapitals' in den aktuellen Verände- 
rungen des Kapitalismus stärkere Aufmerksamkeit zuteil. Die nahezu täglich 
neuen Meldungen über den Aufkauf von Unternehmen und Wohnungsgesell- 
schaften durch Finanzinvestoren verweisen auf einen tief greifenden Wandel 
der Ökonomie. Wie aber ist diese Transformation zu erklären? Die Rede von 
den einfallenden Heuschrecken suggeriert, dass ein bestehendes System von 
außen attackiert und zerstört wird. Tatsächlich ist der Prozess aber komplexer 
und nicht auf die Attacken angloamerikanischer Fondsgesellschaften zu redu- 
zieren. Das starke Wachstum der Finanzmärkte seit den 1970er Jahren, eine 
zumindest bei großen transnationalen Unternehmen stärker auf den Kapital- 
markt ausgerichtete Unternehmensfinanzierung, die Einführung kapitalmarkt- 
orıentierter Steuerungskonzepte wie dem Shareholder Value in Unternehmen 
und die politische, auf nationalstaatlicher wie europäischer Ebene sich vollzie- 
hende Finanzmarktförderung, verweisen auf eine umfassendere Transformati- 
on. Die Finanzinvestoren - Versicherungsunternehmen, Investmentgesellschaften, 
Pensionsfonds, Hedge Fonds und Private Equity-Unternehmen - sind dabei 
zum einen Nutznießer einer kapitalmarktorientierten Neuausrichtung jener 
Banken und Konzerne, die jahrzehntelang die „Deutschland AG“ getragen ha- 
ben, sich seit den neunziger Jahren jedoch verstärkt von ihren Kapitalbetetli- 
gungen trennen. Zum anderen profitieren sie von einer Politik der Finanz- 
marktförderung, die auf nationalstaatlicher und EU-Ebene den Übergang in 
einen europäischen Finanzmarktkapitalismus betreibt (Beckmann 2007). 


1 Rudolf Hilferding (1910: 305) sah im Finanzkapital das Produkt der Verschmelzung von 
Bank- und Industriekapital unter den Bedingungen des Übergangs vom Konkurrenz- zum 
Monopolkapitalismus. Entgegen dieser bekannten Definition wird hier unter Finanzkapital 
das zinstragende Kapital im marxschen Sinne verstanden. Dieses existiert neben dem Indust- 
riekapital als selbständige Fraktion. Die vom Finanzkapital über das Kreditsystem bereitge- 
stellten finanziellen Mittel erlauben eine beschleunigte Kapitalakkumulation. Gleichzeitig 
konkurriert das Finanzkapital mit dem Industriekapital um die Verteilung des Mehrwerts. 
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Domenico Losurdo: Demokratie oder Bonapartismus 
Triumph und Niedergang des allgemeinen Wahlrechts | Br. | 411 $. | EUR 19,90 


Gegen den Widerstand konservativer und liberaler Eliten kaum 
errungen, wurde das allgemeine Wahlrecht durch den Bonapar- 
| fismus auch schon entwertet. Auf bloße Akklamation der Entschei- 
dungen eines mit umfassender Macht ausgestatteten Führers re- 
duziert, beraubt dieses System die atomisierten subalternen Klas- 
sen der autonomen Interessenartikulation. Zum »Soft-Bonapar- 
tismus« geworden, beschränkt es heute »Demokratie« auf die 
inhaltsleere Konkurrenz rivalisierender Einzelfiguren. 


Andreas Fisahn: Herrschaft im Wandel 
Überlegungen zu einer kritischen Theorie des Staates | Br. |410 S5.| EUR 22,90 


Die kritische Prüfung von Staatstheorien unterschiedlicher Her- 
kunft macht gleichbleibende Elemente des Staates ebenso sicht- 
bar wie dessen Wandel. Zentral ist die Frage, wie der moderne 
bürgerliche Staat soziale Herrschaft, also eine ungleiche Macht- 
und Chancenverteilung, organisiert und stabilisiert. Dies mündet 
in eine Diagnose des neoliberalen Staates mit seinen neuen For- 
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Noch ist Frankreich nicht verloren: Anmerkungen zu 
Vorstadtrevolte und Sarkozys „autoritärem Populismus” 


In seinem Artikel „Soziale Bewegungen 
und autoritärer Populismus. Proteste und 
Präsidentschaftswahlen ın Frankreich“ in 
PROKLA 148 (September 2007, Seiten- 
zahlen ın Klammern beziehen sich auf 
diesen Text) unternimmt Kolja Lindner 
den verdienstvollen Versuch, der deut- 
schen Linken verständlich zu machen, 
wie ausgerechnet der Mann zum franzö- 
sischen Präsidenten gewählt werden 
konnte, der für die „sozialen Bewegungen 
der letzten zwei Jahre Zielscheibe der 
Proteste war oder zumindest die umstrit- 
tenen Maßnahmen mitgetragen und 
propagiert hat“ (459). Nach einer aus- 
führlichen Darstellung dieser Bewegun- 
gen - der gegen die EU-Verfassung, den 
Unruhen in den Vorstädten im Spät- 
herbst 2005 und den Protesten gegen die 
Aushebelung des Kündigungsschutzes für 
BerufsanfängerInnen (Stichwort CPE)! - 
„soll geklärt werden, wie trotz der massi- 
ven sozialen Konflikte das autoritär- 
populistische Programm Sarkozys eine 
Mehrheit der Bevölkerung für sich ge- 
winnen konnte“ (461). Abschließend ver- 
sucht Lindner, „die Natur der genannten 
Auseinandersetzungen“ (461) auszuloten 
und die „Versäumnisse der Linken im 
Umgang mit ihnen“ (ebd.) zu benennen. 

Inzwischen gaben die erneute Wortmel- 
dung der „sozialen Bewegung” gegen die 
Verlängerung des Beitragszeitraums für die 
Renten und gegen das Gesetz über die Au- 
tonomie der Hochschulen ebenso wie sich 


1 Für ausführlichere Angaben zum Inhalt der 
Konflikte siehe Lindner 2007 und die dort 
zitierte Literatur. 

2 In Frankreich wird häufig der Singular 
verwendet 


verschlechternde Umfrageergebnisse des 
Präsidenten Grund zu der Annahme, dass 
die Zukunft offener ist, als die Formulie- 
rung über die Mehrheit für ein autoritär- 
populistisches Programm suggeriert. (Hof- 
fentlich) Grund genug für einige kritische 
Anmerkungen zu Lindners Analyse - nicht 
zuletzt in der Hoffnung, dass so zu einem 
besseren Verständnis der Probleme der 
Linken beigetragen werden kann. 


Die Vorstadtrevolte und der 
Kampf gegen das Prekariat 


Bei der Lektüre von Lindners Artikel wırd 
deutlich, dass der Autor die genannten 
Bewegungen recht unterschiedlich gewich- 
tet. Während sich die Darstellung des Ver- 
fassungsreferendums mit zwei Seiten be- 
gnügen muss, werden die Vorstadtrevolten 
auf über vier Seiten und die CPE-Proteste 
auf drei Seiten behandelt. Dies ist, wie 
auch die dem Artikel vorgestellte Wid- 
mung zeigt, keineswegs ein Zufall. Viel- 
mehr kommt darin die Einschätzung zum 
Ausdruck, dass „der Widerstand gegen die 
zunehmende Prekarisierung der Lebens- 
verhältnisse eine, wenn nicht sogar die 
zentrale Tendenz aktueller Formen kapita- 
listischer Vergesellschaftung“ (476) dar- 
stellt. Zusätzlich zu dieser allgemeinen 
Tendenz hält Lindner die „für die fran- 
zösische Gesellschaft spezifische Territo- 
rialisierung von Klassenverhältnissen“, 
die überdies „deutlich rassıstisch überde- 
terminiert“ (464) sei, für entscheidend für 
das Verständnis der Vorstadtrevolten. Den 
beiden zuletzt genannten Bewegungen 
wird - wie die abschließenden Bemerkun- 
gen insbesondere zum Verhalten der Iin- 
ken Parteien und der Gewerkschaften zeı- 
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gen - das für eine emanzipatorische Politik 
größte Potenzial zugesprochen. 

Leider scheint die grundsätzlich positive 
Beurteilung der Vorstadtrevolten dazu zu 
führen, dass Lindner sich allzu sehr mit 
deren Protagonisten identifiziert - und 
sie ıdealisiert. So sieht er ın der „Kultur 
der Provokation“ in erster Linie eine 
„selbstermächtigend-ideologische Reakti- 
on auf die Krise ..., in der es auch um die 
Wiederherstellung einer beschädigten 
Männlichkeit geht“. Einen Satz später ist 
ohne Wenn und Aber von einem „anti- 
bürgerlichen und stark vergeschlechtlich- 
te(n) Habitus“ (466) die Rede. Im Fazit 
wird dann kritisch vermerkt, der „Pater- 
nalismus und die Ignoranz der Linken 
gegenüber den Menschen aus den Vor- 
städten drohen die destruktiven Tenden- 
zen ihrer Revolten zu verstärken“ (476). 
Nun scheint mir eine Formulierung wie 
„selbstermächtigend-ideologische Reakti- 
on“ nicht nur in Bezug auf den Ideolo- 
giebegriff weiterer Erläuterungen zu 
bedürfen, zumal nicht spezifiziert wird, 
auf welche Krise hier reagiert wird. 

Dass auch weniger wohlwollende Lesar- 
ten möglich sind, wurde spätestens dann 
deutlich, als an Demos gegen den CPE 
teilnehmende Opfer von tätlichen An- 
griffen, die von Jugendlichen aus den 
Vorstädten verübt wurden, den „antibür- 
gerlichen Habitus“ der Urheber kaum zu 
würdigen wussten’. Diese Opfer - bzw. 
ihre Eltern - sahen bier eher das Lum- 
penproletaxiat am Werk (Largutze et al. 
2005) und beurteilten daher „in der rich- 
tigen Erkenntnis, dass man vor allem 
sich diese Bande vom Hals halten müs- 
se“ (Engels 1870: 474) die von Lindner 
lediglich negativ - als einfassend und 
entschärfend (476) - wahrgenommenen 
Ordnungsdienste der Gewerkschaften 
durchaus positiv. 

Im Übrigen wurde die Kategorie „Lum- 
penproletartat“ auch von sich auf Marx 


3 Es gibt im Übrigen Hinweise darauf, dass 
sie nicht unbedingt deckungsgleich mit den Ak- 
teurInnen der Vorstadtrevolten waren (Lagran- 


ge/Oberti 2006: 143 £). 
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berufenden linken Organisationen he- 
rangezogen, um Jugendliche aus den 
Vorstädten zu charakterisieren - unge- 
achtet der Tatsache, dass „Lumpenprole- 
tariat“ schon vor 150 Jahren keine wirk- 
lich brauchbare sozialwissenschaftliche 
Kategorie darstellte (Cowling 2002). 
Vermutlich wäre es produktiver, die eher 
statische Sicht der Akteure der Unruhen 
als Protorevolutionäre bzw. Lumpenpro- 
letariat durch eine Konzeption zu erset- 
zen, die Raum für unterschiedliche Ent- 
wicklungen lässt. Politisch entspräche 
dem eine Strategie, die trotz aller berech- 
tigten Kritik an blinder Gewalt und ohne 
Verkennung der Tatsache, dass viele Ju- 
gendliche aus den Vorstädten in erster 
Linie eine Teilhabe an der Konsumgesell- 
schaft anstreben, in ihnen „nicht nur ein 
bei den nächsten Wahlen anzuzapfendes 
Wählerpotenzial sehen sollte, sondern 
Verbündete bei der fortschrittlichen sozi- 
alen und politischen Transformation 
Frankreichs“ (Amin/Herrera 2005: 105). 

Wenn nun akzeptiert wird, dass „der Wi- 
derstand gegen die zunehmende Prekari- 
sierung der Lebensverhältnisse“ sozusa- 
gen den Hauptwiderspruch der kapitalis- 
tischen Vergesellschaftung benennt, wirft 
dies im Hinblick auf die von Lindner er- 
örterten „sozialen Bewegungen“ zwei 
Fragen auf. Zum Einen ist zweifelhaft, ob 
es sich bei den Unruhen im November 
2005 um Widerstandsaktionen gegen die 
Prekarisierung handelte oder sie zumin- 
dest indirekt diesem Widerstand zuge- 
rechnet werden können. Da kaum Forde- 
rungen formuliert wurden (467)' - mög- 
licherweise auch nicht so artikuliert wer- 
den konnten, dass sie einer breiteren Öf 
fentlichkeit verständlich gewesen wären 
(Bentolila 2007) -, wurden von der 
Mehrheit der KommentatorInnen ein- 
zelne Äußerungen, Vorgänge und Fakto- 
ren interpretiert und verallgemeinert. 
Dass sich dabei recht unterschiedliche 
Einschätzungen herausbildeten, die von 


4 Dies macht die Einstufung als „soziale Be- 
wegung“ fragwürdig - daher die Anführungszei- 
chen im vorhergehenden Satz. 
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der Einforderung der versprochenen In- 
tegration (Kronauer 2007: 598) über eine 
Reaktion auf rassıstiisch motivierte Dis- 
kriminierung (Hargreaves 2007: 58) bis 
hin zur Gegengewalt als Ausdruck einer 
Krise des Staates (Kouvelakis 2007: 
264ff.) reichen und sich nicht zu einem 
einheitlichen Bild zusammenfügten, ist 
kaum überraschend’. Solche häufig auf 
nur eine Dimension abstellenden Argu- 
mentationen erleichtern die Benennung 
politischer Lösungen - um den Preis der 
Ausblendung anderer Dimensionen des 
Problems. Fragen wie die, warum es in 
einer Stadt wie Marseille praktisch keine 
Unruhen gab (465) und warum die Betei- 
ligten fast ausschließlich männlichen Ge- 
schlechts und zwischen etwa 15 und 30 
Jahren alt waren, können dann nicht 
mehr beantwortet werden. 

Den Inbegriff dieses Widerstands gegen 
die Prekarisierung würde eher der Kampf 
gegen den CPE darstellen (476). Dafür 
spräche, dass es gerade die allgemeine, 
über ihre konkreten Verhältnisse hinaus- 
weisende Dimension war, die den betrof- 
fenen Jugendlichen ermöglichte, eine Aus- 
einandersetzung zu initiieren, die erfolg- 
reich abgeschlossen werden konnte, nach- 
dem - und weil - sich nicht nur die zu- 
nächst nicht unbedingt begeisterten ge- 
werkschaftlichen Apparate, die vorwiegend 
Beschäftigte des öffentlichen Sektors ver- 
treten, sondern auch Beschäftigte aus der 
kaum gewerkschaftlich organisierten „frei- 
en Wirtschaft“ beteiligt hatten (Kouvelakis 
2007: 276ff.). Zu fragen wäre jedoch, ob 
(bzw. wie) die Annahme begründet werden 
kann, dass „die soziale Mobilisierung neu- 
er gesellschaftlicher Kreise (...) dauerhaft 
einen (...) starken Träger sozialer Bewegun- 


5  Entsprechendes gilt selbstverständlich auch 
für konservative Deutungen, die meist auf 
kulturelle Faktoren abstellen; bekannt wurde in 
diesem Zusammenhang Sarkozys Aufnahme des 
Polygamie-Arguments (Jandi 2006: 131). 

6 Lindner weist diesbezüglich jedoch auf die 
„Gefahr des Partikularismus“ hin und verweist 
auf die Beendigung des CPE-Konflikts „auf dem 
Rücken der BanlieuebewohnerInnen“ (476). 
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gen“ (476) in Form des Prekariats hervor- 
bringen könnte. 


Hegemonie und Sarkozysmus 


Problematisch scheint mir aber vor al- 
lem, dass die Identifikation Lindners vor 
allem mit der Vorstadtrevolte und dem 
Kampf gegen den CPE zu einer Bewer- 
tung der Linken und der Gewerkschaften 
führt, die mit seiner Einschätzung der 
Machtverhältnisse der französischen Ge- 
sellschaft insgesamt nicht kompatibel zu 
sein scheint. Der den Gewerkschaften 
gemachte Vorwurf, sie hätten Proteste 
ausgebremst, autoritär gegen radikalere 
Teile der Bewegungen agiert und einen 
Generalstreik verhindert (477), bildet ei- 
nen seltsamen Kontrast zu der Feststel- 
lung, dass das „autoritäre Projekt“ Sarko- 
zys „in Frankreich derzeit über eine brei- 
te gesellschaftliche Mehrheit“ (471) ver- 
fügt. Jede Analyse ihrer Handlungsmög- 
lichkeiten hat der Tatsache Rechnung zu 
tragen, dass die französische Gewerk- 
schaftsbewegung den niedrigsten Organı- 
sationsgrad (8%) aller OECD-Staaten 
aufweist. Auch wenn daraus nicht 
umstandslos auf eine entsprechende 
Schwäche geschlossen werden kann, ist 
dies in Bezug auf ihren Handlungsspiel- 
raum durchaus signifikant; auch ein von 
der Mehrheit der Richtungsgewerkschaf- 
ten ausgerufener Generalstreik ist daher 
genau so wenig zu erwarten wie erfolg- 
versprechend. Dies gilt erst recht, wenn 
angenommen wird, dass eine gesellschaft- 
liche Mehrheit für ein nicht gerade ge- 
werkschaftsfreundliches Projekt existiert. 

Inwieweit es allerdings tatsächlich eine 
solche Mehrheit gibt, wäre noch genauer 
zu untersuchen. Zunächst einmal ist fest- 
zuhalten, dass Sarkozy im ersten Wahl- 
gang lediglich 31,18% der abgegebenen 
Stimmen erhielt und nur knapp 26% der 
Wahlberechtigten für ihn stimmten (im 
2. Wahlgang waren es 53 bzw. 43%). Ein 
weiteres Indiz: Unmittelbar vor den Par- 
lamentswahlen wurde die projektierte 
Erhöhung der Mehrwertsteuer, mit deren 
Ertrag die Sozialabgaben der Unternch- 
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men verringert werden sollten, auf Eis ge- 
legt, weil zu große Stimmenverluste be- 
fürchtet wurden. Auch die programmati- 
sche Positionierung von Sarkozy (und 
Royal!) ließ nicht auf eine Mehrheit für 
eın Rollback schließen; „insgesamt ent- 
wickelten 2007 auch die systemtragenden 
Parteien einen systemkritischen Diskurs“ 
(Bischof/ Gauthier 2007: 29). Selbst 
wenn die Formulierung „systemkritischer 
Diskurs“ einigermaßen überzogen 
scheint: Hegemonie sieht anders aus - 
wie auch von einem Autor, der den 
Wahlsieg Sarkozys zunächst als „Ergebnis 
einer erfolgreichen hegemonialen Strate- 
gie“ (Peter 2007) bezeichnet, letzten En- 
des eingeräumt wird. 

In Anbetracht der Tatsache, dass die 
Meinungsumfragen noch ein halbes Jahr 
vor der Wahl einen Wahlsieg von Sego- 
lene Royal plausibel erschienen ließen, 
gewinnen unbeschadet aller berechtigten 
Einwände gegen die Überbewertung sol- 
cher Umfragen konjunkturelle Erklärun- 
gen des Wahlergebnisses an Plausibilität 
- was ebenfalls der Hegemoniethese zu- 
widerläuft. So wurde ebenso nachdrück- 
lich wie einleuchtend auf zahlreiche Un- 
gereimtheiten des Wahlkampfs der sozi- 
aldemokratischen Kandidatin wie das fal- 
sche bzw. fehlende Timing hingewiesen, 
das den Eindruck von Improvisation 
hervorrief bzw. verstärkte und damit ver- 
unsichernd wirkte’ (Missika 2007). 

Im Umkehrschluss ließe sich sagen, dass 
Sarkozy (fast) Alles richtig gemacht hat‘: 
Insbesondere hat es den Anschein, als 
habe er im Gegensatz zu Royal sein Po- 
tenzial in Bezug auf die soziale Herkunft 
der WählerInnen ausgeschöpft. Interes- 


7 Dass tatsächlich recht unprofessionell im- 
provisiert wurde, zeigt das während einer 
Autofahrt angedachte und unmittelbar danach 
der Öffentlichkeit vorgestellte unausgegorene 
Projekt eines Eingliederungsvertrags (Schmid 
2007: 172£). 

8 Einschließlich der Versöhnung mit seiner 
(inzwischen) Ex-Gattin C£cilia, zu der es nach 
einer Umfrage kam, in der nach der Bereitschaft 
gefragt wurde, bei den Präsidentschaftswahlen 
für ein Single zu stimmen (Martinetti 2007: 54). 


sant ist in diesem Zusammenhang insbe- 
sondere, dass die Mobilisierung der 
JungwählerInnen - bei denen eine große 
Mehrheit für Royal stimmte (Miche- 
lat/Tiberj 2007: 4) - hinter der der über 
65-jährigen zurückblieb. 

Es gibt also einige Indizien dafür, dass es 
keine strukturellen Gründe für dieses 
Wahlergebnis gab - zumindest aber keı- 
nen Grund, umstandslos von der Hege- 
monie eines autoritären Projekts auszu- 
gehen. Was die Konzeptualisierung als 
autoritär-populistisch betrifft, so nennt 
Lindner Poulantzas und den in Frank- 
reich derzeit - wenn die Publikationen 
und Übersetzungen ein Gradmesser sind 
- intensiv rezipierten Stuart Hall als the- 
oretische Bezugspunkte. Diesbezüglich 
wäre zu fragen, ob nicht die Entwicklung 
der letzten 25 Jahre eine Modifikation 
von deren Analysen erforderlich macht, 
wie dies auch die jüngere Diskussion der 
Internationalisierung des Staates in dieser 
Zeitschrift nahelegt. Unabhängig davon 
ließe sich einwenden, dass Hall nicht den 
Bogen überspannt, wenn er schreibt, ein 
historischer Block, der die Hegemonie 
anstrebt, könne quasi einseitig die Zu- 
stimmung der Bevölkerung organisieren, 
indem er u.a. die Opposition neutrali- 
siert und zersplittert (Hall 2008: 161)?. 
Die derzeit vorliegenden Umfrageergeb- 
nisse legen demgegenüber nahe, die öf- 
fentliche Meinung in Frankreich als eher 
widersprüchlich zu beschreiben. „Zahl- 
reiche Untersuchungen zeigen eine Dis- 
sonanz zwischen allgemeiner politischer 
Einstellung und Wahlverhalten“ (Bi- 
schoff/Gauthier 2007: 43). Damit steht 
die Frage im Raum, inwieweit der „Sar- 
kozysmus“ „hegemoniefähig“ ist. Dabei 
geht es keineswegs um seine ıntrinsischen 
Qualitäten im Sinne einer logischen 
Konsistenz: Der Wahlkampf hat in aller 
wünschenswerten Klarheit gezeigt, dass 
Sarkozy in der Lage war, quasi in einem 
Atemzug „drei unterschiedliche Argumen- 


9 Eine Kritik dieser allzu „geschlossenen“ 
Konzeption findet sich beispielsweise bei Black- 
ledge (2002: 216f.). 
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te.. eine Sache, eine andere und ihr Ge- 
genteil“ anzuführen (Fassin 2007)". Wich- 
tiger dürfte in Bezug auf die längerfristige 
Erringung der Hegemonie die Fähigkeit 
sein, das Koordinatensystem der öffentli- 
chen Diskussion zu verschieben. Dass 
diesbezüglich Erfolge der Rechten zu ver- 
buchen sind, steht außer Frage - die 
Wortmeldungen insbesondere der Sozial- 
demokratInnen zu den Vorstadtrevolten 
im November 2005 und den einschlägigen 
Maßnahmen der Regierung sprechen eine 
deutliche Sprache (Le Goaziou 2007: 38, 
45f). Zu den günstigen Voraussetzungen 
gehören die engen Verbindungen des Prä- 
sidenten zu den Eigentümern wichtiger 
Medien (Hartmann 2007: 85). In den ers- 
ten Monaten seiner Amtszeit war denn 
auch festzustellen, dass es Sarkozy ohne 
Probleme gelungen ist, mit bloßen An- 
kündigungen von Maßnahmen die Me 
dienlandschaft zu dominieren. 


Was nun? 


Erleichtert wurde ihm dies durch die - 
keineswegs nur dem mangelnden Interes- 
se der Medien geschuldete - Sprachlosig- 
keit der Linken. Obwohl immer wieder 
Konsequenzen aus dem schlechten Ab- 
schneiden bei der Präsidentschaftswahl 
angemahnt wurden, blieben die entspre- 
chenden Initiativen meist auf die organı- 
satorische Ebene beschränkt. Diese kann 
durchaus mit der inhaltlichen Ausrich- 
tung verschränkt sein - dies gilt insbe- 
sondere für die sozialdemokratische Par- 
tei, in der viele jetzt den Zeitpunkt ge- 
kommen sehen, eine am italienischen 
Vorbild orientierte Partei der linken Mit- 
te aus der Taufe zu heben. Die KP hat 
sich im Dezember gegen den Willen ıh- 
rer Vorsitzenden dafür entschieden, bei 
der Diskussion über ihre Zukunft im 


10 Insofern scheint es auch irreführend, wenn 
behauptet wird, dass Sarkozys Projekt „als 
langfristiges Programm der gesellschaftlichen 
Erneuerung konzipiert“ sei (Bischoff/Gauthier 
2007: 11) - eine Formulierung, die im Übrigen 
zwei Sätze weiter relativiert wird. 
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nächsten Jahr auch ein Ende der Partei 
in Betracht zu ziehen. Eine interessante 
Entwicklung lässt sich schließlich in Be- 
zug auf die (trotzkistische) LCR mit ih- 
rem populären Sprecher OÖ. Besancenot 
beobachten. Ihm war es mit 4% als ein- 
zigem Kandidaten links von der Sozial- 
demokratie gelungen, bei den Präsident- 
schaftswahlen ein achtbares Ergebnis zu 
erzielen; nun soll mit ihm als Gallionsfi- 
gur eine neue Partei gegründet werden, 
die auf den Trümmern der KP den polı- 
tischen Raum links von der Sozialdemo- 
kratie besetzt, ohne von dieser abhängig 
zu sein. Die inhaltliche Erneuerung hält 
da nicht immer Schritt; während es bei 
den SozialdemokratInnen vor allem dar- 
um zu gehen scheint, wer die Nachfolge 
von F. Hollande an der Parteispitze an- 
tritt und sich die günstigste Ausgangspo- 
sition für die Präsidentschaftswahlen 
2012 sichert, heißt es im von der Mehr- 
heit der Parteiführung getragenen The- 
senpapier für den kommenden Parteitag 
der LCR u.a, die neue, zu gründende 
Partei „entspreche der Notwendigkeit, 
der Arbeiterklasse die Mittel für ihren 
Kampf zurückzugeben“ (http;//www.lcr- 
rouge.org/spip.php?article478). Weder 
erneute Auseinandersetzungen zwischen 
sozialdemokratischen „Elefanten“ noch 
Konzeptionen, die sich nur marginal von 
der trotzkistischen Tradition - und sei es 
in ihrer kompetentesten Form - lösen, 
scheinen geeignet, die Herausbildung ei- 
ner Organisation zu befördern, die dem 
Widerstand gegen eine sich als Reform 
gerierende „Restauration“! einen politi- 
schen Ausdruck verleiht. Dabei haben 
sich vor dem Hintergrund der zunch- 
mend als Problem empfundenen Kauf- 


11 „Restauration“ steht hier in Anführungs- 
zeichen, weil es keineswegs darum geht, ledig- 
ich das Rad der Zeit zurückzudrehen - insofern 
unterscheidet sich Sarkozy deutlich von Le Pen. 
Hier sehe ich auch den realen Kern der Formu- 
ierung „Projekt“: Es geht um eine französische 
„Wende“, deren Konturen sich abzeichnen 
(Uterwedde 2007), aber kein detailliertes und 
konsistentes Programm bilden. 
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kraftentwicklung - und des verbreiteten 
Gefühls, dass der Staatspräsident diesbe- 
züglich die Versprechen des Kandidaten 
Sarkozy nicht einlöst - die Vorausset- 
zungen für das Wiederaufleben der „sozi- 
alen Bewegung“ schneller verbessert als 
erwartet. Ihre Erfolgsaussichten würden 
durch eine überzeugende politische Al- 
ternative wohl kaum beeinträchtigt. 
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Soziale Bewegungen und Hegemonie. 


Anmerkungen zu Raimund Feld 


Bei manchen Diskussionsbeiträgen möch- 
te man zunächst an die AutorInnen appel- 
lieren, den Text, den sie kritisieren, etwas 
genauer zu lesen. Die Replik von Raimund 
Feld auf meine Analyse „Soziale Bewegun- 
gen und autoritärer Populismus“ aus 
PROKLA 148 ist von dieser Art. Ich will 
daher ım Folgenden zunächst auf Felds 
fehlerhafte Lektüre meines Textes einge- 
hen, mich anschließend jedoch v.a. zweier 
inhaltlicher Streitpunkte annehmen, bei 
denen unsere Einschätzungen der politi- 
schen Situation in Frankreich voneinander 
abzuweichen scheinen. Diese betreffen die 
sozialen Bewegungen der letzten Jahre so- 
wie die Reichweite und Stabilität des Prä- 
sıdialregimes von Nicolas Sarkozy. 


Fehllektüren 


Aus dem ihnen jeweils gewidmeten Text- 
umfang und der kritischen Einschätzung 
der sozialen Bewegungen im Frankreich 
der letzten Jahre schließt Feld, ich spräche 
den Vorstadtrevolten sowie den CPE-Pro- 
testen „das für eine emanzipatorische Poli- 
tik größte Potenzial“ zu. In meinem Text 
ist jedoch davon die Rede, die Banlieuere- 
volten hätten mit ihrem „Aufbegehren ge- 
gen  territorialisierte Klassenverhältnisse 
und Rassismus einen gewichtigeren Einsatz 
als der “Antiliberalismus’ des EU-Verfas- 
sungsreferendums“ (474£.; Herv. K.L.)? Be- 
züglich der Bewegung gegen den CPE ha- 


1 Alle Zitate ohne weitere Angaben nach Rai 
mund Feld: „Noch ist Frankreich nicht verloren: 
Anmerkungen zu Vorstadtrevolte und Sarkozys 
“autontärem Populismus’“ in diesern Heft. 

2 Seitenzahlen ohne nähere Angaben beziehen 
sich ım Folgenden immer auf Lindner 2007. 


be ich zwei Prozesse beobachtet, die die 
Proteste über sozialen Partikularismus er- 
heben: grundsätzliche gesellschaftliche 
Diskussionen und Widerstand gegen zu- 
nehmende Prekarisierung der Lebens- 
verhältnisse. Im Klartext: die Fragen, die 
die genannten Bewegungen aufgeworfen 
haben, sind von außerordentlicher Rele- 
vanz für emanzipatorische Politik; die Be- 
wegungen selbst hatten jedoch nur be- 
dingt emanzipatorisches Potenzial. Dies 
klingt in meiner Kritik an destruktiven 
Formen der Banlieuerevolten und den 
dominierenden partikularistischen Moti- 
ven der CPE-Proteste an. 

Die Zurückweisung der Verwechselung 
von „Einsatz“ und „Potenzial“ mag klein- 
lich erscheinen, weist aber bereits darauf 
hin, dass Feld die von mir benutzte Spra- 
che missversteht - ein Punkt, der anläss- 
lich einer weiteren Fehllektüre noch deut- 
licher wird. In Felds Replik heißt es, „dass 
‘der Widerstand gegen die zunehmende 
Prekarisierung der Lebensverhältnisse’ so- 
zusagen den Hauptwiderspruch der kapita- 
listischen Vergesellschaftung benennt“. 
Während meine Ausführungen hier mit 
dem Vokabular des klassenreduktionisti- 
schen Traditionsmarxismus sinnentstellt 
werden, sieht mein Text in zunehmender 
Prekarisierung „eine, wenn nicht sogar die 
zentrale Tendenz aktueller Formen kapita- 
listischer Vergesellschaftung“ (476; Un- 
terstreichung K.L.). Und: er klassifiziert, 
anders als Feld schreibt (um es anschlie- 
ßend bezweifeln zu können), die Revolten 
in den Vorstädten nicht als „Widerstands- 
aktionen gegen die Prekarisierung“. Daher, 
und weil sich mein Text überhaupt nicht 
von der darauf folgenden ‘Kritik’, dass die- 
ser Widerstand „eher“ ın den CPE-Pro- 
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kraftentwicklung - und des verbreiteten 
Gefühls, dass der Staatspräsident diesbe- 
züglich die Versprechen des Kandidaten 
Sarkozy nicht einlöst - die Vorausset- 
zungen für das Wiederaufleben der „sozi- 
alen Bewegung“ schneller verbessert als 
erwartet. Ihre Erfolgsaussichten würden 
durch eine überzeugende politische Al- 
ternative wohl kaum beeinträchtigt. 
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testen ausgemacht werden müsste, unter- 
scheidet, muss sich Feld die Frage nach 
der Genauigkeit seiner Lektüre gefallen las- 
sen. 

Mangel an Genauigkeit und exakter Theo- 
riesprache gehen im zweiten Teil von Felds 
Replik eine äußerst symbiotische Bezie- 
hung ein. Wo in meiner Analyse durchweg 
von gesellschaftlicher „Mehrheit“ des au- 
torıtär-populistischen Programms Sarkozys 
die Rede ist (461, 471 und 473), behauptet 
Feld ım Rückgriff auf Wahlarithmetik: 
„Flegemonie sieht anders aus“. Der Begriff 
der Hegemonie aber wird von mir nir- 
gendwo verwendet. Konsequenterweise zi- 
tiert Feld Lothar Peter, um schließlich zu 
behaupten, dass nicht „umstandslos von 
der Hegemonie eines autoritären Projekts“ 
ausgegangen werden könne. Ich werde wei- 
ter unten, in Bezug auf Antonio Gramsci 
und Stuart Hall, auf die für das Verständ- 
nis des Konzepts von autoritärem Popu- 
lismus zentrale Differenz zwischen Hege- 
monie und Mehrheit zurückkommen. 


Soziale Bewegungen revisited 


Felds Fehllektüren stehen in engem Zu- 
sammenhang mit seiner Bewertung der so- 
zialen Bewegungen im Frankreich der letz- 
ten Jahre, bzw. mit dem Papiertiger, den er 
aus meinen Analysen bastelt, um ihn dann 
zerreißen zu können. So soll sich mein 
Text durch eine „grundsätzlich positive 
Beurteilung der Vorstadtrevolten“ aus- 
zeichnen, die letztlich dazu führe, dass die- 
se „idealisiert“ würden. Empathie für die 
Menschen in den Banlieues will ich nicht 
verhehlen und meine Kritik an der franzö- 
sischen Linken zehrt neben meiner Analy- 
se auch von dieser Haltung. “Idealisierung’ 
aber meint mehr. Feld macht sie an der 
Rede von „selbstermächtigend-ideologi- 
sche[r] Reaktion auf die Krise [...], in der es 
auch um die Wiederherstellung einer be- 
schädigten Männlichkeit geht“, sowie von 
„antibürgerlichefm] und stark verge- 
schlechtlichte[m] Habitus“ (466) fest. Die 
mit diesen Formulierungen aufgerufenen 
Begriffe gehören jedoch zum Inventar kri- 
tischer Sozialwissenschaft und bedienen 


mitnichten „wohlwollende Lesarten“. Dies 
soll im Folgenden anhand der Begriffe von 
Ideologie, Krise und Männlichkeit erläu- 
tert werden. 

Die von Stephane Beaud und Michel Pia- 
loux für die Vorstädte analysierte ‘Kultur 
der Provokation’ muss als „das Produkt 
jahrelangen Ausschlusses unqualifizierter 
Jugendlicher aus den Vierten vom Ar- 
beitsmarkt, als eine Gegengewalt zur sozia- 
len Gewalt, die ihnen angetan wurde“ 
(Beaud/Pialoux 2003, 345; Herv. KL, 
verstanden werden. So viel zum reaktiven 
Moment. Ideologisch ist dieses, weil die 
Besinnung auf Männlichkeit es den Ban- 
lieugjugendlichen ermöglicht, an ein En- 
semble ideell-herrschaftlicher Vergesell- 
schaftung anzuschließen und sich in ihm 
praktisch zu behaupten.’ Die (ideologi- 
sche) Handlungsfähigkeit der Jugendlichen 
beruht „auf der Bildung psychischer In- 
stanzen, die von den ideologischen Mäch- 
ten anrufbar sind, und die auf das Zustan- 
dekommen von Handlungsmotivationen 
einwirken“ (PIT 1986, 192). In diesem 
Prozess etwas Positives zu erblicken, wie es 
Feld meiner Analyse vorhält, hieße vor- 
schnell Selbstermächtigung mit Emanzipa- 
tion kurzzuschließen. Dies verbietet sich 
aber schon ob der sehr verschiedenen 
Selbstermächtigungsprozesse, die sich bei 
den Vorstadtjugendlichen finden. Mir per- 
sönlich sind die von Olivier Masclet be- 
schriebenen „Aktivisten der Siedlungen“ 
(Masclet 2003, 173-207), die einmal mehr 
auf die von Feld vorschnell abgetanen Ver- 
säumnisse der französischen Linken im 
Umgang mit den Banlieues verweisen, al- 
lemal sympathischer als provozierende 
Jungmänner-Horden. 

Mag der mit meinen Analysen verbundene 
Ideologiebegriff implizit geblieben sein 
und damit Felds Lesart begünstigt haben, 
kann seine Bemerkung, es würde „nicht 
spezifiziert [...], auf welche Krise hier rea- 
giert wird“, nur überraschen. So findet sich 
bezüglich der Banlieues in meinem Text 
eine umfassende Krisenbeschreibung 


3 Diese Überlegungen sind von Althusser be- 
einflusst (Althusser 1969, 216-242). 
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(464ff.): rassistisch überdeterminierte Terri- 
torialisierung von Klassenverhältnissen, 
niedergehende Industrien und Arbeitslo- 
sigkeit, verstetigte Ausgrenzungserfahrung, 
Krise der Männlichkeit etc. Damit gehö- 
ren meine Ausführungen gerade nicht ın 
die Reihe der „häufig auf nur eine Dimen- 
sion abstellenden Argumentationen“, ge- 
gen die Feld Differenzierungen anführt, 
die aus meinem Text selbst stammen: 
nämlich, den Umstand, dass es in den 
nördlichen Vierteln von Marseille wegen 
der vorhandenen städtischen Eingebun- 
denheit keine Unruhen gegeben hat und 
dass die Revoltierenden in ihrer überwie- 
genden Mehrheit Männer einer gewissen 
Altergruppe gewesen sind. 

Weniger auf Ignoranz, als vielmehr auf 
Unkenntnis der Diskussion um men’s stu- 
dies führe ıch zurück, dass bei Feld die 
Formulierungen „Wiederherstellung einer 
beschädigten Männlichkeit“ und „antibür- 
gerliche[r] und stark vergeschlechtlichte[r] 
Habitus“ (466) nicht zu einem Überden- 
ken des Idealisierungs-Vorwurfs geführt 
haben. Die absolute Mehrheit der im An- 
schluss an die Konzepte von hegemonialer 
Männlichkeit und Geschlechterhabitus 
unternommenen Arbeiten beanspruchen 
für sich das politische Ziel von “Ent- 
Männlichung’ (BauSteineMänner 1996; 
Meuser 1998, 89-104; Bereswill/Meuser/ 
Scholz 2007, 8-13) - ein Kontext, ın dem 
ich meine Analyse bestens aufgehoben se- 
he. Insofern müsste es emanzipatorischer 
Politik angesichts der französischen Vor- 
städte gerade um eine nicht-geschlecht- 
liche Handlungsmacht von unten gehen. 
Die mit der herrschenden Gesellschaftsein- 
richtung einhergehende „besonders hohe 
Gewaltaffinität junger Männer“ (Meuser 
2005, 17), auf die ich in meiner Analyse 
kurz verwiesen habe, steht dem jedoch 
entgegen. Dennoch sollten männliche 
Gewaltexzesse differenziert bewertet wer- 
den. Zweifellos sind die von Feld ange- 
führten Angriffe von Banlieue-Jugendh- 
chen auf Demonstrationen destruktive Ak- 
tionsmodi. Ob deren Beantwortung durch 
die (männliche) Gegengewalt des gewerk- 
schaftlichen Ordnerdienstes sinnvoll ist, 
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erscheint mir jedoch äußerst fraglich.‘ An- 
ders gelagert ist der Fall der Vorortrevol- 
en, bei denen sıch die Gewalt der Jugend- 
lichen gegen Polizei, Privateigentum und 
soziale Infrastruktur richtet. Erblickt man 
darin nicht nur Gegenwehr angesichts täg- 
icher Schikanen, sondern zugleich Symbo- 
ik, erscheint dieser Aktionsmodus sogar 
relativ rational - zumal, wenn die multip- 
en Formen sozialer Enteignung und ‘Ent- 
Fähigung’ der BanlieuebewohnerInnen in 
Rechnung gestellt werden. Aufgrund dieses 
grundsätzlich rationalen Agierens - ich 
habe in meiner Analyse darauf hingewie- 
sen, dass die Dinge bei einem Umkippen 
der Revolten in antisemitische oder rassis- 
tische Gewalt anders lägen - kann über- 
haupt von Verbündeten in sozialen Ausei- 
nandersetzungen gesprochen werden, die 
trotz seiner insgesamt pessimistischen Ein- 
schätzung überraschenderweise auch Feld 
ausmacht. 


Hegemonie und autoritärer 
Populismus 


Ich habe bereits darauf hingewiesen, dass 
bezüglich Sarkozys Präsidialregime in 
meiner Analyse nicht von Hegemonie die 
Rede ist. Dies liegt daran, dass dieser Be- 
griff in der avancierten Ausarbeitung kriti- 
scher Gesellschaftstheorie auf eine alle ge- 
sellschaftlichen Ebenen umfassende Füh- 


4 Ich schließe mich darin der Analyse aus dem 
Umfeld der anarchosyndikalistischen CNT an, 
die die Wochenzeitung Jungle World (14/06, S. 
19) anlässlich der Proteste und der sie begleiten- 
den Übergriffe im Frühjahr 2006 dankenswerter 
Weise in deutscher Sprache verfügbar gemacht 
hat. Darin heißt es: „Der Versuchung einer di- 
rekten Konfrontation ist zu widerstehen, ebenso 
wie der einer Zusammenarbeit mit der Polizei, 
die langfristig zu einer totalen Identifizierung 
von sozialer Bewegung und gewerkschaftlich- 
polizeilicher Bewegung führen und die Banden 
dazu bringen wird, sich bewusst mit dem Ziel 
zu organisieren, die Umzüge zu zerschlagen; 
dies würde die Aussicht darauf trüben, dass das 
Bewusstsein der Interessengleichheit zwischen 
Lascars [Spitzbuben] und sozialer Bewegung 
entsteht.“ 
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rung zielt. Hegemonie ist das, was Gramsci 
als „Regierung mit dem Konsens der Re- 
gierten, aber mit dem organisierten Kon- 
sens, nicht mit einem allgemeinen und va- 
gen, wie er sich zum Zeitpunkt der Wah- 
len äußert“ (Gefängnishefte, Heft 1, $ 47, 
$. 117), bezeichnet. Insofern lässt sich mit 
der von Feld betriebenen Wahlarithmetik 
ohnehin keine Aussage über Hegemonie- 
verhältnisse treffen. Außerdem hat Hege- 
monie bei Gramsci eine materielle Dimen- 


sion: „Die Tatsache der Hegemonie setzt 


zweifellos voraus, daß den Interessen und 
Tendenzen der Gruppierungen, über wel- 
che die Hegemonie ausgeübt werden soll, 
Rechnung getragen wird, daß sich ein ge- 
wisses Gleichgewicht des Kompromisses 
herausbildet, daß also die führende Grup- 
pe Opfer korporativ-ökonomischer Art 
bringt, aber es besteht auch kein Zweifel, 
daß solche Opfer und ein solcher Kom- 
promiß nicht das Wesentliche betreffen 
können, denn wenn die Hegemonie poli- 
tisch-ethisch ist, dann kann sie nicht um- 
hin, auch ökonomisch zu sein, kann nicht 
umhin, ihre materielle Grundlage in der 
entscheidenden Funktion zu haben, wel- 
che die führende Gruppe im entscheiden- 
den Kernbereich der ökonomischen Akti- 
vität ausübt.“ (Gefängnishefte, Heft 13, $ 
18, S. 1567) Ich würde bezweifeln, dass der 
“Sarkozysmus’ auf einem derartigen orga- 
nisierten und materiell abgestützten Kon- 
sens beruht, wenngleich die Zukunft zeı- 
gen muss, ob die bürgerliche Rechte in 
Frankreich ın der Lage ist, einen solchen 
herzustellen.’ 

Gerade aufgrund der Schwierigkeit, ‘Sarko- 
zysmus’ als umfassende politische Führung 


5 Bisher vorgelegte Analysen, die auf Gramscis 
Hegemoniebegriff refenieren, überzeugen schon 
deshalb nicht, weil sie in der für die populäre 
Gramsci-Rezeption üblichen Art die beiden hier 
angeführten Dimensionen unterschlagen und 
Hegemonie allein kulturell definieren (Bischoff/ 
Gauthier 2007: 5, 32 und Sgard 2007: 15£.). Zu- 
dem sind diese Ansätze begrifflich äußerst un- 
scharf: Thatcherismus, Neobonapartismus, Neo- 
liberalismus und Populismus werden wild 
durcheinander geworfen (Bischoff/Gauthier 
2007: 7f£, 27 und Sgard 2007: 11#.). 


zu fassen, habe ich lediglich von einer 
„Mehrheit“ gesprochen, die dieser mobih- 
siert. Inzwischen hat auch Stathis Kouve- 
lakis - ebenfalls in Analogie zu Großbri- 
tannien - hervorgehoben, dass sich in 
Frankreich derzeit ein zwar nicht- 
hegemoniales, aber zumindest ansatzweise 
kohärentes autoritär-populistisches Projekt 
profiliert (Kouvelakis 2007, 303f.). In die- 
sem drückt sich gerade kein allgemeiner 
“Rechtsrutsch’” der französischen Gesell- 
schaft aus (ebd.; Pingaud 2007, 99f.). Da- 
mit ist ein zentraler Zug des Konzepts 
vom autoritären Populismus (Hall 1988, 
123-149) benannt, das auch mir für die 
Auseinandersetzung mit dem Präsidialre- 
gime Sarkozys dienlich scheint, zumindest 
- so viel Modifikation sei zugestanden - 
wenn mit den Versäumnissen, die ın der 
Diskussion der britischen Linken herausge- 
arbeitet wurden (Bonnet/Bromley/Jessop/ 
Ling 1988, 68-98; 107-124), produktiv um- 
gegangen wird. So muss der begrenzte An- 
spruch des Konzepts, das auf eine be- 
stimmte Ebene der politischen Machtge- 
winnung und -erhaltung zielt und keine 
allumfassende Erklärung staatlicher Herr- 
schaft beansprucht, in Rechnung gestellt 
werden. In diesem Zusammenhang hat 
Hall herausgearbeitet, dass der autoritäre 
Populismus durch seine autoritären Züge 
vielmehr dominant als hegemonual ıst. Er 
verwendet Zwang mangels Fähigkeit zur 
Führung und ist hegemonial lediglich sei- 
ner Konzeption und seinem Projekt nach 
(Hall 1988, 155). Diese Analyse muss um 
die von politischen und ökonomischen 
Strategien ergänzt werden. Bezüglich des 
‘Sarkozysmus’ hieße dies, zu fragen, ob das 
aktuelle französische Präsidialregime ein 
umfassendes Projekt „regressiver Moderni- 
sierung“ (ebd., 164), d.h. eine reaktionäre 
ökonomische, soziale und kulturelle Mo- 
dernisierung, als Antwort auf eine weit rei- 
chende gesellschaftliche Krise zu realisieren 
sucht - und so mit seinem Hegemonie- 
Anspruch ernst macht. Die Vielzahl pro- 
grammatischer Reden, die Sarkozy in den 
letzten Monaten gehalten hat, etwa zum 
Laizismus (Quiniou 2007) und zur Kolo- 
nialvergangenheit (Mbembe 2007), aber 


Soziale Bewegungen und Hegemonie 


auch die Arbeit verschiedener Kommissi- 
onen zur Umgestaltung staatlicher Institu- 
tionen (unter der Leitung von Edouard 
Balladur, Le Monde, 27.10.07) und poli- 
tisch-ökonomischer Regulation (unter 
Jacques Attali, Labournet, 28.1.08), die 
Anstrengungen zur Reorganısation von 
Justiz- und Universitätssystem sowie die 
Verkündung eines Aktionsplans für die 
Banlieues (Le Monde, 10/11.2.08) deuten 
darauf hin-Was sich davon umsetzen lässt, 
muss sich allerdings erst noch zeigen, zu- 
mal die Widerstände dagegen mitunter 
nicht nur aus dem politischen Lager der 
Linken kommen. 


Pour en finir avec le sarkozysme 


Feld hat seine Einwände mit „Noch ist 
Frankreich nicht verloren“ überschrieben. 
Ich teile die darin zum Ausdruck kom- 
mende Hoffnung. Nur mit breiten und 
umfassenden sozialen Bewegungen wird 
dem autoritären Populismus der bürgerli- 
chen Rechten in Frankreich effektiv Wi- 
derstand entgegenzusetzen sein. Die im 
Herbst vergangenen Jahres neuerlich auf- 
lodernden Vorstadtrevolten, bzw. das ge- 
wohnt katastrophale (Nicht-JVerhalten der 
französischen Linken (auch angesichts des 
zweiten Jahrestages des Todes von Bouna 
Traore und Zyed Benna ım vergangenen 
Oktober) sowie die Streiks gegen Hoch- 
schul- und Rentenreformen sind in ihrem 
Inhalt mehrheitlich leider ähnlich be 
schränkt geblieben wie die Auseinander- 
setzungen der Jahre 2005 und 2006. An- 
lisslich der Streiks war erneut zu beobach- 
ten, welche kontraproduktive Rolle die e- 
tablierten Gewerkschaftsapparate spielen 
können. Und welche gesellschaftliche Po- 
larisierung mit dem ‘Sarkozysmus’ einher- 
geht: StreikgegnerInnen applaudieren bei 
der gewaltsamen polizeilichen Räumung 
besetzter Gebäude der Universität in Nan- 
terre und versammeln sich in Paris zu ei- 
ner Demonstration gegen die Ausstände 
im öffentlichen Transportwesen. Auch an- 
gesichts dieser Entwicklungen täte die 
französische Linke gut daran, wieder 
grundsätzliche politische Fragen zu stellen. 


155 


Auseinandersetzungen um die Situation 
der Banlieues, aber auch um Einwande- 
rungsgesetzgebung, Kolonialvergangenheit 
und Prekarisierung scheinen mir dabei 
aussichtsreicher als das Schielen auf Um- 
frageergebnisse, Parteierneuerungsdiskussi- 
onen und Kaufkraftentwicklung. 
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Die Entscheidungen in die politische Arena zurückholen 
Replik zu Henrik Lebuhn, Sozialräumliche Konflikte in der unter- 
nehmerischen Stadt. Eine Berliner Fallstudie, PROKLA 149 


Die Hauptthese Henrik Lebuhns lautet: 
„Die Einführung von Globalhaushalten, 
Kosten- und Leistungsrechnungen und 
Controlling-Maßnahmen auf der kommu- 
nalen Ebene erzeugt bei stadtpolitischen 
EntscheidungsträgerInnen und in den lo- 
kalen Ämtern und Behörden eine neue 
Handlungsrationalität und ökonomisiert 
die öffentlichen Institutionen in bislang 
unbekanntem Ausmaß.“ Diese Entwick- 
lung sei darüber hinaus nicht nur Spar- 
zwängen geschuldet, sondern müsse viel- 
mehr „als eine Machttechnik verstanden 
werden, durch welche gerade die außerpar- 
lamentarischen Widerstände gegen die In- 
Wert-Setzung des städtischen Raums struk- 
turell geschwächt werden“ (Lebuhn 2007: 
529, Kursivsetzung von mir). 

Lebuhn beschreibt und kritisiert zunächst 
das Konzept New Public Management 
NPM), zeigt, wie Bestandteile dieses Kon- 
zepts die Entscheidungen in der Berliner 
Verwaltung strukturieren, vor allem bei der 
Ermittlung der Finanzzuweisungen des 
Landes an die Bezirke und bei der Festle- 
gung von Ausgabenrestriktionen. Mit Hil- 
fe seiner Beschreibung erweckt Lebuhn 
den Eindruck, die Harveysche „radikale 
Redefinition des städtischen Raums nach 
ökonomischen Kriterien“ sei als bruchlo- 
ser Vorgang mit der Einführung der NPM- 
Techniken abgeschlossen und entfalte nun 
- von einigen widerständigen außerparla- 
mentarischen Zusammenhängen abgese- 
hen - mechanisch ihr ungutes Wirken: als 
Sachzwang und als in den stadtpolitisch 
handelnden Individuen wirkende Selbstbe- 
schränkung. 
Eine bestimmte und aktuell durchaus er- 
fahrbare Form der Einführung von NPM- 


Techniken wird von ıhm damit in Fakt 
und Methode zum allgemeingültigen Mo- 
delifall erklärt. Dabei überrascht, dass der 
eigentliche Kern des Problems in der Be- 
trachtung außen vor bleibt. Während Le- 
buhn seine Betrachtung in erster Linie auf 
die Einführung der einzelnen Elemente 
der NPM-Techniken fokussiert, bleibt die 
diesen Prozess begleitende, letztlich ent- 
scheidende Weichenstellung außen vor: 
die Entmachtung der politischen Akteure 
und ihre Unterwerfung unter die Paradig- 
men einer betriebswirtschaftlichen Logik. 
Auch wenn in der Begrifflichkeit des NPM 
beides zusammengehört, so ist die Unter- 
scheidung beider Prozesse weniger beck- 
messerisch als es auf den ersten Blick er- 
scheinen mag. Denn die Einführung einer 
Kosten- und Leistungsrechnung, eines 
Controllings, erbringen für sich genom- 
men erst einmal lediglich Informationen, 
der Globalhaushalt der Sache nach real ei- 
nen größeren Freiraum - gemessen an ka- 
meralen „Einwendungsverhandlungen“. 
Der eigentlich springende Punkt ist, dass 
die Informationen nicht einfach als ein 
Element unter mehreren in die politische 
Entscheidungsfindung der handelnden Per- 
sonen eingehen, sondern dass durch das 
Destillat dieser Informationen den Akteu- 
ren nach vermeintlich objektiven Krite- 
rien, nämlich den „Kosten“, Entscheidun- 
gen vorstrukturiert werden. 

So beschreibt Lebuhn durchaus anschau- 
lich, wie in den Berliner Bezirksverwaltun- 
gen „Produkte“ gebildet und deren Kosten 
ermittelt werden und ebenso, wie über den 
Vergleich zwischen den Bezirken ein Kon- 
kurrenzverhältnis erzeugt wird, das dieje- 
nigen bestraft, die ihre „Produkte“ „zu 
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teuer“ anbieten. Bei ihm sınd das zwei Sei- 
ten ein und derselben Medaille. Dabei 
scheint die Frage angebracht, weshalb die 
Erkenntnis über die unterschiedlichen 
Kosten automatisch eine Sanktion nach 
sich zieht. Schließlich handelt es sich hier 
nicht um einen realen Markt, sondern um 
eine politische Marktsimulation, mithin 
um eine politische Entscheidung. Nur - 
und darin besteht der böse Witz der Ver- 
anstaltung - dass diese quasi hinter dem 
Rücken des größten Teils der politischen 
Akteure gefällt wird. Aus diesem Blickwin- 
kel betrachtet, ist dann aber nicht die Ein- 
führung von NPM-Techniken als solche 
das Problem, sondern die Frage, wie dar- 
aus Entscheidungen entstehen. Die eigent- 
lich wichtige politische Auseinanderset- 
zung dreht sich daher nicht um die Frage, 
ob NPM-Techniken Anwendung finden 
oder nicht, sondern um die Rückholung 
der Entscheidungen über die Mittelverga- 
be aus der Sphäre der Finanzbuchhaltung 
zurück ın den politischen Raum. 
Was außerdem außer Acht bleibt: Der 
Prozess der Implementation von NPM- 
Techniken war und ist ein äußerst wider- 
sprüchlicher und konfliktorischer Vorgang. 
NPM nicht als statisch wirkendes Moment 
in einer wesentlich statischen, vorstruktu- 
rierten öffentlichen Institution, sondern 
die öffentlichen Institutionen selbst als 
„umkämpftes Terrain“ zu betrachten, un- 
terlässt Lebuhn. Das führt sowohl für die 
Analyse der Konfliktlinien und Interessen 
als auch für die Analyse des Verlaufs von 
Kämpfen und für die Strategien und die 
Stärke stadtpolitischer Akteure zu einer 
sehr verkürzten, statischen - und entschei- 
dende Auseinandersetzungen und ihr Ter- 
rain einfach ausblendenden - Konfliktana- 
tomıe. 


1. 

NPM hat seine Attraktivität als ideologi- 
sches Konzept vor allem dadurch gewon- 
nen, dass es Effizienz und Qualität öffent- 
licher Leistungen zum Maßstab zu ma- 
chen versprach, die strategische politische 
Steuerung und eine bessere Kontrolle der 
öffentlichen Verwaltung durch das Publi- 
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kum in Aussicht stellte. Damit konnte das 
NPM nahtlos an Defizitbefunde anknüp- 
fen, die im gesellschaftlichen Diskurs (auch 
von links) immer wieder gegenüber öffent- 
licher Verwaltung erhoben wurden: Büro- 
kratismus und wuchernde Apparate, Par- 
teibuchwirtschaft, paternalistisches Erschei- 
nungsbild mit den Bürger als Bittstellern, 
die Durchregelung und Kontrolle sämtli- 
cher Lebensbereiche, schlechtes Angebot für 
teuer Geld, der Eindruck, dass Bürgerin- 
nen und Bürgern gegenüber „dem Staat“ 
machtlos seien und ihm eher als Mittel 
denn als Zweck dienten. Seinen entschei 
denden Drive und seine eigentliche prakti- 
sche Bedeutung gewann NPM aber durch 
die Finanzmisere der öffentlichen Hand. 
Berlin hat dabei seine besondere Spezifik. 
In Berlin war die politische und Verwal- 
tungstätigkeit Anfang der 1990er Jahre 
durch das alte Westberlin geprägt. Dort 
spielten Fragen nach öffentlichen Ausga- 
ben nie eine sonderlich große Rolle. Die 
Stadt speiste sich zu erheblichen Teilen 
aus dem Bundesetat und konnte so eine 
besondere Melange aus Bürokratismus, 
Subventionswirtschaft und Filz entwickeln. 
In gewisser Weise waren die Stadtökono- 
mie und die Stadtpolitik des alten West- 
Berlin immer künstlich gewesen, geprägt 
durch den Kalten Krieg und den Ost-West- 
Konflikt. Nach 1990 machten die Eliten 
des alten Westberlin einfach so weiter, wie 
sie es kannten und die Frage ist müßig, ob 
sie mit ihren Interessen und ihrer Be- 
schränktheit überhaupt zu einer anderen 
Strategie fähig gewesen wären. Angekur- 
belt durch größenwahnsinnige Stadtent- 
wicklungsutopien, Wachstumsphantasien, 
Olympiaträume und Metropolenwahn eta- 
blierten sie in der wiedervereinigten Stadt 
ihr System des verantwortungslosen Wirt- 
schaftens mit öffentlichem Vermögen. Al 
lerdıings versiegte durch den Abbau der 
milliardenschweren „Berlin-Förderung“ in- 
nerhalb von nur 5 Jahren der wichtigste 
Quell, der das „System Landowsky“ durch 
den Zustrom frischen Geldes bis dahin am 
Laufen hielt. Ohne diesen begann sich 
aber schon bald die Schere zwischen Ein- 
nahmen und Ausgaben immer weiter zu 
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öffnen und der Schuldenberg zu wachsen. 
Mitte der 1990er Jahre sah man sich ge 
zwungen, wenigstens so zu tun, als ob 
man auf das Problem reagiere. Die 
schwarz-rote Stadtpolitik der späten Ära 
Diepgen tat dies, indem sie ein Kürzungs- 
regime durchsetzte, das gravierende soziale 
Einschnitte mit sich brachte, die Nutznie- 
ßer des alten Systems jedoch in ihren Prı- 
vilegien unangetastet ließ. Die Energiever- 
sorger BEWAG und der Gasversorger Ga- 
sag, aber auch die Hälfte der Berliner Was- 
serbetriebe wurden privatisiert, während 
die anderen öffentlichen Unternehmen zu 
Tributzahlungen an die Landeskasse ge- 
zwungen wurden. Diese Ausplünderung 
(noch dazu zu dem Zeitpunkt, als die 
meisten der öffentlichen Unternehmen 
sich noch in einer wiedervereinigungsbe- 
dingten Umstrukturierungsphase befan- 
den) erhöhte nicht nur den internen 
Druck zur Kostensenkung, sondern befeu- 
erte zusätzlich noch den ohnehin vorhan- 
denen Antrieb zu risikoreichen Geschäften 
mit der Verlockung hoher Renditen, um 
diese Extrazahlungen ausgleichen zu kön- 
nen. Das kombinierte sich mit dem Gold- 
fieber der alten Eliten, die - geprägt durch 
all die „Gewohnheiten, Borniertheiten und 
Interessenverstrickungen der ‚Sonderwirt- 
schaftszone’ West-Berlin, in der wirtschaft- 
liches Risiko ein Fremdwort war und die 
Finanzierung privater Gewinne aus öffent- 
lichen Kassen zum System gehörte“ (Nel- 
ken 2006) - dafür sorgten, dass die Unter- 
nehmen dann richtig gegen die Wand fuh- 
ren. Es erübrigt sich fast zu erwähnen, dass 
sie in diesem Zustand zu „Privatisterungs- 
kandidaten“ ersten Ranges wurden. 
Der Bankenskandal ist daher auch nicht 
so sehr Ursache der besonderen Berliner 
Not, wie es Lebuhn darstellt, als vielmehr 
besonders drastisches Symptom und Folge 
der besonderen Berliner Verhältnisse. Dort 
galt zuerst: Am Ende zahlt der Bund 
schon alles, nun galt: Berlin zahlt. Hier 
gab es keinerlei Kontrollmechanismen, 
nicht einmal ein „NPM-Controlling“. 


ll. 
Vor diesem Hintergrund von mangelnder 
Transparenz, Schlamperei und fehlender 
Kontrolle konnten sich NPM-Techniken 
durchsetzen - insbesondere in den Leis 
tungsbereichen der unmittelbaren Landes- 
verwaltung, vor allem im Verhältnis zwi- 
schen Senat und Bezirken. Hier wurden 
sukzessive aus primär fiskalischen und 
technokratischen Motiven NPM- 
Controllingtechniken mit dem Finanzzu- 
weisungssystem zu einem Belohnungs- und 
Bestrafungsmechanismus verschmolzen, 
der nahezu eine fiskalische Diktatur der 
Finanzverwaltung ermöglicht und ein ZWwi- 
schenbezirkliches race to the bottom der 
Leistungen nach sich zieht. Der „Charme“ 
des Systems bestand gerade darin, dass es 
mit dem scheinbar objektiven Maß der 
betriebswirtschaftlichen Kalkulation über 
den verfügbaren politischen Handlungs- 
rahmen entschied, somit eine politische 
Auseinandersetzung über „Effizienz“ des 
Verwaltungshandelns erübrigte. Und dies 
alles vor dem Hintergrund einer dramatı- 
schen Haushaltssituation Berlins, die zwar 
(auch) Folge neoliberaler Fiskalpolitik im 
Bundesstaat, aber dennoch keineswegs ei- 
ne neoliberale Erfindung ist. 
Der Sektor wurde systematisch der öffent- 
lichen politischen Auseinandersetzung und 
Kritik und der Steuerung durch die Vertre- 
tungskörperschaften entzogen: Bis auf die 
Festlegung der Höhe des Gesamtplafonds 
für die Bezirke ist das Abgeordnetenhaus 
an diesem Prozess nicht beteiligt, die Be- 
zirksverordnetenversammlungen und Be- 
zirksämter sind jedoch den Vorgaben und 
„Feinjustierungen“ der Finanzverwaltung 
ausgesetzt. Im Anschluss daran wird das 
Ergebnis des Prozesses vom Hauptaus- 
schuss des Abgeordnetenhauses ratifiziert, 
ohne dass dieser über Wissen und Kapazı- 
täten verfügen würde, es tatsächlich poli- 
tisch nachzuvollziehen und zu bewerten. 
Hier ergänzen einander der strukturelle 
Kürzungsautomatismus, das Wıssensmo- 
nopol der Finanzverwaltung, die relative 
Schwäche der Bezirksverwaltungen im po- 
litischen Gefüge Berlins, die Schwäche und 
teilweise Konzeptionslosigkeit sozialer 
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Lobbygruppen unter stark veränderten Be- 
dingungen, und Berlins objektiv prekäre 
Haushaltssituation. Das System ist deshalb 
so stabil, weıl die Installation von Konkur- 
renz zwischen den Bezirken um insgesamt 
zu knappe Haushaltsmittel auch noch zur 
Konsequenz des „Teile und Herrsche“ un- 
ter den bezirklichen Interessenvertretern 
führt. So lange Andere schlechter da ste- 
hen als man selbst ... 

Dass das herrschende System der be 
zirklichen Finanzzuweisungen nach wie 
vor existiert, darf aber nicht zu dem 
Schluss verleiten, dass es unangefochten 
und unanfechtbar sei. Die Bezirke haben - 
auch unter dem Druck lokaler sozialer 
Widersprüche und ım Interesse „ihrer“ 
LeistungsempfängerInnen - über viele Jahre 
hinweg immer wieder versucht, die Me- 
chanismen zugunsten eigener politischer 
Schwerpunktsetzungen zu umgehen, 
Schlupflöcher zu finden. Um das System 
bezirklicher Finanzierung wird außerdem 
seit Jahren immer wieder erbittert gestrit- 
ten und es scheint, als sei mit der Haus- 
haltsplanaufstellung zum Doppelhaushalt 
das Problem tendenzieller Entpolitisierung 
bei zu knappen Zuweisungen auch im Se- 
nat und in den Regierungsfraktionen im 
Abgeordnetenhaus dringlichers Ge- 
sprächsthema. Das zeigt aber zugleich, 
dass das System, genau wie es Ergebnis po- 
litischer Setzungen ist, durch politische 
Kämpfe und Setzungen auch wieder ver- 
ändert werden kann. Wenn es hierfür aus- 
reichend Mobilisierungskraft und gesell- 
schaftlichen Rückhalt gibt und wenn von 
links ausreichend durchsetzungsfähige Lö- 
sungsansätze in die Auseinandersetzung 
eingebracht werden. An beidem fehlte es 
bisher. 


II. 

Gerade deshalb ist auch hinsichtlich der 
verfolgten Strategien stadtpolitischer Ak- 
teure Differenzierung angebracht. Hier ist 
nicht gleichsam „alles neoliberal“. Denn 
natürlich ist es auch „von Links“ berech- 
tigt, nach Kosten-Nutzen-Relationen öf 
fentlichen Handelns zu fragen und eigene 
Kriterien für deren Messung zu entwi- 


ckeln, gewissermaßen eine politische Öko- 
nomie des Öffentlichen in die Diskussion 
zu bringen. Natürlich ist es auch - ange- 
sichts der massenhaften Privatisierung öf- 
fentlichen Vermögens gerade für Linke - 
notwendig zu fragen, welcher Teil der für 
öffentliche Aufgaben zur Verfügung ste- 
henden Mittel durch deren schlichte Ver- 
waltung aufgezehrt wird und in welchem 
Verhältnis er zu den erzeugten Wirkungen 
steht. 

Gefragt ist nicht so sehr, das Verdikt des 
Neoliberalismus über jegliche rationale 
Nutzen- und Folgenüberlegung zu verhän- 
gen, sondern die politische Auseinander- 
setzung über das Maß dieser Rationalıtät 
zu führen. Hier wird es genau so spannend 
wie kompliziert, weil hier mehr als die 
Quantität öffentlicher Leistungen ins Spiel 
kommt: die Qualität und die Priorität, die 
eben politisch bestimmt werden muss. Ge- 
rade der Umgang mit den öffentlichen 
Ressourcen nach dem System des alten 
West-Berlin und der Ära Diepgen hat diese 
Frage in Berlin zu einer zentralen Ausei- 
nandersetzungsfrage werden lassen, der 
sich Linke nicht entziehen können. Es 
dennoch zu tun, wäre im Übrigen nicht 
nur taktisch unklug, weil anderen das Feld 
des Diskurses überlassen bleibt, sondern 
auch der Sache selbst nicht angemessen. 
Denn es ist eben nicht egal, ob und zu 
welchen Konditionen materiell schwächere 
Berlinerinnen und Berliner öffentliche 
Verkehrsmittel nutzen oder eine gute 
Krankenhausversorgung bekommen kön- 
nen und wie das gegebenenfalls und zu 
Lasten welcher anderen Interessengruppe 
bezahit werden soll. 

Dass solche Auseinandersetzungen erfolg- 
reich sein können, zeigen einige Beispiele 
aus Berlins öffentlichen Unternehmen. Die 
Privatisierung der Vivantes-Krankenhäuser 
wurde gegen den Willen des Finanzsena- 
tors verhindert, weil es eine Strategie gab, 
die es für die Beteiligten lohnenswert 
machte, dafür zu kämpfen: Beschäfti- 
gungssicherung, Sicherung der Gesund- 
heitsversorgung in wenig profitablen Be- 
reichen, ökonomische Stabilität des ge 
burtsfehlerbehafteten Krankenhausver- 
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bundes. Die überschuldeten Berliner Ver- 
kehrsbetriebe wurden mit einem langjähri- 
gen Verkehrsvertrag in öffentlichem Eigen- 
tum gehalten und sie werden mit Zuschüs- 
sen des Landes unterstützt: ein europaweit 
nicht selbstverständliches Verkehrsangebot 
ist gesichert. Die Stadtreinigung musste 
überhöhte Gebühren an die Berlinerinnen 
und Berliner zurückzahlen, der Vorstand 
wurde vom Wirtschaftssenator dafür entlas- 
sen. Im fehlgesteuerten und überschuldeten 
öffentlichen Wohnungssektor wurde nach 
jahrelangen Auseinandersetzungen die Stra- 
tegie der Liquiditätssicherung durch Verkauf 
von Beständen unterbunden. Nun geht die 
Auseinandersetzung um langfristige Stabili- 
sierung der Gesellschaften und um ihre In- 
strumentalisierung für eine soziale Stadtpolt- 
tik - oder alternativ dazu um ihre Nutzung 
als „Melkkuh“ für den Landesetat. 

Dass die rot-rote Koalition „nichts“ getan 
hätte, „um die Folgen des Bankenskandals 
zu mildern“ (Lebuhn 2007: 543) steht e- 
benfalls völlig ohne Beleg im Raum und 
hat mit der Realität nichts zu tun. Da wa- 
ren straf- und zivilrechtliche Folgen ım 
größten Wirtschaftsprozess der bundes- 
deutschen Geschichte, für die die justiziel- 
len Ressourcen aufgestockt wurden, und 
die von Lebuhn als „folgenlos“ bezeichne- 
te Arbeit des Untersuchungsausschusses. 
Die eigentliche Aufgabe aber bestand in 
der Abschaltung des die Bank beherr- 
schenden Systems der Selbstbedienung. 
Dass es gelang, die mittelbaren Folgen ei- 
nes Zusammenbruchs der Bank zu ver- 
meiden, einer kurzfristigen Privatisierung 
zu widerstehen und sie nach der Reorganı- 
sation und Sanierung schließlich - auf eu- 
ropäische Auflage hin - zu verkaufen, ge- 
gen europäischen Druck jedoch an die öf- 
fentlich-rechtliche Sparkassenorganisation 
DSGV, hätte dieser Stadtregierung kaum 
jemand zugetraut. Die von der Bank ver- 
senkten Milliarden waren jedoch bereits 
Gewinne in privaten Taschen, als die Ära 
Diepgen 2001 endete (Nelken 2006; Lede- 
rer 2007) - das war ja aus der Perspektive 
der Schöpfer der Sinn der ganzen Übung. 
Es konnte lediglich dafür gesorgt werden, 
dass die Folgen des Ganzen begrenzt und 


die Kosten nicht allein von den Berline- 
rinnen und Berlinern getragen werden 
mussten. An diesem Fakt ändert sich auch 
nichts, dass die Initiative Bankenskandal 
seit Jahren gebetsmühlenartig das Gegen- 
teil beschwört. 

Es war der Sumpf trocken zu legen - ın 
öffentlichen Unternehmen, ın der Woh- 
nungsbauförderung usw. Es ging und geht 
immer noch darum, die demokratische 
Steuerung und Kontrolle der öffentlichen 
Unternehmen insgesamt zu reorganisteren, 
damit über Qualität und Quantität öffent- 
licher Leistungen überhaupt wieder poli- 
tisch diskutiert und entschieden werden 
kann.' Wie beispielsweise bei den von 
Opposition und Teilen der Verwaltung be- 
triebenen PPP-Projekten ım Schul- und 
Justizbereich, die zugunsten der Eigenregie 
unterbunden wurden. Das gelingt natür- 
lich nicht immer und vor allem nicht im 
Selbstlauf, Berlin besitzt keinen Zaun ge- 
gen postfordistische Umbauprozesse. Es 
ist Ergebnis einer Reihe von komplexen, 
zum Teil langdauernden Auseinanderset- 
zungen verschiedenster Beteiligter mit äu- 
ßerst unterschiedlichen Interessen (von 
den Beschäftigten über die Parlamentsfrak- 
tionen und die verschiedenen Senatsver- 
waltungen als Spiegel stadtpolitischer Inte- 
ressen, Verbänden der Industrie, der 
Verbraucher, der Umwelt, Gewerkschaften, 
Initiativen, Medien etc.), die bei Lebuhn 
einfach im „neoliberalen Einheitsbrei* un- 
tergehen. Bei ihm läuft das alles unter ser 
ner in ihrer Pauschalität und Eindimensi- 
onalität schon deshalb völlig unhaltbare 
Aussage, „die unternehmerische Stadtpoli- 
tik Berlins“ manifestiere sich „in NPM- 
Reformen, in der Kürzung sozialer Leis- 
tungen und der Privatisierung und In- 
Wert-Setzung öffentlicher Räume und Gü- 
ter“ (Lebuhn 2007: 543). 


1 Dies hier im Einzelnen wiederzugeben wür- 
de den Rahmen dieses Artikels sprengen. Die 
Strategie und einzelne Zwischenschritte sind 
allerdings durchaus dokumentiert (PDS 
Fraktion im Abgeordnetenhaus 2005). 
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Vv. 

Am Beispiel der Finanzzuweisung an die 
Bezirke wie am Beispiel der öffentlichen 
Unternehmen zeigt sich auch, was die eı- 
gentlich interessante Frage für einen linken 
stadtpolitischen Diskurs sein müsste: Die 
nach den Strategien und nach der Durch- 
setzungskraft unterschiedlicher stadtpolti- 
scher Akteure, einschließlich der „eigenen“ 
außerparlamentarischen, die bei Lebuhn 
als „soziale Bewegung“ bezeichnet werden, 
in spezifischen Konfliktlagen. Welche Dis- 
kurse führen sie, welche wirklichen oder 
scheinbaren Probleme nehmen sie zum 
Ausgangspunkt, welche Interessen mit wel- 
cher Gewalt verbergen sich dahinter? Dazu 
genügt es nicht, die antineoliberale Fatwa 
über die Berliner Institutionen des Politi- 
schen und des Öffentlichen zu verhängen. 
Sie müssen in die sich in ihnen widerspie- 
gelnden Interessen und Auseinanderset- 
zungen zerlegt und auf die Stärke und die 
Ziele der in ihnen materialisierten Kräfte 
und Gegenkräfte befragt werden. Das tut 
Lebuhn nicht, wie seine Beweisführung zur 
„Machttechnik NPM“ anhand des Kon- 
flikts um ein Soziales Zentrum zeigt. 
Lebuhn zieht hier einen sehr konkreten 
Konflikt heran, ohne sich dabei ernsthaft 
der Frage anzunehmen, ob dessen Aus- 
gang (der seine These zu bestätigen 
scheint) durch den von ıhm behaupteten 
Zusammenhang oder aber möglicherweise 
durch andere Faktoren bestimmt war. Die 
öffentlichen Akteure seien gewissermaßen 
Handlungsgesetzen unterworfen, die von 
ihrem Willen unabhängig gewesen seien. 
Das legt den Schluss nahe, der Ausgang 
des Konflikts sei quasi machttechnisch 
tendenziell, „objektiv“ vorherbestimmt 
gewesen. Das Scheitern der Initiative war 
ja, vereinfacht, aufgrund der bestehenden 
NPM-Regeln schon „gesetzmäßig“ vorge- 
geben, weil sie sich deren Logik nicht un- 
terwerfen wollte. Ich will damit nicht sa- 
gen, dass die konkrete Form des Finanzie- 
rungsmechanismus für den Konfliktaus- 
gang irrelevant gewesen wäre. Aber der 
Eindruck, er sei unter den gegebenen Be- 
dingungen geradezu alternativlos, kann 
nur durch die Weglassung vieler Faktoren 
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und der gravierenden Simplifizierung der 
Rahmenbedingungen, Interessen, Hand- 
lungsrestriktionen erzeugt werden. Es ist 
eher so, dass das Finanzzuweisungssystem 
gegenüber den Bezirken die gleiche uner- 
bittliche, nicht in der Sache differenzie- 
rende Restriktion bewirkt. Die Bezirksbib- 
liothek ist zunächst dem gleichen pauscha- 
len Fiskaldruck ausgesetzt wie eine Initiati- 
ve Soziales Zentrum. 

Zugleich erübrigt sich damit bei Lebuhn 
die Frage, ob das Agieren auf Seiten der 
kurzerhand als „soziale Bewegung“ be 
nannten Akteure auf einer über Klein- 
gruppen hinaus nachvollziehbaren stadt- 
politischen oder sozialen Strategie beruhte, 
durch breiter mobilisierende Interessen be- 
stimmt, auf gesellschaftlichen Rückhalt 
ausgerichtet und deshalb auch von ihm 
gestützt war. Dass zwischen Erfolg und 
Misserfolg in Verteilungskämpfen und der 
eigenen politischen Stärke ein Zusammen- 
hang besteht, ist materialistisches Einmal- 
eins. Und um einen solchen handelt es 
sich hier zweifellos. Und zwar nicht nur 
im Verhältnis beispielsweise zu kommer- 
ziellen (Nutzung öffentlicher Gebäude für 
private Kapitalverwertung) oder fiskalpoli- 
tischen (Verkauf öffentlicher Gebäude zur 
Einnahmeerzielung oder Entledigung von 
Lasten) Interessen, sondern eben auch ge- 
genüber anderen bestehenden sozialen 
Projekten und Initiativen. Selbst wenn die 
Handelnden sich selbst allzu ungern in eı- 
nem solchen Konkurrenzverhältnis schen 
wollen, auf der Ebene bezirklicher Res- 
sourcen und der Ansprüche, die auf sie 
erhoben werden, tun sie es dennoch. Der 
Fakt kann nicht einfach voluntaristisch 
ausgeblendet werden. Es käme ja auch 
niemand auf die Idee zu behaupten, dass 
die ArbeiterInnen auf dem Arbeitsmarkt 
nicht objektiv zueinander in Konkurrenz 
stünden, weil sie ja ın einer Klasse vereint 
und dem gleichen Ausbeutungsmechanis- 
mus ausgesetzt seien. 

Um nicht missverstanden zu werden: die 
Forderung nach Räumen als solche ist ab- 
solut nicht illegitim. Aber es muss schlicht 
gefragt werden, ob die Verfassung, Breite, 
stadtpolitische Strategiebildung und Rele- 


vanz der Initiative bereits die Einstufung 
als „soziale Bewegung“ rechtfertigt. Erste- 
res wurde mit zweitem gewissermaßen 
vorausgesetzt. Dies wird auch nicht durch 
das (unzutreffende, s. 0.) Argument ausge- 
räumt, der „politische Preis“ einer nur für 
Betriebskosten überlassenen Immobilie sei 
durch das Land Berlin schon deshalb auf 
zubringen, weil sich Berlin auch leisten 
könne, den Nutznießern des Bankenskan- 
dals ohne Not Milliarden hinterher zu 
werfen (Lebuhn 2007: 543). Das führt nur 
am eigentlichen Punkt vorbei. 

Sich unkritisch für die Initiative und ihre 
Forderung nach „Räumen für umsonst“ zu 
begeistern, dies zur Nachahmung zu emp- 
fehlen, ist ungefähr so fortschrittlich wie 
die Forderung nach Einzeltarifverträgen. 
Getreu dem Motto: Was die einen für sich 
rausgeholt haben, werden die andren ja 
wohl auch packen. Und schließlich muss 
erlaubt sein zu erwägen, das Scheitern des 
Vorhabens könnte womöglich schlicht 
darauf zurückzuführen sein, dass die not- 
wendige gesellschaftliche Verankerung und 
Relevanz nicht gegeben war. Die Bericht- 
erstattung in den Medien verschafft diese 
nämlich genauso wenig wie die Tatsache, 
dass sich eine - noch dazu linke - Bezirks- 
regierung mit ihr an einen Tisch setzt. 
Dann hieße es darüber zu diskutieren, was 
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soziale Bewegung heute ausmachen müsste 
und was das strategisch für die parlamen- 
tarısche wie außerparlamentarische Linke 
nach sich zieht (Lederer 2006). Dies kon- 
kret zu diskutieren ist für alle Beteiligten 
die Herausforderung. 
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Grenzen und Möglichkeiten linker Stadtpolitik 
Eine Erwiderung auf Klaus Lederer 


Dass Klaus Lederer bereits wenige Tage 
nach dem Erscheinen der PROKLA 149 
herbe Kritik an meinen Artikel äußerte, 
hat mich sehr gefreut.' Denn Klaus Lede- 
rer ıst Vorsitzender der Berliner Linkspar- 
tei. Tag für Tag muss er unter genau den- 
jenigen stadtpolitischen und -ökonomi- 
schen Rahmenbedingungen „linke Politik 
machen“, die ich in meinem Artikel über 
„sozialräumliche Konflikte in der unter- 
nehmerischen Stadt“ beschreibe. Bei Klaus 
Lederer sind meine Thesen und Argumen- 
te an einer Stelle gelandet, an der sich Iin- 
ke und linksradikale Positionen, Strategien 
und Ziele bündeln - oder auch trennen - 
und wo sich parlamentarische und außer- 
parlamentarische (Stadt-JPolitik über- 
schneiden und miteinander in Konflikt 
treten. Das gibt seinem Debattenbeitrag 
einen besonderen Stellenwert, er bietet die 
Gelegenheit zu einer produktiven und so- 
lidarischen Auseinandersetzung über die 
Grenzen und Möglichkeiten linker Stadt- 
politik im Parlament und „auf der Straße“. 
Klaus Lederer liefert in seinem Einspruch 
eine äußerst kenntnisreiche und differen- 
zierte Darstellung der haushaltspolitischen 
Restriktionen, die den Berliner Bezirken 
via New Public Management (NPM) auf- 
erlegt werden. Während ich in meinem Ar- 
tikel vor allem nach der Funktionsweise 
und den Effekten von NPM fragte und 
diese an einem konkreten Beispiel disku- 
tierte, beschreibt Lederer auch die Genese 
des „herrschenden Systems der bezirkli- 
chen Finanzzuweisungen“ und analysiert 


1 Ich danke Stephan Kaufmann, Sabine Nuss 
und Ingo Stützle für ihre Anregungen und 
Hinweise zu diesem Beitrag. 

2 Klaus Lederer findet hier - bewusst oder un- 
bewusst - eine präzis-doppeldeutige Formulie- 


die Konstellation der unterschiedlichen 
Akteure, Interessen und Dynamiken, die 
diesem System Stabilität verleiht” Im 
Hinblick auf die politischen Auswirkungen 
von NPM, wenn diese Verwaltungs- 
technologie erst einmal installiert ist, 
kommt Lederer zu dem Ergebnis: „Hier 
wurden sukzessive aus primär fiskalischen 
und technokratischen Motiven NPM-Con- 
trollingtechniken mit dem Finanzzuwei- 
sungssystem zu einem Belohnungs- und 
Bestrafungsmechanismus verschmolzen, 


rung, denn dieses System entfaltet Herrschafts- 
wirkung im wahrsten Sinne des Wortes. 

3 Eine zentrale Rolle spielt dabei der Berliner 
Bankenskandal, ein spezifischer lokaler Faktor 
für die Berliner Finanzkrise, wie ich in meinem 
Artikel feststelle - denn ich rühre keinesfalls al- 
es in den gleichen „neoliberalen Einheitsbrei“, 
wie Lederer meint. Jedoch hat Lederer recht, 
wenn er mich korrigiert, dass der Berliner Ban- 
kenskandal (bzw. dessen junstische und politi- 
sche Aufarbeitung) keinesfalls folgenlos blieb: 
Im März 2007 wurde der CDU-Politiker Klaus- 
Rüdiger Landawsky zu einer Freiheitsstrafe von 
einem Jahr und vier Monaten verurteilt, die zur 
Bewährung ausgesetzt wurde. Damit blieb das 
Landgericht Berlin um mehr als die Hälfte un- 
ter dem Antrag der Staatsanwaltschaft. Vier 
Mitangeklagte bekamen Bewährungsstrafen, 
acht wurden freigesprochen. „Man könnte fast 
sagen, Manager müssen in Deutschland nicht 
hinter Gitter,“ so das trockene Kommentar von 
Jura-Professor Hans-Peter Schwintowski im In- 
terview mit dem Spiegel (Spiegel Online, 21. 
März 2007). Die Landesbank Berlin (LBB) wur- 
de, wie Lederer korrekt feststellt, mittlerweile für 
5,3 Milliarden Euro verkauft. „Die Alt-Risiken 
bleiben allerdings bei der Stadt, also beim Steu- 
erzahler“ (ebd., vgl. auch Pressemitteilung der 
Initiative Berliner Bankenskandad vom 
20.06.2007). Über die Frage, ob das ein Erfolg 
ist oder nicht, lässt sich trefflich streiten. 
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der nahezu eine fiskalische Diktatur der 
Finanzverwaltung ermöglicht und ein zwi- 
schenbezirkliches race to the bottom der 
Leistungen nach sich zieht.“ So drastisch 
habe ich es in meinem Artikel kaum zu 
formulieren gewagt. 

In der Sache liegen Klaus Lederers und 
meine Analyse der Funktionsweise von 
NPM also gar nicht so weit auseinander 
(für eine detaillierte und vergleichende 
Analyse siehe Lebuhn 2008). In der politi- 


schen Einschätzung dafür umso mehr. ' 


Denn trotz seiner geradezu dramatischen 
Beschreibung der Konsequenzen der Ber- 
liner Verwaltungsreformen für die Bezirke, 
kritisiert Lederer meinen strukturtheoreti- 
schen Blick auf das stadtpolitische Feld. 
Der Konflikt um das Soziale Zentrum sei 
vielleicht auch durch ganz andere Fakto- 
ren zu Ungunsten der außerparlamentari- 
schen Akteure entschieden worden, speku- 
liert er in seinem Einspruch. Immerhin sei 
Stadtpolitik das Ergebnis eines komplizier- 
ten Aushandlungsprozesses zwischen vie- 
len verschiedenen Akteuren und Interes- 
sengruppen. Mit dieser Feststellung hat er 
natürlich recht - ich habe auch nichts an- 
deres behauptet - nur treffen sich die lo- 
kalpolitischen Akteure eben nicht auf 
„neutralem Terrain“. Das stadtpolitische 
Feld ist vermachtet. Wenn wir verstehen 
wollen, welche Entscheidung und 
Verhandlungsspielräume Lokalpolitiker ın 
der unternehmerischen Stadt haben, und 
warum bestimmte „stakeholder“ durchset- 
zungsfähiger sind als andere, gilt es vor al- 
em auch nach der Beschaffenheit des lo- 
kalen Terrains zu fragen. Das ist das zent- 
rale Anliegen meines Artikels, und meine 
These lautet: NPM strukturiert das stadt- 
politische Feld ganz erheblich vor. 

Natürlich stimme ıch Lederer zu, dass ne- 
ben der „fiskalpolitischen Diktatur“ noch 
viele andere Aspekte in den Aushand- 
ungsprozess sozialräumlicher Konflikte 
eingehen. Eine ganz wichtige Rolle spielt 
die Form der Politisierung solcher Kon- 
flikte: Im Fall des Sozialen Zentrums wei- 
gerte sich die Initiative nicht nur, die 
betreffenden Liegenschaften zu einem 
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Marktpreis zu mieten, sondern begründete 
dies auch noch explizit politisch und rief 
mehr oder weniger offen dazu auf, dass 
sich auch andere lokale Initiativen und 
Projekte dem Berliner Sparkonzert verwei- 
gern sollen. Darin unterscheidet sich die 
Initiative für ein Soziales Zentrum übri- 
gens auch von Klaus Lederers Bezirksbib- 
liothek, obwohl beide, wie Lederer richtig 
feststellt, gleichermaßen von den Spar- 
maßnahmen betroffen sind. Während eine 
Bibliothek (sprich: Freibäder, Museen, öf- 
fentlicher Nahverkehr, etc.) jedoch im 
Zweifelsfalle zusammengespart und mit ei- 
ner Nutzungsgebühr belegt werden kann, 
treten stadtpolitische Proteste von Anfang 
an mit dem Ziel auf den Plan, genau das 
zu verhindern. Denn „arm aber sexy“, wie 
Klaus Wowereit es kürzlich formulierte, 
wollen die linken Basisbewegungen nicht 
sein. Im Fall des Konflikts um das Soziale 
Zentrum hat sich daraus eine verhängnis- 
volle Dynamik entwickelt. Die Linkspartei, 
damals noch PDS, wurde von links unter 
Druck gesetzt, während sie doch auf Lan- 
desebene als Koalitionspartner der SPD 
massive Kürzungen und Einsparungen 
mitgetragen hat. „Sparen bis es quietscht“, 
um noch einmal Klaus Wowereit zu be- 
mühen, geht nämlich auch unter rot-rot! 
Aber nur, wenn sich die Linkspartei trotz- 
dem als progressive gesellschaftliche Kraft 
darzustellen vermag. Denn sonst könnten 
die Wähler ja auch gleich SPD/FDP/CDU 
wählen. Eine außerparlamentarische Op- 
position, die den Finger in diese Wunde 
legt, wird schnell zum Dorn im Auge der 
parlamentarischen Linken." Im Fall des 
Konflikts um das Soziale Zentrum spitzte 
sich der stille Konflikt zwischen parlamen- 
tarıscher und außerparlamentarischer Lin- 
ker dramatisch zu. Auch daran, und nicht 
nur an den Haushaltsrestriktionen, lag es, 
dass keine Finigung erzielt werden konnte. 
Nach fünf Jahren Kampagnenarbeit verlief 
die Initiative entkräftet im Sande, das So- 


4 Wie weit sich progressive Parteien unter dem 
Anpassungsdruck der Regierungsverantwortung 
von ihren Anfängen entfernen können, haben 
die Grünen meisterhaft demonstriert. 
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ziale Zentrum in seiner ursprünglich ange- 
strebten Form kam nicht zu Stande, viele 
öffentliche Liegenschaften stehen weiterhin 
leer und warten darauf, an private Interes- 
senten verkauft zu werden. 

Dass sich im Konflikt um das Soziale 
Zentrum kein Bündnis - sondern eine 
Front - zwischen parlamentarischer und 
außerparlamentarischer Linken entwickel- 
te, scheint mir aber weniger ein „Fehler“ 
der Berliner Linkspartei oder ihrer Spit- 
zenpolitiker und auch kein Spezifikum der 
hier diskutierten Fallstudie. Vielmehr han- 
delte es sich dabei in erheblichem Maße 
um einen Effekt von NPM, bzw. um eine 
Folge der via NPM ıimplementierten be- 
triebswirtschaftlichen Effizienzkriterien 
und haushaltspolitischen Restriktionen, an 
denen Lokalpolitiker aller Parteien ihre 
Entscheidungen und ihr Handeln ausrich- 
ten müssen. Ich meine nicht, dass die so- 
zialräumlichen Konflikte in der unterneh- 
merischen Stadt dadurch determiniert 
würden. Aber ich denke in der Tat, dass 
NPM eine höchst wirksame Handlungsra- 
tionalität einführt, der sich auch progressi- 
ve Parlamentarier nicht einfach entziehen 
können.’ Diese These lässt sich an dem 
von mir gewählten Fallbeispiel hervorra- 
gend illustrieren und müsste entlang weite- 
rer Beispiele überprüft werden. 

Wenn sich diese These als richtig erweist, 
dann hat das für sozialräumliche Konflikte 
weit über das Berliner Beispiel hinaus gro- 
ße Bedeutung. Erstens ım Hinblick auf das 
Zusammenwirken parlamentarischer und 


5 Ob sich NPM als Instrument der Informati- 
onsbeschaffung von den damit einhergehenden 
Effekten der Disziplinierung und vor allem der 
Entpolitisierung - Entscheidungen werden nicht 
mehr explizit politisch, sondern vor allem fiska- 
lisch/betriebswirtschaftlich getroffen - trennen 
lässt, wie Lederer es behauptet oder es sich zu- 
mindest wünscht, wäre zu diskutieren. Ich ver- 
mute eher nicht. NPM wurde seit den 1980er 
Jahren weltweit eingeführt, gerade weil es die 
verschiedenen Aspekte neoliberaler Herrschaft 
organisch miteinander verbindet: Informations- 
beschaffung, Verknappung der öffentlichen 
Ausgaben im sozialpolitischen Bereich, Entpoli- 
tisierung, Schaffung vermeintlicher Sachzwänge. 
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außerparlamentarischer linker Kräfte: Auf 
einem neoliberal formierten, stadtpoliti- 
schen Feld wird die Zusammenarbeit zwi- 
schen diesen beiden Gruppen strukturell 
behindert und erschwert. Klaus Lederer tut 
sich und seiner Partei keinen Gefallen, 
wenn er betont, dass die eigene Hand- 
lungsfähigkeit auch unter den aktuellen 
stadtpolitischen Bedingungen erhalten 
bleibt. Vielmehr gilt es, die politischen 
und ökonomischen Restriktionen, denen 
Lokalpolitik gegenwärtig unterworfen wird, 
zum Thema zu machen - und diese offen- 
stv anzugreifen. Wem daran gelegen. ıst, 
dass die Linkspartei sich an kapitalismus- 
kritischen Positionen und an sozialen Be- 
wegungen orientiert, mithin sozialistische 
Politik macht, der muss sich der Mecha- 
nismen bewusst werden, durch die pro- 
gressive Kräfte im Parlament diszipliniert, 
„auf Linie gebracht“ und in eine Konkur- 
renzsituation mit linken und linksradika- 
len außerparlamentarischen Gruppen ma- 
növriert werden. 

Zweitens geht es um den politischen Sta- 
tus der Proteste „auf der Straße“: Anstatt 
linke Basisgruppen und Kampagnen als 
„Kleingruppen“ zu diffamieren, die angeb- 
lich keine breite Mobilisierung entfalten 
und keine nachvollziehbare stadtpolitische 
Strategie entwickeln, gilt es, sie als das zu 
akzeptieren und zu schätzen, was sie sind: 
Außerparlamentarische Kräfte, die im Ge- 
gensatz zu Parteipolitikern, Abgeordneten 
und Verwaltungsangestellten zunächst ein- 
mal freier) von formalpolitischen Hand- 
lungsbedingungen agieren können und die 
ihre Politik an einem „utopischen Mo- 
ment“ ausrichten dürfen. Darin besteht ih- 
re Stärke und ihr Potential.‘ Und als sol- 
che vertreten sie per Definition ein „Parti- 
kularinteresse“. Parteien zeichnen sich im 
Unterschied dazu dadurch aus, dass sie e&i- 
nen Allgemeinheitsanspruch formulieren 
müssen - weshalb auch die Linkspartei 
gern von sozialer Gerechtigkeit, aber selten 
von „Klasseninteressen“ spricht. 


6 Ob man sie als (städtische) soziale Bewegun- 
gen bezeichnet oder nicht, ist dabei sekundär. 
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Nichts desto trotz kann die aus der Per- 
spektive einer großen Partei ineffiziente 
„Kleingruppenarbeit“ abseits des gesell- 
schaftlichen Mainstreams in bestimmten 
historischen Situationen eine unvorherge- 
sehene Dynamik und gesellschaftliche 
Sprengkraft entfalten, die ganze Parlamen- 
te samt ihrer Parteivorsitzenden hinwegzu- 
fegen vermag. Klaus Lederer, der in Frank- 
furt/Oder aufwuchs, um dann als Schüler 
in Ost-Berlin die Wende zu erleben, müss- 
te das eigentlich wissen. Gemeindet man 
soziale Bewegungen dagegen ein, wie der 
Parteivorsitzende Lederer das in seinem 
Beitrag vorsichtig versucht, wenn er sie als 
„eigene“ Bewegungen bezeichnet, dann er- 
zeugt man einen realpolitischen Anpas- 
sungsdruck, der außerparlamentarische 
Gruppen schnell zu sozialen Dienstleistern 
und Partnern am Runden Tisch degradiert. 
Dann können sie höchstens noch sanften 
Druck auf ihre Parteigenossen ausüben. 
Diese Form der Inkorporation sozialer 
Proteste ist ein hervorragendes Merkmal 
postfordistischer Stadtpolitik, wie Susanne 
Heeg und Marit Rosol in PROKLA 149 
feststellen (Heeg/Rosol 2007). 

In diesem Sinne hinkt schließlich auch 
Klaus Lederers Vergleich zwischen basispo- 
litichen Kampagnen einerseits und den 
gegeneinander konkurrierenden Arbeitern 
andererseits. Zwar ist es richtig, dass Ar- 
beitnehmer auf einem kapitalistisch ver- 
fassten Arbeitsmarkt in Konkurrenz mit- 
einander stehen - ebenso wie die um poli- 
tisch verknappte Ressourcen konkurrie- 
renden stadtpolitischen Gruppen und Pro- 
jekte. Doch kann sich Lederer unter diesen 
Bedingungen offensichtlich nur zwei Op- 
tionen vorstellen: Entweder die Arbeit- 
nehmer beißen in den sauren Apfel, han- 
deln einen schlechten Tarifvertrag aus, ret- 
ten damit aber zumindest Arbeitsplätze 
und wahren den Betriebsfrieden. Oder a- 
ber sie brechen aus der Tarıfsolidarität aus 
und unterschreiben einen Einzeltarifvertrag; 
so wie die Initiative für eın Soziales Zent- 
rum - aus Lederers Sicht - einen Einzel- 
vertrag mit dem Bezirk aushandeln wollte. 
Was aber, wenn die Arbeiter sich zum 
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Streik entscheiden? Was, wenn eine Beleg- 
schaft die Arbeit niederlegt, in der Hofz 
nung, dass ihr weitere Betriebe folgen? 
Genau das hat die Initiative für ein Sozia- 
les Zentrum versucht. Hier ging es nicht 
darum, im Alleingang einen guten Deal 
„abzuzocken“. Vielmehr wollte die Initia- 
tive nicht akzeptieren, dass die Studieren- 
den, MigrantInnen und Erwerbslosen, aus 
denen sich die Initiative überwiegend zu- 
sammensetzte, die Folgen des Berliner Ban- 
kenskandals und die Konsequenzen der 
„ganz normalen“ Berliner Kürzungs- und 
Umverteilungspolitik tragen müssen. Mit 
ihrer „Politik der ersten Person“ wollte die 
Initiative mit gutem Beispiel voran gehen 
und andere Gruppen zum „stadtpoliti- 
schen Streik“ motivieren. Vor dem Hin- 
tergrund der Proteste gegen die Kür- 
zungspolitik auf Landes- und auf Bun- 
desebene sollte ein Ort erstritten werden, 
an dem die vielen Berliner Basisgruppen 
und -bündnisse über eine gemeinsame 
linke Politik diskutieren können. Doch 
mangelte es der Initiative an einer ausrei- 
chenden gesellschaftlichen Verankerung, um 
dieses politische Ziel durchzusetzen - worin 
Klaus Lederers und meine Einschätzung 
sich wieder treffen. Oder, um die Perspekti- 
ve etwas zu verschieben: Es mangelte an 
widerständischer Solidarität seitens anderer 
lokalpolitischer Akteure, auch der Links- 
partei. 

Am Ende bleibt die Einsicht: Die nächste 
„außerparlamentarische Tarifrunde“ kommt 
bestimmt. Dann stellt sich auch wieder die 
Frage nach Streik und Fabrikbesetzung, 
bzw. nach städtischen Freiräumen, Miet- 
preisen und Hausbesetzungen. Vielleicht 
erinnert sich Klaus Lederer ja dann an die- 
se Debatte. 
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Martin Beckmann 


Die Rolle von Finanzinvestoren beim Umbau 
der deutschen Ökonomie 


1. Einleitung 


Seit der Kritik von Franz Müntefering im letzten Bundestagswahlkampf an 
vornehmlich angloamerikanischen Finanzinvestoren, dass ihre Vorgehensweise 
beim Kauf und Umbau von Unternehmen der von Heuschrecken gleiche, 
wird der Frage nach der Rolle des Finanzkapitals' in den aktuellen Verände- 
rungen des Kapitalismus stärkere Aufmerksamkeit zuteil. Die nahezu täglich 
neuen Meldungen über den Aufkauf von Unternehmen und Wohnungsgesell- 
schaften durch Finanzinvestoren verweisen auf einen tief greifenden Wandel 
der Ökonomie. Wie aber ist diese Transformation zu erklären? Die Rede von 
den einfallenden Heuschrecken suggeriert, dass ein bestehendes System von 
außen attackiert und zerstört wird. Tatsächlich ist der Prozess aber komplexer 
und nicht auf die Attacken angloamerikanischer Fondsgesellschaften zu redu- 
zieren. Das starke Wachstum der Finanzmärkte seit den 1970er Jahren, eine 
zumindest bei großen transnationalen Unternehmen stärker auf den Kapital- 
markt ausgerichtete Unternehmensfinanzierung, die Einführung kapitalmarkt- 
orıentierter Steuerungskonzepte wie dem Shareholder Value in Unternehmen 
und die politische, auf nationalstaatlicher wie europäischer Ebene sich vollzie- 
hende Finanzmarktförderung, verweisen auf eine umfassendere Transformati- 
on. Die Finanzinvestoren - Versicherungsunternehmen, Investmentgesellschaften, 
Pensionsfonds, Hedge Fonds und Private Equity-Unternehmen - sind dabei 
zum einen Nutznießer einer kapitalmarktorientierten Neuausrichtung jener 
Banken und Konzerne, die jahrzehntelang die „Deutschland AG“ getragen ha- 
ben, sich seit den neunziger Jahren jedoch verstärkt von ihren Kapitalbetetli- 
gungen trennen. Zum anderen profitieren sie von einer Politik der Finanz- 
marktförderung, die auf nationalstaatlicher und EU-Ebene den Übergang in 
einen europäischen Finanzmarktkapitalismus betreibt (Beckmann 2007). 


1 Rudolf Hilferding (1910: 305) sah im Finanzkapital das Produkt der Verschmelzung von 
Bank- und Industriekapital unter den Bedingungen des Übergangs vom Konkurrenz- zum 
Monopolkapitalismus. Entgegen dieser bekannten Definition wird hier unter Finanzkapital 
das zinstragende Kapital im marxschen Sinne verstanden. Dieses existiert neben dem Indust- 
riekapital als selbständige Fraktion. Die vom Finanzkapital über das Kreditsystem bereitge- 
stellten finanziellen Mittel erlauben eine beschleunigte Kapitalakkumulation. Gleichzeitig 
konkurriert das Finanzkapital mit dem Industriekapital um die Verteilung des Mehrwerts. 
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In sozialwissenschaftlichen Publikationen werden diese Tendenzen bereits als 
Anzeichen für den Übergang zu einem Finanzmarkt-Kapitalismus (Windolf 
2005) diskutiert. Dies muss jedoch in zweierlei Weise relativiert werden. Ers- 
tens mag es fragwürdig sein, ob die Veränderungen des Kapitalismus im Zeı- 
chen einer verschärften europäischen und globalen Konkurrenz auf den Begriff 
des Finanzmarkt-Kapitalismus reduziert werden können. Der im Zeichen von 
Europäisierung und Globalisierung verschärfte Wettbewerb auf den Güter- 
märkten oder die zunehmende Flexibilisierung von Arbeitsverhältnissen, um 
nur zwei weitere zentrale Tendenzen der letzten Jahre zu nennen, sind zwar 
auch mit der Finanzmarktentwicklung verbunden, lassen sich aber nicht ein- 
fach aus ihr ableiten. Der postfordistische Kapitalismus ist komplexer als es 
der Begriff Finanzmarkt-Kapitalismus suggeriert. Und auch wenn unter Fı- 
nanzmarkt-Kapitalismus nur eine wichtige Tendenz eines neuen Kapitalismus 
verstanden wird, so handelt es sich hier nicht um etwas bereits voll entwickel- 
tes, sondern um einen Prozess, der ın den USA und Großbritannien am weı- 
testen fortgeschritten ist, in Kontinentaleuropa hingegen erst seit der zweiten 
Hälfte der neunziger Jahre an Fahrt gewinnt. In den Nachkriegsjahrzehnten 
waren die Finanzsysteme der kontinentaleuropäischen Staaten vornehmlich 
bankorientiert, d.h. bei der Aufßenfinanzierung der Unternehmen dominierten 
Bankkredite und die Wertpapiermärkte waren weitgehend bedeutungslos. 
Auch vermittelt über die europäische Integration ändert sich dies in den letz- 
ten Jahren. Zwar steht hier die Entwicklung in Deutschland im Zentrum, aber 
auch andere Staaten sind hiervon betroffen. In Frankreich etwa ıst in den 
neunziger Jahren die Marktkapitalisierung, d.h. der Wert sämtlicher börsenno- 
tierter Aktien von 28,3% (1990) auf 104,8% (1999) des BIP gestiegen (DAI- 
Factbook 2000: 05-3). 


2. Übergang zum Finanzmarkt-Kapitalismus 
2.1 Merkmale des deutschen Modells 


Der fordistische westdeutsche Nachkriegskapitalismus war neben einer Ex- 
portorientierung der Schlüsselindustrien und einer diese unterstützenden, sta- 
bilitätsorientierten Geldpolitik der Bundesbank wesentlich durch enge, koope- 
rative Beziehungen zwischen seinen zentralen Akteuren geprägt (Bonder et al. 
1992). Dies betraf neben den korporatistischen Beziehungen zwischen Kapital 
und Arbeit - die Einbindung der Gewerkschaften erfolgte über Mitbestim- 
mung, Tarifpartnerschaft und den Ausbau des Wohlfahrtsstaats - auch das 
Verhältnis zwischen den unterschiedlichen Kapitalfraktionen. Der beständige 
Ausbau von Kapital- und Personalverflechtungen (über Aufsichtsratsmitglie- 
der) zwischen den wichtigsten deutschen Unternehmen schuf ein System 
wechselseitiger Abhängigkeit, das als „Deutschland AG“ charakterisiert wurde. 
Die engen kapitalstrukturellen und personellen Verflechtungen zwischen den 
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wichtigsten Industrieunternehmen, Banken und Versicherungen haben sich je- 
doch nicht erst in der Bundesrepublik herausgebildet, sondern prägten den 
deutschen Kapitalismus seit dem späten neunzehnten Jahrhundert. Die deut- 
schen Großbanken finanzierten seit jener Zeit die Expansion des deutschen 
Industriekapitals mit Krediten, kauften die neu ausgegebenen Aktien und über- 
nahmen Aufsichtsratsposten in den Konzernen. 

Die Verflechtungsstrukturen wurden in der ersten Hälfte des zwanzigsten Jahr- 
hundert weiter ausgebaut und auch die Entflechtung großer deutscher Unter- 
nehmenskartelle wie der IG Farben nach der Niederlage des deutschen Fa- 
schismus 1945 markierte keinen Wendepunkt, da der industrielle Beteiligungs- 
besitz der Banken hiervon unberührt blieb. Stattdessen wurde der weitere 
Ausbau von Kapitalverflechtungen in der Bundesrepublik noch steuerlich be- 
günstigt (Höpner/Krempel 2003: 8£.). Entsprechend ist die Konzentration des 
bis in die frühen neunziger Jahre äußerst hoch (Windolf/Beyer 
1995: 7). 


2.2 Krise und Reorientierung 


In den neunziger Jahren geriet die bundesdeutsche Ökonomie jedoch unter 
einen Problemdruck, in dessen Folge auch das „Modell Deutschland“ in Frage 
gestellt wurde. Eine tiefe Krise zu Beginn der neunziger Jahre in Kernbereichen 
der Industrie zog umfassende Rationalisierungsprozesse nach sich. Die unter 
einem verschärften globalen bzw. mit dem 1992 eingeführten EG-Binnenmarkt 
insbesondere europäischen Wettbewerbsdruck stehenden Industrieunterneh- 
men griffen dabei auch auf finanzorientierte Rationalisierungskonzepte wie 
den Shareholder Value zurück (Höpner 2003: 82ff). Auch die deutsche Einheit 
führte nicht zur Ausdehnung des Modells Deutschland, sondern trug eher zu 
seiner beschleunigten Erosion bei. Trotz jährlicher Milliardentransfers gleicht 
sıch das Wirtschaftsniveau im Osten seit Mitte der neunziger Jahre nicht mehr 
an das der westdeutschen Länder an und die Arbeitslosigkeit in Ostdeutsch- 
land ist doppelt so hoch wie ın Westdeutschland. 

Unter den Bedingungen abnehmender Wachstumsraten, hoher Arbeitslosigkeit 
und einer steigenden Staatsverschuldung wurde durch Kapitalvertreter und 
neoliberale Ökonomen in den Medien und von staatlicher Seite eine Debatte 
über den „Standort Deutschland“ lanciert und gefordert, vom Modell 
Deutschland abzukehren. Die Alternative bildete während der zweiten Hälfte 
der neunziger Jahre die boomende US-Ökonomie. Deren großer Finanzmarkt 
und die Finanzierung insbesondere der „New Economy“ aber auch des Un- 
ternehmenssektors generell über den Kapitalmarkt galten dem bankorientier- 
ten deutschen Modell als überlegen. Insbesondere Innovationen in Wachs- 
tumsbranchen wie der Informations- und Kommunikationstechnologie zu fı- 
nanzieren, gelang in den angloamerikanischen Ökonomien über die Bereitstel- 
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lung von Risikokapital über den Kapitalmarkt sehr viel besser als in Deutsch- 
land (O’Sullivan 2003: 45). 

Zugleich waren mit dem weltweiten Wachstum der Finanzmärkte seit ihrer Li- 
beralisierung in den 1970er und 1980er Jahren auch bei den deutschen Fi- 
nanz- und Industrieunternehmen Begehrlichkeiten geweckt worden. Invest- 
mentbanking und das Wertpapiergeschäft versprachen sehr viel höhere Rendi- 
ten als das Kreditgeschäft. Die Umorientierung des Kapitals angesichts der 
Globalisierung der Finanzmärkte wurde zusätzlich von der Schaffung des EG- 
Binnenmarktes angetrieben. Der verschärfte europäische Wettbewerbsdruck führ- 
te insbesondere im Finanzsektor in den neunziger Jahren zu einer verstärkten 
Fusions- und Übernahmetätigkeit (Huffschmid 1999: 77). Finanzieren konnten 
die deutschen Banken und Versicherungen die Übernahmen unter anderen 
über den Verkauf ihres Anteilsbesitzes an deutschen Industrieunternehmen. 
Einen weiteren möglichen Grund für die Umorientierung der Banken auf den 
Finanzmarkt führen Martin Höpner und Gregory Jackson (2003) an. Sie ar- 
gumentieren, dass es zwischen dem renditeträchtigen Investmentbanking, das 
vornehmlich die Beratung bei Fusionen und Übernahmen und die Organisie- 
rung von Börsengängen umfasst, und den engen Verbindungen zu den Mana- 
gern der Industrieunternehmen, wie es die Deutschland AG geprägt hat, zu 
Konflikten kommen kann. Als paradigmatisch gilt ihnen hierfür die Situation, 
als 1997 Krupp Thyssen übernehmen wollte. Die Deutsche Bank beriet im 
Rahmen ihres Investmentgeschäfts Krupp, obwohl sie gleichzeitig im Auf- 
sichtsrat von Thyssen vertreten war. In einer Kontroverse zwischen Invest- 
mentbankern und den Vertretern des traditionellen Hausbankkonzeptes setz- 
ten sich erstere durch. Als Konsequenz aus dieser Reorientierung entschied sich 
die Deutsche Bank, sich künftig bei Konflikten im Übernahmefall neutral zu 
halten. Bereits beim Übernahmekampf zwischen Vodafone und Mannesmann 
mischte sich die Deutsche Bank nicht mehr in die Auseinandersetzung über das 
feindliche Übernahmeangebot ein, obwohl sie die Hausbank von Mannesmann 
war. Diese Abkehr von der Unterstützung jener Unternehmen, an denen Beteili- 
gungen gehalten werden, ist Ausdruck für den Übergang deutscher Großbanken 
zu einer finanzmarktorientierten Strategie (Höpner/Jackson 2003: 161). 

Eine strategische Reorientierung Richtung Finanzmarktgeschäft vollziehen nicht 
nur die Banken, auch die Versicherungen lösen sich tendenziell aus dem alten 
Beziehungsgeflecht. Große Versicherungen wie die Allianz haben ihren Beteili- 
gungsbesitz seit den siebziger Jahren internationalisiert, womit der deutsche 
Markt an Bedeutung verloren hat. Außerdem wird ein Allfınanz-Konzept ver- 
folgt, d.h. das Geschäft mit Versicherungs-, Bank- und anderen Finanzdienst- 
leistungen soll integriert werden. Einen Höhepunkt der Allfinanzstrategie mar- 
kiert die Übernahme der Dresdner Bank durch die Allianz im Jahr 2001, die 
insbesondere vor dem Hintergrund des erhofften Milliardengeschäfts mit Pro- 
dukten zur privaten Altersvorsorge erfolgte (Picot 2001: 195). Schließlich ist 
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die Verwaltung und Anlage privater und institutioneller Wertpapiervermögen 
ein Geschäftszweig, von dem auch die deutschen Versicherungen ebenso wie 
die Banken profitieren wollen. Entsprechend wurden Fondsgesellschaften ge- 
gründet oder US-amerikanische Fondsgesellschaften übernommen. Im Gegen- 
satz zum direkten Beteiligungsbesitz ist der indirekte Anteilsbesitz über Fonds 
kurzfristiger und rein finanziell orientiert und ein weiterer Faktor, der zur Lo- 
ckerung der engen Beziehungen zwischen Versicherungen und Industrieunter- 
nehmen führt (Beyer 2003: 135ff). 

Die unter Bedingungen eines verschärften globalen und europäischen Wett- 
bewerbsdrucks erfolgte Umorientierung der Banken und Versicherungen auf 
das Finanzmarktgeschäft, gepaart mit steuerlichen Anreizen wie der von der 
rot-grünen Bundesregierung 2000 beschlossenen Steuerbefreiung von Veräuße- 
rungsgewinnen, die inländische Kapitalgesellschaften beim Verkauf von Betei- 
ligungsbesitz erzielen, hat den Verflechtungsgrad zwischen deutschen Unter- 
nehmen eindeutig reduziert. Während des Börsenbooms der späten neunziger 
Jahre geht die Zahl der Kapitalverflechtungen zwischen den 100 größten Un- 
ternehmen von 169 (1996) auf 80 (2000) zurück (Höpner/Jackson 2003: 161). 
Insbesondere die Banken haben in diesem Zeitraum Unternehmensanteile ver- 
äußert (Wöjcik 2003: 1454). Nach der Krise an den Aktienmärkten beschleu- 
nigt sich ab 2003 die Entflechtung wieder. Der Anteil der börsennotierten Un- 
ternehmen, die einen Aktionär mit Sperrminorität (Kapitalbeteiligung von 
mindestens 25%) haben, ist zwischen 2001-2004 um 9,7% auf 74,5% zurück- 
gegangen, der Anteil der Unternehmen mit einem Mehrheitsanteilseigner um 
18,8% auf 52,1% (Wirtschaftswoche vom 3. Februar 2005: 47). Und nicht nur 
die Banken und Versicherungen trennen sich von Unternehmensbeteiligungen. 
Auch viele Industrieunternehmen konzentrieren sich angesichts eines ver- 
schärften Wettbewerbsdrucks auf den internationalen Gütermärkten und im 
Zeichen von am Shareholder Value orientierten Rationalisierungs- und Steue- 
rungskonzepten auf ihr Kerngeschäft. 


3. Finanzinvestoren und der Umbau der deutschen Ökonomie 


In diese Lücke stoßen Finanzinvestoren? aus dem In- und Ausland und erwer- 
ben die veräußerten Unternehmensanteile bzw. die abgestoßenen Geschäfts- 


2 Unter dem Begriff Finanzinvestoren werden hier Finanzunternehmen gefasst, die Sparbeträge 
von Privatanlegern oder Unternehmen einsammeln und diese im Gegensatz zu den Ge- 
schäftsbanken nicht in Form von Krediten weiterreichen, sondern in Vermögenstitel unter- 
schiedlicher Art (Aktien, Anleihen, Derivate, Immobilien, komplette Unternehmen) investie- 
ren. Ziel kann dabei sowohl eine möglichst hohe Rendite aber auch die Minimierung von 
Risiken sein. Innerhalb dieser allgemeinen Definition wird dann unterschieden zwischen den 
institutionellen Anlegern (Versicherungen, Investmentgesellschaften und Pensionsfonds) und 
den Hedge Fonds und Private Equity-Unternehmen. Diese Differenzierung bietet sich an, 
weil es vornehmlich die institutionellen Anleger sind, von denen die Hedge Fonds und Pri- 
vate Equity-Fonds ihr Eigenkapital erhalten. 
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sparten. Die institutionellen Anleger, definiert als Investmentgesellschaften, 
Pensionsfonds und Versicherungen, haben seit Mitte der neunziger Jahre ihren 
Anteil am Aktienbesitz deutscher Unternehmen stetig erhöht. 


Tabelle 1: Anteile am deutschen Aktienbesitz (in Prozent) 


1992 1998 2002 
Private Haushalte 19,74 17,48 13,02 
Unternehmen 45,80 40,57 33,06 
Staat 2,13 1.23 0,76 
Banken 12,95 12,58 10,77 
Versicherungen 5,12 6,95 14,25 
Investmentfonds 4,59 9,79 13,98 
Übrige Welt 9,67 11,41 14,17 


Quelle: DAI-Factbook 2003: 08.1-3 


Das Wachstum der Investmentfonds korrespondiert mit dem relativen Rück- 
gang des direkten privaten Aktienbesitzes. Die Versicherungen erhöhten ihre 
Aktieninvestitionen zwischen 1980 und 2000 von 1,7 Mrd. D-Mark auf 49 
Mrd. D-Mark (GDV 2002: 126). Zwar waren die Versicherungen in Deutsch- 
land traditionell die wichtigsten institutionellen Anleger, jedoch mit einem 
anderen Selbstverständnis. Über langfristige Verflechtungen mit den großen 
Industrieunternehmen waren sie jahrzehntelang Träger der Struktur des bun- 
desdeutschen Kapitalismus. Die Lockerung der Beziehungen innerhalb der 
Deutschland AG ändert dies. Teil des nur noch renditeorientierten Aktienbe- 
sitzes der Versicherungen und Banken ist auch die Aktienanlage in Spezial- 
fonds. Versicherungen und Banken halten Aktien häufig nicht direkt, sondern 
vermittelt über diese Investmentfonds für Großanleger. Im Jahr 2003 machten 
die indirekten Aktienanlagen über Investitionen in Spezialfonds 21,2% der 
Kapitalanlagen deutscher Versicherungen aus (GDV 2004: 127). Und der 
wachsende Anteil von Aktien, die sich im ausländischen Eigentum befinden, 
ist häufig auch in der Hand institutioneller Anleger. Hierbei handelt es sich 
vornehmlich um US-amerikanische und britische Pensionsfonds oder Versi- 
cherungen, wie den Pensionsfonds des öffentlichen Dienstes von Kalifornien, 
CalPERS, der ausländische Aktien im Wert von ca. 50 Mrd. US-Dollar besitzt 
(CalPERS 2007). Besonders die Aktien von Großunternehmen werden in ei 
nem hohen Ausmaß von institutionellen Anlegern gehalten. Etwa 70% des 
Aktienbesitzes institutioneller Anleger in Deutschland entfallen auf die 100 
größten börsennotierten Unternehmen, wobei die einzelnen Anleger meistens 
aus Liquiditätsgründen oder wegen aufsichtsrechtlicher Beschränkungen nur 
geringe Anteile eines Unternehmens halten (Steiger 2000: 145). 

Zwar wird in der Finanzpresse gerne über spektakuläre „Shareholder-Revolten“ 
auf den Hauptversammlungen berichtet, bei denen die mächtiger gewordenen 


Fondsgesellschaften den Vorstand für seine Strategie scharf kritisieren. Bei großen 
Unternehmen wie Daimler-Chrysler oder Siemens haben sie in den letzten Jah- 
ren auch vermehrt stattgefunden. Trotzdem bleibt festzuhalten, dass die meisten 
institutionellen Anleger gar nicht auf den Hauptversammlungen erscheinen 
(Engelhard ct al. 1998: 7, Steiger 2000: 197f). Wenn direkter Einfluss genom- 
men werden soll, dann treffen sich die Fondsmanager informell und jenseits 
der Öffentlichkeit mit dem Unternehmensmanagement. Viele institutionelle 
Anleger verzichten aber selbst hierauf. Zu erklären ist dies über die nur gerin- 
gen Aktienanteile von häufig nicht mehr als 1-2%, die von einzelnen Fonds 
erworben werden. Grund für dieses Vorgehen ist die hohe Liquiditätspräferenz 
institutioneller Anleger. Es ist, etwa bei leistungsorientierten Pensionsfonds, 
nicht immer die höchste Rendite, die zählt, viele Kapitalanlagen erfolgen auch 
unter dem Gesichtspunkt der Risikominimierung. Die institutionellen Anleger 
wollen in der Lage sein, ihren Anteilsbesitz schnell und ohne Kursverluste zu 
veräußern und dies wird bei größeren Aktienpaketen immer schwieriger. 

Trotzdem sind die institutionellen Anleger ein ernstzunehmender Faktor beim 
kapitalmarktorientierten Umbau, den viele börsennotierte Unternehmen in 
Deutschland seit den neunziger Jahren durchlaufen. Neben den partiellen In- 
terventionen sind es vor allem die negativen Konsequenzen für den Aktien- 
kurs, wenn die Großanleger sich gemeinsam dafür entscheiden, sich aus einem 
Unternehmen zurückzuziehen bzw. von vorneherein auf den Kauf der Aktien 
eines Unternehmens verzichten. Letzterer Fall hat in den letzten Jahren häufig 
Mischkonzerne getroffen (Zugehör 2003: 81ff.) Unter den meisten Fondsma- 
nagern gelten diese aufgrund möglicher Quersubventionierung zwischen den 
Unternehmensteilen als weniger renditeträchtig. Sie sind deshalb mit einer nied- 
rigeren Nachfrage nach ihren Aktien konfrontiert und müssen häufig einen so 
genannten Konglomeratsabschlag auf ihren Aktienkurs hinnehmen. Ein hoher 
Aktienkurs ist jedoch unter Bedingungen, in denen sich die Schutz bietenden 
Kapitalverflechtungen der Deutschland AG auflösen und der europäische und 
globale Wettbewerb sich verschärfen, für viele Unternehmen sehr attraktiv. Da 
große Übernahmen häufig über Aktientausch finanziert werden, schützt er vor 
feindlichen Übernahmen, in dem er diese verteuert bzw. eigene Übernahme- 
pläne verbilligt. Daher reagierten Mischkonzerne wie Linde oder Siemens auf 
den Konglomeratsabschlag mit einer kapitalmarktorientierten Unternehmens- 
politik und begannen, sich auf ihr Kerngeschäft zu konzentrieren. Die meisten 
Dax-30-Unternehmen haben ihre Geschäftspolitik mittlerweile fokussiert. 

In jüngster Zeit jedoch mehren sich Zweifel an der Strategie, die Diversifizie- 
rung zurückzunehmen. Denn entgegen der unter Fondsmanagern verbreiteten 
Auffassung sind die Kapitalrenditen von Mischkonzernen nicht unbedingt ge- 
ringer. US-Mischkonzerne wie General Electric haben durch die Vorgabe von 
klaren Renditezielen für ihre jeweiligen Geschäftsbereiche Shareholder Value 
für ihre Anleger generiert und sind deshalb von Kursabschlägen verschont 
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geblieben. Für die Anlageentscheidung von institutionellen Anlegern scheinen 
hier die Frtragskraft des Unternehmens und sein Wachstumspotenzial wichti- 
ger zu sein als die Frage nach den Kernbereichen der Geschäftstätigkeit (Han- 
delsblatt vom. 2. Maı 2007). 

Insgesamt besteht die Bedeutung der institutionellen Anleger weniger darin, 
dass sie direkt in Unternehmen intervenieren. Dies ist der Ausnahmefall. 
Vielmehr bilden sie eın zentrales Strukturelement eines von liberalen nationa- 
len und europäischen Übernahmeregeln geprägten Marktes für Unterneh- 
menskontrolle (van Apeldoorn/Horn 2004) und üben ihre Macht indirekt 
aus. Susan Strange hat diese Form der Macht als strukturale Macht bezeich- 
net, d.h. als „the power to shape and determine the structures of the global 
political economy” (Strange 1994: 24). 

Anders sieht die Strategie freilich bei Hedge Fonds und Private Equity- 
Unternehmen aus. Beide sind in der jüngeren Vergangenheit in das Zentrum 
der medialen Aufmerksamkeit gerückt. Sie haben in den letzten Jahren ver- 
mehrt Kapital von institutionellen Anlegern zur Verfügung gestellt bekommen. 
Unter dem Eindruck des Einbruchs der Aktienkurse 2001, bei gleichzeitig ge- 
ringen Renditen auf festverzinsliche Wertpapiere, haben die institutionellen 
Anleger zunehmend so genannte alternative Investments getätigt und in Hedge 
Fonds und Private Equity Fonds Kapital angelegt. Allein die Mittelzuflüsse 
US-amerikanischer institutioneller Anleger in Hedge Fonds werden nach 
Schätzungen zwischen 2003 und 2008 von 66 auf 300 Milliarden US-Dollar 
anwachsen (Casey, Quierk and Acito/Bank of New York 2004). 

Hedge Fonds sind Investmentgesellschaften, deren Anlagestrategien im Gegen- 
satz zu Pensionsfonds oder Versicherungen kaum einer staatlichen Regulierung 
unterliegen. Mit der Liberalisierung der Kapitalmärkte ab den achtziger Jahren 
floss vermehrt Kapital in Hedge Fonds. Insbesondere die angesichts einer 
Umverteilungspolitik zugunsten von Kapitalbesitzern stark ansteigenden Ver- 
mögen extrem reicher Privatpersonen ließen die zwar risikoträchtigen aber 
auch äußerst hohe Kapitalrenditen versprechenden Anlagen in Hedge Fonds 
anwachsen. In den letzten Jahren legen auch institutionelle Anleger vermehrt 
in Hedge Fonds an. Weltweit gibt es etwa 9500 Hedge Fonds mit einem ge- 
schätzten Vermögen von ca. 1,5 Billionen US-Dollar (AG Alternative Wirt- 
schaftspolitik 2007: 26). Ihr Sitz ist häufig Offshore in einem der Steuerpara- 
diese. Im Gegensatz zu den institutionellen Anlegern und extrem reichen Pri- 
vatpersonen stehen einer breiteren Öffentlichkeit Anlagen in Hedge Fonds 
nicht zur Verfügung. Die weitgehende Nicht-Regulierung und Intransparenz 
ihrer Aktivitäten ermöglichen ihnen hochriskante Finanzgeschäfte. Über hohe 
Investitionen in Derivate sowie die Praxis der Leerverkäufe können Hedge 
Fonds sogar von fallenden Kursen profitieren.’ Außerdem greifen sie in einem 


3 Bei Leerverkäufen leihen sich die Hedge Fonds gegen eine Gebühr von einem anderen Fı- 
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überproportionalen Ausmaß auf Kredite zurück. Dieser Mechanismus erlaubt 
es ihnen, die Eigenkapitalrendite zu steigern (zur Erklärung s.u.), erhöht 
zugleich aber auch das Risiko ihrer Transaktionen, wie die Krise des Long 
Term Capital Management Fonds (LTCM), der hohe Verluste während der 
Asien- und Russlandkrise machte, gezeigt hat (Huffschmid 1999: 93). 

Neben spekulativen Aktivitäten mit Wertpapieren, Währungen und Derivaten 
versuchen Hedge Fonds hohe Renditen durch Strategien des Shareholder- 
Aktıvismus zu erzielen. Sie erwerben hierzu Minderheitsbeteiligungen an bör- 
sennotierten Unternehmen und üben Druck auf diese aus, den Aktienkurs zu 
erhöhen und höhere Dividenden auszuschütten. Einen spektakulären Fall von 
Shareholder-Aktivismus markierte der Konflikt zwischen der Deutschen Börse 
und einer Koalition von Hedge Fonds - die später auch Unterstützung von 
gewöhnlichen Investmentgesellschaften wie Fidelity erhielten -, angeführt 
durch den britischen Hedge Fonds TCI, der 8% der Aktien des Unterneh- 
mens hielt, in den Jahren 2004 und 2005. Die Deutsche Börse, ein seit einigen 
Jahren selbst börsennotiertes Unternehmen, hat sich wie viele deutsche Unter- 
nehmen in den letzten Jahren in ihrer Aktionärsstruktur stark verändert. Die 
großen Banken Deutsche Bank, Dresdner Bank und Commerzbank veräußer- 
ten ihre Anteile, an ihre Stelle traten institutionelle Anleger und Hedge Fonds, 
die mittlerweile ca. 98% der Aktien halten (Deutsche Börse 2007). Auslöser 
des Konflikts war der Versuch der Deutschen Börse, die Londoner Börse zu 
übernehmen. Die Hedge Fonds hingegen lehnten die Übernahme aufgrund 
der hohen Investitionskosten ab und verlangten stattdessen, dass die für die 
Übernahme vorgesehenen finanziellen Mittel an die Aktionäre fließen sollten. 
Der Druck der Fondsgesellschaften führte zum Rückzug der Übernahmeofferte 
und dazu, dass das Unternehmen seine Barreserven in Form eines Aktienrück- 
kaufprogramms an die Aktionäre ausschüttete. In Konsequenz des Scheiterns 
der Übernahmepläne zwangen erstmals Hedge Fonds den Vorstands- und den 
Aufsichtsratsvorsitzenden eines DAX-Unternehmens zum Rücktritt (Financial 
Times Deutschland vom 10. Mai 2005: 1; Schäfer 2006: 178ff). 

Neben den Hedge Fonds ist es das Buy Out-Geschäft von Private Equity- 
Unternehmen bzw. Beteiligungsgesellschaften, das seit einigen Jahren boomt, 
da in ihm zweistellige Renditen erzielt werden können. Bei Beteiligungsgesell- 


nanzmarktakteur, etwa einer Bank, Wertpapiere und verkaufen diese. Mit der Bank wurde in 
einem Termingeschäft vereinbart, wann die Wertpapiere zurück in ihren Besitz gehen. Der 
Hedge Fonds spekuliert darauf, dass bis zu diesem Zeitpunkt der Kurs fällt und er die Wert- 
papiere dann günstiger zurückkaufen kann. Gleichzeitig ist das Verlustrisiko bei gegenläuft- 
ger Kursentwicklung hoch. Der itreführende Name Hedge Fonds, (to hedge = absichern), 
rührt von der Praxis der Leerverkäufe her. Der in den späten vierziger Jahren geschaffene ers- 
te Hedge Fonds hatte sein Portfolio ın Aktien und geliehene Aktien aufgeteilt. Von den Ak- 
tien profitierte er bei steigenden Kursen, von den geliehenen Aktien über Leerverkäufe bei 
fallenden Kursen. Der Fonds war somit geschützt gegenüber der Marktentwicklung (Ei- 
chengreen/Mathieson 1998). 
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schaften handelt es sich um Finanzunternehmen, die über von externen Inves- 
toren finanzierte Fonds andere Unternehmen ganz oder mehrheitlich aufkau- 
fen, sie für eine bestimmte Zeit managen und dann wieder mit möglichst ho- 
hem Gewinn verkaufen. Die Konzentration vieler Unternehmen auf ıhr Kern- 
geschäft, ein zentrales Element von Shareholder Value-orientierten Reorganisa- 
tionsprozessen, führt zur Auflösung von Mischkonzernen und Veräußerung 
randständiger Unternehmensbereiche. Hier treten die Beteiligungsgesellschaf- 
ten auf den Plan und kaufen die Unternehmen. Im Gegensatz zu anderen in- 
stitutionellen Anlegern geht es dabei im Regelfall’ nıcht um Minderheitsbetei- 
ligungen, sondern um komplette Übernahmen. Der Name Private Equity ver- 
weist darauf, dass diese Finanzinvestoren eigentlich nur in nichtbörsennotierte 
Unternehmen (Public Equity = Aktien) investieren. Das äußerst hohe Volu- 
men der Mittelzuflüsse an Beteiligungsgesellschaften in den letzten Jahren lässt 
diese aber auch vermehrt nach größeren Transaktionen Ausschau halten. Da- 
mit rücken mittlerweile auch börsennotierte Unternehmen in ihr Blickfeld. 
Der Private Equity-Markt boomt seit einigen Jahren weltweit. Im Jahr 2005 
wurden mehr als 220 Mrd. US-Dollar in Beteiligungsgesellschaften investiert 
(UBS 2006: 3). Insbesondere die institutionellen Anleger erhoffen sich höhere 
Renditen durch vermehrte Investitionen in diese Form alternativer Kapiıtalan- 
lagen. In Europa werden derzeit etwa 25% aller Unternehmensübernahmen 
durch Beteiligungsgesellschaften, die größtenteils aus den USA oder Großbri- 
tannien stammen, getätigt. Dieser Trend hat auch die sich im Umbau befin- 
dende deutsche Ökonomie erfasst. 2005 waren bereits ca. 800.000 Personen in 
Unternehmen beschäftigt, deren Eigentümer eine Beteiligungsgesellschaft war. 
Im folgenden Jahr stiegen Zahl und Wert der Private Equity-Transaktionen 
stark an. Die Anzahl der von Beteiligungsgesellschaften in Deutschland über- 
nommenen Unternehmen stieg um 34 Prozent von 139 (2005) auf 186 (2006). 
Der Wert der Investitionen stieg sogar um 61 Prozent von 31,6 Milliarden Eu- 
ro auf 50,9 Milliarden Euro (Ernst & Young 2007). 

Als Mehrheitseigentümer versuchen die Beteiligungsgesellschaften, die aufge- 
kauften Unternehmen zu restrukturieren und meistens nach einer Zeit von 3-7 
Jahren gewinnbringend zu verkaufen. Der Ausstieg aus einer Beteiligung er- 
folgt entweder über den Verkauf an einen strategischen Investor’, über einen 


4 Eine Minderheitsbeteiligung an der Deutschen Telekom ist die US-Beteiligungsgesellschaft 
Blackstone eingegangen. Die Bundesregierung verkaufte 2006 staatliche Aktienanteile von 
4,5%, die von der Kreditanstalt für Wiederaufbau gehalten wurden, an Blackstone. Vermut- 
lich hofft die Bundesregierung, dass Druck von Blackstone auf das Unternehmen den Akti- 
enkurs der Telekom erhöht, wovon auch der Staat als Aktionär bei weiteren Anteilsverkäufen 
finanziell profitieren würde (Schäfer 2006: 180ff). 

5 Strategische Investoren sınd zwar auch anı Renditezielen orientiert, im Gegensatz zu Finanz- 
investoren sind für sie jedoch andere Faktoren wie der Zugriff auf Technologie oder der Zu- 
gang zu neuen Absatzmärkten wichtiger. Auch sind sie nicht vorrangig auf den Exit orien- 
tiert und nehmen eher Einfluss auf das operative Geschäft. 
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Börsengang oder, wie in der jüngeren Vergangenheit öfter zu beobachten, an 
einen anderen Finanzinvestor. Als Mehrheitseigentümer nehmen die Beteili- 
gungsgesellschaften Einfluss auf strategische Unternehmensentscheidungen wie 
größere Investitions- und Forschungsvorhaben oder die Produktpolitik eines 
Unternehmens. Der Verkauf von Randbereichen jenseits eines als besonders 
renditeträchtig erachteten Kerngeschäfts gehört ebenfalls dazu (Kamp/Krieger 
2005: 20). Das Management eines Unternehmens wird bei einer Übernahme 
entweder ausgetauscht oder, ähnlich der Praxis von Aktienoptionsprogrammen 
bei börsennotierten Kapitalgesellschaften, finanziell am Eigenkapital des Un- 
ternehmens beteiligt. 

Vor allem aber wird über Kostensenkungsstrategien der Druck auf die abhän- 
gig Beschäftigten erhöht, um darüber die Rendite zu steigern. Im Fall des Bad- 
armaturenherstellers Grohe wurde im Anschluss an den Verkauf an die Texas 
Pacific Group und Credit Suisse First Boston Private Equity ein auf Internati- 
onalisierung setzendes Restrukturierungsprogramm beschlossen, das zu einem 
massiven Stellenabbau in Deutschland geführt hat. Zwischen Juni 2005 und 
März 2007 sank die Zahl der im Inland beschäftigten Personen von 4300 auf 
3200 (Grohe 2007, Kamp/Krieger 2005: 46). Die Übernahme und anschlie- 
ßende Restrukturierung durch einen Finanzinvestor muss nicht zwangsläufig 
wie bei Grohe zu Arbeitsplatzabbau führen, sehr wahrscheinlich ist jedoch ei- 
ne stärkere Verdichtung der Arbeit durch flexiblere Arbeitszeiten oder die 
Rücknahme arbeitspolitischer Fortschritte. Allgemein werden unter den Be- 
dingungen des Finanzmarkt-Kapitalismus in den Unternehmen „Löhne, Ar- 
beitszeiten und Arbeitsbedingungen zu einer Restgröße, die flexibel an Markt- 
erfordernisse angepasst werden.“ (Dörre/Brinkmann 2005: 98) 

Neben verschiedenen Restrukturierungsmaßnahmen ist es die weitgehende 
Fremdfinanzierung der von Beteiligungsgesellschaften getätigten Übernahmen, 
die die Eigenkapitalrendite in die Höhe treibt. Durchschnittlich wird eine Über- 
nahme zu 1/3 durch Eigenkapital, das Investoren wie die institutionellen An- 
leger zur Verfügung stellen, und zu 2/3 über Fremdkapital, d.h. Bankkredite 
finanziert. Den Schuldendienst in Form von Zins- und Tilgungszahlungen 
muss das übernommene Unternehmen leisten. Zur entscheidenden Kennziffer 
wird dabei, erneut analog zu Shareholer Value-Konzepten ım Falle börsenno- 
tierter Unternehmen, der Cash Flow. Im Gegensatz zum Gewinn, bei dem 
auch Abschreibungen berücksichtigt werden, erfasst der Cash Flow den freien 
Mittelzufluss eines Unternehmens. Aus diesem möglichst konstanten Mittelzu- 
fluss° muss dann auch der Schuldendienst geleistet werden. Der Grad der 


6 Deshalb kaufen gerade Beteiligungsgesellschaften häufig neben Unternehmen Wohnungs 
baugesellschaften. Der Cash Flow in Form von Mieteinnahmen ist eine weitgehend konstan- 
te Größe und geringeren Einnahmeschwankungen unterworfen als die von konjunkturellen 
Entwicklungen abhängige Tätigkeit eines Unternehmens. In Deutschland haben Beteili- 
gungsgesellschaften zwischen 2001 und 2005 ca. 600.000 Mietwohnungen, insbesondere von 
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Fremdkapitalfinanzierung einer Übernahme durch Beteiligungsgesellschaften 
bemisst sich dann auch am erwarteten Cash Flow. Wie der hohe Fremdkapi- 
talanteil die Eigenkapitalrendite nach oben „hebelt“ - eine solche kreditfinan- 
zierte Unternehmensübernahme wird als Leveraged Buy Out (LBO) bezeichnet 
-, veranschaulicht das Zahlenbeispiel in Tabelle 2. 


Tabelle 2: Renditesteigerung durch Kreditfinanzierung 


Gesamtkapitaleinsatz 100 Mio. Euro 
| Eigenkapital 20 Mio. Euro 
Fremdkapital 80 Mio. Euro 
Kreditkosten von 8% 6,4 Mio. Euro 
Gesamtkapitalrendite 10% 
Gesamtgewinn 10 Mio. Euro 
- Kreditkosten 6,4 Mio. Euro 
Gewinn nach Zinsen 3,6 Mio. Euro 
Eigenkapitalrendite 18% 


Quelle: Huffschmid 2006 


Die Praxis des LBOs ist paradigmatisch für die im Finanzmarkt-Kapitalismus 
sich vollziehende Verschiebung der Einkommensverteilung zwischen Lohn-, 
Profit- und Zinseinkommen. Um dem Interesse von Finanzinvestoren an einer 
hohen Eigenkapitalrendite gerecht zu werden, werden aufgekauften Industrie- 
und Dienstleistungsunternehmen hohe Schulden aufgebürdet. Die Fähigkeit 
zum Schuldendienst, sowie zu weiterhin notwendigen Ersatz- und Erweite- 
tungsinvestitionen, verlangt den Unternehmen umfassende Rationalisierungen 
ab, die häufig auf Kosten der abhängig Beschäftigten gehen. Bei Veränderung 
der konjunkturellen Lage kann aufgrund des hohen Verschuldungsgrads auch 
die Existenz des kompletten Unternehmens gefährdet sein. Ein Beispiel hierfür 
ist die ehemalige Bundesdruckerei, die 2000 an die britische Beteiligungsgesell- 
schaft Apax verkauft wurde. Angesichts des hohen Schuldenstands in Konse- 
quenz des LBOs geriet das Unternehmen in die Verlustzone, stand am Rande 
der Pleite und wurde schließlich für die symbolische Summe von einem Euro 
an eine Auffanggesellschaft der Hessischen Landesbank verkauft (Kamp/ Krie- 
ger 2005: 48). 

Die Gefahr einer Überschuldung ist in den letzten Jahren angesichts des 
Booms der Beteiligungsbranche in zweifacher Weise noch gestiegen. Erstens 
werden immer häufiger in immer kürzeren Abständen Unternehmen von ei- 
nem Finanzinvestor an den nächsten weıterverkauft. Der neue Eigentümer fi- 
nanziert die Übernahme ebenfalls vornehmlich mit Krediten und bürdet diese 
dem Unternehmen auf. Sirona zum Beispiel, die frühere Dentalsparte von 


Kommunen, erworben (Die Zeit vom 5. Januar 2006: 11). 


Siemens, wurde dreimal nacheinander an Beteiligungsgesellschaften verkauft 
und ist mit einer wachsenden Verschuldung konfrontiert (Kamp/Krieger 2005: 
48). Zweitens entziehen die Finanzinvestoren den Unternehmen vermehrt über 
Sonderdividenden Eigenkapital. Diese euphemistisch als „Rekapitalisierungen“ 
bezeichneten Maßnahmen sollen den Beteiligungsgesellschaften innerhalb 
möglichst kurzer Zeit den, ohnehin nur geringen, vorgeschossenen Eigenkapi- 
talanteil zurückbringen. Oft müssen die Unternehmen zur Finanzierung der 
Sonderdividenden weitere Kredite aufnehmen. Diese Praxis, die selbst inner- 
halb der Beteiligungsbranche umstritten ist, ist nichts anderes als ein auf kurz- 
fristige Renditen orientiertes Ausplündern von Unternehmen. Die gewachsene 
Bedeutung von Sonderdividenden ist vor dem Hintergrund einer veränderten 
Zinsentwicklung zu sehen. Das nach mehrmaligen EZB-Leitzinserhöhungen 
steigende Zinsniveau verteuert Kredite und reduziert den renditesteigernden 
Effekt eines hohen Fremdkapitaleinsatzes bei Übernahmen. Die Eigenkapital- 
rendite bei einem Unternehmensverkauf einige Jahre später kann damit niedri- 
ger als erwartet ausfallen. Sonderdividenden ermöglichen daher ein schnelleres 
Zurückholen des investierten Eigenkapitals. 


4. Schlussfolgerungen 


Die angesichts wachsender kreditfinanzierter Übernahmen immer höhere 
Schuldenlast von durch Private Equity-Unternehmen übernommenen Unter- 
nehmen macht Pleiten im Falle einer verschlechterten Auftragslage immer 
wahrscheinlicher. Gepaart mit der vermehrten Kurzfristorientierung der Fi- 
nanzinvestoren, die sich in immer häufigeren „Rekapitalisierungen“ und dem 
schnellen Weiterverkauf eines Unternehmens an andere Finanzinvestoren zeigt, 
deutet diese Verhaltensweise darauf hin, dass der Private Equity-Boom einem 
vorläufigen Ende entgegen geht. Dies auch deshalb, weıl die im Sommer 2007 
aufgetretene Krise am US-Immobilienmarkt, mit ihren noch nicht absehbaren 
Konsequenzen für die die internationalen Finanzmärkte, auch die Finanzie- 
rungsmöglichkeiten der Finanzinvestoren beeinträchtigt hat. Neben der direk- 
ten Betroffenheit einzelner Hedge Fonds, die aufgrund von Spekulationen mit 
Hypothekendarlehen, die von den Kreditnehmern nicht mehr bedient werden 
können, in finanzielle Schwierigkeiten geraten sind, trifft die Finanzinvestoren 
insbesondere die Zurückhaltung der Banken in der Krise bei der Kreditvergabe. 
Übernahmen müssen vermehrt mit weniger Fremdkapital finanziert werden. 

Doch nicht nur ein sich wandelndes ökonomisches Umfeld macht den Fı- 
nanzinvestoren zu schaffen. Ihre teilweise rabiaten Verhaltensweisen und die 
hohe Verschuldung haben auch innerhalb der Gruppe der Finanzmarktakteu- 
re, ob die Rating-Agentur Moody’s, die EZB oder die Bundesbank, die Rufe 
nach einer stärkeren Regulierung lauter werden lassen. Kritisiert werden die 
Kurzfristigkeit der Investitionsstrategien, die extrem hohe Verschuldung der 
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Zielunternehmen und eine mangelnde Transparenz etwa bezüglich der Anlage- 
strategien. Die Regulierungsvorschläge beschränken sich allerdings vornehm- 
lich auf moderate Formen der Selbstregulierung, etwa dass Hedge-Fonds ihr 
Risikoprofil von Rating-Agenturen prüfen lassen sollen (FAZ vom 15. Juni 
2006). Und selbst solch moderate Forderungen nach mehr Transparenz, wıe 
sie von der Bundesregierung ım Vorfeld des G8-Gipfels in Heiligendamm for- 
muliert worden sind, scheitern am Widerstand von US-amerikanischer und 
britischer Regierung. Schließlich hat auch das Bundesfinanzministerrum im 
Sommer 2007 einen Gesetzentwurf zu Private Equity vorgelegt, der statt einer 
stärkeren Regulierung vornehmlich Steuerentlastungen für Rısikokapitalinvesti- 
tionen vorsieht (BMF 2007). 

Die widersprüchlichen Äußerungen und Verhaltensweisen staatlicher Akteure 
erklären sich aus den unterschiedlichen Funktionen des kapitalistischen Staa- 
tes. Neben der wettbewerbsstaatlichen Funktion, günstige Rahmenbedingun- 
gen für Kapitalanleger zu schaffen, müssen auch Stabilität und eine gewisse 
Legitimität gewährleistet sein. Intransparente Aktivitäten von Hedge Fonds, 
die an eine hohe Kreditvergabe der Banken gebunden sind, bergen die Gefahr 
von Instabilitäten auf den Finanzmärkten. Und der Unmut über die soztalen 
Konsequenzen des Finanzmarkt-Kapitalismus wird über die Kritik an den 
„Heuschrecken“ kanalısiert auf das Handeln einzelner Finanzinvestoren. 
Durch die Fokussierung der Kritik auf einzelne Private Equity-Unternehmen 
und Hedge Fonds wird jedoch erstens ausgeblendet, dass andere Finanzunter- 
nehmen, transnationale Industrie- und Dienstleistungsunternehmen und Regie- 
rungen - nicht zuletzt auch die rot-grüne Bundesregierung - den Übergang in 
den Finanzmarkt-Kapitalismus unterstützen. Zweitens lenkt diese plakative 
Kritik davon ab, dass unter den Bedingungen kapitalistischer Konkurrenzver- 
hältnisse einzelne Unternehmen, und damit auch Finanzinvestoren, immer 
auch von systemischen Zwängen Getriebene sind. 
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